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(Wiederaufnahme um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Wir nehmen die gestern unterbrochene Sitzung wieder auf.

Entschuldigt für heute während des gesamten Tages ist GR Stark.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 3, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen für das Jahr 2007 gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien und den Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich darf daher die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen.

In der Präsidialkonferenz wurde als Redezeit folgende Regelung vereinbart: Die Erstrednerin beziehungsweise der Erstredner jeder Partei erhält für die Spezialdebatte eine Redezeit von maximal 25 Minuten, alle übrigen Rednerinnen und Redner 15 Minuten. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn die Frau StRin Brauner in ihrer Einleitung gestern davon sprach, dass die Opposition die Berufskassandra sei, dann muss ich sagen, ich freue mich darüber, denn die Kassandra hatte Vorsehungen, die man ihr nicht glaubte. Und so hat sie ja nicht nur den Trojanischen Krieg vorhergesehen, sondern auch den Untergang der Griechen. Wenn wir jetzt die Berufskassandra sind, dann muss ich sagen, Tirol und Niederösterreich haben ja gezeigt, dass wir recht haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube überhaupt, dass es nicht angebracht ist, hier ständig davon zu reden, dass die Opposition die Stadt Wien schlechtredet, nur weil Sie nicht kritikfähig sind, meine Damen und Herren der SPÖ. Jeder Ihrer Redner hier zeigt auf, wie stolz er über das ist, was er geleistet hat. Die Superlative sind Standard in den Reden, wie die schönste, die beste, die sicherste und lebenswerteste Stadt und so weiter. Aber genau parallel dazu sagt die Frau StRin Brauner: Wir müssen noch besser werden. 

Jetzt erklären Sie mir, wenn ich schon die sicherste Stadt habe, was ist sicherer als am sichersten? Also irgendwie glaube ich manchmal, Sie wissen jetzt schon selber gar nicht mehr, wie Sie sich in Ihrem Lob und in Ihrem Stolz noch überbieten können. Also sagen wir, wir haben eine sichere und eine lebenswerte Stadt, denn das lässt tatsächlich Verbesserungen zu, die Superlative nicht mehr.

Wenn letztes Jahr die Frau StRin Brauner dem Wohnbau noch zirka eineinhalb Minuten gewidmet hat - ich habe das damals schon kritisiert, weil es im Verhältnis zu den anderen Geschäftsgruppen beinahe stiefmütterlich war -, so fiel ihr heuer überhaupt dazu nur ein Satz ein, und zwar dass die Erhöhung der Wohnbauförderung um sagenhafte 33 Millionen in Wien einen Topwert erreicht hätte. Also nicht böse sein, aber das zeugt von Inkompetenz, denn im Jahr 2000 betrug die Wohnbauförderung noch 734 Millionen und das zu einem Zeitpunkt, wo die Baupreise einen Tiefststand hatten. Das heißt, um diese 734 Millionen hat man ja wesentlich mehr machen können als das heute mit den knappen 545, 578 Millionen der Fall ist. Dazu wissen wir ja, dass für Infrastruktur immer noch zirka ein Drittel draufgeht, das heißt, das kann man ja nicht einmal dafür verwenden, um jetzt Wohnungen zu bauen.

Da möchte ich jetzt ein paar Zitate bringen, wo Sie, Herr Stadtrat, sagten, das Bauinnungsjournal hat Sie damals bei Amtsantritt zitiert: „Und daneben habe ich mit der Erhöhung der Neubauleistung einen wichtigen Schritt gesetzt, damit der Bedarf an erschwinglichem Wohnraum auch in den nächsten Jahren gedeckt ist. Oder aber wichtig ist dabei, dass wir rechtzeitig die nötigen Maßnahmen setzen, um die Nachfrage auch in den nächsten Jahren decken zu können." Und Sie sprechen dann davon, dass Sie bis zum Jahresende 2009 20 000 Wohnungen bauen wollen. 

Schon damals kam es mir insofern sehr wenig vor, als 5 000 Wohnungen ja sowieso der Standard gewesen wären, und das mal drei wären schon 15 000 Wohnungen, also Sie hätten um zirka 1 500 aufgestockt. Wie aber überhaupt nicht ausreichend das gewesen ist und mit diesen läppischen 33 Millionen EUR auch niemals hätte erreicht werden können, beweist der Wissenschaftsbericht. Denn dort steht, dass dann der jährliche Neubaubedarf laut der nun aktualisierten Prognose für die Periode von 2008 bis 2011 zwischen 8 900 und 10 700 Wohnungen liegt. Allein um 6 500 Wohnungen bauen zu können, hätten Sie schon ein Mehr um 105 Millionen EUR in der Wohnbauförderung gebraucht, und Sie sagen, mit 33 Millionen ist ein Topwert in Wien erreicht worden! Der entsprechende jährliche Förderbedarf liegt jedoch für die Periode 2008 bis 2009 zwischen 7 400 und 9 200. Wir erreichen das ja gar nicht. Das sind ja alles nur Plattitüden. Hier wird viel gesprochen, viel angezeigt und viel medial verarbeitet, was aber keineswegs den Tatsachen entspricht.

Es ist überhaupt zu befürchten, dass auch das Niveau beim Bauen nicht mehr in der Form gehalten werden kann. Denn so Projekte wie Passivhäuser, die Alternativenergien oder eben die Bike-City, familienfreundliches Wohnen, Wohnen für Behinderte, Senioren und so weiter, das wird auch immer von internationalen Architekten geplant und das wird dadurch nicht billiger. 

Der Begriff der Qualität ist einer der am meisten missbrauchten in der heutigen Konsumgesellschaft und das Neue, ohne damit Erfahrung gesammelt zu haben, wird oftmals einfach zum Besseren erklärt. Das bedeutet einerseits, die Grundstückspreise gehen in die Höhe, das heißt, Bauen wird generell teurer, andererseits werden hier sehr viele neue Modelle ausprobiert, sage ich jetzt einmal, wo die Erfahrungswerte noch nicht ausreichen, um zu sagen, wie lange wir diese Projekte haben und welche Investitionen diese Projekte in kürzester Zeit vielleicht nach sich ziehen. Wir haben einfach nicht diese Erfahrungswerte und allein, wenn man die Sanierungen nimmt und das Ganze mit THEWOSAN, die Schimmelbildungen, die zum Teil bereits international auch bekannt sind, so findet das bei uns im Budget, weil im Rechnungsabschluss ist es ja schon zu spät, überhaupt keinen Niederschlag. Das heißt, wir planen hier nicht irgendetwas ein, was wir nur verbauen, selbst da ist es schon zu wenig, sondern auch für Möglichkeiten, die aus der Sanierung herauskommen, ist wirklich nichts vorgesehen.

Selbstverständlich steigen durch die Verteuerung der Baukosten die Mieten. Wenn familienfreundliche Wohnbauten von Ihnen dann so propagiert werden, dass man für eine 100 m²-Wohnung 45 000 EUR anzahlen muss und die Miete bei über 700 EUR liegt, dann muss ich sagen, da muss eine Familie wirklich schon gut verdienen, dass sie zuerst das Geld anspart und sich dann diese Kosten überhaupt leisten kann.

Übrigens im Ranking war das in anderer Form, das wurde von Ihnen verschwiegen. Und zwar liegt Wien zum Beispiel beim Nettojahreseinkommen, und das ist ja bei diesem familienfreundlichen Wohnen besonders wichtig, an 11. Stelle von 30 bei den Volksschullehrern und an 9. Stelle bei VerkäuferInnen. Nun wissen wir ja, dass gerade VerkäuferInnen zu der schlechtestbezahlten Gruppe gehören und selbst da rangieren sie noch am Ende des ersten Drittels und die Volksschullehrer an der 2. Stelle, dazu die hohen Preise für Bauten und damit verbunden Mieten und die ständig steigenden Betriebskosten. Das ist schon eine massive Erhöhung.

Die unendliche Kette der Betriebskostenerhöhungen und der damit auf die Mieter zukommenden Belastungen will ich jetzt so im Einzelnen nicht mehr besprechen. Wir besprechen es jedes Jahr, Sie nehmen es jedes Jahr nicht zur Kenntnis. Vor jeder Wahl propagieren Sie „Keine Erhöhungen“ und sie kommen. Aber wir haben unsere Liste immer fortgesetzt. Und so ist es seit dem Amtsantritt des Herrn Bürgermeisters, dass wir schon rund 90 Einzelerhöhungen haben, allein seit dem 1.1.2006 sind es 34. Und 34 Erhöhungen innerhalb von zweieinhalb Jahren trotz allen Versprechens, dass es keine Erhöhungen geben wird, das trifft natürlich die Mieter im sozialen Wohnbau wirklich am meisten und beweist, dass Wiener Wohnen immer mehr zum gewinnorientierten Unternehmen wird.

So wurden zum Beispiel den Mietern die Passivhäuser als besonders heizkostenfreundlich angeboten und bis zur Nullgrenze sollten die Heizkosten nach unten gehen. Aber wie sieht das jetzt tatsächlich aus? Es stimmt, dass sich die Heizkosten massiv reduzieren, aber dafür steigen massiv die Stromkosten und die Warmwasserkosten. Die Strompreise stiegen im Jahr 2006 immerhin um 5 Prozent und im Jahr 2007 um weitere 6,3 Prozent oder umgerechnet auf einen durchschnittlichen Haushalt entfallen pro Jahr allein aus diesem Titel 63 EUR beziehungsweise 79 EUR an Mehrkosten auf die Familien. 

Es ist, meine Damen und Herren der SPÖ, keine Ignoranz, das aufzuzeigen. Es ist aber zweifelsohne Ignoranz, wenn die Opposition dies alljährlich tun muss, weil überhaupt keine Änderung feststellbar ist. 

Und wenn Sie schon die 45 000 EUR als familienfreundlich verkaufen, dann fragen Sie zusätzlich die Mieter der Wohnhauslagen zum Beispiel einmal im 11. Bezirk. Es gab dort mehrere Sanierungen in den Wohnhausanlagen, aber ich habe halt einmal nur drei herausgegriffen, wo durch Sanierungen die Mieten um 34 Prozent beziehungsweise um 100 Prozent gestiegen sind! Das wird noch als durchaus gerechtfertigt dargestellt! Wenn aber jetzt jemand anstelle von 201 EUR im Monat plötzlich 292 EUR zahlen muss, dann ist diese hundertprozentige Erhöhung sicher ein schwerer Einschnitt in die Familienplanung oder in die Planung eines einzelnen Menschen, der über sein Gehalt genau verfügt und weiß, was er sich leisten oder nicht leisten kann. Er verdient nämlich nicht um diesen Betrag entsprechend mehr und auch die Pensionisten bekommen um diesen Betrag nicht mehr, aber bezahlen müssen sie ihn dann trotzdem.

Nun möchte ich doch noch einmal auf dieses Problem gerade bei Sanierungen, das wir ja hier eigentlich nie so richtig beleuchten, zurückkommen. Wie sieht hier die Nachhaltigkeit aus eben wie zum Beispiel diese Schimmelbildung bei THEWOSAN? Viele neue Projekte, sowohl im Bau als auch bei der Sanierung, können in den Folgejahren teuer zu stehen kommen, denn auf Grund der fehlenden Erfahrungswerte wird der Mehraufwand wirklich nicht immer oder überhaupt nicht berücksichtigt. Man weiß zum Teil noch gar nicht, wie man zum Beispiel Schäden an Passivhäusern sanieren kann. Auch das bedarf Erfahrungswerte, das heißt auf jeden Fall, wenn Schäden eintreten, wird es teuer, weil man erst Erfahrungen sammeln muss. 

Genauso ist es auch bei den Altbauten. Es gibt noch reparaturbedürftige Häuser, die schon Aufschluss über ein mögliches Preisniveau geben würden, aber trotz aller Modernität und trotz aller Klimaschutzmaßnahmen soll doch eine gewisse Übersicht dahin gehend gewahrt bleiben, wie sich in Zukunft die Dauerhaftigkeit all dieses neuen Potenzials entwickelt.

Um noch einmal auf diese extremen Gebühren zurückzukommen, muss ich noch einmal auf die Müllgebühren einsteigen. Und zwar gibt es hier ein Plus für die Stadt Wien, nicht für die Mieter und Mieterinnen, von flotten 42 Millionen EUR. Wenn die Frau StRin Brauner schon bei der Erhöhung der Wohnbauförderung um 33 Millionen von topp spricht, dann war das hier toppest, weil das nämlich 42 Millionen waren und sie wurde allein gegenüber 2006 um 20 Prozent erhöht. Dann wäre es auch wohl sinnvoll, bei denjenigen, die an der Armutsgrenze leben und sich die Einleitung der Fernwärme nicht leisten können, das auf Kosten der Stadt Wien zu tun. Schließlich ist es hier auch eine Verbesserung der Wohnung und die Rückzahlung von finanziell schwachen Menschen ist nur durch einen geringen Mietaufschlag pro Monat einzuheben. Ich habe mit wirklich vielen Menschen gerade in Bezug auf die Fernwärme gesprochen. Menschen, die noch immer in Häusern ohne Lift fossile Brennstoffe wie Öl schleppen müssen, die vielleicht alt, krank oder sonst nicht wirklich in der Lage sind, der Umweltgedanke wird hier gar nicht angesprochen, und die einfach für eine 35 m²-Wohnung diese 5 500 EUR nicht aufbringen können. Niemand wird einem Sozialhilfeempfänger einen Kredit in dieser Höhe gewähren. Da hilft es ja auch nicht, wenn Sie die Anschlusskosten fördern. Es würde aber helfen - und das wurde mir von vielen Seiten bestätigt -, wenn man das in Form eines geringen Aufschlags zur Miete pro Monat an die Stadt Wien zurückzahlen könnte. Das wäre für die Menschen verträglich, das wäre eine Erleichterung. Deshalb bringe ich jetzt einen Beschlussantrag mit der Bitte um sofortige Abstimmung ein. (Beifall bei der FPÖ.)

Wien hätte auch noch ein entscheidendes Potenzial an vorhandener Bausubstanz, die genutzt hätte werden können, wie zum Beispiel diese Heller-Zuckerlfabrik. Es muss nicht immer der Neubau sein, wo erst teuerste Infrastruktur eingerichtet werden muss und sich Strukturen innerhalb der Bevölkerung erst entwickeln müssen, während im Umfeld von Altbauten dies bereits funktioniert. Wenn man heute, an einem ganz normalen Tag, aber auch am Wochenende durch die Wienerberg-City oder durch die Gasometer-City geht, dann ist alles leer. Es wird von den Leuten nicht angenommen. 

Es ist ja auch zu hinterfragen, nach welchen Kriterien Sanierungen durchgeführt werden. Wenn man bei Bauten wie der Hernalser Hauptstraße aus den 1920ern den langsamen Verfall in Kauf nimmt, ohne entsprechende Sanierungen einzuleiten, dann wird ab einem bestimmten Zeitpunkt das sicher überproportional teuer werden. Laufende Maßnahmen und auch hier werden die Reparaturzyklen 5, 10 und 30 Jahre, ich glaube, sie kommen bei jeder Rede vor, nicht gemacht oder nicht in ausreichendem Maße gemacht. Diese laufenden Maßnahmen würden erstens einmal den Ressourcenüberblick besser gewährleisten, man könnte sich das besser einteilen und es wäre sicher, dass mit wenig Aufwand ein größerer Erfolg erzielt werden könnte.

Aber auf dieses Objekt im 17. muss ich jetzt doch noch näher eingehen, denn es gibt viele Rätsel auf, die noch gesondert zu hinterfragen sind und ich habe auch diesbezüglich schon eine Anfrage gestellt. Eines ist aber bei diesem Objekt sicher: Eine nicht gerade leuchtende Rolle spielt die Hausverwaltung, die viel Geld kostet, also nicht die Hausverwaltung, sondern die Hausbetreuer. Die kosten viel Geld und bei diesem Objekt kann man deutlich einerseits die Hausbesorger und andererseits die Hausbetreuung sehen. Ich möchte alle Nachredner bitten, nicht wieder zu kommen und uns die Hausbesorger vorzuwerfen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na sicher, sie sind ersatzlos gestrichen worden!) Nein, nicht die Hausbesorger waren es, es war die Art, wie die Hausbesorger ihre Kompetenz überschritten haben. Das war der Grund, warum wir die Hausbesorger abgelehnt haben. (Beifall bei der FPÖ.)

Jedenfalls ist hier bei den Höfen deutlich bemerkbar: Dort, wo der Hausbesorger arbeitet, dort sind die Grünanlagen gepflegt. Es wird der Schnee geräumt, nämlich so geräumt, dass jene, die in der Früh zur Arbeit müssen oder was immer ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ihr habt ja die Hausbesorger abgeschafft!) Ja, das haben Sie gerne, wir sind für alles verantwortlich, was Sie zuerst verbockt haben. So schaut es aus. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na, ihr habt sie ja abgeschafft! - Aufregung bei der SPÖ.)
Es wird das Laub weggebracht. Ganz anders schaut es aus, wo die Hausbetreuung ist. Um 16.20 Uhr liegt der Schnee, sodass die Leute nicht einmal mit den Stiefeln durchgehen können. Wochenlang bleibt dort das Laub liegen. Die Grünanlagen verkommen. Aber verrechnet werden dem Mieter alle Leistungen und der hat leider nicht die Chance, einfach auszuwechseln. (GR Dr Herbert Madejski: Da gibt es einen Kontrollamtsbericht!) Ja genau, da gibt es auch noch einen Kontrollamtsbericht. (GR Dr Herbert Madejski. Da steht alles schwarz auf weiß!)
Ein Anliegen, das in letzter Zeit immer Mehrkosten verursacht, ist sicherlich auch die Mediation. Wir haben hier schon oft diskutiert, aber wie zielführend diese teuren Maßnahmen sind, wo zu hinterfragen ist, wie nachhaltig sie sich gestalten, also wie nachhaltig diese Aktionen im sozialen Wiener Wohnbau sind, lässt sich so nicht einfach sagen. Denn, Herr Stadtrat, eines ist klar: Sobald bekannt wird, dass Sie die eine oder andere Anlage besuchen, um sich vor Ort zu überzeugen, ob es funktioniert, wissen ja die Hausbewohner schon Tage oder Wochen vorher, dass Sie kommen, und da wird geschrubbt und gesäubert und alle Maßnahmen werden getroffen, um hier ein Bild vorzuspiegeln, das in Wirklichkeit so überhaupt nicht existiert. Es wäre höchste Zeit, auch im Wohnbau endlich die Einhaltung von Minimalregeln im Zusammenleben wie etwa Lärmreduktion, Mülltrennung und so weiter vorzuschreiben und auch auf die Einhaltung zu achten, denn die Vorschreibung alleine genügt ja nicht. Es würden damit wiederum sehr viele Kosten gespart werden, die letztlich - und auf das kommt es immer wieder heraus - nicht Sie tragen, sondern die Mieterinnen und Mieter im sozialen Wiener Wohnbau. 

Vieles geschieht in dieser Stadt sicher auch zum Positiven, aber wenn man nicht bereit ist, die Negative in Selbstkritik zu sehen oder ändern zu wollen, dann werden die künftigen Budget‑ und Rechnungsabschlussdebatten auf dem gleichen Niveau gehalten werden müssen wie bisher, ob Ihnen das nun gefällt oder auch nicht. Niemand von uns würde im Gegensatz zu manchen Ihrer Mandatare - und auch das muss man einmal an die SPÖ richten - Wien im Ausland oder auch Österreich schlechtreden. Aber hier ist es das Podium, aufzuzeigen, was verbesserungswürdig ist. Wenn Sie von sich so überzeugt sind, wie Sie uns das weismachen wollen, wozu brauchen Sie dann unsere Anerkennung, um die fast jeder Ihrer Redner hier gebuhlt hat?

Sie haben die Probleme zu lösen und Sie tun es nicht und wir werden sie weiter aufzeigen. Die letzten beiden Wahlen haben sehr wohl gezeigt, dass das Vertrauen auf unserer Seite war und nicht auf jener, die alles zum Besten, zum Schönsten und Sichersten reden. Wir bleiben dabei und der Erfolg gibt uns recht. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Vorsitzender! Guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Wie ich heute mit der U-Bahn hierher gekommen bin, ist mir aufgefallen, dass in dem „Heute“ wieder so ein „Wohn spezial“ drinnen ist, wie wir es eh schon aus den letzten Jahren kennen. Was wirklich augenscheinlich ist, ist, dass sich das ziemlich verändert hat. Als der ehemalige StR Faymann der Wohnbaustadtrat war, waren das meistens so schöne Architekturbilder, sage ich. Nun hat sich das in eine Darstellung gewandelt, dass man den Dialog sucht, dass man die Gebietsbetreuungen fördert. Deshalb würde ich sagen, das muss man anerkennen, das glaub ich ... (Lautsprecher fällt aus.)

Also ich hoffe, die Zeit ist jetzt gestoppt worden oder wird dazugerechnet, weil es ja nicht meine Schuld war.

Noch dazu habe ich aber gesagt, dass ich glaube, dass es in den Ohren des Herrn Stadtrats sehr angenehm geklungen haben muss, eine Anerkennung dafür, dass die Geschäftsgruppe immer mehr die soziale Dimension des Wohnens erkennt und auch Schritte in diese Richtung setzt, nicht in diesen Dimensionen wie wir uns das wünschen würden, aber immerhin in diese richtige Richtung. Mein Kollege David Ellensohn wird nachher in seinem Beitrag über die Geschäftsgebarung Wiener Wohnen über andere Details der Geschäftsgruppe sprechen. Ich habe mir heute vorgenommen, über ein besonderes Stück unserer Stadt zu sprechen, weil ich es für ein sehr symbolträchtiges Stück unserer Stadt halte und weil es noch überhaupt nicht in dieses Bild passt, das ich eben vorhin beschrieben habe, dass man das Wohnen als wichtigen Faktor auch für das soziale Gleichgewicht in der Stadt versteht.

Ich möchte über einen Bau sprechen, der morgen in der Gemeinderatssitzung auf der Tagesordnung stehen wird. Ich habe das deswegen auf heute vorgezogen, weil ich eben finde, dass es symbolträchtig ist und andererseits weil ich hoffe, dass wir diesen Punkt von der Tagesordnung noch absetzen können und eine bessere Lösung finden. Ich werde versuchen, Sie jetzt davon zu überzeugen. 

Es geht um die „Stadt des Kindes“ im 14. Bezirk. Dieses Bauwerk hat eine lange, symbolträchtige Geschichte. Es wurde 1969 von der Stadträtin für Soziales Maria Jacobi initiiert, ein Kinderheim, das für die sozial Schwächsten unserer Gesellschaft vorgesehen eine ideale Wohnsituation bieten sollte. Es wurde 1974 fertiggestellt. Es gab ein Wettbewerbsverfahren, es gab verschiedenste hochwertige Preisträger. Das Projekt des Architekten Schweighofer hat gewonnen und wurde realisiert. Es wurde dann 1974 fertiggestellt und bezogen. Es haben das viele zeitgenössische Journalisten gut beschrieben. Ich möchte Ihnen jetzt ein paar Zitate aus den damaligen Zeitungen vorlesen, weil ich Ihnen auch in Erinnerung rufen will, wie stolz wir eigentlich auf dieses Bauwerk sein müssten. Schon 1969 hat in der „Arbeiterzeitung“ jemand geschrieben, die „Stadt des Kindes“ sei eine würdige Fortsetzung der diesjährigen Pionierleistungen der Wiener Stadtverwaltung auf sozialem Gebiet. Oder beispielsweise: „Auch dieses Projekt ist modern, originell und überzeugend, weil ihr eine moderne, originelle und überzeugende gesellschaftliche Idee zugrunde liegt." 

Dieser Tagesordnungspunkt, der morgen auf der Tagesordnung ist, beinhaltet eben, dass Teile dieser Anlage abgerissen werden können, eigentlich mehr als die Hälfte, und deutet darauf hin, dass wir diese gesellschaftliche Idee, die da beschrieben ist, diese moderne, originelle und überzeugende nicht mehr verstehen, nicht mehr nachvollziehen oder nichts mehr damit anfangen können. Es wurde auch davon gesprochen, dass dieser Bau ein Bau ist, der eine bessere Welt abbilden soll, dass in diesem Bau der soziale Gedanke auf eine ganz eindrucksvolle Weise umgesetzt ist, sodass er international Beachtung gefunden hat und sich zahlreiche Menschen aus aller Welt dieses Bauwerk angesehen haben und dass es eigentlich zu einem unserer bedeutendsten Denkmäler dieser Zeit gehört, nämlich auf Grund dieses Symbolwerts der sozialen Idee und der baulichen Umsetzung. 

In den 90er Jahren kam auf Grund eines damals pädagogischen Konzepts der Beschluss der Schließung dieser Anlage. 2002 wurde sie dann wirklich geschlossen und diente dann später zwischen Mai und September 2004 einer Nutzung als Flüchtlingsheim. 2002 hat man sich noch entschieden, dieses Areal zu verkaufen. Ein sozialutopisches Projekt wollte man verwirklichen. Das stand damals so in der Ausschreibung. Man hat nach Bauträgern gesucht, die die Idee dieses Baus fortführen können, die auch das bestehende Schwimmbad erhalten und fortführen und der Allgemeinheit zur Verfügung stellen und hat eben dann nach dieser Auslobung im Juni 2005 nach einer Jurysitzung und nach diversen Gesprächen beschlossen, dieses Areal, die „Stadt des Kindes“ und die umliegenden herrlichen Grünräume direkt am Wienerwald an die Bauträger ARWAG und Wiener Heim zu verkaufen und zwar unter gewissen Bedingungen: Das Schwimmbad soll der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen und es ging auch um einen sehr sensiblen Umgang mit der Bausubstanz. 

Weil damals die Vertragsgestaltung so lange gedauert hat, haben wir dann eine Anfrage an den Herrn damals noch StR Faymann gestellt, wie es jetzt mit dem Verkauf und den Verhandlungen ausschaut. Er hat uns dann schriftlich geantwortet, ich zitiere: „Im Hinblick auf die Besonderheit der Aufgabenstellung erfolgt darüber hinaus eine intensive Abstimmung zwischen den Vertretern der Bietergemeinschaft und Herrn Mag Arch DDr Schweighofer, dem Planer der Anlage, mit Unterstützung des Bundesdenkmalamtes, um noch vor einem Vertragsabschluss die Rahmenbedingungen für einen bedachtsamen Umgang mit dem Bestand einvernehmlich festzulegen." 

Wie mir scheint, hat man dieses Ziel ziemlich aus den Augen verloren, diesen bedachtsamen Umgang mit der Substanz. Mir ist auch nicht ganz klar, wie Sie diesen Schwenk jetzt vollzogen haben. Es hat ja letztes Jahr relativ gut ausgesehen, nachdem schon Gerüchte im Raum waren, dass die ARWAG da Interesse hätte, Teile davon abzubrechen, nachdem die Wohnbauförderung geändert wurde und es hieß, es ginge sich aus. Ich habe mir das auch vom Architekten bestätigen lassen, dass dadurch, dass sie mehr Nutzfläche im Inneren der Baukörper und auch mittels anderer Möglichkeiten geschaffen haben, es durchaus möglich wäre, die Anlage zu erhalten, zur Gänze zu erhalten und auch wieder mit einem sozialen Leben zu erfüllen. Es gab dann auch diverse Aussendungen. 

Heute, glaube ich, wird der Staatssekretär Schieder angelobt, der damals zum Beispiel noch im Gemeinderat gesagt hat: „Klar war auch, dass mit der im Jahr 1974 nach Plänen von Anton Schweighofer errichteten „Stadt des Kindes“ mit Bedacht umgegangen werden muss. Auf Grund dieses Auswahlverfahrens wurde von einer unabhängigen Jury das Projekt ARWAG – Mischek ausgewählt.“ Also, es war damals sehr wohl das Ziel, die Anlage zu erhalten und es ist, wie gesagt, unerklärlich, wieso man sich jetzt von diesem Weg verabschiedet hat. 

Es gibt eine Reihe von Leuten, die den Wert dieser Anlage für die Stadt erkennen. Nicht nur die Journalisten von den 70er Jahren, sondern da gibt es zum Beispiel auch die ehemaligen BewohnerInnen. Es gibt eine Gruppe von Kindern, die in diesen Häusern aufgewachsen sind, die sich dafür einsetzen, die Anlage zu erhalten. Es gibt natürlich auch viele Architekturkundige, die den Wert dieser Anlage erkennen und es gibt auch Sozialinitiativen, die durchaus Interesse hätten, Teile der Anlage zu übernehmen. 

Es stimmt, ich habe gestern mit dem Herrn Stadtrat lange darüber gesprochen, es gibt leider noch nicht den Projektentwickler, der jetzt das fixfertige Projekt mit sozialer Nutzung und wie sich das Ganze rechnet vorlegen kann. Aber ich glaube, das ist auch darauf zurückzuführen, dass die ARWAG bisher total mit verdeckten Karten gespielt hat. Die Berechnungen, wieso sich das Ganze jetzt nicht mehr ausgehen soll und wieso man Teile abbrechen möchte, sind nicht einsehbar. Selbst die Architekten, die dieses Projekt planen sollen, haben diese Zahlen nicht zu Gesicht bekommen. Daraus leitet sich auch ein großer Teil meines Zweifels an manchen Zahlen dieser Berechnungen ab, weil wenn man das so nahtlos beweisen könnte, dann müsste man ja nicht die Offenlegung scheuen.

Es haben sich jetzt eine Reihe von Initiativen für dieses Projekt eingesetzt. Es sind ein paar Vertreter heute hier zu Gast und werden sich die Debatte zu diesem Punkt anhören und hoffen auch, dass wir bis morgen erreichen können, dass dieser Tagesordnungspunkt morgen von der Gemeinderatstagesordnung abgesetzt wird. (Beifall und Rufe von der Besuchergalerie.)

Es wurde eine Petition verfasst, ein offener Brief zur Erhaltung der „Stadt des Kindes“ und den möchte ich Ihnen auch nicht vorenthalten. Ich werde Ihnen den kurz vorlesen. Es haben innerhalb der letzten fünf Tage immerhin über 300 Leute diese Petition unterschrieben. Das ist für diesen kurzen Zeitraum beachtlich und insofern möchte ich Ihnen das nun zur Kenntnis bringen: 

„An den Herrn „Amtsf StR Dr Michael Ludwig.

Die ‚Stadt des Kindes’ galt einst als Paradejugendheim und Vorzeigeprojekt der Stadt Wien. Die in den 70er Jahren errichtete Anlage war durch die Verkörperung von neuen sozialpädagogischen Ansätzen und deren architektonischer Umsetzung beispielgebend. Kaum ein österreichisches Bauwerk der jungen Vergangenheit hat mehr internationale Beachtung erfahren als die ‚Stadt des Kindes’.

Nun soll in der Sitzung des Gemeinderates morgen am 25. Juni eine Vertragsänderung zwischen der Stadt Wien und der ARWAG als Liegenschaftseigentümerin der ‚Stadt des Kindes’ beschlossen werden, wo sie die Möglichkeit einräumt, mehr als die Hälfte der Anlage abzureißen und stattdessen Neubauwohnungen zu errichten. Dies bedeutet eine Zerstörung des strukturellen Zusammenhanges der Anlage und der dahinter stehenden sozialen Ansätze des Vorzeigeprojektes des roten Wien der 70er Jahre.“ 

Und bitte lassen Sie sich das, vor allem die Kollegen der Sozialdemokratischen Fraktion, auf der Zunge zergehen: „ein Vorzeigeprojekt des sozialen Wien“. Das ist in etwa so, als wenn man den Karl-Marx-Hof der 30er Jahre jetzt teilabbrechen würde, weil man damit nicht mehr umgehen kann. Er steht schon unter Denkmalschutz. Das ist bei der „Stadt des Kindes“ leider noch nicht der Fall, aber das ist auch noch möglich. Wir hoffen sehr, dass das Denkmalamt diesen Weg jetzt einschlägt und erkennt, welche Anlage sie hier zu schützen hätte. Stellen Sie sich vor, der Karl-Marx-Hof wird teilabgebrochen! Nun haben Sie das mit einem Bau mit einem ähnlichen Symbolgehalt der 70er Jahre vor. 

„Die Unterzeichneten unterstützen den Aufruf von DOCOMOMO Austria, sprechen sich vehement gegen die Abbruchpläne aus und fordern die Erhaltung der Gesamtanlage sowie ein neues Nutzungskonzept, das mit der vorhandenen Substanz sensibel umgeht.“

Die Menschen, die das unterzeichnet haben, konnten auch Kommentare abgeben, ich möchte Ihnen einige ausgewählte vorlesen: 

Zum Thema Kultur: „Wien wirbt damit, eine Kulturstadt zu sein. Bei der Erhaltung der ‚Stadt des Kindes’ haben die Stadtverantwortlichen die Chance, dies zu beweisen.“ 

Oder zum Thema Idealstadt: „Ich möchte darauf hinweisen, dass die ‚Stadt des Kindes’ neueren Studien zufolge einem räumlichen Idealstadtmodell entspricht, einem Prototyp einer Stadt im Kleinen mit einer reichen, vielfältigen Infrastruktur, weshalb eine Amputierung des Ensembles einer Zerstörung gleichkommt.“ 

Oder: „Die Nachnutzung ist sicher eine große Herausforderung und nicht einfach zu lösen. Doch große Aufgaben waren selten einfach zu lösen. Die Anlage bedeutet für das Grätzel die Chance, sich nochmals besonders zu positionieren und unverwechselbaren Charakter in die heutige Zeit zu transferieren. Eine große Aufgabe für eine große Stadt.“

Ich möchte noch einmal an Sie appellieren, Herr Stadtrat: Zeigen Sie sich dieser Aufgabe gewachsen. Seien Sie mutig und wagen Sie es, morgen diesen Tagesordnungspunkt abzusetzen, damit wir noch Zeit haben, Lösungen zu finden. Ich denke, es haben hier auch Leute Stellung bezogen, Architekten, Bauleute, die ihr Fach verstehen und auch sehr überzeugend dargelegt haben, dass es möglich ist. Es gilt möglicherweise, jemanden zu finden, der die soziale Nutzung dort fortführen möchte. Aber ich glaube nicht, dass man mit diesem Vorzeigeprojekt des sozialen Wien jetzt darauf abziehen sollte, Gewinn zu machen. Wir haben im Gespräch von den Leuten gehört: „ Der Stadtrat sagt zu mir: Na ja, wenn wir es verschenken, wird sich schon jemand finden.“ Das glaube ich auch. 

Wieso leisten wir es uns nicht, dieses Kulturgut zu erhalten, indem wir es günstig zur Verfügung stellen? Auch noch gar nicht angesprochen wurde das Schwimmbad, wo aus meiner Sicht überhaupt nicht einzusehen ist, warum das aus Mitteln der Wohnbauförderung saniert wird. Wieso erklärt sich nicht die StRin Laska, zuständig für Jugend und Sport, bereit, das Schwimmbad zu betreiben beziehungsweise jetzt so zu unterstützen, dass man es wieder sanieren kann? Gestern wurde angesprochen, dass das Waldbad Penzing geschlossen ist, dass es nicht funktioniert, dass man mit dem dortigen Betreiber Probleme hat. Wieso sagt man dann nicht: Okay, die „Stadt des Kindes“, dieses Bad kommt aus diesen Mitteln. Dann hätte man schon einen großen Brocken Geld weg vom Wohnbau. Dann wäre es sicher möglich, dieses Projekt zu erhalten und diesen sozialen Gedanken vorzuführen.

Ich glaube, ich habe viele Argumente gebracht. Wir können uns ja morgen dann beim Tagesordnungspunkt noch einmal damit auseinandersetzen. Aber wie gesagt, ich habe das heute hier im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte gewählt, weil ich es doch für symptomatisch finde, wie man in dieser Stadt mit Werten umgeht. Das richtet sich jetzt nicht nur an die Geschäftsgruppe Wohnbau, sondern auch an andere, wie man beispielsweise mit dem Kahlenberg umgegangen ist. Es gibt unzählige Plätze in der Stadt, Steinhof ist auch morgen auf der Tagesordnung, wo man meiner Ansicht nach nicht erkennt, dass das Schätze sind, Filetstücke der Stadt, die, wenn man sie jetzt aufgibt, wenn man sie jetzt verkauft, für immer verloren sind. Diese Werte sollten wir uns in dieser Gesellschaft leisten zu erhalten.

Wie gesagt, ein letztes Mal der Appell an Sie, diesen Tagesordnungspunkt morgen nicht zu beschließen und den sozialen Gedanken in dieser Stadt auch im Wohnbau weiter fortzuführen! - Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist StR Walter. Ich erteile es ihm.

StR Norbert Walter, MAS: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Vielleicht kurz auf die „Stadt des Kindes“ eingehend, auf die Kollegin Gretner. Selbstverständlich ist es immer ratsam, etwas zu erhalten, aber irgendjemand muss es auch bezahlen. Und ich gebe Ihnen schon recht, wenn man das will, dann muss man auch Geld zur Verfügung stellen. Nachdem wir jetzt bei Wohnen sind, ist es der falsche Platz, denn ist es ein Kulturdenkmal, dann gehört es in die Kultur. Dann muss man sich überlegen, was man danach damit tut.

Das Projekt, das jetzt angedacht ist, als gemischter Wohnbau und Teile zu erhalten, halte ich persönlich, zumindest sagen das die momentanen Projektbetreiber, für finanzierbar. Ob es dann auch so ist, wird man sehen und was dann übrig bleibt, da hoffe ich doch, dass zumindest noch Restteile der „Stadt des Kindes“ zu sehen sein werden. 

Ich meine, wir wissen heute natürlich, dass die soziale Anforderung eine andere geworden ist, dass diese Stigmatisierung der Kinder und diese Wohnform heute nicht mehr stattfinden. Ich gebe Ihnen insoferne recht, dass es architektonisch natürlich ein reizvolles Denkmal ist. Aber wie gesagt, wenn man nicht weiß, was man damit tun soll und wenn man kein Geld zur Verfügung stellen will, dann ist allemal eine leistbare Lösung mit Wohnbau für mich besser als gar keine. (Beifall bei der ÖVP.)

Zur Kollegin Frank, ganz kurz. Ja, wir sind auch für Hausbesorger und ich gebe Ihnen recht, dass man Hausbesorgern das Aufgabengebiet klar vorgeben soll und so weiter. Aber eines möchte ich auch sagen: Die freie Wahl gehört der Hausgemeinschaft. Ich will nicht unbedingt haben, dass die Hausgemeinschaft einen Hausbesorger auf die Nase gedrückt bekommt, sondern sie muss frei wählen können, ob sie den haben will oder nicht. (StR Johann Herzog: Das ist keine Frage, bitte!)

Vielleicht darf ich da auch ein ganz kleines Thema ansprechen: Die HausbetreuungsGmbH war ursprünglich sicher eine sehr, sehr gute Idee, weil Privatisierung in der Regel bedeutet, etwas auch günstiger zu machen. Privatisierung bedeutet schneller, besseres Service und so weiter, zum Kunden oder zur Kundin zu kommen. Ich muss aber feststellen, das hat in dieser Form nicht wirklich funktioniert. Also die Beschreibung hiezu gibt es und es hat dazu natürlich auch einen Kontrollamtsbericht gegeben. Da bin ich der Meinung, das muss man anders, besser, seriöser, schneller, qualitativ hochwertiger regeln, ansonsten macht eine Ausgliederung, eine GmbH, null Sinn. 

Lassen Sie mich etwas zum Thema Eigentum sagen. Wir haben letztes Jahr im geförderten Wohnbaubereich nur 130 Wohneinheiten gefördert. Wir bauen zirka 5 000 Wohneinheiten und davon nur 130 geförderte. Ich weiß schon, es wird immer argumentiert, es gibt keine Nachfrage. Jede Umfrage und jede Studie sagt, wir wollen Eigentum haben. Warum können es sich die Menschen nicht leisten? Weil die Eigentumsförderung gegenüber der Mietförderung krass benachteiligt ist. Ich verlange hier ganz deutlich eine Parallelität, eine echte Wahlfreiheit zwischen Miete und Eigentum. Solange wir so mit den eigentumsliebhabenden Menschen umgehen, werden wir diese sicher nicht zufriedenstellen können. Gerade im Hinblick auf die soziale Verantwortung für die Zukunft und für das Älterwerden ist die Eigentumsdimension nicht eine Vermögensdimension und somit auch keine politische Auseinandersetzung, sondern sie ist eine Frage des Wollens, des Bereitstellens und des Könnens. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich halte auch die momentane Kontingentierung für einen ersten Ansatz, aber sie ist sicher nicht ausreichend. Unsere Bestrebungen dahin gehend sind massiv in Richtung Eigentumsförderung und zwar zu leistbarem Eigentum zu kommen. Wir wissen, dass gerade heute in der Preisentwicklung, ob das bei den Grundstückspreisen - und jetzt mache ich hier einen kurzen Schwenk, auch die Stadt Wien beteiligt sich ja an der Preisspirale nach oben. Die Stadt Wien tritt als Grundstückskäufer auf und verteuert damit natürlich auch massiv die Grundstückspreise. Das muss uns klar sein. Und das Argument, na ja die Stadt Wien hat wohl das Recht, Grundstücksreserven anzukaufen, das finde ich auch. Nur, wenn ich mir die Reserven anschaue, dann denke ich, wir haben im Moment so viel an Grundstücksreserven, die nicht bebaut werden können und ich erinnere nur an Aspern. Aspern entwickeln wir, jetzt weiß ich nicht, 20 Jahre. Aspern wird bis heute nicht gebaut. Aspern ist mittlerweile so weit, dass man dort nur wieder geförderten Wohnbau hinbringt. Die gemischte Nutzung und der spannende neue Stadtteil, die Durchlässigkeit in die Randgebiete und, und, und - ich habe das hier an dieser Stelle schon ein paar Mal gesagt -, ist bis heute nicht gegeben. Ich halte das, ganz gelinde gesagt, für verantwortungslos für die nächsten Generationen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ebenso wenn ich mir die Rücklagen und die Grundstücksreserven im Wohnfonds anschaue. Ich denke, wir haben so viele innerstädtische Reserveflächen, die zuerst bebaut gehören, die zuerst gemacht gehören. Vor allem hier könnte die Stadt Wien über den Wohnfonds, und wir wissen auch, dass der Wohnfonds nicht ganz schlecht dotiert ist auch in den Vermögenswerten, da kann die Stadt Wien hergehen und die Gründe doch etwas verbilligt zur Verfügung stellen. Es sind Baurechte, die zum einen Teil schon passieren, die können durchaus noch wesentlich mehr sein. Aber ich finde, man kann auch die Gründe günstiger verkaufen, weil das eine sozialpolitische Maßnahme und Aufgabe wäre, um letztendlich den jungen Familien leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich zur Leistbarkeit in Summe überhaupt etwas sagen. Ich glaube, wir entwickeln uns in eine Richtung, die niemand haben will. Sie als SPÖ haben die absolute Verantwortung dafür, dass die Gebühren in dieser Stadt massiv nach oben geschraubt werden, wie andererseits das rapide Geschichte machen müsste, dass man die Wohnbeihilfe jedes Jahr um enorme Millionenbeträge ausdehnen muss. Ist das Sozialpolitik, meine Damen und Herren? Ich halte das, gelinde gesagt, auch für verantwortungslos für die Menschen in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie wissen noch eines: Die Wohnbaufördermittel, die die Stadt Wien zur Verfügung stellt und es sind gar nicht wenige, die kommen ausschließlich vom Bund. Die Stadt Wien selbst ist eines der wenigen, ich nenne es jetzt Bundesländer, die keine Mittel zur Verfügung stellen. Das sind ausschließlich Gelder des Bundes. Hier appelliere ich an Sie: Sie haben so viele Mehreinnahmen aus Kanal, Müll, Wasser - warum geben Sie nicht zumindest einen Teil den Menschen in dieser Form zurück? (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn ich das ökologische Thema noch kurz anreißen darf, das ist ein zentrales Thema. Wenn ich an das westlichste Bundesland erinnern darf, Vorarlberg hat sich vor zirka zwei Jahren zum Ziel gesetzt, es darf nur mehr Passivhaus-Bauten in Vorarlberg geben. Ich weiß schon, auch ich bin ein Skeptiker. Aber wieso setzt sich die Stadt Wien nicht das Ziel, à la longue auch Passivhaus-Standard zu erreichen? 

Dasselbe Thema haben wir bei Solarförderung. Wir machen einzelne Projekte. Wir zeigen immer wieder ein bisserl was her, da ein bisserl was, dort ein bisserl was, aber in Wahrheit nichts Durchgängiges, nichts Flächendeckendes. Wo bleibt das 1 000-Dächer-Solarpro-
gramm? Warum verpflichten wir unsere Wohnbauträger nicht, zumindest auf die neu gebauten Häuser einen Anteil an Solarenergie zu bringen? Warum tun wir das nicht? (Beifall bei der ÖVP.)
Von der Ökologie ist es nicht weit zur Sanierung. Sanierung bedeutet auch immer, leistbare Sanierung zu machen. Die Stadt Wien geht hier einen sehr guten Weg. Was ich immer kritisiert habe, ist, dass wir nur mehr viele Einzelsanierungen machen. Wenn man sich die Sanierungsstatistik anschaut, dann ist sie nicht wirklich berauschend, denn sie geht einzig in THEWOSAN wieder etwas nach oben. Allerdings, alle anderen sind sinkend. Wenn ich mir das anschaue, die Sockelsanierung, THEWOSAN geht ganz leicht nach oben, erreicht aber trotzdem nicht die Werte von 2.5, 2.6. Jetzt weiß ich schon, da war ein Wahlkampf, da haben wir halt schnell ein bisserl erhöht und dann sind wir wieder aufs Normalprogramm zurückgefahren. Warum leisten wir uns das nicht, ganze Grätzel zu sanieren, mit allem Drum und Dran, eine anständige Durchmischung zu machen, ob das Sozialeinrichtungen sind, ob das Schulen sind, Kindergärten? Warum trauen wir uns das nicht? Es gibt genügend Beispiele in der Stadt, die schon gelungen sind. Warum tun wir es nicht?

Was wir momentan bei der Sanierung haben, sind hohe Standards, Qualität. Aber wohin wird die Leistbarkeit führen? Wenn ich mir die Mietentwicklung, auch in der Sanierung, anschaue, dann haben wir eine unheimlich große Sanierungsoffensive und damit meine ich nicht nur die Ausdehnung der Sanierung, damit meine ich auch die Ausdehnung der Förderung, dann wird es uns nicht gelingen. Wir schließen im Moment zahlreiche private Bauträger von den Sanierungen aus, weil es entweder viel zu lange dauert, bis die behördlichen Verfahren abgewickelt werden. Wir schließen sie deshalb aus, weil sie zum Teil mit den Flächenwidmungsplänen nicht übereinstimmen. Wir schließen sie deshalb aus, weil wir ganz einfach kein wirkliches Interesse haben. Ich appelliere dringend an Sie: Gehen Sie offensiv auf die Bauträger, auf die Hausbesitzer zu! Machen Sie diese Stadt wieder lebenswerter! (Beifall bei der ÖVP.)
Zu guter Letzt noch ein Thema, das mir auch sehr am Herzen liegt, das Thema Sicherheit im Wohnbau. Die Stadt Wien gibt zirka 800 EUR für Sicherheitstüren, wenn sie älter als 25 Jahre in einem Wohnbau sind. Ich frage ich Sie: Was hat die Sicherheit mit dem Alter des Wohnbaus zu tun? Gar nichts! Es ist nämlich völlig egal, wie alt der Bau ist. Wenn die Sicherheitstüre nicht da ist, dann ist sie nicht da. Ich appelliere an Sie, nehmen Sie sich ein Beispiel an den Niederösterreichern, die fördern die Sicherheitstüren mit bis zu 2 000 EUR, egal wie alt der Bau ist und nicht mit einem Almosen von 800 EUR! (Beifall bei der ÖVP.)
Ein bisserl erinnert mich das dann schon, wenn ich mir das Ganze so anschaue und das beim Thema Sicherheit auch - und jetzt mache ich noch einen letzten Schwenk zu Wiener Wohnen, wo es massivste Beschwerden gibt, massivste Beschwerden über das Service der HausbetreuungsGmbH, weil dort offensichtlich niemand in der Lage ist, ein Stück Rasen oder ein Stück Wiese abzumähen, wo die Halbmeter hohe, ich sage jetzt einmal Gstätten vor den Haustüren haben müssen und dass sich dort die Menschen aufregen, das kann ich nachvollziehen.

Warum sind Sie nicht in der Lage, das Service auszubauen? Wenn Sie nicht in der Lage sind, dann appelliere ich dringend an Sie: Machen Sie noch mehr Privatisierung von Wiener Wohnen! Geben Sie den Menschen die Chance, sich private Hausverwaltungen zu suchen, damit sie besser, qualitätsvoller und schneller serviciert werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Und ich meine das ernst. Wenn das Flaggschiff des sozialen Wohnbaus zum unüberschaubaren Monster wird, dann bin ich auch dafür, dass die Stadt Wien und Sie wissen es selbst, die gemeindeeigenen Reihenhäuser sind sowieso am Markt nicht zu bekommen - warum verkaufen Sie sie nicht an die Bewohnerinnen und Bewohner? Geben Sie den Mieterinnen und Mietern eine Chance, sich diese anzukaufen. Sie werden besser drauf schauen als heute die Verwaltung von Wiener Wohnen. Geben Sie den Menschen die Chance, diese Reihenhäuser zu kaufen! Geben Sie Ihnen die Chance, sich selber damit zu befreien, wenn Sie schon nicht in der Lage sind, sie anständig zu verwalten. Ich erinnere nur an eine Siedlung im 13. Bezirk, die mein Kollege Bernhard Dworak dann sicher noch ansprechen wird.

In diesem Sinne können wir dem heutigen Rechnungsabschluss nicht zustimmen. Wir können ihm aus den genannten kritischen Punkten nicht zustimmen. Aber ich kann Ihnen auch versichern, Herr Stadtrat, wenn es im nächsten Budgetvoranschlag eine deutliche Gleichstellung der Eigentumsförderung, eine deutliche Ausweitung der Sanierung, eine deutliche Offensive in diesem Bereich geben wird, dann kann sich auch die ÖVP-Wien eine Zustimmung wieder vorstellen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Da wir den Rechnungsabschluss als Tagesordnungspunkt haben, werde ich zum Rechnungsabschluss 2007 zumindest auch einige Zahlen erwähnen und direkt zum Thema auch sprechen. Da können wir feststellen, dass im Jahr 2007 die Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung Ausgaben in der Höhe von 761 Millionen EUR hatte. Dabei ist es so, dass der Löwenanteil naturgemäß auf die MA 50 - Wohnbauförderung und Schlichtungsstelle für wohnrechtliche Angelegenheiten entfällt. 

Bei der MA 25 - Stadterneuerung, Prüfstelle für Wohnhäuser ist die finanzielle Aufstockung der Wiener Gebietsbetreuung und die Schaffung eines speziellen, interkulturellen MediatorInnen-Pools im Rahmen der Gebietsbetreuung zu erwähnen. Auf das werde ich dann noch später eingehen. 

Bei der MA 34 - Bau- und Gebäudemanagement ist insbesondere die Fertigstellung der Sanierung der Hundsturmkappelle in Wien-Margareten und die Generalsanierung des Objektes Rathausstraße 14-16 sowie die Inbetriebnahme des Museums auf Abruf erwähnenswert. 

Bei der MA 39 - Versuch- und Forschungsanstalt ist dieses Reformprojekt sehr interessant, wobei hier das ursprünglich der MA 15 zugerechnete Labor nun im MA 39-Bereich ist und eine Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstelle der Stadt Wien eingegliedert wurde. Dabei handelt es sich um das Institut für Umwelt, Medizin und physikalisch-technische Prüfanstalt für Strahlenschutz. Also auch die MA 39 hat hier wichtige Neuerungen.

Auf die MA 50 werden, glaube ich, Nachredner von mir noch genauer eingehen. Aber das ist der Löwenanteil wegen der Wohnbauförderung. Beim Liegenschaftsmanagement ist festzustellen, dass die Einnahmen 2007 47,6 Millionen EUR und die Ausgaben 22,3 Millio-
nen EUR betrugen. Das sind jetzt einmal einige Zahlen. 

Bei Wiener Wohnen sind die Ausgaben im Baubereich 540 Millionen EUR, davon entfielen rund 147 Mil-
lionen EUR auf die Gebäudeerhaltung. Das heißt, die Zahlen sprechen schon einmal für sich, wie viel hier für die Bewohner dieser Stadt geleistet wird. Aber wir versuchen natürlich immer, Gutes noch besser zu machen und deshalb möchte ich nur ganz kurz auf das eingehen, was meine Vorredner gesagt haben.

Zur „Stadt des Kindes“ von der Kollegin Gretner muss ich als Erstes sagen, es wird morgen dieses Thema ausführlich als eigener Tagesordnungspunkt behandelt. Deshalb soll man es auch primär dort diskutieren. Das hat nur eineinhalb Sätze. Seit 2002 hätten alle Alternativvorschläge einbringen können, die eine wirtschaftlich sinnvolle Vorgangsweise ermöglichen. Die sind meines Wissens nicht gekommen und deshalb glaube ich, dass der jetzt angedachte Lösungsvorschlag, nämlich den goldenen Mittelweg zu gehen, so viel wie möglich von der Substanz der „Stadt des Kindes“ zu erhalten und trotzdem eine vernünftige, auch wirtschaftlich vertretbare Neugestaltung herbeizuführen, sehr viel für sich hat. Dieser goldene Mittelweg ist deshalb wichtig, weil die Alternative wäre, dass das weiter verfällt und dadurch überhaupt der Abbruch kommt und das wollen wir nicht, sondern es ist eine realistische Lösung. 

Auch der StR Walter hat ja für seine Fraktion gemeint, dass das durchaus eine sinnvolle Aktion und ein sinnvoller Lösungsvorschlag ist. Ich glaube, der Vergleich mit dem Karl-Marx-Hof ist von der Dimension her einfach nicht richtig. Der Karl-Marx-Hof ist das Vorzeige-Wohnbauprojekt der Stadt Wien der letzten 80 Jahre. Und so wichtig die „Stadt des Kindes“ ist und so sehr sie uns am Herzen liegt, sie mit dem Karl-Marx-Hof von der Symbolik her zu vergleichen, ist in der Dimension nicht richtig. Das muss ich auch ganz deutlich sagen, aber ich glaube, wir haben einen guten Lösungsvorschlag am Tisch. Der ist wirklich gut durchdacht und ich glaube, wir können stolz darauf sein, dass wir viel von der Substanz erhalten. (Beifall bei der SPÖ.)
StR Ludwig hat als ganz wichtiges Ziel für seine Arbeit als Stadtrat die weitere Erhöhung der Wohnzufriedenheit hervorgestrichen, die ja, wie Sie wissen, in Wien sehr groß ist. Wir sind auch, es ist schon mehrmals gesagt worden, bei der Mercer-Studie, was das Wohnen betrifft, überhaupt an 1. Stelle aller Millionenstädte, aller Großstädte dieser Welt. Aber trotzdem versuchen wir natürlich, Gutes immer noch besser zu machen. Da muss man ein Bündel von Maßnahmen in der Gebietsbetreuung, bei Mieterbeiräten, bei den Hausbesorgern und auch sonst überall setzen.

Ich muss leider trotzdem wieder auf das Thema eingehen, auch wenn die Kollegin Frank gesagt hat, das dürfen wir jetzt nicht mehr sagen, weil sie das anders darstellt. Aber ich möchte die Fakten beim Hausbesorger, bei der Hausbesorgerproblematik darlegen. Wir hatten ein Hausbesorgergesetz und ein im Großen und Ganzen gut funktionierendes System der Hausbesorger. In Einzelfällen hat es sicher Probleme gegeben wie überall und es hat auch von uns Vorschläge gegeben, wie man das damals geltende Gesetz verbessern kann.

Die kaum neu im Amt befindliche damalige blau-schwarze Bundesregierung hat ziemlich am Anfang mit einem Federstrich als eine der ersten ihrer Maßnahmen das Hausbesorgergesetz ersatzlos abgeschafft, sodass es mit 1. Juli 2000 außer Kraft getreten war. Das wiederum hat bedeutet, dass die Hausbesorger, die noch im Amt, im Dienst waren, weiter bis zur Pension oder bis sie sonst irgendwie aufhören, da sind, aber dass natürlich kontinuierlich immer weniger Hausbesorger da sein werden. Also das ist eine Misere, die eindeutig von ÖVP und FPÖ vorsätzlich herbeigeführt worden ist und das muss immer wieder gesagt werden, weil das leider viele Leute noch nicht wissen. Gegen alle Ratschläge hat man das Hausbesorgergesetz ersatzlos abgeschafft. Das war wirklich eine schlimme Sache, von der wir uns immer distanziert haben! (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Ein notwendiger Vorgang!)
Ohne Frage, warum habt ihr es nicht reformiert, so wie wir das vorgeschlagen haben? Das alte Hausbesorgergesetz war nicht perfekt, aber man hätte das reformieren sollen. Und StR Ludwig hat auch schon sehr viel Zeit in eine Arbeitsgruppe investiert, um eben einen Vorschlag auszuarbeiten, der allerdings auf Bundesebene beschlossen werden muss, wie wir ein modernes Hausbetreuungsgesetz schaffen können. Da ist zum Beispiel auch das dabei, was der Stadtrat jetzt wieder als seine Idee bringt. Ist ja wurscht, wessen Idee es ist, aber dass die Mieter entscheiden können sollen, ob sie einen Hausbesorger wollen oder nicht, das ist selbstverständlich in unserem Vorschlag drinnen. Folgend dessen wäre es für die Bundes-ÖVP überhaupt kein Problem, dass man diesem Hausbesorgergesetz dann zustimmt, einem modernen Hausbesorgergesetz, das voll auf die Wünsche der Mieter abstellt.

Damit hätte man sicher viel von dem, was es teilweise an Problemen gibt, nicht mehr, aber wie gesagt, ursächlich herbeigeführt von der ÖVP und FPÖ.

Weitere wichtige Punkte in der Erhöhung der Wohnzufriedenheit sind die Mieterbeiräte. Es ist überhaupt ein Grundprinzip der Sozialdemokratie, alle Lebensbereiche mit Demokratie zu durchfluten. So gesehen ist es nicht ein Selbstzweck, dass man die Mieterbeiräte erhöht, sondern diese Demokratie hat ja auch immer den Sinn, dass die Sachen, wenn sie demokratisch organisiert sind, besser funktionieren. Und die Mieterbeiräte sollen natürlich mit dazu beitragen, die Wohnzufriedenheit weiter zu erhöhen. 

StR Ludwig hat die Initiative zur Stärkung und Unterstützung der Wiener Mietervertreter gestartet. Es geht nicht nur darum, dass man das Mietervertretern ermöglicht. Das ist ja sowieso gegeben und es gibt ja auch Mietervertreter, wenn auch nach meinem Geschmack noch immer nicht genug, es sollten noch mehr werden, aber deshalb sind eigene Kurse veranstaltet worden, ganz ausgezeichnete Kurse für Mietervertreter. Es gibt da auch eine umfassende Infomappe, wo alles Wichtige drinnen steht, wo die Mietervertreter sich wirklich informieren können, was ihre Rechte sind und wie sie jeweils bei Problemen vorgehen können. Es gibt regelmäßige Arbeits- und Strategiesitzungen, zu denen alle neun Kundendienstzentren der Mietervertreter einladen und es gibt diesbezüglich auch eine Homepage. Also ich glaube, die Grundvoraussetzungen dafür, dass wir das Mietervertreterwesen weiter ausbauen, ist gegeben und wirklich außerordentlich wichtig.

Ebenso wichtig sind die Gebietsbetreuungen, wo StR Ludwig auch im Jahr 2007 die personelle und finanzielle Stärkung der Gebietsbetreuungen veranlasst hat. Die Anzahl der Mitarbeiter wurde um ein Viertel erhöht, also ein Viertel ist rund 25 Prozent, und es gibt jetzt bei den Gebietsbetreuungen auch schon rund 180 Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter.

Ich darf noch den interkulturellen MediatorInnen-Pool erwähnen, der eine Begleitung und Unterstützung bei Konflikten mit kulturellem Hintergrund zur Aufgabe hat. Also das ist durchaus etwas, was vorzeigbar und was auch notwendig ist, dass, wenn es Probleme gibt, man sich dieses Pools bedienen kann. Man kommt da sehr oft zu raschen Lösungen und vor allem gemeinsam mit den Mieterinnen und Mietern wird da gesucht und das ist besonders wichtig.

Dann, die Hausbesorger habe ich schon ausgeführt, weil ich es noch einmal stehen habe.

Das Vierte ist die Lebensqualität im Gemeindebau. Da muss man auch sagen, dass die repräsentative Studie aus dem Jahr 2007 ja im Jahr 2008 vermutlich nicht wesentlich anders ausgefallen wäre, nämlich, dass rund drei Viertel aller Bewohner im Gemeindebau wieder in denselben Gemeindebau einziehen würden, also das heißt, dass ja drei Viertel wirklich sehr zufrieden sind. Und beim restlichen Viertel heißt es ja nicht, dass sie unzufrieden ist, sondern manche würden sagen, na ja in einen anderen Gemeindebau oder was, aber grundsätzlich ist ein sehr hoher Grad der Zufriedenheit gegeben. Das heißt nicht, dass wir uns nicht weiter bemühen, es noch besser zu machen. Also jedes Zurücklehnen und Nur-zufrieden-Sein heißt Stillstand. Wir wollen aber permanenten Fortschritt. Deshalb hat es auch vom Stadtrat eine große Tour durch zahlreiche Gemeindebauten gegeben, wo Mitarbeiter von Wiener Wohnen, der HausbetreuungsGesmbH und von den Gebietsbetreuungen mit dabei waren. Überall in diesen Gemeindebauten sind die Probleme gleich vor Ort besprochen worden und oft konnten Lösungen herbeigeführt werden.

Ich möchte mich auch bei dieser Gelegenheit, weil das oft bis in den Abend hineingeht, bei allen MitarbeiterInnen von Wiener Wohnen, den Gebietsbetreuungen und allen Magistratsdienststellen der Geschäftsgruppe sehr herzlich für ihren Einsatz, für ihren erfolgreichen Einsatz bedanken. Ich glaube, den haben sie sich verdient. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Ganz kurz noch die Schwerpunkte in jenem Konzept, das wir in Wien ja besonders verfolgen, dass wir alle Wohnformen an den Bedürfnissen der Mieter orientieren. Ich will jetzt nicht alles noch einmal aufzählen, ich habe das eh schon öfters gemacht, dass wir für junge Familien schauen, dass wir möglichst viel Grünraum haben, dass wir die autofreie Musterstadt haben, dass wir Integrationshäuser haben, dass wir die Frauenwerkstatt haben, wo ganz spezifisch auf die Fraueninteressen abgestellt wird und viele andere Sachen mehr, wo eben für ganz spezielle Bedürfnisse einer Zielgruppe ganz spezielle Wohnformen gebaut werden, um eben zu bewirken, dass möglichst viele Menschen in der Stadt bleiben und sich nicht der trügerischen Illusion hingeben, im so genannten Speckgürtel um Wien besser zu leben. Wir wissen alle, dass man dort auf Grund der mangelnden Infrastruktur nicht besser lebt, aber zusätzlich dann dazu beiträgt, dass der Verkehr ein Problem ist und dass Leute zwei Stunden am Tag sinnlos aus- und einfahren und natürlich auch die Umwelt dementsprechend belastet wird. Das ist nicht unser Ziel. Wir wollen, dass möglichst viele in der Stadt wohnen und das gelingt ja auch.

Ein besonderer Schwerpunkt 2007 war hier die Errichtung der bedarfsgerechten Wohnformen für die ältere Generation, also das Wohnen in Generationsprojekten. Hier wurde zum Beispiel der Bauträgerwettbewerb 22., Mühlgrundgasse, erfolgreich abgeschlossen und hier werden 147 Wohnungen und ein SeniorInnentreffpunkt in unmittelbarer Nähe zur U2 geschaffen, das heißt, für alle Generationen, besonders aber für die Menschen über 55 Jahre. Dieses Konzept wird weiter fortgesetzt und bis 2010 sollen 25 neue geförderte Wohnprojekte mit 1 442 Wohneinheiten barrierefrei sein und außerdem generell speziell für die ältere Generation besonders geeignet sein. Ich glaube, dass das eben auch eine ganz wichtige Sache ist, dass dieses Generationenübergreifende im Wohnbau ganz speziell berücksichtigt wird.

Wichtig ist auch das Pilotprojekt „Sicher Wohnen", das der Stadtrat vorgestellt hat. Wir sind zwar, relativ gesehen, die sicherste Millionenstadt der Welt, aber naturgemäß gibt es in allen westlichen Metropolen Probleme mit Vandalismus und hier hat man im 15. Bezirk ein Pilotprojekt geschaffen, wo man eben ganz speziell die Sicherheit in den Vordergrund gestellt hat. Beispielsweise gehören da übersichtliche Verkehrswege und überschaubare Garagen, Vermeidung uneinsichtiger Nischen und Ecken, natürlich belichtete helle Stiegenhäuser und Aufzugsbereiche, beleuchtete Hauseingänge und Garageneinfahrtsbereiche, Bewegungsmelder, selbstregelndes Antipanikschloss bei Haus- und Garagenzugängen, vandalensichere Postkästen, Postzustellungen ohne Betreten des Hauses möglich, dazu und so weiter. Ich will jetzt auf Grund der Zeit nicht alles aufzählen. Aber Faktum ist, dass wir natürlich die Sicherheit für ein ganz wichtiges Thema erachten und es hier natürlich kein Allheilmittel gibt. 

Grundsätzlich ist für die Sicherheit natürlich die Polizei zuständig, aber soweit wir als Stadt hier Rahmenbedingungen verbessern können, machen wir das natürlich auch. Wenn ich nur auf die Videoüberwachung hinweisen darf, die grundsätzlich ermöglicht wurde, als ein Element, sicher nicht als Allheilmittel und die auch gut funktioniert, vor allem durch Prävention und nicht so sehr dadurch, dass man da und dort flächendeckend weiß Gott was erreichen kann, aber gerade präventiv war das sehr richtig und ist auch mit Augenmaß eingesetzt.

Vielleicht zum Schluss noch ein Thema, das auch der StR Walter angesprochen hat und wieder einmal Vorarlberg beim Passivhaus hier als ganz besonderes Vorbild genommen hat. Ich glaube nicht, dass Vorarlberg ein Vorbild für die Millionenstadt Wien im Wohnbau ist, ohne jetzt Vorarlberg gering zu schätzen, aber es sind einfach andere Verhältnisse. Und ich meine auch, dass die Passivbauten, die wir gebaut haben, durchaus sinnvoll und richtig waren, dass das aber nicht etwas ist, was flächendeckend gemacht werden kann oder soll, sondern dass unser Konzept, vorwiegend auf Niedrigenergiehäuser zu gehen, wirtschaftlich viel sinnvoller ist. Man braucht viel weniger Aufwand und hat einen viel größeren Ertrag, wenn man von normalen Wohnhäusern auf Niedrigenergiehäuser geht, als wenn man von Niedrigenergiehäusern dann noch einmal zu Passivbauten geht. Das ist ein viel höherer Aufwand. Wie gesagt, als Nischenprojekt sind Passivhäuser sicher sinnvoll, aber generell flächendeckend, meine ich, müssen wir schauen, dass wir die Niedrigenergiehäuser weiterhin in so hohem Ausmaß wie bisher vorantreiben.

Hier möchte ich auch vor einem warnen, dass man nämlich glaubt, jetzt über den Wohnbau allein das Weltklima retten zu können. Da kommen jetzt manche Leute daher und sagen, es soll alles rein auf das Ökologische abgestellt werden, wurscht, ob man dann viel weniger baut und ob dann viel weniger der soziale Wohnbau im Vordergrund steht. Dazu muss man einmal sagen und ich könnte es aufzählen, was wir nicht alles schon im Sinne des höchsten Umwelt‑ und Klimaschutzstandards gemacht haben: Da gibt es beim KliP wirklich sehr, sehr viel, das zähle ich jetzt nicht auf, das ist aber alles bekannt. Also wir sind schon auch im Wohnbau die Umweltmusterstadt. Wir haben außerordentlich viel für den Klimaschutz getan. Aber darüber hinaus müssen wir ein bissel aufpassen, dass es nicht so dasteht, als wäre quasi der Wohnbereich der Hauptverursacher des CO2-Ausstoßes. Das ist nicht so. Es ist die Industrie als Erster mit 27,8 Prozent, der Verkehr selbst als Zweiter mit 25,5 Prozent, die Energieaufbringung mit 17 Prozent dann erst weiter hinten und wie gesagt der Wohnbaubereich ist an vierter Stelle. Und eines muss auch dazu gesagt werden: Während bei den erstgenannten Faktoren es immer mehr eine Zunahme an CO2-Ausstoß ergibt, haben wir beim Wohnbau einen Rückgang an CO2-Ausstoß eben durch die Maßnahmen, die wir in den letzten Jahren geleistet haben. Deshalb meine ich, muss man das alles in der richtigen Dimension sehen. 

Wir machen so viel wie möglich für den Klimaschutz, aber es muss auf jeden Fall der soziale Wohnbau und die Schaffung von möglichst viel sozialem Wohnraum weiterhin zentraler Bestandteil unserer Politik sein und im Vordergrund stehen. Das muss ganz deutlich gesagt werden. Alles andere wäre auch Abrücken vom ökosozialen Wohnbau und würde unweigerlich die Neubauleistung und die Bereitstellung kostengünstiger Wohnungen beeinträchtigen. Deshalb trete ich eben dafür ein, dass wir diesen Weg fortsetzen.

Zum StR Walter noch, der in der Regel nicht zuhört, aber vielleicht liest er es dann später nach. Wenn er immer sagt, die Wohnbauförderung kommt vom Bund, so ist das eine unzulässige Verkürzung. Erstens einmal kommen alle Steuerleistungen von den Bürgerinnen und Bürgern und die Politik verteilt das dann eben möglichst sinnvoll. Das ist eine der Hauptaufgaben der Politik, das möglichst sinnvoll zu verteilen. Im Rahmen des Finanzausgleichs wird für alle vier, in dem Jahr war es sogar für sechs Jahre besprochen, wie viel das ist. Der föderalisierte Bereich hat hier eben doch durchgesetzt, dass das entgegen früheren Wünschen nicht gekürzt worden ist. Wir hätten uns gewünscht, dass es bei der Wohnbauförderung eher noch mehr ist, aber grundsätzlich ist es so, dass dieses System der föderalisierten Wohnbauförderung positiv ist, aber man muss es auch kreativ einsetzen. Es ist auch so, dass die Stadt Wien zusätzlich zu diesen Mitteln für den Wohnbereich noch weitere Eigenmittel dazu schießt. Deshalb ist auch die Wohnzufriedenheit weiter gut. Wir wollen alles noch besser machen. Wir sehen Probleme und wo es sie gibt, gehen wir sie an und lösen sie. 

Deshalb, glaube ich, kann man auch dem Rechnungsabschluss mit gutem Gewissen zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm und weise darauf hin, dass die Redezeit 15 Minuten beträgt. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Natürlich gibt es auch im Geschäftsbereich Wohnen und Wohnbau viele Gesichtspunkte und Problemstellungen, die nicht ganz in das gestern und heute gezeichnete Traumbild der SPÖ hineinpassen. Leider ignoriert die SPÖ auch in diesem Bereich sehr oft und hartnäckig die Probleme und Sorgen der Bürger und redet alle Probleme schön, anstatt sich ernsthaft damit auseinanderzusetzen.

Natürlich leiden gerade auch im Wohnbereich die Bürger unter der massiven Teuerungswelle und unter der massiven Gebührenerhöhung. Wir haben ja gestern bereits festgestellt, im Bereich der Gebührenpolitik hat die SPÖ das „Sozial“ in ihrem Namen längst verloren und hat sich längst davon verabschiedet. Wir wissen, die bei Müll, Gas, Strom und so weiter und so fort, ständigen Erhöhungen belasten natürlich auch in diesem Bereich die Bürger massiv.

Über die Missstände bei Wiener Wohnen beziehungsweise bei den damit im Zusammenhang stehenden Organisationseinheiten haben wir uns schon in der letzten Gemeinderatssitzung sehr lange unterhalten und ausführlich darüber gesprochen. Ich werde es mir ersparen, noch einmal alles zu wiederholen. Ich verweise auf die Diskussion in der letzten Sitzung. Wir haben es ja heute wieder gehört, dass die Paradeantwort bei Schuld natürlich die ÖVP und die FPÖ ist, wurscht, was auch immer passiert. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Wir haben das Hausbesorgergesetz abgeschafft und sind für alle Missstände da zuständig. So ist es natürlich nicht. (GRin Inge Zankl: Das stimmt aber schon, dass das Hausbesorgergesetz von Ihnen abgeschafft wurde!) Na ja trotzdem sind wir nicht für alle Missstände dort zuständig, Frau Kollegin! Das kommt immer so rüber. 

Auch im Zusammenhang mit der so viel gepriesenen Wohnbauförderung muss man zwei Feststellungen treffen. Zuallererst ist die Meinung des Kontrollamtes der Stadt Wien ganz interessant, die in einem Bericht zum Teil nicht nachvollziehbaren Einsatz der Förderungsmittel festgestellt hat. Ich darf zitieren: „Geförderte Miet- und Eigentumswohnungen werden in erster Linie von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen zur Verfügung gestellt, wobei auch private Bauträger Förderungsmittel erhalten können.“ So weit, so klar. Jetzt kommt es: „Es war für das Kontrollamt nicht erkennbar, wer die Rahmenbedingungen zur Frage bestimmt, welche geförderte Wohnung wo errichtet werden soll, ob beziehungsweise in welcher Form damit der Wohnungsnachfrage entsprochen wird.“ Ich glaube, das spricht Bände, das kann man so stehen lassen. Wenn es nicht einmal das Kontrollamt durchschaut, dann heißt das schon einiges!

Ein weiterer Punkt, den die Frau Kollegin Gretner da schon aufgezeigt hat, wo Gelder der Stadt Wien hinfließen, ist sicher auch die überbordende Bewerbung von Wohnprojekten in allen möglichen Zeitungen und Zeitungsbeilagen. Ich glaube, das kostet sicher tausende oder hunderttausende Euro und ist sicher nicht das, was sich die Bürger für die Verwendung ihrer Steuergelder so intensiv wünschen. Wenn man in die Zeitung „Heute" hineinschaut, haben wir wie viele Seiten? Ich glaube acht Seiten, wenn ich es richtig sehe, ja acht Seiten Beilage. Leider Gottes, das muss man auch feststellen, bestechen diese Inserate meistens nicht durch den Informationsgehalt, sondern eher durch die freundlichen Bilder eines ebenso freundlichen Stadtrats. Dagegen ist ja grundsätzlich nichts einzuwenden, bitte mich nicht falsch zu verstehen, die Fotos sind ja teilweise sehr gelungen, aber Spaß beiseite, ich glaube, der Steuerzahler stellt sich sicher etwas anderes vor und will nicht unbedingt für die Finanzierung des Wohlwollens von diversen Zeitungen für die positive Berichterstattung der SPÖ ein Geld hergeben. Das gehört auch einmal gesagt. (Beifall bei der FPÖ.)

Auch hier gilt, weniger ist oftmals mehr oder konkret ausgedrückt, weniger Selbstdarstellung, dafür mehr Inhalt macht durchaus Sinn.

Ein wichtiges Thema, das von der SPÖ leider Gottes auch regelmäßig schöngeredet wird, sind die großen Probleme im Zusammenleben der vielen Volksgruppen im Gemeindebau. Leider hat sich auch in diesem Bereich nicht sehr viel gebessert und viele Gemeindebaubewohner sind effektiv verzweifelt. Uns werden wieder Studien präsentiert, wo alles mögliche Schöne drinnen steht. Tatsache ist, dass sehr viele Leute sehr unglücklich sind. Wir kennen die Probleme, wir kennen die Beschwerden, die mit unzumutbaren Lärmbelästigungen bis spät in die Nacht anfangen, mit Geruchsbelästigungen und Verschmutzungen, sehr große Konflikte gibt es um gemeinsam zu benützende Bereiche wie Waschküche, das Negieren von Hausordnungen bis hin zu unüberbrückbaren Sprachbarrieren, weil leider Gottes oftmals mangelnde Deutschkenntnisse vorliegen. Wie immer werden auch hier die Probleme ignoriert, schöngeredet. Jeder, der sich mit diesen Tatsachen auseinandersetzt und diese anspricht, wird meistens mit der Faschismus-Keule geprügelt. Darüber darf man nicht sprechen. Das passt nicht in das schöne Bild der Stadt Wien.

Wir wissen, den Bürgern reicht es. Sie haben die Politik der SPÖ sehr oft satt. Diese Unzufriedenheit der Bürger ist ja kein Geheimnis und spiegelt sich auch in den aktuellen Meinungsumfragen wider. Die „Presse“ hat geschrieben: „Gerade im Gemeindebaubereich flüchten die Wähler der SPÖ in Scharen.“ Sie sollten sich überlegen, warum das so ist und nicht immer die Probleme einfach ignorieren.

Ich möchte auch die Gelegenheit nützen und über ein besonderes Wohnprojekt der Stadt Wien reden, das zwar auch, sage ich einmal, im Geschäftsbereich Soziales und Gesundheit angesiedelt ist, aber ich möchte mich trotzdem auch hier damit beschäftigen und zwar, Sie werden es erraten, das Wohnprojekt für junge Erwachsene mit Betreuungsanbot, wie es schön heißt, in der Johnstraße 45. Wir wissen, das Ganze ist von Beginn an nicht sehr glücklich eingeführt worden. Es ist überraschend gekommen, überraschend nicht nur für die Bezirksbürger und für die Anrainer natürlich, die sehr wohl ein Recht gehabt hätten, da rechtzeitig informiert zu werden, sondern auch überraschend für die Bezirks-SPÖ vor Ort. 

Was ist geschehen? Die Bürger haben versucht, sich zu wehren. Wir wissen es, es hat über 1 000 Unterschriften gegen die Einführung dieses Projekts gegeben. Die Bezirks-SPÖ ist am Meiselmarkt gestanden. Der Herr Bezirksvorsteher Braun, der jetzt schon in Pension ist, hat sich damals vehement dagegen ausgesprochen. Am Meiselmarkt wurden Unterschriften für die Verhinderung dieses Projekts gesammelt. Da war nicht nur der Herr Bezirksvorsteher dort, sondern auch andere Größen der Bezirksorganisation der SPÖ. Leider waren sie erfolglos, wie wir wissen. Der Herr Bezirksvorsteher wurde von seinen Herrschaften im Rathaus eines Besseren belehrt. Tatsache ist, jetzt wohnen dort seit Dezember Punks drinnen und es kam, wie es kommen musste, wie auch die eigene Bezirksorganisation gewusst hat, die Punks halten sich dort natürlich an keine Regeln. Es ist auch ganz interessant, wie die Punks ... (GRin Mag Waltraut Antonov: Das stimmt nicht! Das stimmt nicht!) Es stimmt schon, Frau Kollegin. Ich empfehle Ihnen, dass Sie einmal zu diesen Anrainergesprächen dazukommen. Da ist es nämlich schon interessant, da kann man sich nicht nur das vorstellen, was man gerne würde, sondern dort hört man es wirklich vor Ort, wie es passiert, wie die Anrainer leiden. Die Herrschaften, die da drinnen wohnen, halten sich an überhaupt keine Regeln. Es ist ja auch nicht weiter verwunderlich, wenn man sich vor dieses Haus stellt und sich da einmal anschaut, was dort alles hängt und wie diese Punks ihre Dankbarkeit für die Gesellschaft ausdrücken. Immerhin ist es gar nicht so wenig Geld, das sind ja hunderttausende Euro Steuermittel. Das gehört auch einmal gesagt. 

Interessant ist, wie gesagt, wie der Dank ausgedrückt wird. Da gibt es dann Plakate, wo draufsteht „Keine Gesetze". Na ja, wenn einer schon plakatiert „Keine Gesetze", dann darf man sich nicht wundern, wenn er sich auch nicht daran hält. Das ist nicht weiter überraschend. Auch eine schöne Aufschrift dort ist „Staat stirb". Also die Gesellschaft, die das finanziert, der Staat, der das finanziert, soll sterben. Auch das spricht an und für sich schon Bände und sollte auch demjenigen, der es nicht kapieren will, inzwischen schon sickern, dass die eigentlich überhaupt kein Interesse haben, sich an Regeln zu halten. Sie definieren sich ja auch als solches, dass sie eben außerhalb unserer Gesellschaft stehen. Sollen sie machen, es muss jeder selber wissen. 

Nur das Problem ist halt dabei, dass wir hunderttausende Euro Steuermittel verprassen werden und dass dort Anrainer leiden. Das können Sie nicht abstreiten, die leiden massiv! Lärmbelästigungen, Provokationen tagtäglich, auch in der Nacht. Das ist leider Gottes ein Problem, dem wir noch nicht Herr werden konnten. 

Wie gesagt, Regeln sind so ein Problem für die Herrschaften. Interessant dazu natürlich auch die Wurschtelei des Fonds Soziales Wien beziehungsweise der zuständigen Stadträtin. Ich darf in Erinnerung bringen, die StRin Wehsely hat auf meine Anfragen wörtlich gesagt: „Es wird dort niemand einziehen, der die Benützungsvereinbarung nicht unterschreibt." 14. Dezember 2007. Und „Die Bewohnerinnen und Bewohner werden sich, so wie das eben üblich ist in Wohnprojekten, an Regeln halten müssen.“ (Aufregung bei der SPÖ.) 21.11.2007. Also weder-noch ist eingetroffen, es gibt noch immer keine unterschriebenen Vereinbarungen mit den Bewohnern dort. Die Herrschaften haben ja an und für sich kein Bedürfnis, das zu unterschreiben. Es gäbe ja schon, bitte, man muss ja nicht alles neu erfinden, man muss nur gescheiter sein als der Gesetzgeber, es gibt schon Regeln für das Zusammenleben, an die sich jeder halten muss, wurscht, ob er in der „Pankahyttn“ wohnt oder in der privaten Eigentumswohnung. Es gibt Normen und Gesetze, Verwaltungsgesetze, die Vorgaben geben. Auch daran halten sich die Punks nicht. Das ist Tatsache. (Weitere Aufregung bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Wenn Sie bei den Anrainergesprächen dabei gewesen wären - reden Sie einmal mit Ihrer Klubobfrau Hebein, die war dort. Reden Sie einmal mit ihr. Sie wird Ihnen auch berichten können, dass dort mehrere Anrainer erzürnt aufgestanden sind und kopfschüttelnd den Saal verlassen haben, weil ... (GRin Mag Waltraut Antonov: Glauben Sie, dass Sie es besser machen, wenn Sie die ausgrenzen?) Frau Kollegin, Sie können nachher gerne dazu Stellung nehmen. Lassen Sie mich einmal ausreden. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Die sind dort rausgegangen, weil sie nicht eingesehen haben, warum sie sich das anhören müssen, dass da immer nur schöngeredet wird, dass immer nur Verständnis für Personen verlangt wird, aber nicht auf die Bedürfnisse oder auf die Selbstverständlichkeiten im Zusammenleben Wert gelegt wird. Das ist Tatsache, das können Sie schönreden und Sie können alle möglichen Leute dafür verantwortlich machen. Die FPÖ ist natürlich schuld, dass das Projekt nicht funktioniert, das werden Sie sagen. (Aufregung bei GRin Mag Waltraut Antonov.) Frau Kollegin, es ist so und Sie können sich noch fünf Mal winden, es ist so. 

Tatsache ist, die Punks halten sich dort an keine Regeln! Wenn Sie den Anrainern zuhören, sie trauen sich dort nicht rein, selbst die Leute, die durchaus, auch die gibt’s, wenige aber doch, die zu diesem Projekt grundsätzlich positiv eingestellt sind, auch die gibt’s, die waren auch dort. Sie haben gesagt: Wir trauen uns dort nicht rein, weil wir uns von der schwer alkoholisierten Herrschaft nicht anpöbeln lassen wollen, weil es schon wieder nicht funktioniert, weil schon wieder Lärm ist, weil die Kinder darunter leiden, weil man nicht schlafen kann. Da können Sie mir nicht sagen, dass jetzt die FPÖ daran schuld ist oder sonst irgendwer, der hetzt, daran schuld ist oder sonst irgendwas. Das sind schon die Herrschaften, die dort wohnen. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist auch: Die anderen Parteien - von den GRÜNEN wissen wir, wie die reagieren, soll so sein, die SPÖ: Wigel-wagel-Kurs im Bezirk. Jetzt haben sie sich halt darauf geeinigt, jetzt kann man nicht mehr zurück. Man negiert die Probleme, redet schön, man setzt falsche Schwerpunkte und glaubt, die Sozialpolitik sollte anders aussehen in dieser Stadt, aber bitte. Interessant ist auch die ÖVP in diesem Bereich: Sie weiß wie immer nicht, was sie machen soll und hat vollkommen ihre Glaubwürdigkeit verloren. Ich darf Ihnen berichten oder Sie werden es wahrscheinlich auch wissen, wenn Sie sich ein bisschen mit dem Thema beschäftigt haben: In der Bezirksvertretung hat die FPÖ einen Antrag gestellt, wo wir verlangt haben, dass dieses Projekt beendet wird, weil es eben offensichtlich nicht funktioniert. Was hat die ÖVP gemacht? Großmundig geredet, drei haben dafür gestimmt, drei dagegen. Also bezeichnend für sich, die ÖVP hat in diesem Fall jede Glaubwürdigkeit verloren und muss selber damit klar kommen, wie sie das den Anrainern und Ihren Wählern klar machen werden. 

Auch die Sozialarbeiter, die dort sind, haben leider Gottes vollkommen versagt. Das muss man so sagen. Auch da würde ich Ihnen empfehlen, Frau Kollegin, dass Sie mit den Anrainern sprechen. Eine Anrainerin hat dort berichtet, sie hat angerufen, es gibt ein Telefon, wo man sich beschweren kann oder wo man seine Anliegen vorbringen kann, wo man direkt mit den Sozialarbeitern telefonieren kann. Die hätten ja die Aufgabe, dass sie die Anliegen der Anrainer oder die Probleme der Anrainer artikulieren und mit den Punks besprechen. Was ist passiert? Sie hat erzählt, sie hat mit allen möglichen Leuten gesprochen. Es wurde hineingelacht, das Telefon wurde weitergegeben und irgendwann ist einmal der Sozialarbeiter auch drangekommen und hat gesagt: Ja, das Telefon, das hab’ ich wem anderen gegeben und das ist halt herumspaziert. Das ist auch nicht ganz das, was man sich vorstellt, eh schon in einer Situation, wo man sich ärgert, wo man schon auf 180 ist und dann wird man, auf gut Deutsch, veräppelt, ich würde es auch anders ausdrücken. Ich glaube, das ist auch nicht Sinn der Sache.

Wie gesagt, die Sozialarbeiter versagen komplett. Es ist schon lustig, aber eigentlich ist es nicht lustig, es ist komisch, wenn sich die SPÖ immer so wehrt: Um Gottes Willen, das ist kein autonomes Projekt, das ist kein autonomes Ghetto, nein, das ist ein betreutes Wohnen. Also da kann man nur lachen. Fragt sich, von wem es betreut wird. Tatsache ist, dass die Sozialarbeiter dort teilweise selber nicht reinkommen und auch von den Herrschaften ignoriert werden. Die Punks machen dort, was sie wollen, leider Gottes zu Lasten der Anrainer und der Bevölkerung rundherum. 

Jetzt steht die Frage der Evaluierung an. Es hat ja geheißen, nach sechs Monaten soll dieses Projekt untersucht werden, soll evaluiert werden, ein schönes Wort, Tatsache ist ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das kommt auch! – Aufregung bei GRin Mag Waltraut Antonov.) Sie werden es sich trotzdem anhören, Frau Kollegin, da lernen Sie vielleicht noch ein bissel was. 

Über die Evaluierung konnte vom Fonds Soziales Wien nicht Auskunft gegeben werden, wie lange sie dauern wird. Es war auch Entsetzen, das vielleicht auch nebenbei Frau Kollegin, es war interessant, dass sich die Anrainer dort zu Recht über die Tatsache entsetzt haben, dass der Fonds Soziale Wien sich selber evaluieren will. Es wurde dort massiv verlangt, dass das natürlich ausgegliedert wird, dass das objektiv gemacht wird. (GRin Mag Waltraut Antonov: Wird bei allen Beschwerden nachgeschaut?) Frau Kollegin, ich würde Ihnen empfehlen, gehen Sie einmal dort zu den Anrainergesprächen hin, dann werden Sie das mitbekommen! (Aufregung bei GRin Mag Waltraut Antonov.) Frau Kollegin, ich weiß nicht, was Sie für ein Problem haben. Offensichtlich haben Sie keine Ahnung, was dort vorgeht, aber Sie …

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

GR Mag Dietbert Kowarik (fortsetzend): Ich werde versuchen, mich kurz zu fassen. Trotzdem, es kann nicht sein, und das ist die Befürchtung, dass diese Evaluierung noch einmal sechs Monate dauert und das ganze Problem noch sechs Monate hinausgezögert wird. Das ist den Anrainern dort nicht zuzumuten. Die einzige Konsequenz ist die Beendigung dieses Projekts, meine Damen und Herren. 

Und da möchte ich einen Antrag einbringen und dann auch meine Rede beschließen, weil mir die Zeit davonläuft: 

„Die Gemeinde Wien möge alles unternehmen, dass das Wohnprojekt für unterstandslose Jugendliche in der Johnstraße 45, inoffiziell auch „Pankahyttn“ genannt, sofort beendet wird.“

Das ist die einzige Konsequenz. Stimmen Sie zu und zeigen Sie ein Herz für die Anrainer und nicht für die Provokateure. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich halte mich nicht lange bei der „Pankahyttn“ auf. Die Position der GRÜNEN ist bekannt. Wir sehen das in aller Kürze genau gegenteilig zu meinen Vorrednern, halten das für ein wichtiges Projekt und hoffen, dass man sich bemüht, das so gut zu machen, wie es ursprünglich geplant war und dass das so über die Bühne geht, dass am Ende auch die AnrainerInnen vor Ort zufrieden sind. (Heiterkeit bei den GRen Mag Dietbert Kowarik und Mag Wolfgang Jung. - GR Mag Dietbert Kowarik: Das Ende! – StR Johann Herzog: Das ist das Ende!) 

Ja zum Wiener Gemeindebau, auch Ja zu Wiener Wohnen. Die Gemeindebauten sind eine soziale Errungenschaft und können da auch für lange Zeit bleiben, wenn wir uns alle darum bemühen. Trotzdem, ich schicke das nämlich deswegen voraus, sonst heißt es womöglich, die GRÜNEN wollen den Gemeindebau so ähnlich wie die ÖVP sukzessive aushebeln. 

Nein zu einem Verkauf, auch zu einem Teilverkauf, auch zu einem Verkauf von irgendwelchen kleinen Einheiten. Wir haben bei den BUWOG-Verkäufen gesehen, wozu das führt. In manchen Bundesländern - in Kärnten - ist die Hälfte des geförderten Wohnbaus komplett verkauft worden. Das nützt natürlich den Mietern überhaupt nichts, ganz im Gegenteil, das Wohnen wird insgesamt teurer.

Trotzdem Kritik an Wiener Wohnen. Da müssen wir nicht immer beim Hugo-Breitner-Hof bleiben. Das ist eine größere Angelegenheit, wenn Wiener Wohnen droht, der Hausverwaltung verlustig zu werden. Ein alltäglicher Vorgang, wenn sich die MieterInnen zusammenschließen und nachfragen: Wie komme ich aus den Verträgen raus? Wie kann ich mir das selber organisieren? Dann müssen bei Wiener Wohnen die Alarmglocken schrillen. Da muss man sich überlegen, was man vorher alles falsch gemacht hat. Um aufzuzeigen, wie die Bedienung, wie die Zusammenarbeit mit den Klienten, Klientinnen, mit den Kunden und Kundinnen läuft beziehungsweise nicht läuft, ein Bespiel; und ich mache deswegen nicht 500, weil man in der kurzen Zeit 500 Beispiele nicht erzählen kann, aber exemplarisch ein Beispiel, wie bei Wiener Wohnen ein Kunde wahrgenommen wird:

In der Hannovergasse gibt es im Gemeindebau ein Gassenlokal, angemietet von Wiener Wohnen. In diesem Gemeindebau ist der Müllplatz versperrt worden und hat einen Schlüssel bekommen. Ein sehr einfacher Vorgang, möchte ich glauben. Die Person, die dieses Gassenlokal gemietet hat, ich sage gleich dazu, das ist das grüne Bezirkslokal im 20. Bezirk, braucht einen Schlüssel für diesen Mistplatz, weil sie ja ihren Mist dort ausleeren muss. Das ist einfach, würde ich sagen. Da ruft man einmal an, bekommt einen Schlüssel und es ist alles erledigt und vermutlich eine Rechnung über ein paar Euro, was halt so ein Schlüssel kostet.

Die Geschichte beginnt am 20. Jänner dieses Jahres mit einem Fax der GRÜNEN, mit einem E-Mail der GRÜNEN und mit einem Telefonat. Alles hintereinander auf die Schnelle: Wir brauchen einen Schlüssel. Die Antwort lautet: „Der Schlüssel für das Haustor sperrt den Mistplatz.“ Na ja, das haben sie schnell ausprobiert, das haben sie vorher ausprobiert. Nein, so ist es nicht. Die nächsten Telefonate, Erklärung: „Gehen Sie hin mit Ihrem Schlüssel, der schließt auch den Mistplatz.“ Das stimmt nicht. Die einfache Lösung dieses Rätsels: Die anderen haben ein Gassenlokal und gehen von außen hinein. Mittlerweile wurde längst das andere Schloss gewechselt. Es war vorher kein Problem, weil die innen reingegangen sind und keinen Schlüssel für den Mistplatz gebraucht haben, weil es keinen verschlossenen Mistplatz gegeben hat. 

So, Auskunft ein paar Tage später: „Na gut, dann bekommen Sie einen neuen Schlüssel.“ Wir sind schon eine Woche danach. Er bekommt natürlich keinen Schlüssel. Die nächste Auskunft lautet: „Der Haustorschlüssel sperrt den Müllplatz.“ Nächster Versuch, funktioniert wieder nicht. Daraufhin gehen die GRÜNEN, der Herr Mikolasch, selber zur zuständigen Schlosserei und sagt: „Ich will mir so einen Schlüssel abholen, verkaufen Sie mir einfach einen Schlüssel.“ Das darf er natürlich nicht, er darf ihm keinen Schlüssel geben. Wiener Wohnen tut einstweilen nichts. Da gibt es überhaupt keine Reaktion mehr, er bekommt den Schlüssel nicht. In acht bis zehn Tagen wird er den passenden Schlüssel bekommen, sagt die Schlosserei, sie werden das organisieren, sie werden das Wiener Wohnen übergeben. Zwei Wochen später: Alles noch einmal von vorne, wieder nichts. Noch einmal zwei Wochen später, wir sind jetzt irgendwo im März, angefangen hat es im Jänner, es geht um einen Schlüssel. Vollkommen egal, wir bekommen den Schlüssel nicht.

Es geht immer weiter, freundliche Bürodamen und so weiter. Da gibt es einen sehr langen Text, der nicht nur mir zugegangen ist, sondern auch dem zuständigen StR Ludwig. Das Procedere geht hin und her. Schlussendlich bekommt er den Schlüssel, muss ihn selber im 19. Bezirk abholen und zahlt 46,20 EUR für einen Schlüssel! Das hat jetzt Monate gedauert. Zur Sicherheit will er einen zweiten, aber das darf man natürlich gar nicht. Er macht es bei seiner Vertragsschlosserei. Aber nachdem er das auch dem Herrn StR Ludwig geschickt hat, kann man es da verlesen: „Bei unserer Vertragsschlosserei Ing Saibel ließen wir uns sicherheitshalber ein Duplikat nachmachen, Dauer 10 Minuten, Preis 7,99 EUR.“ Moment, das andere hat 46 EUR gekostet, da sind wir beinahe im siebenfachen Bereich, und das hat 10 Minuten gedauert. 

Abgesehen vom Preisunterschied, denn die 40 EUR sind jetzt nicht das Hauptproblem, aber es dauerte drei Monate, bis er einen Schlüssel bekommen hat, damit er seinen Mist hinaustragen kann! Und das sind genau die Beschwerden, die alle im Callcenter landen und dort im Kreis gehen, so wie er im Kreis geschickt worden ist, kein Problem, von einer Hand zur nächsten und da und dort. Er macht ein paar Wege, der Herr Mikolasch ist in Pension, er hat sich das gern angetan, um zu sehen, wie das von Pontius zu Pilatus funktioniert. Wenn er sich die Stunden zusammenrechnen würde, wäre das vermutlich teurer als die 46 EUR. Das ist das Problem, das viele Leute mit Wiener Wohnen haben. Du wirst nicht wie ein Kunde wahrgenommen, sondern hast einfach Pech gehabt, denn wenn sie nicht wollen, dann wollen sie nicht.

Diese Fälle kommen vor. Ich weiß nicht, da kommt jetzt einer und sagt: Das ist nur einer. Das ist eben nicht ein Fall, sondern es sind ja die Fälle, die beim Callcenter täglich zu Dutzenden und zu Hunderten eingehen. Ich würde sagen, das ist exemplarisch für eine Verwaltung, wie man das heute nicht mehr macht. Das kann man so nicht machen. Man kann mit den Leuten nicht so umgehen. Ich würde mir wünschen, dass man Kunden und Kundinnen als ebensolche wahrnimmt. 

Was macht man aber tatsächlich mit den Leuten, die im Gemeindebau wohnen? Man überwacht sie! Jetzt bekommen sie eine Videoüberwachung. Sie kennen das, die 400 000 EUR, die für ein Pilotprojekt in ein paar Gemeindebauten für die Überwachung der Eingänge und der Liftanlagen im Haus und für die Überwachung der Mistplätze ausgegeben werden. Das kostet alles viel Geld. Wer das am Ende bezahlt, das hat da heraußen noch keiner beantwortet. Vorläufig zahlen es nicht die Mieter und Mieterinnen, sondern es kommt aus irgendeinem Budget. Wer zahlt das, wenn dieses Projekt als erfolgreich eingestuft werden sollte? Das Problem gibt es ja dann woanders, denn in dieser Anlage gibt es dann vielleicht ein bissel weniger Vandalismus, woanders gibt es dann mehr. Aber wer zahlt das nachher? Vermutlich doch die Mieter und Mieterinnen! Das hätten wir gerne irgendwann beantwortet gehabt. 

Diese Überwachung hört aber nicht bei den Mistplätzen und bei den Hauseingängen auf, sondern jetzt kommt das Nächste. Es gibt eine langjährige Forderung der Freiheitlichen Partei, die durchgesetzt wurde, nämlich in den Waschräumlichkeiten, in den Waschküchen wird es in Zukunft wieder Chips geben. Also es gibt nicht nur Chips, sondern es wird einen elektronischen Zugang geben. Du kannst gar nicht mehr hineingehen, ohne dass man genau weiß, wie oft bist du hineingegangen, hast du eine Maschine oder zwei Maschinen gewaschen, quasi hast du vom Nachbarn irgendetwas mitgewaschen, als er weg war. Es soll irgendwie nicht mehr vorkommen, dass quasi eine Menge, die dir zusteht - ich weiß nicht, ein realsozialistischer Nachweis wie es früher einmal war, am besten wahrscheinlich 2 Trommeln in 14 Tagen für eine zweiköpfige Familie und so weiter. Ich finde, dass diese Überwachung, und ich weiß, dass wir in Österreich kein gutes Gefühl dafür haben - den Hauseingang, den Mistplatz, die Waschküche, überall wirst du mit einem Chip überwacht, wie oft bin ich aus- und eingegangen, wie oft war ich in der Parkgarage beim Auto aus und ein. Wollen alle in dem Haus, dass das am Ende so ausschaut? Ich nicht. Ich nicht und die GRÜNEN nicht.

Zum eigentlichen und wichtigsten Thema: Wohnen wird immer teurer. Es ist sehr, sehr leicht, etwas Aktuelles zu finden. Ich habe mir einfach gesagt, ich nehme die Zeitung in die Hand und schaue, was drinnen steht, damit man dann nicht irgendwas zitieren muss. Es geht wirklich einfach, wenn man das „Heute“ durchblättert. Es reicht schon in der U-Bahn mit „Heute“ und schon geht es am Cover los mit: „Neue Preisspirale, neuer Preisschock, Mieten um 480 EUR teurer.“ Jetzt muss ich sagen, ich lese das natürlich nicht im Detail. Wenn das jemand durchliest, wird man schnell draufkommen, dass hier ein bisschen hochgerechnet wurde, nämlich die Erhöhungen, die heuer schon da waren und die Erhöhungen im Herbst.

Tatsache ist aber, die Richtung stimmt. Die Inflationsanpassung treibt die Mieten in die Höhe, die Mieten sind so hoch, dass sie neben dem Benzinpreis das bestimmende Thema bei der Kostenspirale insgesamt für die einzelnen Haushalte sind und hier sollte dringend gehandelt werden und es passiert überhaupt nichts. Es wurde eine Mietrechtsnovelle angekündigt. Man hat schon in den Zeitungen lesen können, was nicht alles kommen soll. Momentan schaut es wieder so aus, als ob im Koalitionskrieg all das untergehen würde und nicht kommt und wenn es kommt, dann leider nur zu einem kleinen Teil.

Das Mietrechtsgesetz ist zwar Bundessache, aber kein Bundesland ist davon so stark betroffen wie Wien. Deswegen wäre es dringend nötig, dass sich die Sozialdemokratie hier und auf Bundesebene für eine Neuregelung, für eine Besserstellung von Mietern und Mieterinnen einsetzt und etwas gegen die hohen Mieten, gegen die rekordverdächtigen Maklerprovisionen, von denen wird auch immer geredet, unternimmt. Da kann man dann immer lesen: „Arbeiterkammer berichtet, wie hoch sie sind, europaweit die höchsten.“ Kann man sie überhaupt senken von drei auf zwei oder auf eins? Da gibt es wieder einen Vorschlag von der Frau Justizministerin Berger, der dann wieder irgendwo untergeht. Nichts davon ist spruchreif, immer wieder einmal eine Ankündigungspolitik und nichts ist gekommen. 

Die Inflationsautomatik, zu der wir einmal einen Antrag gestellt haben, nämlich wir heben sie für den Gemeindebau auf, wo die Wiener SPÖ und dieses Haus zuständig sind und setzen einfach alle Erhöhungen im Gemeindebau auf ein Jahr, zwei Jahre, drei Jahre aus, die ist hier abgelehnt worden. Diese Inflationsautomatik wird hingenommen, als ob sie etwas wäre wie der jährliche Schnee, der kommt. Ist es aber nicht. Die Bundesrepublik Deutschland kennt das nicht, die haben das nicht in ihrem Mietrecht vorgesehen oder sonst irgendwo. Da gibt es keine automatische Anpassung an die Inflation. Bei uns schon und das drückt und treibt die Preisspirale natürlich hinauf. 

Wir haben ein Mietrechtsgesetz, das einen Vollschutz für Wohnungen liefert, die vor 1953 gebaut wurden. Alles andere läuft unter Neubau, 1954 aufgestellt, das ist mittlerweile 54 Jahre her. Das ist ein Neubau? In meinen Augen sollte das neu geregelt werden. Ich sage einmal eine saloppe Zahl zwischendurch. Das Mietrechtsgesetz ist so zu ändern, dass alles vor 1970 - dann haben wir einmal alle Bauten von fast 20 Jahren zusätzlich drinnen, das sind zehntausende Wohnungen in Österreich, die zusätzlich in das Mietrechtsgesetz hineinfallen würden und wir könnten damit die Mietpreise in diesen Bereichen deutlich einschränken und etwas dazu beitragen, dass die steigende Armut in Österreich eingedämmt wird. Ich befürchte, dass sich auch im Bereich des Mietrechts die Sozialdemokratie beim Koalitionspartner so gut durchsetzen wird wie in vielen anderen Bereichen. Ich befürchte, dass eher die Ideen der ÖVP greifen werden, nämlich die teilweise Veräußerung und der Verkauf von einzelnen Immobilien. Wir haben auch in Wien über die letzten Jahre, wenn auch nicht einen großen Ausverkauf, aber doch ein paar hundert Gemeindewohnungen verkauft. Es geht aber genau in die falsche Richtung. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn sich die Sozialdemokratie besinnt und die Wiener SPÖ ihr Gewicht auf Bundesebene in die Waagschale wirft und für ein Mietrechtsgesetz kämpft, das den Mietern und Mieterinnen vor allem in Wien, wo die meisten Betroffenen leben, auch nützt. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Vorab zu zwei Punkten, die in der Diskussion vorher diskutiert worden sind, einerseits von meiner Kollegin Gretner von den GRÜNEN zur „Stadt des Kindes“. Ich möchte betonen, was unser StR Walter schon gesagt hat: Prinzipiell ist das Objekt ein wirklich interessantes Bauwerk aus dieser Zeit. Ich finde aber, dass die Nutzung nicht mehr gegeben ist. Dieses Objekt steht leer und hat derzeit keine Nutzung. Das Objekt ist sechs beziehungsweise acht Jahre nicht mehr gewartet worden. Der Zustand der Gebäude ist ziemlich schrecklich, wenn man so sagen kann, sie sind wirklich nicht erhalten worden. Das Bad, von dem wir auch gesprochen haben, dass es der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wird, ist in den letzten Jahren ebenso nicht erhalten worden. Auch dort sind die Erhaltungskosten durchaus sehr hoch und Ideen, wer das zahlen könnte, etwa aus dem Ressort von Grete Laska, sind durchaus andenkenswert. 

Ich glaube, dass die Lösung, wie es jetzt ist, dass man das Bad und die Sporthalle erhält und hinten zwei Objekte des Architekten baut, eine durchaus kompromissfähige Lösung ist und in dem Sinn setzen wir uns für diese Lösung ein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zur zweiten Sache, zur „Pankahyttn“ im 15. Bezirk. Wir verstehen die Anrainer sehr gut, dass sie mit dem Zustand, der dort ist, nicht zufrieden sind. Aber wir halten es einfach so, dass hier dieses Modell, das die Stadt Wien als Modell und als betreutes Wohnen angekündigt hat, so nicht erfolgt ist. Man hat die Menschen dort allein gelassen. Ich glaube, man muss hier einfach ein anderes Modell wählen. Es wird heute sicher noch diskutiert werden und bei einem späteren Tagesordnungspunkt dazu kommen, dass wir hier auch einen Vorschlag anbieten wollen. (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen wir nun zu den Zahlen des Wohnbauressorts, die können sich nämlich sehen lassen. Wir haben es heute schon gehört, die Wohnbauförderung ist um 11 Prozent gestiegen, abgesehen davon, dass man sich natürlich dann beim Budget gleich um 11 Prozent verschätzt hat. Die Mehrausgaben hat sich nämlich Wien nur durch die gute Konjunktur und zum Leidwesen der Wienerinnen und Wiener durch die extremen Gebührenerhöhungen der SPÖ leisten können. Diese Zahlen führen auch zu einer Omnipräsenz des Herrn Stadtrates. Fast täglich lesen wir nämlich in den Presseaussendungen und in den Medien über großartige Eröffnungen neuer Wohnbauprojekte und anderer Wohltaten unseres Herrn Stadtrats oder er lächelt aus den unzähligen, mit Steuergeld bezahlten Beilagen in den Medien. Er vermittelt die größte Umtriebigkeit in den Medien, die je ein Stadtrat oder eine Stadträtin hatte. (GR Franz Ekkamp: Ja, ja!) Na, es stimmt doch, oder? Er kündigt auch medienwirksam seine Besuche in den Gemeindebauten an. Bekannt gemacht werden diese Termine jedoch nur bei den eigenen Genossen. Dann sind die angekündigten Kurzvisiten manchmal leider von den Genossinnen und Genossen nur schwach besucht. Ja, das ist so. (GR Franz Ekkamp: Der Herr BV Tiller war bei einer anderen Veranstaltung!)

Offensichtlich sind dann auch manchmal die Bürgerkontakte nicht so wie gewünscht gelaufen. Immer öfter wurde er mit aufgebrachten Bürgerinnen und Bürgern konfrontiert, die sich über wirkliche Missstände aufregen. Sein Hinweis auf die zuständigen Mitarbeiter von Wiener Wohnen haben dann diese Gemeindebaubewohner nochmals erbost. Denn offensichtlich waren es die, bei denen die Missstände vorher gemeldet wurden und man hat nicht reagiert.

Die Strategie, sich selbst ein Bild der Situation zu machen, ist offenbar nicht wirklich von den Bewohnerinnen und Bewohnern des Gemeindebaus anerkannt worden. Vielleicht hätte er die Strategie ändern sollen, sich besser mit seinem Büro um die Probleme kümmern sollen und ein Kontrollmanagement innerhalb des Büros einführen sollen, ob die Aufträge auch wirklich erledigt worden sind. Ich beziehe mich nämlich hier auf einen Tatsachenbericht von bei solchen Veranstaltungen anwesenden Mieterinnen und Mietern, die sich nämlich nicht ernst genommen fühlen. 

Bevor ich auf Details von Wiener Wohnen komme, einige Bemerkungen zu den stark steigenden Wohnkosten in unserer Stadt. Bei der Rundfunkgebühr gibt es als Zuschlag bekanntlich den Kulturförderungsbeitrag. Er wurde um 35 Prozent erhöht, Mehreinnahmen gegenüber 2005 wären 8,1 Millionen EUR. Appellieren wir doch an den Herrn Bürgermeister, dass er einfach sagt: Nein, wir streichen einfach diese Zusatzbelastung und lassen das einfach und ersparen zum Beispiel den Wienerinnen und Wienern für zwei Jahre 16 Millionen EUR. Denn es sind genau diese 16 Millionen EUR, die man bekanntlicherweise von Laska will, diese 16,5 Millionen EUR hätte man beim Prater einsparen können, das wäre durchaus möglich. Man könnte hier mit weniger Geld auskommen.

Wir wissen ja, dass es noch andere Kosten sind, die Betriebskosten wachsen lassen: Das Abwasser mit 28 Prozent, die Müllabfuhr, der Strompreis und der Gaspreis.

Kommen wir aber nun zu den fast tagtäglichen Problemen in der Verwaltung von Wiener Wohnen. Ich möchte hier nur einige Themen kurz ansprechen. Wir hatten ja beim letzten Gemeinderat die Gelegenheit zu diskutieren, beispielsweise die Ausschreibungen. Die jüngsten Ausschreibungen von Wiener Wohnen haben in diesem Haus die Emotionen hochgehen lassen. Die eigenartige Vorgangsweise, um brave SPÖ-Parteisoldaten unter den Gewerbetreibenden zu schützen, ruft nach Aufklärung, denn wir stehen nach wie vor für ein neues System der Ausschreibungen, nämlich die Bildung von ARGEs. Wir wollen aber, dass nicht bei den Bieterlisten manipuliert wird. Das muss auch aufgeklärt werden. Wenn diese Aufklärung passt, dann stimmen wir auch dem gesamten Vorgang zu.

Die zweite Geschichte ist der Wunsch eines Gemeindebaus, die Hausverwaltung zu wechseln. Wir wissen, dass der Hugo-Breitner-Hof im 14. Bezirk mit der Rasenbetreuung immensen Ärger gehabt hat. 84 000 m² wurden einem privaten Gärtner weggenommen und der Wiener Wohnen-eigenen AußenbetreuungsGmbH zugeschanzt. Zuerst wurden 70 Cent pro Quadratmeter gezahlt, dann 1,68, mehr als das Doppelte. Die Mieter sind zu Recht erbost und auch das ist eine Sache ohne Ausschreibungen im eigenen Betrieb von Wiener Wohnen. Das ist meiner Meinung nach eine wirkliche Sauerei, die man den Mieterinnen und Mietern nicht zumuten kann.

Ein anderer Punkt ist die Gemeindebaustudie. Die ist zwar schon älter, aber dort wird manifestiert, dass das Zusammenleben der unterschiedlichen Kulturen in der bisher praktizierten Form gescheitert ist. Es gibt wohl Ansätze mit den so genannten multikulturellen Mediatoren. Es wird zwar viel versucht, aber die wirklich großen Erfolge bleiben aus. Die Ghettotendenzen für manche Gemeindebauten sind unübersehbar. Die Sanierungen dauern zu lange, um zumindest von der baulichen Seite eine positive Stimmung zu erzeugen. Bei der zwischenmenschlichen Seite des Zusammenlebens fehlen mir noch viele, viele Aktivitäten dieser Stadt. 

Der nächste Punkt, die Probleme mit der Mietermitbestimmung. Ja, wir bekennen uns auch zur Mietermitbestimmung, aber unangenehme Mieterbeiräte werden bekanntlicherweise von der Stadt nach Möglichkeit boykottiert. Sehr zum Nachteil nämlich jener, die die oft überhöhten Abrechnungen von Wiener Wohnen zahlen müssen: Die Mieterinnen und Mieter des Gemeindebaus. Obwohl manche Aktivitäten zur Verbesserung des Wissens der Mieterbeiräte durchgeführt wurden, fehlt die aktive Unterstützung dieser unbezahlten Mitarbeiter. Unter aktiv meine ich, dass sie Möglichkeiten haben, von unabhängigen Experten Unterstützung zu bekommen. Diese Unterstützung würde sie in die Lage versetzen, wirklich zu prüfen und nicht wieder von Wiener Wohnen abhängig zu sein.

Wir haben in den letzten Monaten und im letzten Jahr über diese Mieterplattform diskutiert, www.mieterecho.at, sie kennen sie alle. Ich habe mir die Anzahl der Zugriffe geben lassen und ich war verblüfft, dass es mehr als 2 Millionen Zugriffe auf dieser Homepage waren. Das zeigt, dass es doch sehr wohl Missstände sind und die Menschen mit der Situation von Wiener Wohnen wirklich sehr unzufrieden sind.

Kommen wir zum Monopol der HausbetreuungsGmbH, gemeinsam mit der Tochter AußenbetreuungsGmbH. Wenn es geht, werden private Anbieter aus dem Geschäft hinausgedrängt. Es gibt für den Gemeindebau keine Ausschreibungen von Leistungen. Die HausbetreuungsGmbH wird einfach genommen, eben zum Nachteil von Mieterinnen und Mietern. Durch offensichtliche Übernahme von Hausbesorgern, die nicht mehr benötigt werden, entsteht ein immer undurchschaubareres Unternehmenskonstrukt mit immer mehr Mitarbeitern und Unternehmensgeschäftsbereichen.

Die HausbetreuungsGmbH wird sich jetzt demnächst auch mit der Schädlingsbekämpfung befassen. Kurse werden in Niederösterreich abgehalten, um dort auch die Gewerbeberechtigung zu bekommen.

Übrigens macht die HausbetreuungsGmbH Geschäfte mit dem Fonds Soziales Wien oder es werden Tätigkeiten für die ARWAG übernommen. Auch diese Geschäfte sind im Prinzip In-house-Vergaben, wo über Beteiligungen immer wieder die Stadt Wien aufscheint. In einem Rechnungshofbericht aus dem Jahre 1998 wird laut Stellungnahme des Wiener Stadtsenats, es war damals eine Regierungskonstellation der SPÖ mit der ÖVP, der Einsatz von Betreuungs- und Reinigungsfirmen, die einen privaten Eigentümer haben, als positiv bezeichnet. Die Zeiten haben sich gewandelt. Heute gilt das nämlich nicht mehr. 

Und die Freunderlwirtschaft in der SPÖ! Praktisch alle aktiv handelnden Personen stehen im engen Verhältnis zur SPÖ und schaden nämlich den SPÖ-Mitgliedern, die im Gemeindebau leben. Sie müssen die hohen Kosten für diese Misswirtschaft zahlen. Die Rechnung bekommt die SPÖ am nächsten Wahltag präsentiert. Die Stimmen im Gemeindebau werden sicher drastisch weniger werden. 

Abschließend komme ich zu einem fast traurigen Kapitel, nämlich der Werkbundsiedlung. Eine Mustersiedlung des Roten Wien, 1932 unter Josef Frank errichtet, verfällt weiter. Trotz Bemühungen und ich will nicht verhehlen, dass es seitens des Wohnbauressorts immer Anläufe gibt, etwas zu tun, hat man bis heute kein Konzept gefunden. Man weiß bereits seit 2000, in Einzelfällen aber auch schon früher, dass man sanieren muss, aber man hat es nicht möglich gemacht, nicht wert gefunden, wirklich eine Lösung für dieses architektonische, denkmalgeschützte Baujuwel zu finden.

Und, meine Damen und Herren, die Werkbundsiedlung ist ein Denkmal und nicht ein klassischer Gemeindebau und muss als Architekturjuwel behandelt werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte mich ganz kurz nur über zwei Themen ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Lieber Kollege, Sie sind am Ende Ihrer Redezeit.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (fortsetzend): Ja, aber wir haben noch ein größeres Problem mit dem Jahresabschluss von Wiener Wohnen und ... (Allgemeine Heiterkeit.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Die 15 Minuten sind aus.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (fortsetzend): Ich weiß schon ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ja und?

GR Ing Mag Bernhard Dworak (fortsetzend): Aber trotzdem ist der Jahresabschluss von Wiener Wohnen, den wir bekommen haben, nicht entsprechend ...
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Sie hätten sich die Zeit einteilen müssen. (Weitere allgemeine Heiterkeit.)
GR Ing Mag Bernhard Dworak (fortsetzend): Okay, ja. Man könnte durchaus länger dazu reden. Es ist halt eine Geschäftsordnung ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Tut mir leid, also ich...

GR Ing Mag Bernhard Dworak (fortsetzend): Abschließend möchte ich Folgendes sagen: Wir haben uns auf den Wiener Wohnen-Geschäfts... (Das Mikrophon wird abgedreht. Allgemeine große Heiterkeit.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Es tut mir furchtbar leid, aber an die Spielregeln, die wir uns gegeben haben, sollen sich alle halten. (Beifall bei der SPÖ.)
Als Nächste am Wort ist Frau GRin Schubert. 

Entschuldigung, Momenterl, der Kollege Ellensohn hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! 

Das geht nicht! Wir haben eine freiwillige Redezeitbeschränkung. Ich finde es auch gut, dass sich nahezu alle daran halten und insgesamt werden wir das auch herbringen, aber das ist kein Beschluss. Und wenn er zwei Minuten oder drei Minuten länger braucht, ist es nicht so ein Problem. Ich hätte jetzt auch gesagt, natürlich hätte er schauen sollen, der Herr Kollege Dworak, dass er in der Zeit fertig wird, aber das kann ja das eine oder andere Mal vorkommen. Das haben andere schon eingespart, ich zum Beispiel zwei Minuten. 

Ich spende Ihnen die zwei Minuten, auch wenn ich möglicherweise nicht Ihrer Meinung sein sollte. Das kann ich vorher gar nicht wissen. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Aber das ist eine freiwillige Redezeitbeschränkung und da kann man hier nicht einfach das Mikrophon abdrehen! Das geht nicht! (Beifall GRÜNEN und ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Es ist so beschlossen worden und jeder hat sich vorbereiten können. (GRin Mag Barbara Feldmann: Entschuldigen Sie, aber einen Schlusssatz kann jeder sprechen!) - Ein Schlusssatz wäre auch kein Problem gewesen, aber der Kollege Dworak hat noch zwei Dinge angekündigt. (GR Christian Oxonitsch: Das wären noch drei Minuten geworden!)

Als Nächste am Wort ist Frau GRin Schubert. Ich erteile es ihr. 15 Minuten, bitte.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich hoffe, die Gemüter haben sich wieder beruhigt und wir kommen zum Thema Rechnungsabschluss 2007. Diesem Thema will ich mich heute widmen. Ich werde hier nicht die möglichen oder vermeintlichen Fehler von Wiener Wohnen, die hier alljährlich zitiert oder zelebriert werden, wiederholen. Ich möchte dazu nur sagen, jeder von uns ist auch in einem Beruf tätig und dass vielleicht einem Mitarbeiter von Wiener Wohnen auch einmal ein Fehler passiert, kann schon vorkommen, man kann das auch immer in der Direttissima, glaube ich, klären.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich werde mich zum Rechnungsabschluss ein bisschen dem Thema Neubauverordnung 2007 und den damit verbundenen Instrumenten widmen.

Die Inflation, meine sehr geehrten Damen und Herren, befindet sich mit 3,7 Prozent auf einem Rekordniveau. Auch die Baukosten sind in den letzten Jahren sehr deutlich gestiegen. Beton, Ziegel und Metalle sind auf Grund der weltweit gestiegenen Nachfrage sehr teuer geworden. Diese Teuerung darf aber nicht auf die Mieter oder Mieterinnen überwälzt werden. Daher hat unser Wohnbaustadtrat Michael Ludwig im Jahr 2007 die Neubauverordnung ins Leben gerufen, um zu verhindern, dass die gestiegenen Baukosten zu 100 Prozent auf die Wohnungsnutzer oder -nutzerinnen übergewälzt werden. Es erfolgt mit der Neubauverordnung auch eine Anhebung der Förderungssätze.

Durch eine Erhöhung der Darlehensförderung um bis zu 115 EUR, also um 20 Prozent, sorgt die Stadt dafür, dass der soziale Wohnbau weiterhin leistbar bleibt. Durch die höheren Förderungssätze greifen wir den Wienern und Wienerinnen bei der Erfüllung ihrer Wohnträume unter die Arme, und zwar egal, ob es dabei um Miet- oder um Eigentumswohnungen geht.

Die Baukostenerhöhungen haben dazu geführt, dass die am geförderten Wohnbau beteiligten Bauträger diese Kosten nicht mehr in den bisher zulässigen Gesamtbaukosten unterbringen konnten. Die bisher gültige Obergrenze des Sockelbetrags lag bei 1 120 EUR pro Quadratmeter. Durch die Neubauverordnung 2007 wird diese Summe auf 1 180 EUR aufgestockt. Gestaffelt nach Nutzflächengröße kann sich dieser Betrag um bis zu 300 EUR pro Quadratmeter erhöhen. Bei Bauvorhaben, bei denen besondere technische Anforderungen schlagend werden, erhöht sich die höchstzulässige Grenze sogar auf bis zu 550 EUR pro Quadratmeter. Das betrifft in erster Linie Passivhäuser sowie architektonisch anspruchsvolle Bauten, wie zum Beispiel Projekte, die in besonderem Maße auf die Bedürfnisse älterer Menschen und auf Personen mit Handicap Rücksicht nehmen. Die Erschwernisse werden nach verschiedenen Kriteriengruppen unterteilt und bewertet. Die Überprüfung dieser Kriterien erfolgt im Rahmen des Grundstücksbeirats und der Bauträgerwettbewerbe.

Angehoben werden auch die Förderungsdarlehen für die Errichtung von Mietwohnungen, Geschäftsräumen, Miete und Heimplätze. Die Förderungen betragen nunmehr je nach Quadratmeter Wohnnutzfläche zwischen 510 EUR und 700 EUR pro Quadratmeter.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben im derzeitigen Steuersystem ein Problem. Die Inflation führt zur so genannten kalten Progression. Dadurch rücken Einkommensbezieher in hohe Steuerklassen, die für sie eigentlich nie vorgesehen waren. Deshalb fordern wir auch vehement eine rasche Steuersenkung für Klein- und Mittelverdiener. Umgekehrt fallen Familien wegen ihrer nominell gestiegenen Einkommen aus der Förderung heraus, obwohl sie wegen der Inflation eigentlich weniger haben als vorher. Daher hat die Stadt auch die Einkommensgrenzen für die Wohnbauförderung erhöht.

Ebenso angeglichen haben wir die Grenzen bei geförderten Eigentumswohnungen in unserer Stadt. Anstelle der bisherigen 365 EUR pro Quadratmeter betragen die neuen Darlehensförderungsrichtsätze 550 EUR pro Quadratmeter. Die Darlehen sind nur mit 1 Prozent verzinst. Die Darlehenslaufzeit beginnt beim Bezug der Wohnungen, spätestens aber nach der Fertigstellungsanzeige. In den ersten fünf Jahren dieser Darlehenslaufzeit werden nur die Zinsen bezahlt. Erst dann setzen die Kapitalrückzahlungen ein. Das bedeutet für Jungfamilien, wenn sie über wenig Einkommen verfügen, müssen sie wenig zurückzahlen und erst später, wenn das gemeinsame Einkommen höher ist, steigen auch die Rückzahlungen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 30 Prozent des CO2-Ausstoßes erfolgen durch die Wohnraumheizung. Das bedeutet, dass durch Sanierung von Wärmedämmung viel für den Klimaschutz getan werden muss. Wien hat hier eine Vorreiterrolle. Diese Vorbildfunktion haben wir durch die Neubauverordnung 2007 weiter ausgebaut. 

Passivhaus-Standard, erneuerbare Energieträger und Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung werden durch einen zusätzlichen Förderanreiz forciert. Bei der Erfüllung dieser ökologischen Qualitäten gibt es eine zusätzliche nichtrückzahlbare Baukostenzuschussförderung, um den Klimaschutzgedanken nachhaltig zu unterstützen.

Auf die Verwendung von hochklimaschädlichen Stoffen wird im geförderten Wohnbau schon seit zehn Jahren verzichtet. Dieser Grundsatz wurde auch durch die Neubauverordnung 2007 abgesichert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der „Neuen Zürcher Zeitung" ist im Mai dieses Jahres ein Artikel erschienen, in dem die neue Architektur in Wien besonders gelobt worden ist. Ein Gutteil dieses Lobes gebührt dem Wiener Wohnbau. Hier hat Wien mit den Wettbewerbsmodellen Bauträgerwettbewerbe und Grundstücksbeirat zwei Instrumente geschaffen, die höchste architektonische Qualität bei höchster Wohnqualität nach sich ziehen. Die Neuerrichtung geförderter Wohnungen in Wien läuft zur Zeit auf zwei Schienen. Bauträger, die bereits über Grundstücke verfügen, legen ihre Projekte dem Grundstücksbeirat vor, der nach den Hauptkriterien Ökologie, Ökonomie und Architektur über die Gewährung einer Förderung entscheidet. Bauträger, die ein geeignetes Grundstück von der Stadt Wien erhalten, sind zur Durchführung eines Bauträgerwettbewerbs verpflichtet. Durch den hohen Anteil an Objektförderung kann die Stadt durch die Vorgabe bestimmter Kriterien für diesen Wettbewerb gezielte Akzente auf ökologischen Bau oder barrierefreies Wohnen setzen. Außerdem wirkt der geförderte Wohnbau preisdämpfend auf die Mieten und auf den freien Wohnungsmarkt. Die Bauträgerwettbewerbe sind das Kernstück des Wiener Wettbewerbsmodells. Die von der Stadt Wien öffentlich ausgeschriebenen Bauträgerwettbewerbe liegen meist in den Stadtentwicklungsgebieten. Für die Ausschreibungen wurden Kennzahlen und Kriterien für die Bereiche Planungsqualität, Ökonomie, umweltrelevante Ökologie entwickelt, anhand derer die eingereichten Projekte von einer Fachjury vergleichend beurteilt werden. 

Wien hat durch dieses Instrument Architekten von Weltrang für den Wohnbau gewinnen können. Der Grundstücksbeirat setzt sich ebenso wie die Fachjury der Bauträgerwettbewerbe aus Architekten und Architektinnen, Vertretern und Vertreterinnen der Wohnungswirtschaft der Stadt Wien und Fachleuten aus den Bereichen Ökologie, Umweltschutz, Ökonomie und Recht zusammen. 

Aktuelle Beispiele dieser Qualitätsinstrumente sind die „Frauenwerkstatt 3" oder „Wohnen am Mühlengrund", wo Mehrgenerationswohnungen großgeschrieben werden. Bauträgerwettbewerbssieger ist auch die größte Passivhaus-Siedlung Europas auf den Aspang-Gründen. 

Umwelt- und Klimaschutz und der sparsame Umgang mit Energieressourcen spielen im geförderten Wiener Wohnbau seit Jahren eine wichtige Rolle. Die Forcierung der Passivhaus-Technologie spielt dabei eine sehr wesentliche Rolle. Mit insgesamt neun fertiggestellten Projekten im Passivhaus-Zustand war die Stadt Wien schon bisher führend. Nun setzt die Stadt einen weiteren Meilenstein. Das 20 Hektar große Areal der ehemaligen Aspang-Gründe stellt eines der größten innerstädtischen Entwicklungsgebiete dar. 

Mit der Realisierung des Projekts Eurogate stellt die Stadt Wien einmal mehr ihre Vorreiterrolle im ökologischen Wohnbau unter Beweis. Ab Sommer 2008 wird mit der Errichtung der ersten Passivhaus-Wohnbauten begonnen. Bis Dezember 2010 wird schließlich der erste Abschnitt mit etwa 740 Wohneinheiten bezugsfertig oder bereits bezogen sein. Insgesamt werden bis voraussichtlich 2016 rund 1 700 Wohnungen errichtet und wird somit 4 000 bis 5 000 Menschen ein neues Zuhause geboten. Der Masterplan für Eurogate sieht einen gelungenen Mix aus Wohnungen, Büros und Geschäften vor. Daneben werden Geschäfte zur täglichen Nahversorgung sowie ein vielfältiges Schulangebot für alle Altersstufen, Kindertagesheime sowie Arztpraxen mit hoher Standortqualität beitragen. Eurogate, das Wohnprojekt auf den Aspang-Gründen im 3. Bezirk, ist deshalb so symbolisch für die Bauträgerwettbewerbe, weil es deutlich aufzeigt, wie die Stadt lenkend in die Stadtplanung und Bebauung eingreifen kann. Der öffentliche Bauträgerwettbewerb Eurogate wurde als nichtanonymes einstufiges Verfahren ausgeschrieben. Gegenstand war ein rund 3,8 Hektar großes Teilgebiet des Areals auf den Aspang-Gründen. 

Zur Bewertung: Im Hinblick auf energetische Effizienz und Wirkung auf Klima und Luftreinhaltung waren dort primär Energieverbrauch und Gesamtemissionsbilanz aus Bau und Betrieb des Gebäudes maßgeblich. 

Eurogate zeigt aber auch deutlich die Schwerpunkte der Wohnpolitik in Wien. Nicht auf der grünen Wiese gebaut, sondern dort, wo eine gute Verkehrsanbindung gegeben ist, dort, wo öffentliche Verkehrsmittel vorhanden sind. Der neue Stadtteil Eurogate ist sehr gut an das öffentliche Verkehrsnetz angebunden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Projekt zeigt weiters, dass in Wien wie in den vergangenen Jahren neue Stadtteile geschaffen werden, die wie gewachsene Grätzel über alle Infrastrukturen verfügen und die für ein qualitatives Wohnen notwendig sind. Monte Laa, die Wienerberg-City, alles bekannt, Millenniums-City, Gasometer-City, Donau-City und so weiter. Sie alle sind gut geplante neue Stadtteile in dieser wunderschönen Stadt, entstanden durch Bauträgerwettbewerbe, in denen von der Stadt bewusste Schwerpunkte gesetzt wurden. 

Diese intelligente Planung gibt den Wohnungssuchenden in Wien natürlich auch die Möglichkeit, sich zwischen den unterschiedlichen Wohnformen entscheiden zu können. So verfügt Wien über Integrationsprojekte mit hoher interkultureller Lebensqualität, über frauen- und familiengerechte Wohnformen, über Gartensiedlungen und autofreie Projekte, über besondere klimaschonende Projekte ebenso wie über Wohnprojekte, die mit Büros und Werkstätten verbunden sind. 

Da die Zeit knapp wird, muss ich kurz werden, sonst bekomme ich eine Rüge.

Viele Delegationen aus anderen Städten der Welt besuchen Wien, um die Bauträgerwettbewerbe in Augenschein zu nehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich könnte noch vieles zu diesem Thema ausführen und weiter berichten, aber die Zeit läuft mir leider Gottes davon. Einen Satz darf ich noch sagen. Wenn es einen Beweis dafür geben darf, dass der Wiener Wohnbau top ist, dann ist das der Verweis auf die Mercer-Studie über die Lebensqualität in mehr als 200 Städten der Welt. Hier hat Wien die Kategorie 30 von 30 möglichen Punkten erreicht. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Nun ist es halbwegs nachvollziehbar und verständlich, dass die Regierungsfraktion ihre Politik lobt und ihre Projekte als die besten überhaupt auf der Welt hinstellt, nur, denke ich mir, diese Lobhudelei sollte selbst bei der SPÖ ein Ende haben. Wir haben nämlich, so sehr es auch interessante Projekte in Wien geben mag, ein steigendes Armutsproblem, beispielsweise, was das Wohnen betrifft. Mein Kollege David Ellensohn hat es kurz angesprochen und ich möchte auf einen speziellen Aspekt dieses Armutsproblems, das selbstverständlich auch beim Bereich Wohnen sichtbar wird, eingehen. 

Es ist unbestreitbar, dass wir in Wien ein Phänomen der Konzentration von Armut oder sozialer Bedürftigkeit und Migrationshintergrund haben. Dieses Phänomen lässt sich nicht nur und nicht zur Gänze auf das durchschnittlich niedrige Einkommen von Migrantenhaushalten, niedriger als Nichtmigrantenhaushalte in Wien, zurückführen, sondern auch auf die verfehlte Wohnpolitik, nicht nur, aber auch, der Stadt Wien. In anderen Bundesländern gibt es eine ähnlich Situation, wo Menschen, die legal hier gelebt haben, jahrzehntelang ihre Steuern bezahlt, den kommunalen Wohnbau mitgefördert und mitfinanziert haben, von diesem ausgeschlossen waren. Nicht zuletzt deshalb hatten wir jahrzehntelang und haben wir eigentlich bis heute eine Konzentration von Armut und ethnischem Hintergrund auf bestimmte Grätzel in bestimmten Bezirken. 

In dem Zusammenhang sollte vielleicht auch nicht unerwähnt bleiben, dass die gänzliche Öffnung des geförderten Wohnbaus, des Gemeindebaus für diese Gruppe von Menschen erst vor zwei Jahren erfolgte und nicht selbstständig von Wien erfolgte, sondern weil es eine umzusetzende EU-Richtlinie gegeben hat. Nun haben wir die Situation, dass, wie im Wiener Durchschnitt auch, und das sagen inzwischen auch die Wiener Wohnbaustadträte, beispielsweise der Ex-Wohnbau-
stadtrat Werner Feymann hat das in seiner Amtszeit bestätigt, im Gemeindebau ungefähr ein Drittel Menschen mit Migrationshintergrund wohnen. Die meisten von ihnen sind österreichische Staatsangehörige, wenige von ihnen sind noch immer ausländische Staatsangehörige, haben aber ein Aufenthaltsrecht. Das war natürlich zu erwarten, teilweise auch wegen des niedrigeren Einkommens von diesen Familien, von diesen MigrantInnenhaushalten. 

Wenn wir uns anschauen, was die Stadt Wien in Vorbereitung dessen gemacht hat, nämlich ganze zehn interkulturelle und mehrsprachige Mediatoren und Mediatorinnen für 220 000 Gemeindebauten in Wien anzustellen, dann können wir das eigentlich nicht für eine sehr gute Vorbereitung auf diese Situation halten. 

Wir haben offensichtlich auch die Strategie der Stadt Wien und von Wiener Wohnen, dass bestimmte Gemeindebauten für Menschen mit sehr niedrigem Einkommen und/oder Migrationshintergrund vorgesehen sind. Da gibt es das Beispiel einer jungen Frau aus dem 13. Bezirk, die eine Gemeindewohnung beantragen wollte und weil ihre Mutter seit langen Jahren in einem Gemeindebau im 13. Bezirk wohnt, in diesem Gemeindebau eine Unterkunft finden wollte, wo ihr ganz ungeschmückt und ganz offen gesagt wurde: „Das ist aber ein Gemeindebau, wo hauptsächlich Sozialhilfebezieher und Migranten wohnen. Sie sind doch erwerbstätig und haben ein Einkommen. Suchen Sie sich doch einen anderen Gemeindebau!" - Da fällt man schon irgendwie aus allen Wolken, wenn man so etwas hört, dass die Stadt Wien sozusagen nicht offiziell, aber offensichtlich die Strategie verfolgt, bestimmte Gemeindebauten sind für besonders Arme und/oder Migranten und Migrantinnen reserviert. Wenn sich dann dort Problemlagen, die hauptsächlich soziale Problemlagen sind, konzentrieren und wenn es Konflikte zwischen den Hausparteien gibt, die nicht primär kulturell bedingt sind, dann sagt man, man hat eh ganze zehn interkulturelle Mediatoren und Mediatorinnen angestellt, um das zu bewältigen. 

Man verfolgt also offensichtlich eine Strategie, die zu Problemen führt und zu Problemen führen muss, weil man entgegen der ständigen Ankündigung, Integration sei nachbarschaftliches Zusammenleben, Integration sei Austausch und so weiter, nicht darauf zielt, dass Menschen unterschiedlichen kulturellen Hindergrunds und unterschiedlicher Muttersprache zusammenleben können, sondern wo man die Armut und dazu noch einen bestimmten Migrationshintergrund konzentriert. Dann kann man aber nicht wirklich von gelebter oder gelungener Integrationspolitik in Wien sprechen. (GR Kurth-Bodo Blind: In den Dreißiger Jahren war es viel ärger! Da wurde aber auch nicht gestritten!)

Der zweite Bereich sind die Genossenschaften, wo die Stadt Wien sehr lange untätig war, was diese Problematik betrifft. Auch die Genossenschaften waren übrigens, und alle, die sich mit dem Thema beschäftigen, kennen sich da aus, jahrzehntelang eigentlich für diese Gruppe von nicht eingebürgerten Migranten und Migrantinnen zu. Das hat sich seit ein paar Jahren geändert. Dort hat die Stadt Wien nicht zuletzt durch die massive Förderpolitik, die sie bei Genossenschaften betreibt, eine nicht zu unterschätzende Einflussmöglichkeit, wo sie davon überhaupt Gebrauch machen möchte, Dinge in eine andere Richtung zu bewegen, dass es also nicht so genannte Migrantenbauten und so genannte Inländerbauten gibt, sondern dass es sowohl eine soziale als auch eine kulturelle Durchmischung geben soll. 

Deshalb möchten wir heute einen Beschlussantrag einbringen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das funktioniert in der Türkei zwischen Türken und Kurden! Dort funktioniert es!) - Herr Kollege, Sie können sich gern zum Wort melden, wenn Sie reden wollen! (GR Kurth-Bodo Blind: Es gibt auch Zwischenrufe!) Ich stelle fest, dass Sie ständig Zwischenrufe machen, vor allem bei meinen Reden! (GR Kurth-Bodo Blind: Da haben Sie nicht recht! Ich war ja gar nicht da!) So sehr bin ich schon aufnahmefähig, dass ich das aufnehmen kann! 

Wir beantragen mit dem Beschlussantrag, dass die Stadt Wien aktiv Maßnahmen setzt, um die für ein besseres Zusammenleben und für eine gelungene gesellschaftliche und soziale Integration notwendige Durchmischung, und zwar sowohl soziale als auch kulturell sprachliche Durchmischung, zu erreichen, und zwar sowohl in Gemeindebauten als auch bei anderen geförderten Wohnungen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: So werdet ihr eine Wahl nach der anderen verlieren! - GR Kurth-Bodo Blind: Das funktioniert nur in Istanbul! Zwischen Griechen und Türken funktioniert es auch nicht!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist der Herr Amtsf StR Dr Ludwig. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat!

Ich denke, dass die Diskussion über den Rechnungsabschluss sehr wohl gezeigt hat, dass es innerhalb des Wohnbauausschusses einen sehr intensiven Dialog zu den verschiedensten Themen gibt. Ich erachte das auch als sehr positiv und gut. Ich glaube, dass es auch Sinn macht, dass wir uns, so wie in den letzten Monaten, immer bestimmte Themenschwerpunkte hernehmen und gemeinsam versuchen, nach Lösungen zu suchen und diese zu finden, wenn ich nur daran denke, dass wir uns ganz bewusst den Themenschwerpunkt „ökologisches umweltgerechtes Bauen" gemeinsam im Ausschuss vorgenommen haben, eine Exkursion gemacht haben und uns, wie ich meine, auch eine sehr gute gemeinsame Linie für die weitere Arbeit vorgenommen haben.

Ich denke, dass auch die Diskussion über die neue Novelle zur Bauordnung, die wir über mehrere Monate geführt haben, gezeigt hat, dass aus allen Fraktionen sehr konstruktive Vorschläge gekommen sind, die weitgehend in diese Novelle eingearbeitet werden konnten. Selbstverständlich nicht alle, weil manche Vorschläge auch divergierend sind und sich zum Teil ausschließen. Aber ich glaube trotzdem, dass wir im Wohnbauausschuss einen sehr dialogfähigen Kompromiss zu den einzelnen Themenschwerpunkten finden und dass in allen Fraktionen die Bereitschaft ist, gemeinsam an diesen Zielen zu arbeiten.

Ich kann mich zu vielen Punkten deshalb kurz fassen, weil der Vorsitzende des Wohnbauausschusses, Herr GR Dr Kurt Stürzenbecher, und seine Stellvertreterin, Frau GRin Schubert, viele Punkte dargestellt haben, die wir im Wohnbauausschuss nicht nur diskutiert, sondern auch umgesetzt haben, die auch in direktem Zusammenhang mit dem Rechnungsabschluss stehen. Ich möchte deshalb einige Punkte schwerpunktmäßig herausgreifen, vor allem jene Punkte, die jetzt in der Diskussion eine Rolle gespielt haben. 

Vielleicht noch zu den Herausforderungen: Richtig ist, dass der Wiener Wohnbau einen ganz wesentlichen Beitrag zur ausgezeichneten Lebensqualität in unserer Stadt spielt. Frau GRin Schubert hat ihre Rede mit dem Verweis auf die Mercer-Studie beendet, wo sich zeigt, dass Wien unter 215 Städten punkto Lebensqualität am 2. Platz ist. Das auch deshalb, weil die Zufriedenheit eine sehr hohe ist. In allen drei Kategorien, wo Wohnen bewertet wurde, hat Wien zehn von zehn möglichen Punkten bekommen. Das heißt, wir haben eine jahrzehntelange sehr positive Tradition in der Wohnbaupolitik, die wir natürlich jetzt adaptieren müssen, auch entsprechend den neuen Herausforderungen. 

Eine große Herausforderung ist zweifellos der Umstand, dass unsere Stadt wachsen, die Bevölkerung zunehmen wird und wir entsprechende Schlüsse daraus ziehen müssen. Ich glaube, hier ist es wichtig zu erwähnen, dass die Wohnbauförderung ein ganz wichtiges Instrument ist. Die steht derzeit außer Diskussion, auch auf Bundesebene. Das war nicht immer so. Ich kann mich sehr wohl daran erinnern, dass es auch Überlegungen gegeben hat, die Wohnbauförderung zu kürzen oder sie überhaupt zu streichen. Die Wohnbauförderung ist für uns in Wien, einer sehr attraktiven Millionenstadt, deshalb auch besonders wichtig, weil sie die Möglichkeit bietet, leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 

Wir bekommen über den Finanzausgleich in etwa 460 Millionen EUR. Damit nicht genug, wir legen als Stadt noch einmal 140 Millionen EUR dazu. Ich erwähne das deshalb, weil das eine Besonderheit ist, denn die Wohnbauförderung wird nicht in allen Bundesländern ausschließlich für den Wohnbau eingesetzt. (StR Norbert Walter, MAS: Aber in Wien auch nicht!) Es gibt Bundesländer, die investieren die Wohnbauförderungsmittel für alle möglichen Dinge, die zwar auch positiv und gut sind, aber nicht für den Wohnbau. Das ist in Wien anders. (StR Norbert Walter, MAS: Nein, das stimmt nicht! Kindergärten und so weiter!) Wir geben die Mittel der Wohnbauförderung ausschließlich für den Wohnbau aus. 

Im Wesentlichen sind es drei große Positionen, die wir aus dem Bereich der Wohnbauförderung finanzieren. Alle drei Bereiche sind ganz essenziell für die künftige Entwicklung unserer Stadt. Deshalb bin ich der Finanzstadträtin, Frau Mag Renate Brauner, sehr dankbar dafür, dass sie als zuständige Ressortverantwortliche sieht, dass wir im Wohnbauressort das Geld nicht nur verlangen, sondern es auch sinnvoll einsetzen. Denn wir setzen es im Neubau, in der Sanierung und auch in der individuellen Förderung, das heißt, in der Wohnbeihilfe, ein. 

Richtig ist die Beobachtung, die jetzt von mehreren Gemeinderäten artikuliert worden ist, es gibt immer mehr Menschen, die Wohnbeihilfe benötigen, damit sie ihr Wohnumfeld finanzieren können. Das hat viele Gründe. Das hängt zweifellos auch mit der Entwicklung der Einkommen zusammen, auch mit, wenn man so will, einer gewissen Schieflage in den Einkommenshöhen, die sich in den letzten Jahren entwickelt hat, wo wir gemeinsam auftreten und dem entgegenwirken müssen. Hier ist es ganz besonders wichtig, darauf zu achten, dass sich gerade in dem ganz bedeutenden Lebensumfeld Wohnen die Menschen das auch leisten können. Wir geben in diesem Bereich doch deutlich über 100 Millionen EUR in der Wohnbeihilfe bei steigender Tendenz aus und das ist Geld, das uns natürlich in den Bereichen Neubau und Sanierung abgeht. Das ist auch der Grund, warum ich es als besonderen Themenschwerpunkt für die nächsten Jahre festgelegt habe, leistbare Wohnungen zu schaffen, weil uns das die Möglichkeit gibt, die Wohnbeihilfe zurückzunehmen und das Geld dafür wieder in Neubau und Sanierung zu investieren.

Wichtig für die Stabilisierung der Wohnkosten ist zweifellos, dass es ein entsprechendes Angebot gibt. Nichts ist schlimmer, als wenn die Nachfrage stärker als das Angebot ist. Wir kennen das aus der Vergangenheit. Falls eine solche Situation eintritt, steigen die Mieten vor allem im freien Bereich ins Astronomische. Wir sehen jetzt schon, dass die höchsten Mieten bei den Altbauten sind, also überall dort, wo es auch den Hauseigentümern möglich ist, Verträge abzuschließen. Wir haben dort schon Quadratmeterpreise zwischen 9 und 14 EUR. Das ist verglichen zu den Durchschnittsmieten von in etwa 4 EUR, die wir im Gemeindebau oder im geförderten Wohnbau haben, natürlich um ein Vielfaches mehr. Daher ist es notwendig, entsprechende Quantitäten anzubieten. Das ist ein Grund, warum wir die Neubauleistung deutlich erhöht haben, von ursprünglich 5 500 auf jetzt fast 7 000 Wohneinheiten pro Jahr. Das ist uns auch im Jahr, wo wir den Rechnungsabschluss vorlegen können, gelungen. Wir haben 2007 mit 6 800 geförderten Wohneinheiten unser Planziel erreicht. Wir sehen das immer sehr deutlich auch im Wohnservice, wo wir sehr genau beobachten, wie die Nachfrage am Markt ist, wie sich potenzielle Mieterinnen und Mieter nach Wohnungen erkundigen, wie sich diese Neubauoffensive auswirkt und die potenziellen Mieterinnen und Mieter unter einem größeren Angebot auswählen können. 

Es ist mir auch wichtig, dass wir keine Wohnungen von der Stange anbieten, sondern dass wir ein sehr ausdifferenziertes Angebot an Wohnungen erstellen, nämlich entsprechend den besonderen Bedürfnissen der Mieterinnen und Mieter. Wir sehen auch, dass sich in der Gesellschaft in den letzen Jahren vieles geändert hat. Es gibt mehr Scheidungen und mehr Trennungen in Lebensgemeinschaften, dadurch verbunden einen höheren Bedarf an Singlewohnungen, an schnellen Wohnungen, die man auf Grund einer Trennung benötigt, auf kleinere Wohnungen und Wohneinheiten. Umgekehrt gibt es auch Familien mit mehreren Kindern, die größeren Wohnraum suchen. 

Der Bedarf an Wohnraum hat sich pro Kopf erhöht. Vergleicht man das Wohnbedürfnis der Menschen in den 60er Jahren mit der Gegenwart, sieht man, dass sich die Quadratmeter pro Kopf verdoppelt haben, damit verbunden natürlich auch die Wohnkosten. Wenn die Wohnung doppelt so groß ist, doppelt so viele Quadratmeter hat, dann hat man auch doppelt so viel Miete, doppelt so viele Betriebskosten und auch sonstige Ausgaben zu tätigen. Von daher stehe ich auch in einem ständigen Dialog mit Architektinnen und Architekten, um darüber nachzudenken, wie sinnvoller, gut genutzter Wohnraum, auch von den Quadratmetern her, die Möglichkeit bietet, leistbare Wohnungen zu erstellen.

Ich denke, ein weiterer Themenschwerpunkt, den wir uns gemeinsam ausgewählt haben, nämlich die Ökologisierung des Wohnbaus, ist in diesem Rechnungsabschlussjahr sehr stark finanziell unterstützt worden. Ich möchte nur in aller Kürze noch einmal darauf hinweisen, dass wir durch die Neubauverordnung der Ökologisierung des Neubaus einen besonderen Schub gegeben haben. Wir haben hier die Erhöhung der Darlehensförderung um bis zu 115 EUR vorgenommen. Das sind rund 20 Prozent mehr und das bedeutet für die Wohnbauträger natürlich eine besondere Motivation, im Neubau ökologische Einrichtungen umzusetzen. 

Ich denke hier an Passivhaus-Technologie, die für mich nicht das allein Seligmachende, aber trotzdem eine Möglichkeit ist, versuchsweise projektorientiert vorzugehen. Wir haben jetzt zehn Passivhaus-Anlagen in Wien errichtet und haben den Bauträgerwettbewerb für Eurogate, also die größte Passivhaus-Siedlung in Europa, abgeschlossen. Das wird, wie ich meine, auch einen besonderen Schub in dieser Technologie bedeuten.

Wir haben, was vielleicht in der Öffentlichkeit noch gar nicht so stark kommuniziert worden ist, mit der Techniknovelle festgelegt, dass die ökologischen Standards, die wir im Wohnbau haben, auch für den Bürobau Gültigkeit haben. Das ist etwas, was wir sehr intensiv diskutiert haben, nämlich die Forderung, die sehr hohen Standards im Wohnbau - wir haben seit zehn Jahren Niedrigenergiehausstandards - auch für den Bürobau festzulegen. Da ist noch viel zu tun, weil wir wissen, dass die Bürobauten sehr starke Energieschleudern sind. Aber ich glaube, dass hier durch die Techniknovelle ein erster Schritt gesetzt ist, dass auch die Bauträger im Bereich der Bürogebäude darüber verstärkt nachdenken und angehalten werden, durch gesetzliche Rahmenbedingungen die Energieverschwendung bei diesen Bauten zu reduzieren und die entsprechenden Maßnahmen anzunehmen.

Ich glaube, es war sehr wichtig, auch aus sozialen Überlegungen, dass wir darüber nachgedacht haben, wie wir die Einkommensgrenzen bei geförderten Miet- und Eigentumswohnungen so den Gegebenheiten anpassen können, dass beispielsweise junge Ehepaare oder junge Partnerschaften, junge Beziehungen, wo beide gut verdienen, die noch keine Kinder haben, die bei der Berechnungsgrenze abgezogen werden, trotzdem eine geförderte Mietwohnung, eine geförderte Eigentumswohnung bekommen können. Oft ist es gerade bei jungen Akademikern so, dass beide relativ gut verdienen, aber noch nicht so gut, dass sie sich eine freifinanzierte Eigentumswohnung leisten können. Hier haben wir durch die Anhebung der Einkommensgrenzen dafür Sorge getragen, dass gerade auch solche jungen Paare die Möglichkeit haben, geförderte Mietwohnungen oder geförderte Eigentumswohnungen - ein besonderer Wunsch auch von StR Norbert Walter - zu bekommen.

Ganz wichtig im Rahmen dieser Techniknovelle und auch ein besonderer gemeinsamer Wunsch war die Überlegung, wie wir Freiräume finanziell so absichern können, dass die Bauträger stärker Balkone, Terrassen, Loggien einrichten, weil sie das erstmals in der Geschichte unserer Stadt gefördert bekommen. Ich glaube, das ist eine sehr positive Entwicklung, dass Wohnungen nicht quasi an der Hausmauer enden, sondern dass auch die Wohnbauträger diesen individuell gehaltenen Freiraum stärker berücksichtigen und die Möglichkeit bieten, attraktive Wohnungen in einer großen Millionenstadt vorzusehen.

Noch einmal zurückkommend zur Frage des Eigentums, ein Thema, das StR Norbert Walter besonders eingefordert hat. Wir stehen hier in einem ständigen Dialog, weil wir in besonderen Entwicklungsgebieten auch einen Anteil an geförderten oder freifinanzierten Eigentumswohnungen erhalten wollen. Das gilt auch für Aspern. Ich sehe in Aspern eine große Chance der sinnvollen Durchmischung, nämlich nicht nur zwischen Arbeitsplätzen und Wohnungen, sondern auch innerhalb der Wohnformen. Ich sehe hier eine große Chance einer guten Durchmischung von freifinanzierten Eigentumswohnungen, geförderten Eigentumswohnungen und auch geförderten Mietwohnungen. 

Ich denke, dass wir bei jenen Bauträgerwettbewerben, wo wir beispielsweise einen Schwerpunkt auch auf das Eigentum gelegt haben, wie zum Beispiel am Nordbahnhof-Gelände, wo wir schon bei der Ausschreibung wollten, dass ein bestimmter Anteil ins direkte Eigentum übergeht, zeigen, dass wir dieses Thema sehr ernst nehmen. Wir beobachten aber gleichzeitig immer auch den Markt. Wir sehen auch im Wohnservice auf Grund der Nachfrage der potenziellen Mieterinnen und Mieter, wie sich die Nachfrage entwickelt. Wir stehen auch in einem ständigen Dialog mit den Wohnbauträgern und sehen, dass es natürlich eine Klientel für Eigentumswohnungen gibt, die aber von der Quantität her doch überschaubar ist, und zwar deshalb, weil mit der Möglichkeit, die wir gesetzlich geboten haben, nämlich geförderte Mietwohnungen nach zehn Jahren auf Grund einer Option in das Eigentum zu übernehmen, hier sehr stark der Druck weggenommen worden ist, sich gleich eine Eigentumswohnung zu kaufen, sondern einmal zehn Jahre in der Wohnung zu verbringen und erst dann, wenn man sich wirklich mit der Wohnung vollständig identifiziert, diese ins Eigentum zu übernehmen. 

Wie gesagt, wir sind gern bereit, auch bei verschiedenen neuen Gebieten, die wir entwickeln wollen, wo wir Bauträgerwettbewerbe ausschreiben wollen, diese mit freifinanzierten und geförderten Eigentumswohnungen zu versehen. Ein Bereich wird sicher die „Stadt des Kindes“, wo es eine sinnvolle Mischung zwischen geförderten Mietwohnungen und geförderten Eigentumswohnungen geben soll.

Neben dem Neubau ganz wichtig ist die Sanierung. Frau GRin Frank hat sie angesprochen. In der Tat ist in einer Stadt, in der mehr als ein Drittel der gesamten Bausubstanz aus der so genannten Gründerzeit stammt, also aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, die Frage der Sanierung natürlich ein bestimmendes Thema. Mittlerweile nicht nur in den Gründerzeitbauten, sondern wir sanieren zum Beispiel auch Eigentumsbauten, wir sanieren Privathäuser, wir sanieren beispielsweise auch die Gemeindebauanlagen aus der Zwischenkriegszeit, aber mittlerweile auch schon Gemeindebauanlagen aus den 50er, 60er und zum Teil 70er Jahren. Das heißt, die Sanierung hat eine große Bedeutung und ist, wenn man so will und sich die Relation der finanziellen Mittel ansieht, durchaus schon in einer Größenordnung wie der Neubau zu sehen.

Wir haben insgesamt im Jahr 2007, also im Jahr des Rechnungsabschlusses, 157 Millionen EUR in der geförderten Sanierung ausgegeben. Das ist ein sehr hoher Betrag. Wir haben uns für die Zukunft vorgenommen, dass wir bestimmte Stadtteile besonders erhalten, sanieren und restaurieren wollen. Ich habe in der Öffentlichkeit vermittelt und es hat dankenswerterweise auch eine ganze Reihe von Beiträgen in „Wien heute" gegeben, wo mit dem Schwerpunkt „Sanierung des Westgürtels" beispielsweise deutlich gemacht worden ist, dass wir uns als Stadt ganz besonders auf diesen Bereich konzentrieren wollen, weil wir eben wissen, dort gibt es eine hohe Anzahl an sanierungsbedürftigen Gebäuden, mit den damit verbundenen und implizierten sozialen Auswirkungen, dass dort sehr oft Menschen leben, die in schwieriger sozialer Lage sind. Wir haben uns vorgenommen, in diesem Bereich Westgürtel, also in den Bezirken 6 bis 9 und 14 bis 18, insgesamt 426 Klein- und Großprojekte umzusetzen, die in einer Größenordnung von 311 Millionen EUR finanziert werden sollen. Man sieht also schon ganz deutlich, da gehen wir massiv in die Sanierung hinein. 

Wir haben jetzt mit dem Projekt „VIEW - Vision Entwicklung Westgürtel“ und der Formierung der Arbeitsgruppe Gebietsbetreuung in diesem Bereich nicht nur eine Aufwertung der Gürtelzone, sondern auch des Wientals vorgenommen und wollen in diesen beiden großen Entwicklungsgebieten, zusätzlich auch in Sanierungsbereichen im 2., im 10. und im 20. Bezirk, eine schrittweise Entwicklung von Stadtgebieten vornehmen. Das heißt, nicht nur die Restaurierung von einzelnen Gebäuden, sondern im Rahmen der Blocksanierung die Entwicklung von sechs bis acht oder zehn Häuserblöcken. Das bietet uns dann die Gelegenheit, dass wir beispielsweise auch Verkehrslösungen finden, dass wir die Nahversorgung unterstützen und entwickeln, dass wir beispielsweise Grün- und Freiflächen herstellen, überall dort, vor allem im dichtverbauten Gebiet, wo es ohnehin wenig Grün gibt. Wir haben jetzt beispielsweise im 15. Bezirk in der Nähe der Kirche Maria am Siege zwei Wohnhäuser abgerissen, dort keine Neubauten hingestellt, sondern einen neu geschaffenen Park entwickelt. Von daher wollen wir gerade im dichtverbauten Gebiet, wo es möglich ist, auch Grünraum schaffen.

Das machen wir mit der sanften Stadterneuerung. Das heißt, wir wollen nicht, wie in anderen Groß- und Millionenstädten Gebiete abtragen, Neubauten hinstellen, die alte Bevölkerung absiedeln und dann neues, oft zahlungskräftigeres Zielpublikum hinbringen, sondern wir wollen die sanfte Stadterneuerung, eine schrittweise Verzahnung jener Bevölkerung, die dort wohnt, mit zahlungskräftigem neuem Publikum durchführen.

Wir haben da gute Erfolge. Zum Beispiel zeigt dies das Viertel rund um den Brunnenmarkt, dass wir überall dort, wo wir Neubauten oder sanierte Altbauten eröffnen können, die neues Publikum ganz bewusst in diese Viertel ziehen möchten, aus verschiedenen Gründen, auch weil dort ein Markt ist, weil es dort einen besonderen interkulturellen Flair gibt, aber umgekehrt die Bevölkerung, die dort wohnt, die Möglichkeit hat, dort zu bleiben, wenn sie das möchte. 72 Prozent machen das auch. Andere verändern sich, aber 72 Prozent bleiben dort. Auch deshalb, weil wir mit Hilfe der eingesetzten Mittel der Stadt Wien sicherstellen können, dass die Hauseigentümer, mit denen wir gemeinsam die Sanierung vornehmen, die Mieten zumindest 15 Jahre hindurch nicht erhöhen können. Das ist eine gewisse Sicherheit, dass die alte Bevölkerung, die jetzt dort lebt, nach der Sanierung nicht überfallsartig mit Mietsteigerungen zu rechnen hat und sie auf Grund dieser Mietsteigerungen vertrieben wird. 

Ich denke, dass das ein guter Weg ist, einen sinnvollen Mix in der Bevölkerung herzustellen. Denn in der Tat ist es richtig, das Beste in einer Stadt ist immer eine sinnvolle Durchmischung der Bevölkerung. Das gilt für das Verhältnis von - unter Anführungszeichen - Altösterreichern und Zuwanderern. Das gilt aber auch zwischen der älteren Generation und der jüngeren. Nichts ist schlechter, als wenn es Reichensiedlungen auf der einen Seite und Gebiete, wo es sozial Schwache gibt, auf der anderen Seite gibt. Von daher, glaube ich, ist das Zusammenleben ein ganz besonders wichtiges. 

In diesem Punkt muss ich dem GR Dworak widersprechen. Es ist nicht so, dass in den Gemeindebauten das Zusammenleben gescheitert ist. Es gibt natürlich auch in Gemeindebauten Diskussionen im Zusammenleben. Warum auch nicht? Es lebt fast ein Viertel der gesamten Wiener Bevölkerung in Gemeindebauten. Der Gemeindebau ist Spiegelbild der gesamten Gesellschaft. Ich habe viel Kontakt zu Menschen, die in Gemeindebauten leben und habe viel Kontakt zu Menschen, die in Privathäusern leben. Der Unterschied ist, dass es in allen Wohnformen Probleme gibt, nur bei Gemeindebauten bekommen Sie im Regelfall auch eine politische Dimension beziehungsweise haben die Mieterinnen und Mieter Gelegenheit, ihre Fragen, zum Teil auch ihre Konflikte, ihren Ärger, ihre Probleme an die Stadt und ihre Einrichtungen heranzutragen. Das ist in den Privathäusern nicht so. Wenn dort zwischen zwei Nachbarn gestritten wird, käme niemand auf die Idee, das mit der Hausverwaltung abklären zu wollen, schon gar nicht mit dem Hauseigentümer. Das ist in den Gemeindebauten anders. Dazu bekennen wir uns auch. Wir wollen, dass die Wienerinnen und Wiener, die in Gemeindebauten leben, gut leben und dass wir sie dabei unterstützen können. Ich glaube nicht, dass man sagen kann, dass das Zusammenleben gescheitert ist, sondern es ist eine ständige Herausforderung, wie das Zusammenleben in einer Stadt ständig eine Herausforderung darstellt. 

Das ist auch der Grund, dass es in den Gemeindebauanlagen, Frau GRin Korun, keine Gemeindebauten gibt, die ausschließlich für Sozialhilfebezieher sind oder Gemeindebauten, die ausschließlich für Zuwanderer vorgesehen sind. Das gibt es nicht. Ich meine, das wird immer wieder behauptet, ist aber unrichtig. Es wird immer wieder behauptet, ist aber unrichtig! Es wird immer wieder behauptet, es gibt Gemeindebauanlagen, die nur für Ausländer vorgesehen sind. Das ist einfach unrichtig! (GRin Mag Alev Korun: Sagen Sie das Wiener Wohnen!) Was richtig ist, ist, dass bestimmte Gemeindebauten auf Grund ihrer Grundrisse der Wohnungen, zum Beispiel große Wohnungen, eher für große Familien interessant sind und von daher eher die Wahrscheinlichkeit haben, dass Zuwandererfamilien darin wohnen (GRin Mag Alev Korun: Das ist etwas anderes!) und andere Gemeindebauanlagen beispielsweise sehr niedrige Mieten haben, weil sie beispielsweise noch keinen Kategorie-A-Standard haben. Das mag eine Rolle spielen. (GRin Mag Alev Korun: Aber das ist etwas anderes!)

Von der Zuweisung ist es so, dass der Nächste auf der Liste die nächste freiwerdende Wohnung, auf die er von der Wohnungsgröße her Anspruch hat, zugewiesen bekommt. Die kann er nehmen oder auch nicht nehmen. Es hat ein Mieter auch die Möglichkeit zu sagen, diese Wohnung kommt für ihn nicht in Frage und er wartet auf die nächste. Das ist auch ein bisschen ein Problem, sage ich, in der Vermittlung, überall dort, wo wir eine Durchmischung von bestimmten Zuwanderergruppen wollen, weil manche durchaus bereit sind, länger zu warten, nur damit sie in einem Bezirk sind, wo sie wieder Kontaktmöglichkeiten zu anderen Zuwanderergruppen haben. Da haben wir schon überlegt, wie wir das am besten lösen und angehen. Das mag vielleicht ein Thema sein. Aber sonst kann ich ausschließen, dass von der Vergabe her ganz bewusst Sozialhilfeempfänger, sozial Schwache oder auch Zuwanderer in bestimmte Anlagen vermittelt werden. Das würde unserer Politik völlig widersprechen! (GRin Mag Alev Korun: Das heißt, den nächsten Fall darf ich zu Ihnen schicken!) - Ja, gerne! Wenn Sie so einen Fall haben, schicken Sie mir den. Den schaue ich mir sehr gern an. Prinzipiell sind wir sehr daran interessiert, dass es eine Durchmischung im gesamten Wohn- und Stadtbereich gibt. Hier sind die Gemeindebauten nicht auszunehmen.

Ich glaube, dass aktive Maßnahmen zur Durchmischung immer etwas Gutes und Sinnvolles sind. Ich bin hier auch im Gespräch mit Wohnbauträgern, um Projekte zu entwickeln, wo eine solche Durchmischung ganz bewusst und gezielt initiiert wird. Ich denke hier nur an das Projekt der Wohnbaugenossenschaft Sozialbau, die ganz bewusst in einem interkulturellen Projekt 50 Prozent Zuwanderer und 50 Prozent - unter Anführungszeichen - Altösterreicher hineingenommen hat. Ein Projekt, das sehr gut funktioniert. Da gibt es keine Probleme. Von daher, glaube ich, ist es gut, wenn auch die Wohnbauträger erkennen, dass es eine große soziale Verantwortung gibt, dass das aber auch ein Zielpublikum ist, das mittlerweile zum Teil durchaus wirtschaftlich in der Lage ist, solche Wohnungen anzusprechen. Hier werde ich auch die gemeinnützigen Wohnbauträger sicher nicht aus der Verantwortung entlassen, sie in diesen Prozess einzubeziehen. 

Abschließend möchte ich vielleicht noch zu einem Thema kommen, das mir ebenfalls sehr wichtig ist, weil es uns in der Bundespolitik, aber auch in der Stadt Wien sehr beschäftigt. Das ist all das, was wir im Rahmen des Wohnbaus zum Klimaschutz und auch zur Reduzierung von CO2-Einheiten beitragen können. Hier gehen wir, glaube ich, einen sehr guten Weg, den wir jetzt auch mit der Techniknovelle unterstützt haben und mit der Neubaunovelle finanziell machen. Das ist auch der Grund, warum wir beispielsweise bei Projekten, die wir auf diesen Standard bringen wollen, oft auch in einem gewissen Widerspruch stehen. 

Wenn Frau GRin Gretner vorhin über die „Stadt des Kindes“ berichtet hat, so ist das, wenn man so will, ein Spannungsverhältnis. Die „Stadt des Kindes“ war ein Sozialprojekt, das 1974 als Kinder- und Jugendheim eröffnet worden ist. Das war damals ein sehr modernes, innovatives Projekt, aber im Zeitgeist der 60er und 70er Jahre fernab jedes ökologischen Gedankens. Wenn wir uns heute damit beschäftigen, wie wir diesen Standort erhalten, wie wir mit dieser Bausubstanz umgehen, muss uns bewusst sein, dass wir dort eine sehr große Aufgabe in der Sanierung haben. Das ist ein Grund, dass wir morgen auch einen Beschluss fassen werden oder ich vorschlagen werde, diesen Beschluss zu treffen, wo sichergestellt wird, dass die Wohnbauträger ARWAG und Wiener Heim, die dieses Objekt 2005 auf Grund eines Vertrags mit der Stadt Wien übernommen haben, nicht nur, wie ursprünglich vereinbart, die Schwimmhalle und die Turnhalle sanieren werden, sondern dass wir zusätzlich mit diesem Beschluss morgen auch zwei Familienhäuser sanieren, auf den neuesten ökologischen Standard bringen, in den Bereich Niedrigenergiehausstandard bringen und die anderen Familienhäuser, die Neubauten weichen, von Beginn an auf diesem ökologischen Standard errichtet werden. Das heißt, es wird eine Kompromisslösung in der Erhaltung historischer Bausubstanz aus den 70er Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts und gleichzeitig einer Anhebung dieser Bausubstanz auf heutigen ökologischen Standard sein. Ich glaube, dieser Aufgabe sollten wir uns gerade im Wohnbauressort besonders stellen, dass wir sagen, all das, was wir im Wohnbauressort machen, sollte gerade unter diesen klimaschutzrelevanten Maßnahmen zu sehen sein.

Ein weiterer Punkt, den ich gerade mit der „Stadt des Kindes“ in Verbindung bringen möchte, ist die Frage, wie wir insgesamt eine generationsübergreifende Durchmischung in der Stadt bewerkstelligen können. Die „Stadt des Kindes“, gedacht als Kinder- und Jugendheim, hat ihren ursprünglichen Inhalt verloren. Wir betreuen heute Kinder und Jugendliche anders, nicht mehr in einer großen Heimstruktur, sondern in Wohngemeinschaften. Deshalb ist es notwendig, darüber nachzudenken, wie wir beispielsweise neue Wohnstrukturen schaffen, auch am Standort „Stadt des Kindes“, wo es eine sinnvolle intergenerationsmäßige Durchmischung gibt. Ich bin da sehr offen und auch in einem ständigen Dialog mit den Wohnbauträgern ARWAG und Wiener Heim, an diesem Standort ganz bewusst Wohnformen zu finden, wo ein solcher generationsübergreifender Dialog im Wohnen möglich ist, so wie wir das auch in anderen Projekten gemacht haben, wie beispielsweise in der Mühlgrundgasse im 22. Bezirk, ein gemeinsames Projekt, das wir umgesetzt haben und wo Intergenerationswohnen als Themenschwerpunkt festgelegt worden ist.

Zu den Bauträgerwettbewerben vielleicht in aller Kürze, dass wir hier ein Instrument haben, an dem wir jetzt allerdings auch arbeiten wollen, um es neuen Gegebenheiten anzupassen, wo wir die insgesamt fünf Bauträgerwettbewerbe im Jahr 2007 an 19 Bauplätzen ganz bewusst auch unter dem Gesichtpunkt Themenschwerpunktsetzung gesehen haben und das auch für das nächste Jahr so vorsehen. 

Vielleicht abschließend noch zu einigen Punkten, die aus dem Kreis der Gemeinderäte gekommen ist:

Zum StR Ellensohn: Zur Frage der Überwachung und allem, was damit in Verbindung steht, bin ich der Meinung, die Freiwilligkeit und der Wunsch der Mieterinnen und Mieter soll im Vordergrund stehen. Wir haben bei der Videoüberwachung, die jetzt probeweise in Abstimmung mit der Datenschutzkommission in acht Gemeindebauanlagen eingeführt worden und zeitlich auf ein Jahr beschränkt ist, die Mieterinnen und Mieter einbezogen. Das wollen wir auch in Zukunft tun. Das heißt, nur dort, wo die Mieterinnen und Mieter das wollen, soll das auch möglich sein. 

Das gilt auch für die Zugangsbeschränkung in der Waschküche. Seit es die Waschmarken nicht mehr gibt und der Zugang ein viel offenerer ist, wissen wir, dass es in vielen Gemeindebauanlagen zu Diskussionen gekommen ist. Ich möchte da nicht zuschauen, wie solche Konflikte das Klima in einem Gemeindebau verschärfen. Von daher soll es ein Angebot sein. Nur jene Mieterinnen und Mieter, jene Hausgemeinschaften, die das wollen, sollen diese Möglichkeit bekommen. Alle anderen, die das über den Hausbesorger abwickeln oder sich selbst organisieren können, wie das auch in manchen Gemeindebauten gemacht wird, sollen das weiter so belassen. Hier soll also kein Zwang ausgeübt werden, nur eine weitere Möglichkeit, sich an einer solchen technologischen Innovation zu beteiligen. 

Die Hausbesorger und Hausbesorgerinnen hat die Kollegin Frank angeführt. Wenn es uns gelingen sollte, wieder ein Bundesgesetz zu bewerkstelligen, das die Einführung von Hausbesorgerinnen und Hausbesorgern ermöglicht, soll das natürlich unter neuen Bedingungen stattfinden, parallel mit der Entwicklung eines neuen Berufsbilds. Ich möchte keine Rückkehr zu den früheren Verhältnissen. Auch da sollen die Mieterinnen und Mieter entscheiden können, ob sie dann einen Hausbesorger oder eine andere Betreuungsform wollen. Da möchte ich keine Vorgabe machen, aber es soll die Möglichkeit für Mieterinnen und Mieter bestehen, das wieder zu machen, weil ich glaube, der Servicecharakter ist ein ganz wichtiger, auch bei Wiener Wohnen. 

Da gibt es viele sehr positive Dinge, es gibt aber manchmal Dinge, die auch mir nicht gefallen. Die mehrfach angesprochene Situation in der Außenbetreuung im heurigen Jahr hat nicht meine Zustimmung gefunden und wird auch dazu führen, dass wir im Bereich der Hausbetreuung und im Bereich der Außenbetreuung sicher eine Schärfung des Servicecharakters vornehmen werden. Ich denke, dass die erwirtschafteten Mittel gezielt in diesem Bereich eingesetzt werden sollen, um beispielsweise den Fuhrpark zu erweitern und da und dort, wo es notwendig ist, personelle Erweiterungen vorzunehmen. Denn ich habe konkret den Wunsch, dass es im nächsten Jahr im Bereich der Grünraumbetreuung effizienter vor sich geht und durchaus mehr im Sinne der Mieterinnen und Mieter gehandelt wird. Auch da bin ich ganz mit den Wortmeldungen, die aus dem Kreis der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte gekommen ist, völlig einer Meinung. Überall dort, wo es Schwächen gibt, bin ich der Letzte, der Dinge verteidigt, die nicht zu verteidigen sind. Da muss man nur gemeinsam überlegen, wie man das zum Wohle der Mieterinnen und Mieter verbessern kann. Da stehe ich nicht an zu sagen, dass manches vielleicht nicht so läuft, wie ich mir das vorstelle und da muss man entsprechende Anpassungen vornehmen. 

Zum Herrn GR Dworak und zu der angeführten Gemeindebau-Tour: Ich stehe dazu, dass ich in vielen Gemeindebauten bin. Wenn das von den Medien dokumentiert wird, auch von völlig unabhängigen Medien, dann soll mir das recht sein. Die Berichterstattung darüber ist kontroversiell, soll auch so sein. Ich hab Ihre Kritik nicht ganz verstanden, denn sie ist in sich nicht ganz geschlossen. Denn auf der einen Seite sagen Sie, ich habe nur ein bestimmtes Publikum eingeladen, was schwierig ist, wenn die Termine über die Zeitungen der Öffentlichkeit vermittelt werden, gleichzeitig sagen Sie aber, dass aufgebrachte Mieterinnen und Mieter dort ihre Dinge antragen. Sie werden doch nicht ernsthaft annehmen, wenn ich mir wirklich die Leute, die ich dort einlade, aussuche, dass ich mir dann diejenigen einlade, die mich besonders massiv kritisieren! Von daher orte ich eine nicht ganz schlüssige Argumentation!

Aber ich stehe auch dazu, ich gehe nicht in die Gemeindebauten, um nur Wohlwollen zu hören, sondern ich stelle mich gern auch kritischen Diskussionen. In Relation zur Gesamtbevölkerung, die in Gemeindebauanlagen wohnt und wie viele Menschen in den einzelnen Anlagen wohnen, muss ich sagen, sind die kritischen Äußerungen durchaus in einem Bereich zu sehen, der ernst zu nehmen ist, aber von der Größenordnung her Gott sei Dank ein Beweis dafür ist, dass die Lebensqualität eine sehr hohe ist.

Dazu, dass wir sehr viel im Bereich der Gemeindebauanlagen sanieren, stehe ich auch. Das ist mit ein Grund, und ich nehme an, das war eigentlich der Punkt, den sie bei Ihren Ausführungen noch einbringen wollten, und dazu stehe ich auch, dass wir dann damit verbunden einen Abgang bei Wiener Wohnen haben. Das ist auch gut und richtig so, weil wir ganz bewusst bestimmte Anlagen schwerpunktmäßig sanieren wollen. 

Wenn ich es jetzt auswendig weiß, sind Sie Gemeinderat im 13. Bezirk. Wenn ich daran denke, dass es uns jetzt gelungen ist, ein Sanierungspaket für die Lockerwiese zu organisieren, eine der schönsten und attraktivsten Anlagen, die es im 13. Bezirk gibt, dann denke ich doch, dass wir bei der Größenordnung von 35 Millionen EUR - das muss man sich vorstellen, 35 Millionen EUR ausschließlich für diese eine Anlage - bereit sind, sehr viel Geld in die Hand zu nehmen, um auch die Lebensqualität in den Gemeindebauten anzuheben. 

Das wird mir auch für die Werkbundsiedlung gelingen. Dort ist es schwieriger. Sie haben völlig recht, Sie sagen es. Wir haben dort 50 000 EUR Einnahmen pro Jahr. Die Sanierung kostet in etwa 7 Millionen EUR. Also Sie werden verstehen, dass es nicht ganz leicht ist, aber ich hoffe doch, dass ich beim nächsten Rechnungsabschluss hier schon einen Vorschlag präsentieren kann, wie wir auch die Werkbundsiedlung sanieren und nicht nur die Situation der dort wohnenden Bevölkerung verbessern, sondern damit auch ein architektonisches Juwel für die Zukunft erhalten können.

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, möchte ich mich abschließend ganz herzlich bedanken bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsabteilungen, die zu meinem Bereich, zum Wohnbauressort, zählen. Ich möchte mich auch herzlich bedanken bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Wohnservices, des Wohnfonds und bei Wiener Wohnen. Ich denke, dass der Rechnungsabschluss auch ein Beweis dafür ist, dass diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirklich hervorragende Arbeit geleistet haben, und ich möchte mich abschließend ganz besonders herzlich bei allen Mitgliedern des Wohnbauausschusses bedanken, nicht nur für die heutige, zum Teil kontroversielle, aber in Summe gesehen doch sehr an einer zielorientierten Umsetzung der Probleme angelehnte Diskussion. Ich möchte mich darüber hinaus auch für die Tätigkeit insgesamt im Wohnbauausschuss bedanken, denn ich glaube doch sagen zu können, dass wir alle sehr lösungsorientiert vorgehen und zum Wohle der Wienerinnen und Wiener zweifellos auch im nächsten Jahr viele neue Aktivitäten setzen können. Ein herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. 

Als erste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Bevor ich zum eigentlichen Thema des Ausschusses und der Arbeit oder des Einsatzes der Mittel im Ausschuss für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal komme, lassen Sie mich noch einmal auf ein Thema zurückkommen, das gestern schon von Klubobmann Schock kurz angeschnitten wurde, und ich glaube, dass es schon sehr wesentlich ist, dass wir das aufzeigen, besprechen und diskutieren.

Wir hatten kürzlich den Fall, dass ein Mitglied des Wiener Gemeinderates, der auch nach außen sich als Integrationssprecher der Wiener SPÖ bezeichnete - er ist heute leider nicht hier, das ist Herr Kollege Al-Rawi -, etwas getan hat, von dem ich glaube und von dem ich überzeugt bin, dass es sich mit den Werten, die wir haben, und zwar mit einem der allerwichtigsten Werte, dem Wert der Meinungsfreiheit, nicht vereinbaren lässt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie wissen es, es wurde eine Wissenschafterin, die vielleicht nicht im Sinne des Herrn Al-Rawi spricht, aber das sei ihr unbenommen, oder nicht immer spricht, auf seinen Druck hin von einem Vortrag ausgeladen. Ich glaube, das ist etwas - und Sie sprechen ja immer so gerne Zeiten oder Systeme an, in denen die Demokratie mit Füßen getreten wurde, oder in denen demokratische Werte mit Füßen getreten wurden, und verurteilen das immer sehr scharf. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, es ist wirklich zu verurteilen, wenn sich ein demokratisch gewählter Politiker als Zensor bezeichnet und interveniert, dass man eine renommierte Wissenschaftlerin von einem Vortrag auslädt, und dabei auch noch Druck ausübt. Wir lehnen das ganz entschieden und ganz scharf ab und wir sagen, das ist mit europäischen Werten absolut unvereinbar. (Beifall bei der FPÖ.) 
Was sagt denn Christine Schirrmacher, die ja von mehreren Institutionen durchaus anerkannt wird, und die auch islamische Studien lehrt? Unter anderem, ich kann es ja nur auszugsweise zitieren, sagt sie: „Vorrangiges Ziel ist die gleichberechtigte Anerkennung des Islam in Europa, die Bekanntmachung und Durchdringung der westlichen Gesellschaft mit islamischen Werten sowie die Vereinnahmung der muslimischen Gesellschaft für eine bestimmte Interpretation des Islam. Der zweite Schritt ist der aktive Einsatz für die Werte der Scharia, die Unterbindung jeglicher Kritik an islamischen Werten und schließlich die Proklamation der Scharia", und so weiter und so fort, ich habe nur einen kurzen Teil da herausgenommen. Es steht sicher vieles in ihren Schriften und in ihren Veröffentlichungen oder ist ihren Veröffentlichungen zu entnehmen, das vielleicht manchem nicht gefällt. 

Das mag so sein, wir müssen vieles hören, mit dem wir nicht einer Meinung sind, aber es muss auf allen Ebenen zulässig sein, dass jemand zu Wort kommt, mit dem man eine Meinung nicht teilt, und es darf nicht zulässig sein, dass jemand Druck ausübt, um eine Meinung öffentlich zu unterbinden, nämlich innerhalb einer Diskussion, in der ja auch durchaus eine Gegenposition eingenommen werden kann. Das ist absolut undemokratisch, das ist absolut abzulehnen. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie sollen sich wirklich überlegen - und da ist auch der Herr Bürgermeister angesprochen -, ob solche Vorgangsweisen in Ihren Reihen Platz haben kann und darf. Und ich würde Sie wirklich dazu auffordern, auch die entsprechenden Schritte zu setzen, dass jemand, der solchen Geistes ist, kein öffentliches Amt in diesem Lande innehat. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und jetzt komme ich zu unserem Ausschuss. Es zeigt ja durchaus auch die Vorgehensweise in der Wiener Integrationspolitik, dass gerade im Bereich der Integration, oder der Bemühungen um die Integration, der Weg von der Eingliederung weggeht in Richtung einer Installierung oder noch stärkeren Installierung einer Parallelgesellschaft. Und wir sind heute nicht mehr bei der Debatte, ob jemand aus dem Ausland hier zuwandert oder nicht, sondern wir führen die Debatte um Werte, um Normen, um gesellschaftliche Regeln, und ob Zuwanderer in der Lage sind und ob es ihnen vermittelt wird, sich diesen, unseren Normen, unseren Regeln, unseren Werten, anzupassen. 

Und es muss das erklärte Ziel der Integrationspolitik sein, diese Werte und Normen zu vermitteln, aber im Anschluss daran auch zu kontrollieren, ob sie eingehalten werden, um gegebenenfalls auch entsprechende Sanktionen zu setzen. Das geschieht in Wien leider nicht. 

Wir haben es hier mit einem Vereinsdschungel zu tun, der subventioniert wird, ja der teilweise sehr hoch subventioniert wird, und wir müssen uns schon bei vielen Projekten fragen, sehr geehrte Damen und Herren, was haben diese Projekte wirklich mit Integration zu tun. Und wir diskutieren das ja im zuständigen Ausschuss und dann in Nachfolge ja auch immer wieder hier in den Gemeinderatssitzungen und müssen leider immer wieder draufkommen, dass da Sachen subventioniert werden, von denen eigentlich niemand, bis auf eine kleine Gruppe, die halt in diesem Verein angesiedelt ist, etwas hat. Und ich erinnere nur an die Subventionierung von kleinen Sparvereinen oder, wenn man dann bei den Rahmenbeträgen die Kleinprojekte sieht - da gibt es von afrikanischen Kochbüchern oder die Vermittlung afrikanischer Weihnachtsbräuche und so weiter, eine Unzahl von Dingen, wo ich sage, bitte, das kann man dem österreichischen Steuerzahler, der für dieses Geld auch eine Leistung erwartet, nicht zumuten, dass derlei Dinge unter dem Titel der Integration subventioniert werden. 

Und etwas, was ich ganz besonders anprangere: Es ist ganz klar, die Sprachvermittlung ist ein erklärtes Ziel und grundsätzlich etwas Unterstützenswertes. Nur, so wie das derzeit in Wien stattfindet, kann es nicht sein. Wir haben mit vielen Kursen gestartet, etwa in den Wiener Volkshochschulen. So weit, so gut. Da haben wir immer gesagt, das soll so sein, das ist eine anerkannte Lehrinstitution hier in Wien, mit den entsprechenden Voraussetzungen im räumlichen Bereich, aber durchaus auch im didaktischen Bereich. 

Und es wäre gut und es wäre richtig, wenn man Deutschkurse für Zuwanderer in Wiener oder in österreichisch geprägten Lehrinstitutionen abhält. Wenn man räumlich nicht auskommt, kann man ja durchaus auch - am Nachmittag stehen sie vielfach frei - Schulgebäude oder andere Lehrinstitutionen dafür verwenden. 

Was machen Sie in Wien? Nein, Sie gehen den umgekehrten Weg, Sie holen die Leute nicht heraus von dort, wo sie zum Teil sehr verhaftet sind und wo es ihnen gar nicht möglich gemacht wird, den Fuß in die hiesige Gesellschaft zu setzen, Sie gehen den umgekehrten Weg und machen die Kurse in Moscheen oder in religiös ausgerichteten Vereinen oder in islamisch geprägten Zentren. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, das kann nicht der Weg sein. Und, Herr Kollege Schuster, Sie haben im letzten Ausschuss selbst Ihre Bedenken geäußert. Sie haben vollkommen recht, natürlich, man muss das wirklich kritisch sehen, und es kann nicht sein, dass man jetzt den umgekehrten Weg geht. 

Und es wurde das so argumentiert, dass man sagt, nun ja, dort findet man die Leute. Das mag schon richtig sein, aber das muss man sich eben aussuchen und die Leute holen und in Institutionen hereinbringen wie etwa die Volkshochschule, und es gehört auch das räumliche Umfeld, es gehören auch die anderen Kursteilnehmer und Schüler oder solche aus anderen Kursen dazu, es gehört das Aufzeigen der ganzen Möglichkeiten dazu, Volkshochschulen haben ja sehr oft auch kulturelle Angebote, mit denen man dann konfrontiert wird. 

Also, das wäre der richtige Weg, und er kann nicht in die Gegenrichtung gehen, denn da dreht sich ja die Spirale immer enger. Und es kommt ja jetzt so weit, und es treibt ja wirklich seltsame Blüten, dass die Veranstaltungen von Bezirksfestwochen - so gab es etwa in meinem Bezirk drei solcher Festwochenveranstaltungen - in Moscheen stattfinden und wo unter dem Titel „Bezirksfestwochen" Gesundheitsprojekte in der Moschee präsentiert wurden mit anschließendem Kekse Backen oder Ähnlichem. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann es bitte nicht sein, und wir werden ganz entschieden gegen diese Art von Integrationspolitik auftreten, weil sie keine ist, weil auch die Wienerinnen und Wiener mit dieser Vorgangsweise absolut unzufrieden sind und weil sie nämlich - und da sind es vor allem die sozial schwächern Schichten -, an den Auswüchsen dieser fehlgeleiteten Integrationspolitik massiv zu leiden haben. (Beifall bei der FPÖ) 

Wichtig wäre, dass man, etwa im Spracherwerb, zum Abschluss wirklich nachprüft, ob die Sprache überhaupt angenommen und verstanden wurde und ob auch das Leben hier in Wien mit all seinen Facetten, aber auch mit seinen Regeln, mit seinen Normen, verstanden wurde und ob die Zuwanderer bereit sind, hier zu leben. 

Und wenn vorhin angesprochen wurde, dass etwa im Bereich Wiener Wohnen von Seiten der Stadt versucht wird, die Leute sozusagen zusammen in einzelne Bauten zu setzen: Sehr geehrte Damen und Herren, das geschieht ja oft auf Druck der Zuwanderer selber. Die wollen ja oft nicht und ich glaube, da darf man keinen Vorwurf machen, die wollen ja auch untereinander bleiben. Und ich glaube, die Ablehnung und die Schwierigkeiten, dass es zu einem Miteinander, wie Sie das so gerne ausdrücken, kommt, die geht nicht immer von den Wienern aus, wie Sie hier das so gerne darstellen, sondern das ist sehr oft so und vielfach zu beobachten, dass sich hier ganze Großfamilien zusammentun und einen ganz festen Ring gegenüber der Außenwelt ziehen. 

Also, dagegen muss man etwas tun, das wäre Aufgabe der Integrationspolitik, zu sorgen, dass sich hier nicht im Kleinen und im Großen Parallelgesellschaften und Gegengesellschaften in unserer Stadt bilden. 

Wir haben im Bereich der Förderungen ja ein paar ganz dicke Brocken drinnen, und ich möchte da vielleicht nur einen, mir ganz wesentlich scheinenden Punkt aufzählen: Ich kritisiere ja immer den Vereinsdschungel, der sich im Bereich dieses Integrationsausschusses gebildet hat und der subventioniert wird. Wirklich herausragend ist da etwa das Vernetzungsbüro „Wiener Integrationskonferenz", das ein Dachverband ist, der wieder seinerseits Dachverband von Dachverbänden ist. Wir haben hier entschieden eine Mehrfachsubvention von Vereinen, nämlich von der Infrastruktur von Vereinen. Da geht es eben nicht nur um Projekte, sondern hier geht es um die Büros, hier geht es ums Personal und hier haben wir Mehrfachsubventionen, die eigentlich nicht zu durchschauen sind und die auch so in diesem Rahmen nicht stattfinden sollten. 

Im Wesentlichen ist es nichts Neues. Von Rechnungsabschluss zu Budget und von Budget zu Rechnungsabschluss sind es immer wieder dieselben Dinge, die hier leider zu kritisieren sind, und es ist keine Besserung zu merken. 

Wir haben ja in diesem Ausschuss nicht nur die Integration, wir haben hier auch die Frauenfragen zu behandeln. Und weil der Opposition ja gestern und auch heute vielleicht vorgeworfen wurde, nur zu kritisieren und nie etwas anzuerkennen, so möchte ich dazu sagen: Das stimmt ja auch nicht, und das sieht man ja auch bei der Abstimmung der unterschiedlichen Anträge. 

Wir begrüßen alle Frauenprojekte, das ist der nächste Punkt, die Frauenfragen betreffen, die in Richtung Weiterbildung, Fortbildung, Ausbildung gehen, den Wiedereinstieg ins Berufsleben ermöglichen oder etwa bei einer abgebrochenen Ausbildung den Frauen die Möglichkeit bieten, sich wieder einzugliedern und ihre Ausbildung fortzusetzen. 

Das ist keine Frage, wir stehen auch nicht an, den vielen guten Gesundheitsprojekten, die in dieser Stadt im Rahmen eben etwa des Frauengesundheitsbeirates entwickelt werden, unsere Zustimmung zu geben. 

Wo wir aber wirklich dagegen sind, das sind extrem projektierte, politische Projekte, wo nämlich niemand etwas davon hat, wo sich ein kleiner Kreis von Akteurinnen bedient, und auf der anderen Seite für die Frauen, die wirklich etwas brauchen, wie etwa Unterstützung in der Ausbildung und so weiter, keine Leistung erfolgt. 

Und die beste Ausbildung von Frauen wird nichts nützen, solange der Kindergarten in Wien so teuer ist und solange auch in Richtung Arbeitsplätze viel zu wenig gemacht wird. Frauen‑ und familienfreundliche Arbeitsplätze sind nach wie vor ein Gebot der Stunde in Wien, und daran ist sicher noch sehr viel zu arbeiten. 

Viele Frauen, sehr geehrte Damen und Herren, sind von etwas betroffen, was über uns hereingebrochen ist, und wo die Kurve wirklich ganz stark ansteigt. Das sind die steigenden Preise in sehr vielen Lebensbereichen. Dieser Ausschuss hat ja auch den Konsumentenschutz über, und, sehr geehrte Frau Stadträtin, ich glaube, es wird zunehmend ein Aufgabenbereich werden, dass man sich im Rahmen des Konsumentenschutzes vor allem damit auseinandersetzt, dass wir viele Menschen in dieser Stadt haben, die sich - und ich bleibe jetzt vor allem beim Bereich der Lebensmittel - gesunde, gute, qualitätvolle Lebensmittel nicht mehr leisten können. 

Und wenn man sich die Preise ansieht: Sie propagieren ja auch immer wieder gerne und da haben Sie ja recht, dass man das soll und dass es gut ist, gute Lebensmittel zu sich zu nehmen, und Sie sagen, wir haben das in Wien. Jawohl, wir haben viele Märkte, wir haben viele Geschäfte, die auch gute Produkte führen, aber wir haben auch viele Menschen, die sich diese Produkte nicht leisten können. Und wenn man sich so durchschnittliche Preise anschaut - und ich sage jetzt immer die Billigstpreise oder die billigsten Preise - wenn man sich solche Vergleichslisten anschaut, da gibt es ja sehr viele, von der Arbeiterkammer oder unterschiedlichen Institutionen: 1 Kilo Biobrot kostet heute, das billigste Angebot, 3,18 EUR, 1 Kilo Bioweizenmehl 1,19 EUR, ½ Kilo Bio-Faschiertes 3,14 EUR, 1 Liter Biomilch über 1 EUR, 1,09 EUR, und so weiter. Käse ist extrem teuer geworden, 250 Gramm, also ¼ Kilo, 2,70 EUR. Das ist unheimlich viel Geld. Äpfel - Obst ist wichtig - die kommen nicht einmal aus Österreich, 1,77 EUR ein Kilo Äpfel, Lagerware. Wenn sie aus Österreich kommen, 2,50 EUR ungefähr. Wenn man sich vorstellt, dass jemand, vielleicht eine Alleinerzieherin oder eine Familie mit einem geringeren Einkommen mit zwei Kindern, diese Kinder oder auch natürlich die Familie selbst, sich gut und gesund ernähren soll, nebenbei natürlich ihre Wohnkosten und die Ausbildung für die Kinder bestreiten soll, dann sind die Leute finanziell an der Decke. 

Und dazu haben sie diese Gebührenlawine, die auch die Stadt Wien über sie hereinbrechen hat lassen, auch noch zu bewältigen. Und es wird eine Aufgabe sein, dass Sie einen Weg finden, dass sich auch Menschen, die wenig verdienen, gesunde Lebensmittel leisten können. 

Warum? Wir haben es ja erst auch kürzlich im Frauengesundheitsbeirat besprochen: Gefährliche Krankheiten oder Krankheitsbilder, wie extremes Übergewicht, sind vielfach ein soziales Problem und kein reines Gesundheitsproblem, sie ziehen ja eine Reihe von anderen Krankheitsbildern mit sich und haben nicht zuletzt damit zu tun, dass diese Menschen sich falsch ernähren. Auf der anderen Seite nützt es wirklich wenig, wenn man ihnen sagt, esst Bioprodukte, und sie können sich das nicht leisten. 

Und deshalb würde ich auch darum ersuchen, dass vielleicht der Weg der Präsentation im Bereich Lebensmittel und Konsumentenschutz ein bisschen in eine andere Richtung geht. Ich weiß schon, und das ist sicher alles sehr gut und ansprechend, wenn man etwa hinweist, wir haben jetzt einen Slow Food Stand auf dem Karmelitermarkt, das ist eigentlich ein sehr guter und schicker Markt, wenn man genau schaut, und der kann auch deshalb gut funktionieren, weil seine Umgebung durchaus von Menschen bewohnt wird, die auch ein höheres Einkommen haben - durch die Sanierungen, die dort passiert sind -, wir haben aber in vielen Bereichen Menschen, die sich absolut nicht leisten können, das zu kaufen. Und deswegen nützt es nichts, die leckere, hausgemachte Biomarmelade zu propagieren und das gute Brot und die vielen Dinge, die wir zweifellos haben und die wir alle gerne essen, die wir hier uns vielleicht leisten können, die sich aber viele Menschen nicht leisten können. Sondern unsere Anstrengungen müssen dahin gehen, und vielleicht wird es die Schiene auch von sozialmarktähnlichen Einrichtungen sein, die es ja schon gibt, aber, und das sage ich jetzt dazu, dass man dort auch dafür sorgt, dass es auch Frischware gibt, die es ja nicht immer gibt, weil vielleicht auch die entsprechenden Kühleinrichtungen oder die Einrichtungen der Läden nicht vorhanden sind. 

Und ich glaube, hier muss die öffentliche Hand eingreifen, weil es eben viele Menschen gibt, deren Gesundheit das brauchen würde, die dann letztlich auch höhere Kosten verursacht und die die Lebensqualität der Menschen massiv einschränkt, die nicht an diese Produkte herankommen können. 

Und ich glaube, das ist zu unterstützen und es wird wichtig sein, dass wir hier das soziale Auge auch auf die Möglichkeit einer gesunden und ausgewogenen Ernährung für die armen oder ärmeren Menschen in dieser Stadt werfen. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, sehr geehrte Damen und Herren, wir haben in diesem Ressort auch den Bereich Tierschutz untergebracht, und Kollegin Smolik hat gestern davon gesprochen - und ich kann ihr da nur zustimmen - dass der Tierschutz vermutlich besser dem Bereich Umwelt angeschlossen wäre. Ja, das würde ich jederzeit unterstützen. Trotzdem, zum Thema Tierschutz zuerst einmal eine von mir und nicht nur von mir allein, sondern auch von mir kritische Anmerkung, weil ich bereits mit einigen Aussagen konfrontiert wurde, E-Mails erhalten habe und auch Telefonanrufe, dass viele Tierfreunde und Tierschützer in Wien, die den Tierschutzverein und das Tierschutzhaus unterstützen, nicht sehr glücklich sind mit der neuen Führung des Wiener Tierschutzhauses, weil sie die starke, politische Komponente der Klubobfrau und Abgeordneten Petrovic darin nicht goutieren.

Das muss man einmal dazusagen, das ist auch ein gutes Recht, und ich glaube auch, und das kann ich unterstützen, es wäre besser, der Tierschutz wäre in unpolitischen Händen untergebracht. 

Dennoch zum Thema Tierschutz, das möchte ich jetzt einmal hier gesagt haben: Wir haben den Antrag schon einmal eingebracht, wir bringen ihn gemeinsam mit Abgeordneten der Österreichischen Volkspartei ein, es hat auch gestern von der Frau Kollegin Smolik einen ähnlichen Antrag gegeben und ich glaube, wir müssen am Thema bleiben, auch wenn wir sagen, es liegt jetzt nicht alles so ganz genau in der Hand der Stadt Wien, aber dennoch, glaube ich, muss man Druck drauf setzen, dass einem Missstand in Wien so schnell wie möglich ein Ende bereitet wird, sonst liegen vielleicht ein sehr heißer Sommer und noch viele weitere vor uns: 

Es geht um die Arbeitsbedingungen und die Unterbringungsbedingungen, aber vor allem eben die Arbeitsbedingungen und die Standplatzbedingungen für die Wiener Fiakerpferde. Sie kennen unsere Einstellung dazu, es geht vor allem um die Standplätze, es geht um die Arbeitszeiten, und daher noch einmal unser Beschlussantrag an Sie, Frau Stadträtin, dass sie ersucht werden, entsprechende Initiativen zu setzen, die zu einer Verbesserung der Bedingungen der Wiener Fiakerpferde führen. 

Die Wiener Fiaker sollen ein Aushängeschild für Wien sein, jedem Tierfreund blutet das Herz, wenn er sieht, wie teilweise die Pferde in Wien unterwegs sind. Und daher wäre es wirklich ein Gebot der Stunde, dass wir hier zu Änderungen kommen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Sehr geehrte Damen und Herren, teilweise nicht viel Neues leider aus dem Bereich der Integration: Die Faktoren Eingliederung, Vermittlung der hiesigen Werte, der Normen, die zu einem konfliktfreieren Zusammenleben führen - es wird nie ein konfliktfreies Zusammenleben geben, aber es würde zu einem konfliktfreieren in vielen Bereichen dieser Stadt Wien führen -, diese Voraussetzungen sind leider nicht geschaffen worden, ich sehe auch zu wenige Ansätze, dass es in Zukunft so sein wird, und wir werden den Rechnungsabschluss 2007 ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr. 

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde mich gar nicht lange mit den Äußerungen meiner Vorrednerin Matiasek aufhalten. Zur Integrationspolitik wird ausführlich meine Nachrednerin GRin Korun Stellung nehmen. Es sind ja die üblichen Schlagwörter, die üblichen neurotischen Schlagwörter der FPÖ gefallen, von der Parallelgesellschaft, von der Gegengesellschaft, vom Vereinsdschungel, vom Ring gegen die Außenwelt. Das Kekse Backen in Moscheen dürfte jetzt das neueste Feindbild der Freiheitlichen sein. 

Ich möchte mich auch nicht sehr lange beim Widerstand der Freiheitlichen aufhalten - der auch nicht neu ist - gegen feministische und autonome und selbstverwaltete Frauenprojekte in dieser Stadt. Wir Grüne bekennen uns zu autonomer, feministischer und selbstverwalteter Frauenpolitik in dieser Stadt und wir fördern sie. Unserer Meinung nach gibt es nämlich zu wenig autonome, feministische und selbstverwaltete Frauenpolitik in dieser Stadt, denn das ist eines der frauenpolitischen Defizite, das ich StRin Frauenberger leider auch vorwerfen muss, in die wir eigentlich große Erwartungen gesetzt haben, als sie vor eineinhalb Jahren ihr Amt angetreten hat und ihr gerade in der Arbeitsmarktpolitik und in der innovativen Frauenpolitik sehr viel zugetraut hätten, vor allem auch an Innovationen. 

Da sind wir leider enttäuscht worden, denn immer mehr der autonomen und selbstverwalteten und gut arbeitenden Frauenprojekte und Frauenvereine in dieser Stadt werden sukzessive von der SPÖ und ihrem Dunstkreis und ihrem Netzwerk oder direkt vom Magistrat vereinnahmt, entweder gleich aufgelöst oder personell ausgetauscht, in Abhängigkeit gehalten, es wird genau darauf geschaut, welche Politik denn dort betrieben wird, welche Äußerungen denn da fallen und mit kritischen Äußerungen will man sich dann nicht sehr lange aufhalten, und da wird sehr schnell erneut personell ausgetauscht. 

Ich denke, das tut der Qualität von Frauenpolitik und der Vielfalt von Frauenpolitik in dieser Stadt nicht gut, und das ist eine der strukturellen Defizite von Frauenpolitik, die wir heute aufzeigen wollen. 

Was man sicher nicht sagen kann als Grüne, da stehe ich nicht an, das als Oppositionelle zu sagen, es tut sich einiges frauenpolitisch in dieser Stadt, es tut sich nicht nichts. Es tut sich einiges, das meiste ist gut, das meiste, wie zum Beispiel die Gewaltschutzeinrichtungen oder auch die Kinderbetreuungseinrichtungen für Über-Drei-Jährige sind auch wesentlich besser als in anderen Bundesländern - sie stehen ja auch nicht an, das in jeder ihrer frauenpolitischen Reden immer wieder zu betonen -, aber es ist zu wenig. 

Die Grünen haben kritische Einwände an der Frauenpolitik in dieser Stadt. Es ist nicht alles super für Frauen in dieser Stadt, und wir üben diese Kritik seit Jahren. Es gibt frauenpolitische Defizite und das Wesentliche ist, es gibt keinerlei frauenpolitische Innovation. Wenn man sich die Homepage der MA 57, die für Frauenangelegenheiten und Frauenförderung zuständig ist, anschaut - die so genannte Leistungsbilanz ist dort veröffentlicht -, so findet man dort nicht viel Neues. Es gibt die gleichen alten Hüte seit Jahren, obwohl ich alte Hüte jetzt gar nicht abwertend meine, es sind sehr gute Projekte, die da gefördert werden, von der Frauenratgeberin über Mädchentelefon, über Töchtertag, über die Verleihung des Frauenpreises und so weiter, aber es gibt seit Jahren nichts Neues. 

Das wundert uns auch nicht, denn seit Jahren wird das Budget der MA 57 nicht erhöht, sondern fristet ein recht bitteres Dasein von läppischen 0,07 Prozent des Wiener Gesamtbudgets. Damit kann man wohl keine großen Sprünge machen. Zwei Drittel der Mittel für die MA 57 sind zudem für Frauenhäuser zweckgebunden. Die Frauenhäuser finden wir wichtig und richtig, es wurde heuer das 30-jährige Bestehen der Wiener Frauenhäuser gefeiert. Aber was wir nicht einsehen, ist, - und wir hatten eine ähnliche Debatte bei der White Ribbon Kampagne, Männer gegen Männergewalt - warum Frauenhäuser aus dem frauenpolitischen Budget bezahlt werden müssen, noch dazu, wo das frauenpolitische Budget ein derartiges Minidasein fristet. 

Bei der White Ribbon Kampagne haben wir dann eine Lösung gefunden. Sie wurde aus einem anderen Finanzansatz bezahlt und ich denke, der Kampf gegen Männergewalt und für Sicherheit nicht nur von Frauen, ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, ist eine Aufgabe der Stadt Wien, und es ist nicht einzusehen, dass Frauen aus ihrem eigenen Budget auch noch für ihre eigene Sicherheit, die von meist Männern bedroht wird, zahlen müssen. 

Mein Kollege Martin Margulies und ich werden daher wahrscheinlich bei der nächsten Budgetdebatte im Herbst einen entsprechenden Antrag einbringen und hoffen auf konstruktive Gespräche auch mit der Frau Stadträtin, um wieder eine entsprechende Lösung wie bei der White Ribbon-Kampagne, zu finden. Zum Beispiel, indem man einen neuen Ansatz für Gewaltprävention schafft und dadurch mehr freiwerdende Mittel für die MA 57 gewinnt. Die wären seit Jahren dringend notwendig, um die großen Würfe in der Frauenpolitik, die wir vermissen, endlich anpacken zu können. Sie haben sehr viele Versprechungen gemacht, Frau Stadträtin, sehr viele Ankündigungen, und Sie halten zum Teil in Wien nicht einmal das ein, was Sie im Bund selber fordern. 

Zum Beispiel die Einführung eines Papa-Monats - wir haben entsprechende Anträge für den öffentlichen Dienst gestellt - in Wien wollen Sie davon nichts wissen - und zum Beispiel den Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen für Unter-Drei-Jährige. 

Es gibt zwar jetzt Verbesserungen im Zuge der 15a-Vereinbarung, aber immer noch große Defizite, denn jedes vierte Kind unter drei Jahren ist in Wien nicht betreut, oder zum Beispiel, was die Förderung von Frauen in Spitzenfunktionen betrifft, oder zum Beispiel - auch eine Ankündigung der nunmehr ehemaligen Frauenministerin Bures - die Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenförderpläne. Eine sehr gute Idee, und wir Grüne haben auch entsprechende Modelle vorgelegt, wie man in Betrieben zum Beispiel Gleichbehandlungsbilanzen entwickeln und auch hier zum Abbau der steigenden Einkommensunterschiede beitragen kann. Allein in Wien wollen Sie davon nichts wissen. 

Selbst eine ihrer großen Ankündigungen, Frau Stadträtin, nämlich Einkommensdaten für Wien, endlich frauenspezifische Einkommensdaten für Wien vorzulegen, um endlich die Frage beantworten zu können, wie viel verdienen Frauen in Wien eigentlich, wurde nicht erfüllt. Das glaubt man nämlich gar nicht, aber diese Daten liegen überhaupt nicht vor, es gibt keine regionalspezifischen Einkommensdaten, es fehlt nämlich der Statistik Austria der politische Auftrag hiezu. Seit Jahren kämpfen wir für diesen politischen Auftrag, um endlich die Frage beantworten zu können, wie groß die Einkommensunterschiede in Wien eigentlich sind, was Frauen denn eigentlich wirklich verdienen, vor allem arbeitszeitbereinigt. Sie wissen, die Teilzeitquote von Frauen steigt, und es ist gar nicht so einfach zu beantworten für Wien, wie viele so genannte Working Poor Frauen es mittlerweile gibt. Es liegen zwar enorm viele Daten vor, und deren eindeutige Entwicklung zeigt eine dramatische Entwicklung am Arbeitsmarkt für Frauen: Ein Sinken der Vollerwerbstätigkeit, ein Steigen von prekären, so genannten atypischen Arbeitsverhältnissen, auch ein Steigen der Einkommensunterschiede, große Einkommensunterschiede schon bei jungen Menschen, aber wirklich arbeitszeitkorrelierte Daten für Wien haben wir nicht. 

Frau Stadträtin, Sie kündigen seit Langem eine Einkommensstudie für Wien an. Wir warten seit Langem auf diese Studie. Ich habe mir die Homepage der MA 57 angeschaut, da steht etwas über diese Studie. Da steht Situationsbericht zum Thema Einkommensunterschiede in Wien von L&R Sozialforschung, allein, wir haben diese Studie noch nicht erhalten. Ich würde Sie ersuchen, diese Studie zu veröffentlichen, um über dieses Thema auch angemessen diskutieren zu können. 

Das Fazit der Frauenpolitik: Sehr gutes Marketing, wenig Substanz, viele Lippenbekenntnisse, vor allem in der Arbeitsmarktpolitik, wenige reale Daten, um tatsächlich Gleichstellung herbeizuführen und viel Lärm um eigentlich immer das Gleiche. 

Wien ist von der frauenfreundlichsten Stadt - zu Beginn der Legislaturperiode hat es geheißen, Wien soll frauenfreundlichste Stadt werden - weit entfernt, und das ist einer der Gründe, weshalb wir diesen Rechnungsabschluss ablehnen. 

Es braucht unserer Meinung nach eine aktive und offensive Frauenpolitik, es braucht auch frauenpolitische Visionen und ich glaube, es ist schon einige Male im Zuge dieser Rechnungsabschlussdebatte gefallen, nämlich die berühmten 1 000 Visionen der Stadt Wien. 

Ich habe mir das natürlich auch im frauenpolitischen Teil angesehen. Im Kapitel Stadt der Frauen war das Erste was mir aufgefallen ist, dass insgesamt in den 1 000 Visionen von 24 Zitaten 22 von Männern und nur 2 von Frauen sind, eines von Frau Johanna Dohnal und eines von der verstorbenen Rosa Jochmann. 

Viel auffälliger an der Stadt der Frauen waren aber Ihre Visionen, die Sie darin formuliert haben, und ich sage es Ihnen ehrlich, ich habe beim Lesen gedacht, das ist ein schlechter Witz, das kann ja nicht Ihr Ernst sein. 

Sie haben als Vision formuliert, in 22 Jahren, also 2030, ein Drittel Frauen in der Wirtschaft. Super, wahnsinnig ambitioniert. In 22 Jahren ein Drittel Frauen in der Wirtschaft. In 42 Jahren, also 2050, wünschen Sie sich, Frauen selbstverständlich am Arbeitsmarkt, und jetzt kommt es, keine drastischen Einkommensunterschiede mehr. Ein wahnsinniges ambitioniertes Ziel für fast ein halbes Jahrhundert. 

Das kann doch nicht Ihr Ernst sein, Frau Stadträtin. Ich denke, da sind Sie persönlich und auch die SPÖ eigentlich weiter. Diese Visionen sollten Sie eigentlich verstecken, weil dann brauchen Sie gar nicht zu arbeiten beginnen. Es wird mir dann natürlich auch klar, warum alles so langsam und schleppend geht, aber diese Visionen sind sicher nicht nur peinlich, sondern auch ein frauenpolitisches Armutszeugnis. Wir Grüne wollen natürlich eine offensivere, schnellere feministische und aktive Frauenpolitik heute und jetzt, und nicht am Sankt-Nimmerleins-Tag. 

Und auch deshalb bringen wir heute Anträge ein, und haben dies auch schon gestern durch meinen Kollegen Margulies getan. 

Einer dieser Anträge bezieht sich auf ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm. Die Arbeitslosigkeit von Frauen - es wurde schon erwähnt - sinkt zwar statistisch, das ist ein konjunkturelles Phänomen, wie nachhaltig es ist, wird sich zeigen. Die offizielle Statistik bildet Frauenarbeitslosigkeit aber keinesfalls korrekt ab, es gibt eine hohe dunkle Ziffer von arbeitssuchenden Frauen, die beim Arbeitsmarktservice gar nicht gemeldet sind. Es gibt auch viele Frauen, wie auch Männer übrigens natürlich, in Kursmaßnahmen, die auch die offizielle Arbeitslosenstatistik drücken. 

Die Frauenarbeitslosigkeit ist also viel höher als eigentlich angegeben und sinkt auch langsamer als jene der Männer. Es gibt nach wie vor große strukturelle Probleme am Arbeitsmarkt - einige habe ich schon erwähnt -, und aus diesem Grund haben die Grünen einen Antrag eingebracht, auf: 

„Der Wiener Gemeinderat beschließt ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen mit folgenden Schwerpunkten: Aufstockung der Fördermittel der Stadt Wien für den Wiener Arbeitnehmerinnenförderungsfonds.“ 

Die sind nämlich nicht erhöht worden, obwohl die strukturellen Probleme am Arbeitsmarkt keineswegs abnehmen. Ich möchte auch an dieser Stelle eine kleine Kritik am WAFF und der Geldmittelvergabe anbringen, es wird immer mehr Geld des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, das eigentlich den direkt Betroffenen, den ArbeitnehmerInnen zustehen sollte, an Wirtschaftsförderung, an Unternehmensförderung, vergeben. Wir halten das für falsch, ich denke, das Instrument in Wien für Unternehmensförderung und Wirtschaftsförderung ist der Wirtschaftsförderungsfonds, der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sollte ausschließlich Vereine, Projekte, Maßnahmen fördern, die direkt den betroffenen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen zugute kommen. Trotzdem sind wir der Meinung, dass der WAFF sehr gute Arbeit leistet und fordern seit Jahren eine Erhöhung der Mittel. Wir fordern einen Ausbau und Förderung von Vollarbeitsplätzen von Frauen, denn der Teilzeitschmäh und dieser Frauenerwerbsquotenschmäh, mit dem Sie immer kommen, Frau Kollegin Krotsch, ich muss es ansprechen, denn Sie haben es gestern so positiv erwähnt, diese steigende Frauenerwerbsquote in Wien. Statistisch haben Sie recht, die Frauenerwerbstätigkeit, so wie sie offiziell gemessen wird, steigt. Aber Sie wissen ganz genau, dass sie sich auf Kosten von Vollerwerbstätigkeit von Frauen bewegt, dass die Teilzeitarbeit steigt, dass die Armut von Frauen, die arbeiten, zunimmt, und dass das die Lösung nicht sein kann. (GRin Mag Nicole Krotsch: Wir fördern aber mehr Frauen!) 

Da sind Sie wie das Kaninchen vor der Schlange jeden Monat vor den Arbeitsmarktzahlen und sagen dann, juhu, sie sind gesunken und damit war es. Das ist es nicht, es braucht eine Strategie zur Vollerwerbstätigkeit für Frauen und die vermisse ich übrigens auch im WAFF. 

Ich denke, es wäre zum Beispiel der Gender Mainstreaming des WAFF eine sehr gute innovative Maßnahme - da könnte sich übrigens das Gender-Budgeting-Kapitel der Stadt Wien einiges von diesem Gender-Mainstreaming-Index abschauen -, dieser Index sollte zum Beispiel die Förderung der Vollerwerbstätigkeit der Frauen anstatt von Teilzeitplätzen aufnehmen. 

Wir fördern verstärkte Maßnahmen zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit, die Entwicklung von Angeboten zur Förderung kontinuierlicher Berufskarrieren von Frauen. Das zielt auf die Nachhaltigkeit von Arbeitsplätzen ab, denn nur die kurzfristige Vermittlung an Arbeitsplätze kann es ja wohl nicht sein, das wäre ja nur eine weitere Verschönerung der Arbeitslosenstatistik, in unserem Sinne wäre das nicht.

Wir fordern eine qualitative Verbesserung der Berufsorientierung, Erweiterung der Zugangsmöglichkeiten für atypisch Beschäftigte zu arbeitsmarktpolitischen Förderprogrammen und eine Intensivierung der Maßnahmen zur Unterstützung von Frauen und Mädchen in nicht traditionellen Berufen. 

Es ist nicht das erste Mal, dass wir einen ähnlichen Antrag stellen, auch die ÖVP stellt heute einen ähnlichen Antrag zum Arbeitsmarkt. Diesem werden wir zustimmen und ich hoffe, dass Sie auf Grund der Dringlichkeit der Situation von Frauen am Arbeitsmarkt heute diesem Antrag zustimmen werden. 

Ein zweites frauenpolitisches Thema, das uns wichtig ist, das von einigen meiner Kollegen und Kolleginnen schon angesprochen wurde, ist das Gender Budgeting, das ja eigentlich theoretisch ein gutes Instrument ist. Wir haben das auch immer gefordert, wir haben es immer begrüßt, es gibt auch etliches Positives anzumerken. 

Positiv anzumerken ist, dass es eine regelmäßige Dokumentation von gender-spezifischen Maßnahmen oder jedenfalls das, was die einzelnen Geschäftsgruppen darunter verstehen, gibt. Dies ist in allen Geschäftsgruppen durchzuführen, nicht nur in einzelnen, wie es zum Beispiel andere Bundesländer tun, sodass auch der KAV und FSW jetzt in das Gender Budgeting einbezogen sind, und man hat wirklich bei einigen Dienststellen, die an diesem Bericht teilnehmen, den Eindruck, ja, es macht Sinn, dass das gemacht wird. Ja, es macht Sinn, es wird ein Bewusstsein entwickelt, man überlegt sich in den Dienststellen, welche gender-spezifischen Maßnahmen könnten das sein. Gender-spezifisch heißt ja nicht nur Frauenfördermaßnahmen, heißt ja, Maßnahmen für das unterrepräsentierte Geschlecht, um Gleichstellung der Geschlechter herbeizuführen, und es kann sich durchaus auch um so genannte männerspezifische Maßnahmen handeln. 

Allein, dieses Gender Budgeting, das Sie vorgelegt haben, ist ein reiner Etikettenschwindel. Mein Kollege David Ellensohn hat es gestern schon angesprochen. Das, was draufsteht, nämlich Gender Budgeting, ist keinesfalls drinnen, es ist maximal ein Gender-Mainstreaming-Bericht den Sie vorlegen, maximal ein erster Schritt zum Gender Budgeting. Es gibt keine einzige Zahl, keine einzige Budgetzahl in diesem ganzen Bericht. Das muss man sich vorstellen, man nennt etwas Gender Budgeting und dann gibt es keine einzige Budgetzahl, keine Zahl, die einen Vergleich zulassen würde, wie viel Geld da eigentlich ausgegeben wird im Vergleich zu anderem, was in dieser Dienststelle ausgegeben wird. Oder wie viel Geld wird ausgegeben im Vergleich zum Vorjahr, was da ausgegeben wurde. Oder noch besser, und was ja eigentlich das Ziel ist, wie viel Geld wird eigentlich für Frauen und für Männer verwendet. Nein, dieses Kernelement des Gender Budgeting findet sich an fast keiner einzigen Stelle des gesamten Berichts wieder. Der Bericht ist eine Aneinanderreihung von Einzelmaßnahmen einzelner Dienststellen, zum Teil sehr ambitioniert - da stehe ich gar nicht an das zu sagen -, er ist eine Auflistung von Veranstaltungen, und er ist kein Prozess, wie es eigentlich beim Gender Budgeting sein sollte. 

Es fehlen mir komplett die politischen Zielsetzungen, oder die politischen Zielsetzungen sind äußerst fragwürdig. Ich glaube, meine Kollegin Smolik war das, die das gestern angesprochen hat bei der MA 48 und MA 49, die Zielsetzung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie als frauenfördernde Maßnahme zu sehen. 

Oder als Beispiel beim Rechnungsamt, die Förderung der Teilzeit, die dann auch noch als Erfolgsfaktor zu 96 Prozent von Frauen in Anspruch genommen wird. 

Also, Teilzeit für Frauen als frauenpolitische Maßnahme zu verkaufen, um das unterrepräsentierte Geschlecht zu fördern, das halte ich doch für fragwürdig. 

Es fehlt uns komplett ein Gesamtplan von Maßnahmen, die aus diesen Ergebnissen abgeleitet werden, ein Gesamtplan zur Budgetverteilung und zur Neuverteilung von Budgetmitteln, denn das ist ja der eigentliche Anspruch von Gender Budgeting, als Ergebnis etwas zu haben, wo ich dann die Budgetmittel neu verteile. Zum Beispiel zwei eklatante Bereiche der Ungleichverteilung, Wirtschaftsförderung oder Sport. 

Es fehlen noch komplett ganze Bereiche der Stadt Wien, nämlich die Unternehmungen der Stadt Wien. Es wäre sehr interessant, diese nach Gender-Kriterien zu beleuchten. Wir sehen ein bisschen die Gefahr, dass mit diesem falsch verstandenen Gender Budgeting, das eigentlich nur ein Gender Mainstreaming ist, eigentlich eine wirklich gute ambitionierte Idee systematisch zerstört wird, weil das, was hier in den einzelnen Dienststellen an Datenmengen generiert wird - und ich stehe nicht an zu sagen, dass es unglaublich viel Aufwand für die Dienststellen ist, diesen Bericht zu machen - eigentlich auf keine große Akzeptanz stoßen kann, wenn daraus überhaupt keine Ergebnisse resultieren. (Beifall bei der ÖVP und hierauf bei den GRÜNEN, darüber Heiterkeit bei der ÖVP.) 
Wir GRÜNEN wollen daher eine qualitative Verbesserung des Gender Budgeting und Weiterentwicklung des Gender Budgetings, und aus diesem Grund hat mein Kollege Martin Margulies - denn ich selbst darf ja als Stadträtin hier keine Anträge stellen - gestern für die Wiener Grünen einen Antrag auf Weiterentwicklung und bessere Systematisierung des Gender Budgeting Berichtes eingebracht. Zukünftig sollen im Wiener Gender-Budgeting-Bericht die einzelnen Maßnahmen mit Budgetzahlen angeführt werden. Um die Verwendung der Wiener Budgetmittel nach Gender-Kritierien besser überprüfen zu können, soll der Finanzaufwand der Maßnahmen in Relation zu den Gesamtmitteln der Dienststelle beziehungsweise zum jeweiligen Ansatz gesetzt werden. Die Erfolgsfaktoren sollen so weit wie möglich quantifizierbar sein und Angaben über die Zielerreichung sollen gemacht werden. 

Ich denke, das ist nicht zuviel verlangt, dass ist eigentlich die Basis, die ein Gender-Budgeting-Bericht leisten sollte und ich hoffe, dass Sie dem heute zustimmen. 

Ich möchte als letzten Punkt auf einen Antrag der GRÜNEN zu sprechen kommen, den ebenfalls mein Kollege Margulies gestern eingebracht hat: Es geht um den Bereich Arbeitszeit und Bezahlung von Arbeitszeit. Auch das ist von frauenpolitischer Relevanz, denn Arbeitszeitverteilung ist auch ein Indikator für Gleichstellung. Es geht um den Antrag der GRÜNEN auf Ablehnung der Arbeitszeitrichtlinie der Europäischen Union, die kürzlich vom EU-Ministerrat beschlossen wurde, leider auch unter Zustimmung von ÖVP-Minister Bartenstein. Arbeit ist ungleich verteilt, Frauen leisten einen Großteil unbezahlter Arbeit. Bezahlte Arbeit ist ungleich verteilt, ich habe darauf schon hingewiesen. Wir brauchen eigentlich eine neue Form der Arbeitszeitpolitik, wir brauchen Umverteilung der Arbeitszeit von jenen, die zu viel haben - Stichwort Überstunden, Stichwort Burn-out -, denn allein mit den in Österreich geleisteten Überstunden könnte man 190 000 Vollzeitarbeitsplätze schaffen, wir brauchen also eine Umverteilung von Arbeit von jenen, die zu viel haben, für jene, die zu wenig haben. 

Wir wollen Arbeitsplätze schaffen, zum Beispiel durch eine gesetzliche Arbeitszeitverkürzung. Ich weiß, dass auch die Sozialdemokratie, auch der ÖGB und die Arbeiterkammer die Arbeitszeitverkürzung in ihrem Parteiprogramm haben, sie haben es auch ihren Visionen, allerdings nicht einmal für 2050, sondern, ich glaube, früher. Wir GRÜNEN glauben auch, dass die gesetzliche generelle Arbeitszeitverkürzung die einzige Form der Arbeitsumverteilung wäre, die geschlechtsneutral erfolgen kann, beziehungsweise den Nachteil, den Frauen jetzt durch unfreiwillige Arbeitszeitverkürzung in Form von Teilzeitarbeit zum Beispiel haben, also diesen geschlechtsspezifischen Nachteil, ausgleichen kann, und auch einen Gewinn an Lebensqualität bedeuten würde. 

Aber das ist gar nicht der Antrag, den wir heute stellen, sondern wir stellen den Antrag, die EU-Arbeits-
zeitrichtlinie abzulehnen beziehungsweise so wie es auch Ihr Parteiprogramm, wie es die Gewerkschaften, wie es die Arbeiterkammer fordern, wie Sie es auch in den Medien fordern, unsere Europaparlamentarier aufzufordern, gegen diese Arbeitszeitrichtlinie zu stimmen, denn die EU-Arbeitszeitrichtlinie ist der völlig falsche Weg, sie wird auch große Auswirkungen auf Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in Wien haben, insbesondere im Gesundheits- und Sozialbereich, denn Sie wissen, dass mit dieser neuen Arbeitszeitrichtlinie, wenn sie in Kraft tritt, nicht nur die wöchentliche Normalarbeitszeit auf 65 Stunden in der Woche erhöht werden kann, von derzeit 48 Stunden, auch schon nicht besonders, wenn man weiß, dass wissenschaftliche Studien zeigen, dass die Produktivität und Motivation von Arbeitnehmern und Arbeiternehmerinnen bei durchschnittlich 32 Stunden am höchsten liegt. Das heißt, eigentlich müsste es in einem großen Interesse für die Wirtschaft liegen, eine Arbeitszeit von durchschnittlich 32 oder 30 Stunden zu haben, wenn wir jetzt auch schon wirtschaftspolitisch argumentieren. 

Nein, die Europäische Union will unter Zustimmung Österreichs beziehungsweise unter Zustimmung des Wirtschaftsministers und leider unter völligem Fehlen der Sozialdemokratie in dieser Debatte, die Arbeitszeit auf 65 Stunden pro Woche erweitern. Das Opting out, also die Ausnahmen, die es sicher nur für Großbritannien gegeben hat, und die eigentlich auslaufen hätten sollen, werden jetzt sogar noch erweitert. Jedes Land kann jetzt hinausoptieren, das heißt, jedes Land kann sagen, nein, auch dieser Standard ist mir noch zu hoch, wir wollen eigentlich noch längere Arbeitszeiten für unsere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Und, was auch große Auswirkungen für Österreich und Wien haben wird, die so genannte individuelle Bereitschaft, vor allem beim Krankenhauspersonal, Feuerwehr, Rettungsdienste, wird nicht mehr als Arbeitszeit gezählt, obwohl der Europäische Gerichtshof mehrere entsprechende gegenteilige Urteile gefällt hat. 

Mit dieser Arbeitszeitrichtlinie werden also nicht nur sämtliche Forderungen des Europäischen Parlaments ignoriert, sondern sie geht auch komplett auf Kosten von ArbeitnehmerInnen, geht an den Bedürfnissen und Lebenslagen von ArbeitnehmerInnen vorbei, verschafft der Wirtschaft noch mehr Zugriff auf die ohnehin schon knappe Ressource Zeit, geht zu Lasten von Lebensqualität, von Gesundheit, von Beziehungen, von Erholung und von Einkommen, denn auch die Realeinkommen werden bei Umsetzung dieser Richtlinie sinken, meine Damen und Herren. 

Das heißt, ich würde Sie dringend ersuchen, heute unserem Antrag auf ein Signal für ein soziales Europa, das insbesondere nach dem vorläufigen Scheitern des Vertrags von Lissabon notwendig geworden ist, zuzustimmen, um den ArbeitnehmerInnen noch längere unbezahlte Arbeitszeiten zu ersparen. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Laut Rechnungsabschluss 2007 hat Wien für die Frauenförderung 7,8 Millionen EUR ausgegeben. Man bedenke, dass im selben Zeitraum für Werbung und im PID die Stadt Wien 40,1 Millionen EUR ausgegeben hat, das sind fast fünfmal so viel. Angesichts der Tatsache, dass wir rund 100 Millionen EUR an Mehreinnahmen aus eigenen Landesabgaben budgetieren, hätte die Frauenförderung mit Abstand deutlicher ausfallen müssen. 

Es ist unverständlich, wenn man bedenkt, wie groß der Handlungsbedarf nach wie vor in diesem Bereich ist, und es ist uns allen bewusst und ich glaube, auch Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass die Gleichstellung nach wie vor in weiter Ferne liegt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein Kurswechsel hat entgegen aller Ankündigungen von Ihnen in diesem Bereich absolut nicht stattgefunden. Frau Vizebürgermeisterin - sie ist leider nicht hier -, präsentiert den Rechnungsabschluss voller Stolz. Sie erklärt, dass mit beinahe 4 Milliarden an nachfragewirksamen Ausgaben die Stadt Wien den Wirtschaftsstandort nachhaltig sichere und Arbeitsplätze garantiere. 

Aber wie schaut es denn wirklich aus. Wie sieht es aus bei der Frauenbeschäftigung in Wien? Wien hat mit 8,5 Prozent 2007 die höchste Arbeitslosenquote in ganz Österreich. Das ist bitte kein Erfolg, sondern das ist ein Versagen der SPÖ Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn ich die Arbeitslosigkeit kurz insgesamt vergleiche, dann hat Wien eine um 5 Prozent höhere Arbeitslosenquote als beispielsweise Oberösterreich. Oberösterreich hat 3,6 Prozent, und bei der Frauenarbeitslosenquote liegt Wien ... (GR Kurt Wagner: Das ist schon lange her!) nein, das ist 2007, nein, das ist eine einzige Statistik, wo komplett Niederösterreich 6,3 Prozent Arbeitslosenquote hat. Ich lese es ihnen gerne vor: Wien 8,5, (GR Kurt Wagner: Da kann man halt nichts machen!) Burgenland 7,6, ich werde Ihnen diese Statistik nachher übermitteln. (GR Kurt Wagner: Brauchen wir nicht, das ist ohnedies da!) 
Bei der Frauenarbeitslosenquote liegt Wien am 3. Platz, am drittschlechtesten Platz, und zwar mit nur 0,2 Prozent hinter Burgenland und Kärnten mit einer 
7-prozentigen Arbeitslosenquote. Und da ist es sehr fragwürdig, wie Sie da von einer wirksamen Wirtschaftspolitik und von einer hervorragenden Frauenpolitik sprechen können, (Beifall bei der ÖVP.) weil das stetige Ignorieren von Fakten, das Schönreden und das Durcheinandermischen von Tabellen, wo uns völlig unklar ist, wie Sie zu den verschiedenen Zahlen kommen, wird auf Dauer nicht wirken, (GR Kurt Wagner: Fragen Sie Ihre Handelskammerpräsidentin, dann werden Sie sehen!) weil die Menschen sind nicht dumm, und das sehen sie bereits an den Umfragewerten. (Beifall bei der ÖVP.) 
In Wien waren 2007 28 885 Frauen arbeitslos gemeldet. Das ist ein Drittel aller Arbeitssuchenden Frauen in ganz Österreich. (Beifall bei der ÖVP.) 
In den letzten sieben Jahren - Sie können diese Zahlen gerne mitschreiben, sie sind alle belegbar - ist die Frauenarbeitslosigkeit in Wien um 18,5 Prozent angestiegen. Dazu kommt, dass die Frauen in Wien mit einer durchschnittlichen Verweildauer von 147 Tagen am längsten arbeitslos sind. Der österreichische Durchschnitt beträgt 107 Tage. Wien ist die einzige Großstadt, wo die Arbeitslosigkeit höher ist als in den ländlichen Gebieten, das ist einmalig. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ein Wahnsinn!) 
Und wissen Sie, was passieren würde, wenn Wien die Arbeitslosigkeit auf den Bundesdurchschnitt senken würde? Es hätten rund 30 000 Personen mehr einen Job, cirka 15 000 Frauen, wenn man 50/50 annähme. Ich bringe hiermit einen Antrag ein gegen Frauenarbeitslosigkeit, gemeinsam mit meinen Kolleginnen Sirvan Ekici und Ines Anger-Koch: 

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen und Konsumentenschutz sowie die amtsführende Stadträtin für Finanzen und Wirtschaftspolitik mögen dafür Sorge tragen, dass ein Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit binnen eines Jahres erstellt wird, und dem Gemeinderat einmal im Jahr ein Bericht vorgelegt wird. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Die Frau Vizebürgermeisterin rühmt sich weiters bei der Präsentation des Rechnungsabschlusses ihrer gezielten Investitionen für Wirtschaftsförderung, Forschung und Arbeitsmarkt. Sie reden von der unglaublich erfolgreichen Ansiedlung neuer Unternehmen und jetzt würde ich gerne wissen, wovon Sie sprechen.

115 neu angesiedelte Unternehmen in Wien, der WWFF hat selbst davon 10 nur akquiriert, die verbleibenden 105 sind von der Bundesagentur ABA nach Wien gebracht worden. 

Also, 10 Unternehmen haben sie gebracht, und haben aber gleichzeitig in den letzten Jahren, in den letzten 10 Jahren, renommierte Unternehmen wie IBM, Novartis, Grundig, Ankerbrot, et cetera, abgesiedelt. Das heißt, Sie haben locker vom Hocker 5 500 Arbeitsplätze in den letzten 10 Jahren verloren. 

Und ich mache jetzt eine Hochrechnung: 2007 haben Sie bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit der ABA verkündet, 1 100 Arbeitsplätze neu zu schaffen. In der ABA-Statistik scheint auf, dass durch die 105 von ihr für Wien akquirierten Unternehmen 1 029 Arbeitsplätze geschaffen wurden. Das heißt, Wien hat alleine 70 Arbeitsplätze geschaffen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ein Wahnsinn!) 
Und da reden sie noch von einer Steigerung von 55 Prozent gegenüber 2006. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das ist ein Wahnsinn, unglaublich!) Das finden Sie noch toll, also von 30 Arbeitsplätzen auf 75 Arbeitsplätze. Ich gratuliere Ihnen, (Beifall bei der ÖVP.) 5 500 haben sie verloren, 70 haben sie geschaffen. 

Schlimmer schaut es noch in der Sachgüterproduktion aus, weil da sind die Arbeitsplätze von 228 000 im Jahre 1995 auf 70 000 im Jahre 2008 eingebrochen. Also, wenn Sie sich das vor Augen halten, es sind zwei Drittel im Sachgüterbereich, im Produktionsbereich, weggebrochen. Und ich sage Ihnen, wie die Realität hinter ihren Verschleierungsversuchen aussieht: Bei unselbstständig beschäftigten Frauen in Wien ist von 1995 bis heute eine Steigerung von 5,7 Prozent anzumerken, Österreich-weit allerdings 18 Prozent. Das heißt, ihr voller Einsatz für Frauen, oder die frauenfreundlichste Stadt Europas, stimmt mit der Realität nicht überein.

Die Frauenarbeitslosigkeit im Europavergleich zeigt, dass alle Länder, egal, welche ich jetzt hier auf der Tabelle mir anschaue, Prag, Oberösterreich, Niederbayern, Regionen Norditalien, es ist komplett egal, niedrigere Erwerbslosenquoten für Frauen aufweisen als Wien. 

Das heißt, Wien ist nicht nur im Bundesländervergleich bei der Frauenarbeitslosigkeit extrem schlecht, sondern auch im gesamteuropäischen Bereich. 

Ich komme jetzt zu Ihrer Homepage, die mir sehr gut gefällt, weil dort verkünden Sie, was Ihnen wichtig ist: Ökonomische Unabhängigkeit, zukunftsorientierte Ausbildung, eigenes Einkommen, eigenständige Pension. Und die Krönung ist, Sie behaupten wortwörtlich Folgendes: „Von allen Bundesländern hat Wien die höchste Frauenbeschäftigungsquote“ - das stimmt überhaupt nicht, „und einen deutlich geringern Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen.“ Das stimmt auch nicht. Ja, woher nehmen Sie das alles. Und dann schreiben Sie noch: „Das ist kein Zufall, sondern das Ergebnis sozialdemokratischer Frauenpolitik.“ (GRin Mag Nicole Krotsch: So ist es!) Gratuliere! Ich gratuliere Ihnen zu Ihrer Faktenverdrehung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Jetzt gehen wir einmal zur eigenständigen Pension. Was haben Sie dazu beigetragen? Die große Pensionsreform? Vom Bund, von der Bundesregierung aus? Diese hat die Frauen beim Pensionserwerb gestärkt, die Kindererziehungszeiten besser bewertet, die Durchrechnungszeiträume et cetera. 

Wie schaut es in Wien aus? Das Armutsrisiko ist eklatant hoch. Das Armutsrisiko, die Armutsgefährdung von Frauen in dieser Stadt, steigt weiter an, hervorgerufen natürlich durch die hohe Arbeitslosigkeit, speziell die Frauenarbeitslosigkeit, vor allem der Alleinerzieherinnen und Pensionistinnen. 92 Prozent der Teilzeitbedienstenten sind in Wien beschäftigt und 70 Prozent der geringfügig Beschäftigten. Es gibt einen der niedrigsten Richtsätze für Sozialhilfe und durch Ihre Lawine an Gebührenerhöhungen ist die Inflation derart gestiegen, nämlich, ich möchte hinzufügen, sie haben ja die Österreich-weite Inflationsrate zum Großteil überhaupt angetrieben, die Inflation ist von Wien gesteuert. Kinderbetreuung in Wien ist frauenfeindlich, familien- und kinderfeindlich, wir haben die höchsten Kindergartenbeiträge und es fehlt ausreichende Betreuung bei Krippenplätzen, bei Kindergartenplätzen und bei den Pflichtschulen. (Beifall bei der ÖVP - GRin Mag Nicole Krotsch: Das stimmt nicht!) Da haben ein Drittel der Pflichtschulen Nachmittagsbetreuung, das heißt, vielleicht auch nicht. 
Laut Mikrozensus oder ÖIF-Studie 2006 geben die meisten Frauen an, dass sie deshalb nicht arbeiten, weil ihnen die Kosten für die Kinderbetreuung zu hoch sind. Viele Frauen würden Vollzeit arbeiten, wenn es ausreichend Kinderbetreuung gäbe.

Es gibt eine weitere Studie aus North Carolina, die jetzt am Max Planck-Institut fortgesetzt wird und die zeigt, wie familienpolitische Strategien das Armutsrisiko von Frauen beeinflussen. Diese Studie lege ich Ihnen sehr ans Herz! – Daraus geht hervor, dass die Armut verringert wird, wenn Väter und Mütter auf dem Arbeitsmarkt und im Familienleben gleichgestellt sind. Der Schlüssel für die Gleichstellung liegt jedoch in ausreichender Kinderbetreuung, und diese hat Wien bis heute nicht zur Verfügung gestellt, und zwar zum Leidwesen aller Mütter mit Kindern und insbesondere der Alleinerzieherinnen. 

Eine kleine Anmerkung am Rande: Von den 33 rot-grünen Projekten hat kein einziges Frauenbeschäftigung zum Inhalt. 

Ich bringe jetzt einen Antrag dazu ein und hege die kleine Hoffnung, dass die Frauenpolitik als Querschnittsmaterie behandelt wird, die alle Geschäftsgruppen betrifft. Für die optimale Koordination wäre eine Stabsstelle möglicherweise hilfreich, damit eine gezielte und zielgerichtete Frauenpolitik betrieben werden kann und wir dann auch Berechnungen bekommen, die realistisch sind und die auch den veröffentlichten Statistiken von Statistik Austria et cetera entsprechen und keine Geheimformeln - wie derzeit etwa bei der Frauenerwerbsquote – enthalten. Ich bringe somit gemeinsam mit meinen Kolleginnen Sirvan Ekici und Monika Riha einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge eine ressortübergreifende, unabhängige Stabsstelle für Frauenpolitik für folgende Zielsetzung einrichten:

1. Förderung des weiblichen Unternehmertums;

2. Förderung von Frauen in Spitzenpositionen;

3. Erarbeitung von Maßnahmen zur Verbesserung sozialer und gesellschaftlicher Absicherung von Frauen;

4. Erarbeitung eines Maßnahmenkataloges, um endlich die Einkommensschere zu schließen;

5. Gewaltbekämpfung und

6. Kontrolle und Evaluierung des Gender Budgeting.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP. – StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ich stelle im Zusammenhang mit der SPÖ-Frauenpolitik fest: Leere Bänke!)
Die ÖVP-Wien vertritt folgende Hauptansatzpunkte: Frauen müssen zwischen Vollzeit, Teilzeit und ob sie Kinder oder keine Kinder haben wollen, wählen dürfen, und die Politik ist dazu da, die geeigneten Rahmenbedingungen zu schaffen. Das ist in Wien leider nicht gelungen, und daher stimmen wir diesem Rechnungsabschluss nicht zu.

Ich komme jetzt noch zu einem anderen Thema betreffend den Entwurf eines Lebenspartnerschaftsgesetzes, den ich gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Wolfgang Ulm einbringe. – Das Lebenspartnerschaftsgesetz regelt die Beziehung von zwei gleichgeschlechtlichen Personen in einer Lebensgemeinschaft. Dieser Beschlussantrag hat den Abbau vorhandener Diskriminierungen zum Ziel. Die Förmlichkeiten, um eine solche Lebenspartnerschaft einzugehen, entsprechen der Schweizer Regelung des Verfahrens: Die beiden Partner reichen persönlich bei der Behörde das Gesuch um Eintragung ein. Die Behörde prüft die Voraussetzungen, und wenn diese erfüllt sind, wird die Lebenspartnerschaft beurkundet und in ein neu zu schaffendes Personenstandsbuch eingetragen.

Es handelt sich hier um eine eingetragene Partnerschaft und nicht um eine klassische Lebenspartnerschaft. Es wird vorgeschlagen, dass die Bezirksverwaltungsbehörden oder die Bezirksgerichte als zuständige Behörden für die Beurkundung zuständig sind. (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Nein! Das ist keine Diskriminierung! Das ist keine Ehe, auch keine Ehe light! Das Ziel ist, dass man Diskriminierungen abbaut, die es zum Beispiel im Mietrecht, bei Krankheit und Pflege et cetera gibt. Diese Diskriminierungen sollen abgebaut werden. Es soll aber keine neue Form der Ehe zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern geschaffen werden. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Kein Standesamt, kein Feiern, kein Küssen in der Öffentlichkeit!) Feiern kann jeder, wie und wo immer er möchte! (Weiterer Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.)
Das ist nun einmal keine Ehe im klassischen Sinn. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Doch!) Nein! Ehe zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern ist nicht das, was wir als Ehe empfinden. Tut mir leid. Wir versuchen, rechtliche Diskriminierungen von Gleichgeschlechtlichen in verschiedenen Bereichen zu beseitigen, um eine gewisse Form des Ausgleichs zu schaffen. Der Beschlussantrag lautet: 

„Die Beseitigung von rechtlichen Diskriminierungen von gleichgeschlechtlichen Liebenden soll durch den Bundesgesetzgeber geregelt werden. Gleichwohl darf ein zu schaffendes Rechtsinstitut in keiner Weise der Ehe gleichartig sein oder ein Rechtsinstitut einer Ehe light schaffen.

Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die in der Begründung genannten Adaptierungen in den Entwurf des Lebenspartnerschaftsgesetzes aufgenommen werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Rubik. Ich bitte sie zum Rednerpult und erteile ihr das Wort.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Ich gehe jetzt nicht auf das Thema Frauen und Integration ein, denn darüber wird meine Kollegin Yilmaz noch ausführlich berichten.

Ich muss gestehen, dass ich jetzt ein bisschen zu sehr enttäuscht von den Wortmeldungen bin, die ich gerade gehört habe, um jetzt wirklich gewählte Antworten darauf geben zu können, denn das schockt mich ganz einfach.

Frau Matiasek! Sie haben bei Ihrer Wortmeldung die Fiakerpferde angesprochen. Darauf möchte ich kurz eingehen. Sie haben im Zusammenhang mit den Fiakerpferden die Notwendigkeit von Schattenplätzen angesprochen. – Wie Sie ja wissen, hat die Frau Stadträtin gemeinsam mit der Tierschutzombudsstelle schon vor Längerem bei der veterinärmedizinischen Universität eine Studie in Auftrag gegeben, damit eine bestmöglich Lösung für die Fiakerpferde in Wien ermittelt wird. Diese Studie wird im Herbst fertig sein. (Zwischenruf von GRin Veronika Matiasek.) Das dauert seine Zeit! Wenn diese Studie fertig ist, dann können wir schauen, wie die Umsetzung erfolgt!

Ich möchte jetzt aber schon erwähnen, dass die Fiaker auch eine Eigenverantwortung für die Tiere haben, die sie halten und die ihr Eigentum sind. Ich meine, es wäre schon sehr gut, wenn auch die Fiaker in Eigenverantwortung darauf achten, Standorte zu finden, die ein bisschen schattiger sind, oder auch dafür sorgen, dass die Tiere genug Wasser zum Trinken haben. (Zwischenruf von GRin Veronika Matiasek.) Die Studie ist, wie gesagt, in Auftrag!

Ich möchte jetzt auf meine Themenbereiche eingehen, denn ich meine, diese Geschäftsstelle beinhaltet noch viele andere Magistratsabteilungen, die auch sehr gute Arbeit leisten. Einige davon will ich jetzt erwähnen, um zu zeigen, was in Wien Großartiges passiert.

Ich möchte mit dem Großmarkt Inzersdorf beginnen, der gerade im Jahr 2007 im Mittelpunkt stand. – Der Großmarkt Inzersdorf umfasst einer Fläche von 300 000 m². Auf dieser Fläche erfolgen bei Obst 70 Prozent und bei Gemüse 50 Prozent des Gesamtumschlages für ganz Österreich. Mit zwei Ladehallen für Blumen wird garantiert, dass eine wetterunabhängige, reibungslose Ladetätigkeit der heiklen Ware durchgeführt werden kann.

Für die nächsten Jahre wird jetzt eine neue Halle geplant, und diese wird natürlich nach den neuesten Richtlinien der EU gebaut werden. (GR Dr Franz-Ferdinand Wolf: Erzählen Sie nur mehr davon! Das ist wirklich spannend!) Wenn Sie zuhören, erzähle ich Ihnen gerne mehr, ich bin ja noch nicht fertig!

Voriges Jahr wurde auf dem Großmarkt Inzersdorf das neue Fleischzentrum „f-eins“ eröffnet. Nach nur 14 Monaten Bauzeit ist ein Einkaufserlebnis entstanden, das den Anforderungen gerecht wird und bei dem die modernste Logistik mit eingeflossen ist. Die Stadt Wien investierte in das neue Fleischzentrum einen Zuschuss von 601 Millionen EUR und leistet damit einen direkten Beitrag zur Sicherung von 200 Arbeitsplätzen.

Das modern gestylte Gebäude „f-eins“ mit 7 100 m² verbauter Fläche wurde auf einer Grundstücksfläche von 8 770 m² errichtet. Vor allem wurde „f-eins“ ein wichtiger Faktor für den Konsumentenschutz und die Lebensmittelsicherheit in der Stadt. Die KundInnen des Großmarktes profitieren von den Vorteilen eines Betriebes, der nach modernsten hygienischen Vorgaben funktioniert.

Zum Kundenkreis von „f-eins“ zählen Gastronomiebetriebe, Großküchen, die Fleisch- und Wurstindustrie sowie auch Privatkunden. Das neue Fleischzentrum wurde für die auf dem Fleischmarkt St Marx ansässigen Fleischzerlegebetriebe sowie Fleisch- und Wursthändler errichtet. 2007 konnte St Marx geschlossen werden. 

Durch die Tätigkeit des Marktamtes und des Veterinäramtes vor Ort sind eine nahezu lückenlose Kontrolle und die Sicherstellung einwandfreier Qualität von Fleisch‑ und Wurstwaren und Geflügel sowie Fisch garantiert. Das Fleischzentrum „f-eins“ ist ein sehr moderner und impulsgebender Standort.

Auf diesem Großmarkt Inzersdorf wird jetzt auch eine Abfallentsorgungsanlage errichtet. Der Umsetzung dieses Bauvorhabens gehen eine intensive Planungsphase des Marktamtes gemeinsam mit diversen Magistratsabteilungen und dem ÖKO-Institut sowie ein eingehender Erfahrungsaustausch mit Großmärkten in Barcelona, Paris, Hamburg, Berlin – um nur einige aufzuzählen – voraus. Auf Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse wird eine der modernsten Marktabfallentsorgungsanlagen Europas entstehen, die hinsichtlich Effizienz und ökologischer Anforderungen höchsten Standards entsprechen wird.

In der ersten Ausbauphase wird die neue Anlage eine Jahreskapazität von 6 600 Tonnen Abfall bewältigen können, wobei durch modernste Fraktionierungen des Abfalls der Restmüll auf nur mehr 600 Tonnen reduziert werden kann. Es ist dies eine hypermoderne und umweltfreundliche Mülltrennanlage mit Schneckenverdichter. Mit der neuesten Technik werden Kartonagen, Holz und Restmüll zerkleinert. Weiters wird der Müllplatz mit zwei Kameras überwacht und mit Personal besetzt sein.

Der Großmarkt in Wien ist ein beliebter Umschlagplatz, und zwar nicht zuletzt auch durch seine hervorragende Verkehrsanbindung. Wir können stolz darauf sein, dass die HändlerInnen den Markt so gut annehmen, und wir werden auch in Zukunft bemüht sein, den internationalen Standards gerecht zu werden. – So viel zum Großmarkt.

Zum Konsumentenschutz: Im Hinblick auf die außenwirksamen Aktivitäten im Bereich des Konsumentenschutzes stellte die Marktkampagne 2007, die im Mai vorigen Jahres auf dem Naschmarkt gestartet wurde und bis Herbst Station auf zahlreichen Wiener Märkten gemacht hat, einen Schwerpunkt dar. Inhaltlich bot die Marktkampagne vor allem Gelegenheit, die Beiträge der Märkte zu der in Wien ausgezeichnet funktionierenden Nahversorgung darzustellen. Diese konnte als Beleg für das kulturelle Zusammenleben platziert werden. Zudem wurde das bestens ausgebaute System der Lebensmittelsicherheit der Stadt Wien thematisiert.

2008 wird bereits darüber diskutiert, dass auf allen Wiener Märkten ein neuer Plan für das nächste Jahr mit dem Thema „Nahversorgung und Lebensraum Markt" erarbeitet wird. Die Märkte sind nicht nur kulturell und sozial Orte der Begegnung, sondern sie zeigen uns eine Mischung aus bunter Vielfalt und traditionellem Austausch.

Auch die Lebensmitteluntersuchungsanstalt ist ein wichtiger Faktor in unserer Stadt. Die hohe Qualität der Lebensmittel ist auch anhand einiger Zahlen aus der Lebensmitteluntersuchungsanstalt klar zu erkennen: Im Jahr 2007 wurden 11 300 Lebensmittelproben von der MA 38 untersucht. 80 Prozent der abgegebenen Proben gaben keinen Grund zur Beanstandung. Die ExpertInnen der MA 38 führten 2007 mehr als 350 Hygienebegehungen in den Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung und der Lebensmittelproduktion durch. 25 000 Wienerinnen und Wiener haben im Jahr 2007 die Kompetenz des Wiener Lebensmittel- und Ernährungsservice für Anfragen zu Ernährungsthemen, Lebensmittelqualität und -hygiene genutzt, und es gab auch eine rege Teilnahme an Informationsveranstaltungen wie etwa Seniorenmessen und Frauengesundheitstagen. 

Auch der Erste Wiener Kindergesundheitstag mit dem Themenbereich kindergerechte Ernährung gehörte zum Programm. In diesem Zusammenhang gab es auch ein tolles Pilotprojekt, nämlich die „Eltern-Kinder-Kochreise“, bei der es darum ging, Eltern von Kindern, die in den Kindergärten der Stadt Wien betreut werden, zu motivieren, die Verzehrgewohnheiten der Kinder im privaten Umfeld ausgewogen zu gestalten und zu modifizieren. Im Jahr 2007 haben 150 KindergartenpädagogInnen aus Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien an den Fortbildungsveranstaltungen der Akademie für Ernährung und Lebensmittelqualität, organisiert von der MA 38 in Kooperation mit der Österreichischen Gesellschaft für Ernährung, teilgenommen.

Auch das Veterinäramt hat gute Arbeit geleistet. Auch aus diesem Bereich möchte ich Ihnen einige Zahlen nicht vorenthalten: 2007 wurden 3 054 Kontrollen in 373 Betrieben durchgeführt. 71 Ordinationen, private Tierspitäler und Hausapotheken von VeterinärInnen wurden kontrolliert. Weiters wurden 2007 10 Tierversuchseinrichtungen kontrolliert und 164 Stellungnahmen zu Anfragen und Meldungen nach dem Tierschutzgesetz abgegeben. Weiters wurden 2007 in Wien 2 412 Tiere, davon 408 Hunde, 1 264 Katzen sowie sonstige 40 Tiere gefunden und großteils an ihre Besitzer zurückgegeben.

Die Aktion „Kinder und Tierschutz" wurde neu ins Leben gerufen. Im Rahmen dieser Aktion wurden den Kindern der 1. Klasse die Belange des Tierschutzes und der Tierhaltung in kindergerechter Art nähergebracht. Mit TierärztInnen und VeterinärmitarbeiterInnen konnten die Kinder den verständnisvollen und einfühlsamen Umgang mit den Tieren lernen. Weiters ging es darum, den Umgang zwischen Mensch und Hund zu verbessern. Durch Vermittlung von Wissen über die Sprache der Hunde sowie das Verhalten der Tiere wurde zu einem besseren und konfliktarmen Zusammenleben beigetragen. Die Aktion „Kinder und Tierschutz" wird im Jahr 2008 durch eine Fülle von Veranstaltungen in den Wiener Schulen fortgesetzt.

Im Juni 2007 feierten die Wiener Tierschutztage ihr zehnjähriges Jubiläum. Über 60 000 BesucherInnen machten die beiden folgenden Tage zu einem großen Fest für den Tierschutz.

Die Tierschutz-Helpline hat einen neuen Rekord zu verbuchen. 10 500 Anrufe zeigten, wie bedeutungsvoll die Beratung und die Dienstleistungen des Veterinäramtes für die Wienerinnen und Wiener sind. Ebenso wurde die Internetseite www.tierschutzinwien.at voriges Jahr über 500 000 Mal besucht. 

Nicht zu vergessen: Für das Wiener Tierschutzhaus wurde ein neuer Leistungsvertrag in der Höhe von jährlich 850 000 EUR abgeschlossen

Jetzt zu einem anderen Bereich, nämlich zu den Wahlen. Die Nationalratswahlen fanden bisher alle vier Jahre statt, ab der nächsten Wahl finden Nationalratswahlen alle fünf Jahre statt. Die EU-Wahlen finden alle fünf Jahre und die Bundespräsidentenwahl findet alle sechs Jahre statt, da hat sich nichts geändert. Auch der Wiener Gemeinderat und die Bezirksvertretungen werden alle fünf Jahre gewählt.

Am 22. November wurde im Wiener Landtag die Möglichkeit der Stimmabgabe mittels Briefwahl bei den Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen, bei Wiener Volksbefragungen und Volksabstimmungen beschlossen. Nach der Einführung der Briefwahl kann von WählerInnen mit Hauptwohnsitz die entsprechende Wahlkarte schriftlich bis vier Tage vor dem Wahltag beantragt oder zwei Tage vorher persönlich abgeholt werden.

Die Umsetzung der Briefwahl wurde auch für weitere serviceorientierte Maßnahmen zum Anlass genommen. Künftig genügt es, dass eine Partei im Gemeinderat oder in der Bezirksvertretung vertreten ist, um Abschriften aus der Wählerevidenz zu erhalten. Zum Schutz der Privatsphäre der Bewerberinnen und Bewerber werden bei der Veröffentlichung der Wahlvorschläge nur mehr Postleitzahl und Wohnort ausgewiesen. Und Begleitpersonen von bettlägerigen Wahlberechtigten sowie Pflegepersonal können vor der fliegenden Wahlbehörde oder einem Anstaltssprengel wählen. 

Weiters wurde das Alter für die Teilnahme an Volksbegehren, Volksbefragungen und Volksabstimmungen von 18 auf 16 Jahre herabgesetzt und die Abgabe der Stimme bei Volksbefragungen und Volksabstimmungen mittels Briefstimmkarte ermöglicht. Auch Personen zwischen dem 16. und 18. Lebensjahr können nun Wahlzeugen sein.

Es hat auch Änderungen im Passwesen gegeben. Ab Jänner 2007 besteht die Möglichkeit der Ausstellung eines Notpasses. Der neuen Pässe sind maschinenlesbar und mit einem gedruckten Passbild ausgestattet und haben dadurch ein höheres Sicherheitsniveau. Der Notpass kann beantragt werden, wenn aus irgendwelchen Gründen eine unaufschiebbare Reise erfolgen muss, der Reisepass abgelaufen ist und der Zeitraum nicht ausreicht, um einen neuen Pass zu beantragen.

Auch das Personal ist ein wichtiger Punkt in dieser Geschäftsgruppe. Frau Feldmann! Sie haben gesagt, dass die Stadt Wien nichts für Frauen tut. – In der Lehrlingsausbildung hat die Stadt Wien ein neues Konzept geschaffen. Ab Sommer 2007 bildet die Stadt Wien 807 Lehrlinge in 30 verschiedenen Lehrberufen aus. Und man hören und staune: Von den 807 Lehrlingen sind 421 Mädchen! – So viel dazu, dass die Stadt Wien nicht auf Frauen und Mädchen schaut!

Die Palette an Berufen ist in der Stadt Wien sehr vielfältig. Sie reicht von Bürokauffrau beziehungsweise Bürokaufmann über FloristIn, TischlerIn und ElektroanlagetechnikerIn bis Kfz-TechnikerIn. Und es ist uns ganz wichtig, dass Mädchen und Burschen die gleichen Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben. Bestmögliche Ausbildung und Förderung der Ausbildung von Mädchen in nichttraditionellen Berufen ist dafür ein Schlüsselfaktor. (Beifall bei der SPÖ.)

Das von der Europäischen Union zum Jahr der Chancengleichheit ausgerufene Jahr 2007 wurde auch zum Anlass genommen, um über die vielfältigen Beratungs- und Betreuungsangebote, die in der Stadt Wien im Zusammenhang mit Antidiskriminierung und Gleichbehandlung bestehen, zu informieren. Dafür gibt es zwei Videoclips und eine Übersicht über alle Beratungs- und Betreuungsangebote im Intranet und Infotexte auf dem Gehaltszettel.

Mediales Interesse erweckte auch das Wiener Zuweisungsgesetz, das im Juli vom Landtag beschlossen wurde. Das Zuweisungsgesetz ist die Umsetzung einer entsprechenden EU-Richtlinie. Darin ist die Überlassung von Bediensteten der Stadt Wien, die hier ausgebildet wurden, an ausgegliederte Unternehmen geregelt. Das neue Gesetz wurde unter Einbindung der Gewerkschaft ausgearbeitet und sieht einen größtmöglichen Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ausgegliederten Betrieben vor.

Das war jetzt nur ein ganz kleiner Ausschnitt betreffend die zahlreichen positiven Veränderungen, die es in dieser Stadt zum Wohle der Wienerinnen und Wiener gegeben hat. All das umzusetzen wäre ohne die Magistratsabteilungen, deren Mitarbeiter sehr fleißig im Hintergrund arbeiten, nicht möglich gewesen. Ich möchte mich daher von dieser Stelle ganz herzlich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der diversen Magistratsabteilungen bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte mich aber auch bei den MitarbeiterInnen im Stadtratbüro ganz herzlich für die gute Zusammenarbeit bedanken. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist jetzt Frau GRin Frank. In der Präsidiale wurden 15 Minuten Redezeit ab jetzt vereinbart. – Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Integration – und deshalb habe ich mich eigentlich gemeldet – ist für mich ein bisschen wie Mengenlehre. Da ist Wohnen, und da ist Integration, und dann kommen noch Frauenfragen und so weiter dazu, und irgendwo überschneidet sich alles, und man sollte auf einen gemeinsamen Punkt kommen. Ich meine, dass es Aufgabe der Frau Stadträtin wäre, diesen gemeinsamen Punkt, der alle Bereiche, etwa auch die Bildung, umfasst, mit den damit Befassten abzuklären. Leider habe ich aber nicht das Gefühl, dass das der Fall ist, und daher habe ich ein paar Einzelbeispiele ausgewählt, die sicherlich symptomatisch sind.

Sie selbst, Frau Stadträtin, haben am 20. Juni beim Weltflüchtlingstag gesagt, dass mehr Frauen mit Migrationshintergrund in den Arbeitsprozess eingegliedert werden sollen. Das ist eines dieser Schlagworte, bei denen man hinterfragen muss, welche Voraussetzungen Sie denn dafür schaffen, Frau Stadträtin Frauenberger!

Nehmen wir zum Beispiel die Hausbetreuung: Dort sind sehr viele Frauen und auch viele Frauen mit Migrationshintergrund beschäftigt. Tatsächlich haben diese Frauen aber nur eine Woche Kündigungsfrist. Das heißt, sie haben überhaupt keine Möglichkeit, sich schnell umzusehen, um eine neue Beschäftigung zu finden und ihre Welt in einer anderen Form zu ordnen.

Ich möchte jetzt gleich einmal ein Beispiel herausgreifen: In diesem Fall kam es – und jetzt wird dann gleich der Aufschrei kommen – mit und ohne Migrationshintergrund zu Konfliktpotenzial, weil zwei Leute in Sachen Hausbetreuung einfach aneinander vorbeigeredet haben.

Eine Dame mit Migrationshintergrund wurde Chefin einer Putztruppe. Sie verlangte, dass man Kanister mit Putzmitteln einfach wegschüttet, weil man jetzt auf ein anderes Produkt umgestiegen sei. Eine Mitarbeiterin – ich bezeichne sie jetzt als Österreicherin, wobei ich nicht weiß, ob nicht die andere Dame auch die österreichische Staatsbürgerschaft hat – hat sich dagegen gewehrt, weil sie dazu ausgebildet worden war, dass man gerade das nicht tun soll. Das hatte jedoch zur Konsequenz, dass diese Dame versetzt wurde, was besonders tragisch war, denn sie hat ein behindertes Kind und konnte auf Grund der Versetzung und anderer Arbeitszeiten mit ihrem Kind nicht mehr zur Therapie gehen.

Da habe ich allerdings überhaupt keinen Aufschrei von der Frauenstadträtin gehört! Und ich habe auch nichts von der Integrationsstadträtin gehört, dass sie vielleicht den Wunsch gehabt hätte, diesem Missverständnis, das möglicherweise auf Grund von mangelnden Sprachkenntnissen und kulturellen Unterschieden im Umweltgedanken entstanden war, nachzugehen, einzugreifen und für beide Frauen gleichermaßen den Arbeitsplatz zu erhalten. Hier ist einfach gar nichts geschehen!

Ich habe betreffend Frauen am Arbeitsplatz im Wirtschaftskammerbericht einen Bericht über eine Migrantin gelesen, die es geschafft hat. Sie sagt: „Was können andere Frauen von erfolgreichen Frauen mit Migrationshintergrund lernen? – Dass man mit Willen und Hartnäckigkeit sehr viel erreichen kann! Dass Erfolg in einem Land, in einem anderen Kulturkreis die Bereitschaft, sich in diesen Kulturkreis zu integrieren – inklusive Aneignung von Sprache –, voraussetzt.“ – Ich glaube, das ist jetzt gerade, wenn zwei Kulturgruppen einander begegnen und aufeinander treffen, sehr schwierig, weil das Verständnis auf zwei unterschiedlichen Grundlagen aufbaut.

Kommen wir zum sozialen Wohnbau: Dort wurde eine schwerstkranke Frau delogiert, die Krebs hat und sich die letzten Jahre um ihre schizophrene Schwester intensiv gekümmert hatte. Sie lebte 28 Jahre in diesem Bau. Vor drei Jahren war eine Familie mit Migrationshintergrund eingezogen, und seither wurde dieser Frau das Leben wirklich zur Hölle gemacht. Sie wurde auf Grund ihrer Krankheit ständig gehänselt, weil ihr die Haare ausgehen, und im Lift stehen obszöne Äußerungen. Sie wollte das mit Wiener Wohnen klären, es wurde jedoch die Delogierung ausgesprochen, ohne dass man sie gehört hätte. Und interessanterweise war die Lärmbelästigung immer dann am ärgsten, wenn sie bei der Chemotherapie war.

Daraufhin hat sie an den Herrn Bürgermeister und an die Frau Stadträtin geschrieben, aber sie bekommt keine Antwort. Diese Dame existiert einfach nicht.

Ich habe versucht, zu bewirken, dass man das wieder zurücknimmt, und da hat es geheißen: Ja, wenn sie sich ordentlich benimmt! Das wurde von Wiener Wohnen ausgesprochen, das gebe ich offen zu, das kam nicht von der Frau Frauenstadträtin. Aber was bedeutet das? – Diese Frau hat 28 Jahre dort gelebt. Man hat dann die Delogierung für drei Monate zurück genommen, doch nun hat sie diese wieder bekommen. Im Hinblick darauf wünsche ich mir wirklich, dass sich Frau Stadträtin Frauenberger in solchen Fällen öfter zu Wort meldet, und nicht nur, wenn es um die Ankündigung irgendwelcher neuer Projekte geht!

Der Hauptgrund, warum ich mich jetzt gemeldet habe, sind die Probleme rund um die Hamidiye-Moschee im 10. Bezirk. (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz.) Sie lächeln, Frau Kollegin, Sie kennen das Problem offenbar genau! Es gibt dort einfach massive Probleme, die Leute im Umfeld sind sehr verärgert und nicht einmal mehr bereit, an dem Mediationsverfahren teilzunehmen. Ich habe mit einigen Leuten dort gesprochen. Sie wollen an diesem Verfahren nicht mehr teilnehmen, weil sie das Gefühl haben, dass ohnedies nichts geschieht. – Und es geschieht ja wirklich nichts, wenn man bedenkt, dass dieses Mediationsverfahren bereits sieben Jahre läuft und man überhaupt noch keinen Schritt weitergekommen ist! 

Das, was sich dort abspielt, geht über Lärmerregung weit hinaus! Dort werden ganze Straßenzüge für Grillfeste abgeriegelt. Und wir waren in Wien bisher tatsächlich in dicht verbauten Gebieten mit Grillfesten nicht wirklich konfrontiert! Das ist ein Zug, der wirklich jetzt hereingebracht wird. Und damit verbunden ist massive Lärmbelästigung. Parkplätze fallen weg. Die Hendln, die gegrillt werden sollen, werden auf dem Gehsteig ausgebreitet. Und niemand findet etwas daran! Sie sind ja auch Konsumentenstadträtin! Und da gibt es Hygienevorschriften! Aber es geschieht nichts. Die Leute machen das, was ihren Vorstellungen entspricht, und damit hat es sich. 

Aber es geht ja noch weiter: Dort werden Särge auf dem Gehsteig zwischengelagert. Das ist etwas ungewöhnlich, denn an sich findet die islamische Erdbestattung ohne Särge statt. Diese Särge werden dann in irgendeinen Lieferwagen geladen und weggebracht. Das Ganze wurde bei der Volksanwaltschaft angezeigt, worauf Frau Volksanwältin Stoisits meinte: Es kann keine Leiche im Sarg gewesen sein, darum kümmere ich mich nicht! Das Ganze war jedoch mit Fotos dokumentiert, auch die Trauergemeinde war dokumentiert. Dafür fühlt sich jedoch niemand zuständig. Das ist für uns aber sicherlich kein Begriff von irgendeiner Form der Integration oder von Integrationswillen! Ich glaube, man muss schon einmal ganz deutlich sagen, dass es sehr wohl möglich ist, dass Kulturen unterschiedlichster Regionen zusammentreffen können, dass man aber die Gesetze, die vor Ort herrschen, respektieren muss. (Beifall bei der FPÖ.)

Um noch bei dieser Moschee zu bleiben: Vorne an der Ecke gibt es ein Geschäft. Dafür gibt es auch die notwendigen Konzessionen. Dieses Geschäft wurde allerdings noch nicht eröffnet. Es hat ein Scherengitter, ist zugesperrt, und darin bewegt sich nichts. Es ist eigentlich sozusagen Staffage. – Aber im nicht so gut einsehbaren Hintergrund wird gebraten, gekocht, gegart und auch verkauft. Dort kann man Eier und das kaufen, das was dort zubereitet wurde.

Wir kennen all die Probleme dieser islamischen Zentren. Diese Dinge werden nur an Vereinsmitglieder weitergegeben. Aber wer kontrolliert all das? Wer wacht über unsere wirklich strengen Hygienebestimmungen? Diese verteuern vieles, was jedem Konsumenten in Österreich zu schaffen macht. Dort geschieht jedoch alles unter der Hand. Niemand kümmert sich darum, was dort im Hintergrund läuft. Und wenn man sieben Jahre dazu braucht, um überhaupt einmal festzustellen, wie weit die gesetzlichen Grundlagen übereinstimmen und so weiter, dann muss ich sagen: Das ist für mich der falsche Ansatz von Integration! Man sollte wirklich einmal im Vorfeld klare Definitionen machen und Regeln ausgeben!

Bei dieser Mediation wurde ein wichtiger Satz gesagt – und das betonen auch wir immer wieder –: Integration ist keine Romantik, sondern eine wirklich todernste Sache. Und der Mediator fügte diesmal hinzu: Allerdings hat es niemand mehr geglaubt. Wenn die Regeln nicht eingehalten werden, dann muss es Konsequenzen geben. – Ich sage: Ich habe nicht geglaubt, dass das keiner von uns ist, denn das fordern wir schon ewig! (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz.) Ja, aber Sie haben die Macht, das umzusetzen! Wir fordern das im Rahmen unserer Möglichkeiten, aber Sie setzen es leider nicht um! Das ist das Problem! Darum werden wir diese Forderung immer wieder stellen müssen! (Beifall bei der FPÖ.)

Zum Schluss habe ich noch eine Bitte: In diesem Stadtteilzentrum 20 gibt es ja schon gewisse Ansätze. Es genügt aber nicht, dass man jetzt verschiedene relevante Einrichtungen und Vereine vernetzt. Das ist eine gute Sache. Es gibt aber auch Grätzelinitiativen. Dort kennt man die Probleme und die Menschen vor Ort. Diese Grätzelinitiativen werden jedoch unterbunden. Sie werden nicht gefördert, weil man vielleicht Angst hat, dass diese das Machtpotenzial beschneiden könnten. Ich weiß es nicht genau. Ich stelle das aber einmal in den Raum. Jedenfalls werden diese Initiativen aber nicht unterstützt. Das ist Faktum.

Ich meine, man soll nicht nur die verschiedenen Vereine zusammenführen, sondern man soll, wenn man Integrationsarbeit wirklich ernst nimmt, endlich auch einmal mit allen anderen Magistratsdienststellen sprechen! Dabei geht es nämlich nicht nur um Integration und Frauen, sondern es geht auch um Fragen des Wohnens, der Stadtplanung und so weiter. Und so lange es hier keine ernsthafte Zusammenarbeit gibt, kommen wir der Integration nicht wirklich nahe! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich war jetzt hinsichtlich des ersten Teils der Rede von Frau Kollegin Frank verblüfft und auch vorsichtig optimistisch. Solche Töne sind wir von einer FPÖ-Gemeinderätin nicht gewohnt, wenn sie etwa die Haltung kritisiert, dass jemand sagt: Wenn Sie sich anständig benehmen, dann fliegen Sie auch nicht hinaus! – Dass eine Freiheitliche das kritisiert, erleben wir sowohl hier als auch in den Medien relativ selten! Im Hinblick darauf habe ich mir ein wenig Hoffnung gemacht, denn Sie haben ja mit konkreten Fällen argumentiert und gesagt: Es geht nicht an, dass Menschen mit solchen Argumenten delogiert oder auch nur schlechter behandelt werden. 

Der Rest Ihrer Rede war leider wieder in dem Ton, den wir von den Freiheitlichen gewohnt sind, als Sie etwa gesagt haben: „Ich habe nicht geglaubt, dass das keiner von uns ist!“ – Ich nehme an, da haben Sie einen Migranten oder eine Migrantin gemeint! (Zwischenruf von GRin Henriette Frank.) Sie haben gemeint, dass das keine freiheitliche Person war! Dann habe ich es vielleicht falsch verstanden! Ich habe es leider so interpretiert wie all das, was von der FPÖ üblicherweise leider kommt, nämlich eine Einteilung der Wiener Bevölkerung in die Unsrigen und die so genannten nicht Unsrigen, die „falschen“ Österreicher – wie ich eine bin –, die nicht hier geboren und nicht hier aufgewachsen sind und nicht von so genannten österreichischen Eltern abstammen. – Nun aber genug dazu.

Die Stadt Wien hat schon im Jahr 1992 den so genannten Integrationsfonds geschaffen und war sehr stolz darauf, dass Wien in Österreich die erste Stadt ist, die eine solche Einrichtung, die sich mit Integrationspolitik beschäftigt, geschaffen hat. Die Kritik der GRÜNEN lautete damals schon, dass das quasi eine ausgegliederte Stelle ist und dass das daher nicht dem Mainstreaming entspricht. Wir meinen, Integrationspolitik ist eine Querschnittsmaterie, die bekanntlich in alle Lebensbereiche hineinspielt, und daher sollte sie sozusagen mitten im Magistrat betrieben werden und nicht in einem ausgegliederten Fonds. Dieser Kritik hat die SPÖ letztlich nach vielen Jahren im Jahr 2004 inhaltlich stattgegeben. Der Integrationsfonds wurde in dieser Form aufgelöst und in eine eigene Magistratsabteilung verwandelt. 

Warum erzähle ich diese Geschichte? – Ich erzähle sie, um uns allen in Erinnerung zu rufen, dass die Stadt Wien schon länger sagt, sie betreibe Integrationspolitik und nehme sie ernst. Tatsache ist allerdings auch, dass die Stadt Wien bis heute keinen regelmäßigen Integrationsbericht der zuständigen MA 17 oder der zuständigen Stadträtin vorlegt, aus dem auch alle anderen, zum Beispiel die Oppositionsfraktionen, erfahren können, welche Maßnahmen die Stadt Wien gesetzt hat, wo sie erfolgreich war, was das Ganze gebracht hat und wo es Änderungsbedarf gibt. 

Obwohl die Stadt Wien behauptet, seit 15 Jahren eine offene Integrationspolitik zu betreiben, hat sie bis heute kein einziges Mal die gesetzten Integrationsmaßnahmen evaluiert. Heuer haben wir zum ersten Mal erlebt, dass eine solche Evaluation beschlossen wurde. Es soll jemand damit beauftragt werden zu überprüfen, ob die Maßnahmen, die die Stadt Wien setzt, überhaupt greifen. Einen Bericht dazu gibt es jedoch, wie gesagt, bis heute nicht. – Wir sind der Meinung, dass ein solcher Integrationsbericht jährlich dem Gemeinderat und dem Landtag vorgelegt werden sollte. Dieser Bericht sollte logischerweise von mehreren Abteilungen ausgearbeitet werden, weil Integration eine Materie ist, die mit Gesundheitspolitik, Wohnpolitik, politischer Partizipation, Frauenpolitik, Bildungspolitik, Sozialpolitik, Arbeitsmarktpolitik und so weiter zu tun hat. 

Wir haben das mehrmals angeregt, und wir finden, es ist gut, dass eine solche Evaluation gleichsam nach dem Motto „better late than never“ endlich vom Integrationsausschuss beschlossen wurde. Dazu haben wir auch unsere Zustimmung gegeben, wenn wir auch etwas Bedenken haben, denn es ist noch immer relativ unklar, wie diese Evaluation vonstatten gehen soll. Zum Zeichen unseres guten Willens und weil das schon mehr als notwendig und überfällig ist, haben wir im Integrationsausschuss also zugestimmt und hoffen, dass diese Evaluation auch ernst genommen und sozusagen Hand und Fuß haben wird!

Die Stadt Wien setzt nämlich auch mehrere Integrationsmaßnahmen, die teilweise stark kritisiert werden. So harrt beispielsweise der Erfolg der Deutschkurse, insbesondere der so genannten „Mama lernt Deutsch“-Kurse, noch einer Evaluation. Für alle Kollegen und Kolleginnen, die nicht Mitglieder des Integrationsausschusses sind, sage ich: Wir fragen dort seit ungefähr vier Monaten immer wieder nach, wann man uns die Ergebnisse einer Evaluierung der Deutschkurse vorlegen wird. Es wird uns dann stets mitgeteilt, dass das sehr bald der Fall sein wird. Wir sind gespannt! Und wenn dieser Bericht im Herbst noch immer nicht da ist, dann werden wir wiederum die gleichen Anträge auf Vorlage einer Evaluation stellen müssen.

Im Sinne des vorher Gesagten, dass eine solche Evaluation und der Integrationsbericht bis jetzt gefehlt haben und dass unserer Meinung nach auch nicht wenige Maßnahmen, die im Bereich Integration gesetzt werden, nicht wirklich aufeinander abgestimmt und akkordiert sind, beantragen wir wieder einmal die Ausarbeitung und Umsetzung eines so genannten Integrations-Masterplans für Wien. Wir sind uns dessen bewusst, dass es dabei nicht darum geht, noch mehr Papier zu produzieren. Wir sagen auch nicht, dass Wien im Bereich Integration überhaupt nichts tut, das möchte ich auch noch einmal unterstreichen, aber eine bessere Abstimmung der gesetzten Maßnahmen aufeinander ist notwendig. 

Deshalb stelle ich den Antrag, dass die Stadt Wien sich zur Notwendigkeit der Ausarbeitung und Umsetzung eines umfassenden und ganzheitlichen Integrations‑Masterplans zur besseren Abstimmung der Integrationsmaßnahmen in unterschiedlichen Politikbereichen und zur besseren Förderung der gesellschaftlichen Integration von EinwanderInnen bekennt. Dieser Integrations‑Masterplan soll in den nächsten Monaten abteilungsübergreifend ausgearbeitet und bis Ende des Jahres 2008 dem Wiener Gemeinderat vorgelegt werden.

Wir hoffen, dass die Mehrheitsfraktion SPÖ diesem Antrag zustimmen wird und auch sie die Notwendigkeit einer akkordierten Integrationspolitik sieht! 

Zuletzt möchte ich den Kollegen und Kolleginnen von der ÖVP noch etwas sagen: Wenn Sie Beratungsbedarf haben, wenn Ihnen Ideen fehlen und Sie neue Ideen brauchen, dann können Sie uns gerne anrufen oder anmailen! Mir kommt manchmal vor, dass die Kollegen und Kolleginnen von der ÖVP am Computer am besten die Tasten mit den Funktionen „Copy“ und „Paste“ beherrschen. Ein gutes Beispiel dafür ist der Antrag, der wahrscheinlich jetzt gleich eingebracht werden wird, der mehr oder weniger eine Kopie unseres heutigen Antrags ist. Das verstehen wir nicht als Zusammenarbeit, sondern das nennt man Ideenklau beziehungsweise im akademischen Milieu geistigen Diebstahl! Sie können gerne nachfragen, wenn Sie Nachhilfe brauchen! Aber diese Art der so genannten Zusammenarbeit möchte ich dezidiert ablehnen! – Danke vielmals. (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenruf von GR Dr Fritz Aichinger.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Frank. Die Redezeit beträgt drei Minuten. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! 

Ich möchte für das Protokoll die Bedeutung des Wortes „uns“, wie ich es nach der Interpretation der Frau GRin Korun gesagt haben soll, nicht stehen lassen. – Es ging um das Mediationsverfahren und dass der Mediator gesagt hat, dass es, wenn die Regeln nicht eingehalten werden, Konsequenzen geben muss. Darauf habe ich gesagt, dass das ja keiner von uns – in Klammer: von der FPÖ – war. Es war nämlich jemand von der SPÖ, die auch die Macht hätte, das entsprechend zu ändern. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Jetzt gelangt Frau GRin Mag Ekici zu Wort. – Bitte schön.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Selbstverständlich werde ich gleich am Anfang zur Wortmeldung meiner Kollegin Alev Korun ein paar Sätze sagen. – Sie interpretiert anscheinend nicht nur die Worte der Kollegin Frank, sondern auch unsere Ausführungen etwas anders. Wir würden uns da mehr Objektivität statt Subjektivität erwarten! Ich habe mir jetzt ganz schnell noch einen Artikel aus der „Presse“ vom 20.6.2007, also von vor einem Jahr, herausgesucht. Damals habe ich mich zu einem Antrag, wie wir ihn auch heute einbringen, betreffend bessere Durchmischung von Menschen im Gemeindebauten zwecks Vermeidung von Konflikten geäußert. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Darüber stand eine ganze Seite in der „Presse“. Ich kann Ihnen das gerne geben: Es ist also nichts mit dem Ideenklau! Vielleicht war das umgekehrt! Deswegen haben wir den Antrag auch heute eingebracht. (Rufe und Gegenrufe bei GRÜNEN und der ÖVP.)
Es war mir ein Anliegen, das hier zu vermitteln. Selbstverständlich sind wir bemüht, die Stimmung fraktionsübergreifend nicht verkrampfen zu lassen. Aber so etwas müssen wir uns auch nicht gefallen lassen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Etwas möchte ich noch sagen, bevor ich zu meinen eigentlichen Ausführungen komme: Wir haben im Rahmen eines Antrages auch den Ausbau von Mediation im Gemeindebau gefordert. Die aktuelle Situation mit dem Mediatoren-Pool wurde heute von Kollegen Stürzenbecher schon kurz angesprochen. Wir wissen, dass es in der Praxis zu wenig Mediatoren gibt. Die Stadträtin redet von 100 Mediatoren und Mediatorinnen. Mir sind diese 100 Leute nicht bekannt! Und mir berichten Menschen, die in Gemeindebauten leben, dass es mit dem Mediatoren-Pool vorne und hinten nicht klappt.

Ein Beispiel: Nehmen wir an, es gibt einen Konflikt zwischen alteingesessen und türkischsprachigen Gemeindebaumietern. Dann würden wir natürlich zur Mediation jemanden aus diesem Sprachraum brauchen. Der‑ oder diejenige steht dann aber unter Umständen gerade nicht zur Verfügung, weil er oder sie gerade sozusagen im Dienst und nicht da ist. – Das muss noch ausgebaut und effizient aufgearbeitet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jetzt zu meinen eigentlichen Ausführungen: „Wien ist anders.“ „Wien ist besser.“ – Immer wieder wird von der SPÖ-Stadtregierung auf unterschiedliche Weise via großflächiger Werbung versucht, uns dies zu vermitteln. Für mich, aber auch für viele andere Wienerinnen und Wiener stellt sich im Hinblick darauf die Frage, ob diese Slogans angebracht und gerechtfertigt sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich meine: Das ist sicherlich nicht der Fall, weder im Integrationsbereich noch in anderen Bereichen in dieser Stadt! Für uns ersetzen Werbemaßnahmen keine Sprachkurse, keinen die Integration fördernden Kindergartenbesuch, keine die Bildung fördernden Maßnahmen, keine durchdachte Gemeindewohnungsvergabepolitik und schon gar nicht ein Zusammenwachsen von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. Wir fordern daher die Stadt Wien auf, Integration nicht nur als Schlagwort oder Werbeslogan, sondern endlich als dringend notwendiges Handlungsfeld zu sehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie müssen aufhören, Probleme, die bestehen, zu verleugnen und zu verdecken. Ich habe an dieser Stelle schon x‑mal bestehende Defizite genannt – manchmal in ähnlicher Weise wie die GRÜNEN, denn wir haben mit ihnen zugegebener Maßen in manchen Punkten auch sozusagen Schnittstellen –, tatsächlich sind aber die Stadträtin beziehungsweise die Stadtregierung bis heute auf diese Punkte, die wir und auch die Grünen eingebracht haben, nicht eingegangen. Das wurde heute auch schon von meiner Kollegin Korun länger ausgeführt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als StRin Frauenberger angelobt wurde, erhoffte ich mir gemeinsam mit meiner Fraktion, dass endlich eine Kehrtwendung im Integrationsbereich eintreten würde. Und ich gebe zu, dass diese Hoffnung heute noch besteht und ich diese Hoffnung noch nicht aufgegeben habe, und ich möchte StRin Frauenberger auch den Willen, etwas bewegen und generell etwas machen zu wollen, nicht absprechen. Das ist nicht meine Intention! Und ich begrüße auch diverse Initiativen der Stadträtin. Bei einigen sind wir ja bekanntlich auch mitgegangen. Ich nenne an dieser Stelle die „Städtekoalition gegen Rassismus“, die wir unterstützt haben, ebenso die Aktion „Mehr Migranten und Migrantinnen bei der Polizei!“

Wir sind also ein fairer Kooperationspartner, und wir wünschen uns, dass endlich auch die Stadt ihre Fairness wahrnimmt und unsere Anliegen und Forderungen im Integrationsbereich – und das sind nicht nur unsere Forderungen, sondern auch die Forderungen vieler Wiener und Wienerinnen und auch der Grünen – endlich umsetzt! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist bedauerlich, dass die Stadt Wien – wie von der Kollegin auch schon angeführt – es nicht schafft, ein umfassendes Integrationskonzept zu erstellen! Es ist mir irgendwie schleierhaft, warum sich diese Stadt mit Händen und Füßen dagegen wehrt! Schauen Sie sich in den großen Städten in Deutschland oder auch in Tirol und in Vorarlberg um! All diese Länder oder Städte haben ein Integrationskonzept beziehungsweise Integrationsleitbild erstellt. Warum schaffen wir es in der Stadt Wien nicht, ein solches Migrationskonzept zu erstellen?

Bundesminister Platter wurde angegriffen, dass er einen solchen Bericht macht. Ich meine, es ist ein Meilenstein in der österreichischen Geschichte, dass ein ÖVP-Minister ein Integrationsbericht erstellen lässt! Da hieß es: Wie kann er es wagen, so etwas zu machen?! Dieser Bericht wurde von vielen Experten und Expertinnen erarbeitet, und alle Parteien waren eingeladen – ich für die ÖVP, Frau Kollegin Korun für die Grünen und Herr Kollege Al-Rawi für die SPÖ –, sich einzubringen. Es haben sich aber auch viele andere Menschen daran beteiligt. Dieser Integrationsbericht wurde jetzt präsentiert und dient als Grundlage, und ich würde mir so etwas auch auf Wiener Ebene endlich wünschen. Statt dessen spricht sich die zuständige Stadträtin gegen 600 Stunden Deutschkurse aus! (Beifall bei der ÖVP.)
Das kann es ja nicht sein! Ich kann mich genau erinnern: Als die Integrationsvereinbarung im Jahre 2002 ins Leben gerufen wurde, ist die SPÖ aufgesprungen und hat versucht, diese Maßnahme, die ein Meilenstein ist, zu torpedieren. Die Kritik ist dann verstummt, weil man eingesehen hat, dass das etwas bringt. Und die Stadt Wien ist ja auch Nutznießerin dieser Integrationsvereinbarung, meine sehr geehrten Damen und Herren! Denn wenn sich die Stadt Wien heute rühmt, dass ihre Deutschkurse so gut besucht werden, dann möchte ich betonen, dass es auch der Integrationsvereinbarung der Bundesregierung zu verdanken ist, dass die Menschen, die die Integration sozusagen fühlen möchten, auch die Deutschkurse der Stadt Wien besuchen. (Beifall bei der ÖVP.)
Mein Rückschluss lautet: Wenn die Zahl dieser Integrationsvereinbarungs-Kursstunden nun von 300 auf 600 Stunden erhöht werden soll – und in vielen anderen Länder wie Holland und Deutschland ist das bereits gang und gäbe –, dann wird die Stadt Wien wieder Nutznießerin dieser Regelung werden, denn dann werden wieder mehr Migranten Deutschkurse in dieser Stadt besuchen! Und dann kann sich die Stadt Wien wieder mehr damit rühmen, dass ihre Kurse einen guten Zulauf haben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte an dieser Stelle auch noch ein paar andere Punkte nennen, und zwar vor allem auch die Subventionsvergaben dieser Stadt. Ich habe das schon einige Male an dieser Stelle erwähnt. – Wir sehen, dass es Vereine gibt, deren Integrationszweck nicht oder nur schwer nachvollziehbar ist. Diese werden jährlich subventioniert, und zwar ohne Evaluierung, das haben wir auch schon festgestellt. Heute wurde von meinen Kollegen angesprochen, dass da endlich eine Evaluierung stattfinden soll, was wir sehr begrüßen. Mich wundert und befremdet es aber, wenn vor einem Jahr im Ausschuss mehrere Vereine von uns kritisieren wurden und es heute heißt, dass das jetzt Hand und Fuß hat, und Subventionsanträge für diese Vereine heuer wieder auf unseren Tischen landen. Wenn man sich das nämlich genau durchliest, dann weißt man, dass unsere Kritik berechtigt war, dass die Vereine oft selbst zugeben, dass sie Defizite im Laufe eines Projekte hatten und es Lücken gegeben hat. Umso verwunderlicher ist es, dass sie trotzdem weiterhin subventioniert werden!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe hier an dieser Stelle auch den Verein Piramidops einmal angesprochen, der Märchenabende, Yoga, Qi Gong und so weiter angeboten hat. Es war sehr amüsant, den Subventionsakt durchzulesen!

Ich komme jetzt auch noch zu einem anderen Verein, nämlich dem Verein Interface. – Wir erinnern uns alle: 2002 wurde der Wiener Integrationsfonds fast über Nacht aufgelöst und in eine Magistratsabteilung, nämlich in die MA 17, integriert, und gleichzeitig wurde der Verein Interface gegründet. Wir haben immer wieder kritisiert, dass dieser Verein eine viel zu hohe Subvention bekommt. Er bekommt ein Drittel des Subventionsbudgets, das für Integration insgesamt zusteht. Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen und vergegenwärtigen: Dieser Verein bekommt rund 2 Millio-
nen EUR! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In diesem Zusammenhang halte ich es auch für erwähnenswert, dass der Stadt Wien die Neugestaltung des Praters rund 16,5 Millionen EUR wert ist. Die Relationen sprechen für sich: 16,5 Millionen EUR für den Wurstelprater, aber nur knapp 8 Millionen EUR für Integration!

Meine Damen und Herren! Ich frage: Lässt sich die SPÖ von ihrem Weg abbringen? – Nein! Das ist nicht der Fall. Sie macht weiter wie bisher! Nach der Zustimmung der WienerInnen wird nicht gefragt, diese wird vorausgesetzt, etwas anderes wäre schlicht undenkbar.

Das Ergebnis der Umwandlung dieses Vereines ist, dass damit der Opposition die Kontrolle entzogen wird. Aber was soll’s! Wer wird denn gleich Schlechtes dabei denken? – Die Generalversammlung dieser GmbH soll dabei aus einer Person bestehen, die vom Bürgermeister persönlich bestimmt wird. Wer, wenn nicht er, wäre dafür geeigneter?! 

Zum Gesamtbild passt auch, dass dieser Verein zuletzt auch von Seiten des Kontrollamtes kritisiert wurde. Man sieht, was Integrationspolitik nach Wiener Art bedeutet, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ macht einen Alleingang nach dem anderen und gibt sich gekränkt, wenn die Opposition diesem Schauspiel die Zustimmung verweigert. 

Wir sagen: Schluss mit dieser beliebigen Subventionspolitik! Subventioniert wird heute, wer gute Kontakte im Rathaus vorzuweisen hat. Freunderlwirtschaft als Subventionsgrund ist in Wien leider keine Seltenheit, doch damit muss endlich Schluss sein. So, meine Damen und Herren, kann Integration nicht funktionieren!

Es ist hinlänglich bekannt, dass Integration eine Querschnittsmaterie ist und alle Bereiche des Lebens umfasst, und deswegen ist es uns auch ein Anliegen, dass endlich eine ressortübergreifende Schnittstelle geschaffen wird und wir im Integrationsausschuss dann auch wissen, was etwa in den Ausschüssen Soziales, Gesundheit und auch Kultur im Zusammenhang mit dem Integrationsbereich beschlossen wird.

Ich habe noch einiges zu sagen, aber meine Zeit geht, wie ich sehe, langsam zu Ende.

Ich komme zum Schluss: Nicht nur wir üben Kritik, sondern auch viele Zeitungs-Kolumnisten kritisieren das, worauf auch ich vorhin eingegangen bin: Diese Stadt arbeitet im Integrationsbereich sehr langsam, die Integrationsmaßnahmen sind nicht messbar, und es gibt keine Indikatoren. Wir hoffen, dass endlich eine Kehrtwendung in dieser Richtung einsetzt und der Satz „Nicht nur verwalten, sondern gestalten“ mehr in den Vordergrund der Politik dieser Stadt tritt und zum Leitthema wird. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich probiere einmal, das Thema Integration auch von einer anderen Seite zu diskutieren. 

Zuerst begrüße ich aber unsere jungen Freunde und Freundinnen auf der Tribüne! Herzlich willkommen! Es wird gerade ein sehr wichtiges Thema diskutiert! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Hamburger Wirtschaftsinstitut hat vor einer Woche eine Studie vorgelegt. In dieser wurde untersucht, welchen Einfluss die Verleihung der deutschen Staatsbürgerschaft auf das Einkommen von MigrantInnen und auf das Wirtschaftsleben hat. – Das Ergebnis ist, dass ausländische Beschäftigte, die sich einbürgern lassen, ein höheres Lohnniveau haben als nicht eingebürgerte ausländische Beschäftigte. Eingebürgerte verdienen im Jahr nach der Einbürgerung um zirka 2 Prozent mehr als im Jahr zuvor. In den Folgejahren wachsen die Einkommen vergleichsweise stärker. Die Löhne der eingebürgerten Beschäftigten steigen bei identischem Bildungsniveau, bei gleicher Berufserfahrung und bei Beschäftigung im gleichen Wirtschaftssektor schneller als die der nicht eingebürgerten Ausländer. Der positive Wachstumseffekt der Einbürgerung auf das Lohnniveau ist dabei überdurchschnittlich stark ausgeprägt für jene Gruppe von Ausländern, die von außerhalb der Europäischen Union zugewandert sind, und er tritt bereits unmittelbar nach der Einbürgerung auf.

Was bedeutet das? Der deutsche Pass hebt funktionale und rechtliche Arbeitsmarktbeschränkungen auf. – Ich zitierte aus der Studie: „Der uneingeschränkte Zugang von Eingebürgerten zum Arbeitsmarkt ermöglicht eine bessere Ausschöpfung von Fähigkeiten und reduziert zugleich die Integrationskosten. Einbürgerung fördert ab dem Zeitpunkt der Entscheidung, sich einbürgern zu lassen, Investitionen in Humankapital, was sich im Zeitablauf positiv auf die Produktivität auswirkt. Von den Arbeitgebern wird Einbürgerung als positives Signal gewertet.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Das sind ganz klare Ergebnisse einer wissenschaftlichen Studie. Und das ist übrigens keine 08/15-Untersuchung, sondern die Auswertung einer Befragung von 60 000 Beschäftigten in Deutschland. Einbürgerung lohnt sich also. Zu dieser Erkenntnis kam auch die Integrationsbeauftragte Deutschlands, Maria Böhmer.

In einer zweiten Studie wurde der Einfluss von Diversität auf die Wirtschaft untersucht, und siehe da! Auch hier kommen die Studienautoren zum Schluss, dass kulturelle Vielfalt in den Betrieben den Betrieben nutzt. „No na!“ sagen wir, denn diese Ergebnisse bestätigen unseren Zugang zum Thema Integration und Diversität. Diese Studie zeigt aber noch zwei andere Besonderheiten auf, nämlich dass es erstens derartige Studien in Österreich nicht beziehungsweise viel zu wenig gibt. Das Thema Integration und Diversität wird auf Bundesebene sehr stiefmütterlich behandelt. Es gibt keine Anreize für WissenschafterInnen, sich diesem Thema zu widmen. Und zweitens haben wir in Österreich keine Integrationsbeauftragte in der Bundesregierung, wie es Frau Böhmer in Deutschland ist. Das ist übrigens auch eine jahrelange Forderung der SPÖ.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist fachlich nicht nachvollziehbar, dass der Innenminister für Integration zuständig ist. Bekanntlich findet Integration in der Arbeit, in der Schule, im Kindergarten, in der Freizeit und im öffentlichen Raum statt. All das sind Orte und Gegebenheiten, die nichts – aber auch gar nichts! – mit einem Polizeikommissariat zu tun haben.

Wir sehen auch die Auswirkungen dieser Kompetenz am falschen Platz: Der Herr Innenminister präsentierte im Jänner einen Integrationsbericht, den er übrigens ohne Kooperation mit Ländern, dem Parlament oder fachkundigen Organisationen verfassen ließ. – In diesem Bericht wird von ZuwanderInnen Folgendes gefordert – ich zitiere: „Wohl aber muss der Zuwanderer die prägenden Wertvorstellungen anerkennen, sein Leben danach ausrichten und die entsprechenden Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes beachten.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alle müssen entsprechende Rechtsvorschriften beachten! Das müssen wir, das müssen Sie, das müssen auch die Zuwanderinnen und Zuwanderer. Was mich dabei wirklich irritiert, ist der Begriff „prägende Wertvorstellungen“, den ich auch von den Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ immer wieder höre. Was ist das eigentlich? Ist Heterosexualität eine so genannte prägende Wertvorstellung? Darf man eigentlich am Freitag Fleisch essen? Sagt man nun „Grüß Gott!“ oder „Guten Tag!“? Wer bestimmt das? 

Wir in Wien denken und handeln realistisch und verantwortungsvoll. Für uns ist Diversität eine Bereicherung der Stadt und des Lebens in der Stadt. Wir lehnen es ab, von ZuwanderInnen das Einhalten einer Leitkultur zu verlangen, und zwar ganz einfach deshalb, weil es diese Leitkultur gar nicht gibt.

Hätte uns der Herr Innenminister gefragt, dann hätten wir ihm diese Peinlichkeit erspart! Wir hätten ihm zeigen können, wie es geht, und wir hätten ihm vor allem zeigen können, was geht. Die Wiener Integrationspolitik wird nämlich regelmäßig beim internationalen Benchmarking als vorbildlich bezeichnet. Das ist nichts Neues. Und die Methoden beziehungsweise die taktische Umsetzung der Wiener Integrationspolitik werden im Großen und Ganzen auch gar nicht kritisiert. Nein! Die rechten Kritiker wollen vielmehr, dass es überhaupt keine Integrationspolitik gibt! Jede einzelne Maßnahme ist für die FPÖ schon zuviel. Man kann aber natürlich das Wettern der FPÖ auch als Zeichen dafür sehen, dass wir mit unserem Weg richtig liegen. Schlimm wäre es, wenn ich keine Kritik von der Seite der FPÖ hören würde! Die Aufregung der FPÖ ist somit auch ein Gütesiegel für die Arbeit in Wien!

Derzeit muss ich feststellen und möchte das auch erwähnen, dass Herr Strache jetzt versucht, Kroaten und Serben gegen die Moslems auszuspielen. Er ruft zum Kampf gegen den Islam in Wien auf und will dafür auch die christlichen Zuwanderer aus dem Balkan instrumentalisieren. Wahrscheinlich wird es bald heißen „Dobro dan statt Islam!“ Das werden wir vielleicht auch irgendwann einmal lesen! Wir konnten aber am letzten Freitag beim Match Kroatien gegen Türkei in Wien sehen, dass er damit keinen Erfolg hat! Dieses Match und die Feier danach sind ohne große Zwischenfälle verlaufen. Im Gegenteil: In Wien war eine große Party angesagt. (StR Johann Herzog: Es ist genug passiert!) Unmögliche und Unbelehrbare gibt es natürlich auch dort! Diese sind aber außer Gefecht gesetzt worden, und ich meine, dass es auch ein Ergebnis unserer Integrationspolitik ist, dass sich die ZuwanderInnen für Vernunft und Ausgleich statt für Nationalismus und Vorurteile entscheiden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Um auf die Integration auf Bundesebene zurückzukommen: In Deutschland haben 300 Unternehmen und Einrichtungen die „Charta der Vielfalt“ unterzeichnet. Sie wollen damit darstellen, dass sie sich die Vorteile eines aktiven Diversity-Managements zunutze machen. Das ist eine ausgezeichnete Idee! Auch in Österreich sollte es eine derartige Charta geben! Wien hat schon einen ersten Schritt gesetzt. Wir haben eine eigene Abteilung für Diversity-Management, nämlich die MA 17, und wir richten von hier aus den Appell an den Herrn Innenminister beziehungsweise an seine Nachfolgerin oder seinen Nachfolger: Er oder sie möge ebenfalls eine derartige Initiative ins Leben rufen, und zwar für ganz Österreich.

Zuwanderung sollte nicht immer – unter Anführungszeichen – als Problem bezeichnet werden. Würde man das nicht tun, würden nämlich viele Vorurteile in Bezug auf Zuwanderung unter den Tisch fallen. Dass zum Beispiel in der Kriminalstatistik des Innenministeriums bei den Tätern eine Unterscheidung zwischen In‑ und Ausländern getroffen wird, nicht aber bei den Opfern, halte ich für sehr einseitig und ungerecht!

Durch die Verknüpfung von Zuwanderung mit Problemen gibt es auch sehr komische Vorkommnisse, und ich möchte in diesem Zusammenhang die folgende Geschichte erwähnen: StRin Ulli Sima hat auf der Donauinsel eine hundefreie Zone eingerichtet, damit Badende auch die Möglichkeit haben, sich zu sonnen, ohne beschnüffelt zu werden. Und was ist dann geschehen? – Es haben sich wirklich einige Personen gefunden, die gemeint haben, diese Zonen gebe es deswegen, weil Türken keine Hunde wollen. – Zu derartigen Absurditäten kommt es eben in einem Biotop, in dem Zuwanderung als Problem gesehen wird!

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir Sozialdemokraten sind mit dem geltenden Fremdenrecht und Staatsbürgerschaftsgesetz nicht zufrieden. StRin Sandra Frauenberger hat das wiederholt und sehr deutlich an die Adresse der Bundes‑ÖVP gesagt. Wir fordern einen eigenen Aufenthaltstitel und sofortigen Arbeitsmarktzugang für Frauen! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir fordern die Herausnahme der Familienzusammenführung aus der Quote. Wir fordern Erleichterungen für binationale Paare und die Einführung der Doppelstaatsbürgerschaft für die Jugendlichen der zweiten Generation. All diese Maßnahmen sind integrationsfördernd und aus wirtschaftlichen, menschlichen und aus Vernunftgründen unabdingbar. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) 

Herr Kollege! Ja! Wir haben bei einem dieser Gesetze mitgestimmt! Aber wir haben die Größe zu sagen: Das war ein Fehler, das muss evaluiert werden! Das fordern wir hier in Wien, und diese Größe erwarte ich mir auch von der Wiener ÖVP! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GRin Mag Sirvan Ekici. – Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.)
Das Ganze hapert am Grundsätzlichen! Wir wollen endlich die Schaffung klarer, transparenter und nachvollziehbarer Regelungen für Zuwanderung, die sowohl die Erfordernisse des Arbeitsmarktes als auch die demographischen Entwicklungen berücksichtigten. Und daran unabdingbar zu koppeln sind natürlich auch die integrationsfördernden Maßnahmen. Wir fordern den Zugang zum Arbeitsmarkt für Asylwerber. Menschen von Seiten des Staates zu zwingen, dass sie Däumchen drehen, ist unnötig. Wir fordern die Einführung eines humanitären Bleiberechtes nach fünf Jahren. Wir haben das mit den Grünen im Wiener Landtag vor Kurzem gemeinsam beschlossen. (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Innenminister Platter kehrt in seine Heimat zurück und hinterlässt seiner Nachfolgerin oder seinem Nachfolger irrsinnig viel Arbeit im Zusammenhang mit Integration. Wie aber bereits gesagt, können die Nachfolgerin oder der Nachfolger von Wien und vor allem vom Konzept der Wiener Integrationsstadträtin mit den vier Eckpfeilern Sprache plus, Verbesserung der Arbeitsmarktchancen, Förderung des Zusammenlebens und Messbarkeit von Integration sehr viel lernen. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Im Jahr 2007 sind von den von der Stadt Wien geförderten Sprachmaßnahmen über 7 000 Menschen erreicht worden. Vor allem ... (Zwischenruf von GRin Mag Sirvan Ekici: Nur?) 7 000 Menschen ist ja nicht nichts! Und 70 Prozent davon waren Frauen! (GRin Mag Alev Korun: Werdet ihr den 600 Stunden zustimmen?) Du kennst die Aussendungen der Frau Stadträtin. Ich sage das jetzt zur Berichtigung. Wir wollen natürlich auch 600 Stunden. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das wollen wir auch!) Aber das darf nicht doppelt so teuer sein! Jetzt kostet es 1 200 EUR, und wir befürchten, dass durch eine Verdoppelung auch die Kurse teurer werden. Unsere Angst ist, dass die ZuwanderInnen schon in ihren Heimatländern diese 1 200 EUR berappen müssen. Und dazu sagen wir Nein. (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Meine Redezeit ist noch nicht zu Ende, machen Sie sich keine Hoffnungen, Frau Stadträtin!

Ich komme zum Abschluss: Ich bin seit 2001 im Wiener Gemeinderat, und es ist noch nie dagewesen, dass die Integrationspolitik, die Frauenpolitik und die Politik der Stadträtin insgesamt so aus dem vollen Herzen gelobt wurde. Dafür möchte ich mich bedanken! Wir machen nämlich wirklich sehr gute Frauenpolitik und Integrationspolitik. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es ist Ihnen natürlich unbenommen, das Ganze auch zu kritisieren. Mein Privileg ist es aber, immer wieder zu sagen: Die Stadt Wien sucht Ihresgleichen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Schreuder. – Bitte. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eine ganz kurze Replik: Ich meine, man kann schon bauchpinseln. Das würden wir vielleicht auch machen, wenn wir regieren würden. Aber es ist schon ein Wahnsinn, wenn man ein Fußballfreudenfest als Errungenschaft der SPÖ-Integrationspolitik bezeichnet! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Frau Kollegin! Gewisse Dinge machen sich die Leute schon selbst! Dazu brauchen sie keine SPÖ, dazu brauchen sie gar niemanden! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich hatte bei Fußballereignissen auch schon Grund zum Feiern und Grund zum Trauern. In diesen Momenten habe ich mir aber kein einziges Mal gedacht: Danke SPÖ, dass ich jetzt feiern darf! Das ist mir nicht passiert. 
Ich will jetzt auf einen anderen Punkt hinweisen. Auch ich meine, dass es sehr bedauerlich ist, dass das Innenministerium für Integrationspolitik zuständig ist. Bedauerlicherweise ist nämlich das Innenministerium auch für die Standesämter zuständig. Und damit habe ich jetzt gleich eine schöne Überleitung zu dem, worüber ich sprechen möchte. Auch hier in diesem Gemeinderat gab es jetzt schon einige Wortmeldungen und Anträge zum Thema der gleichgeschlechtlichen Partnerinnenschaften und Partnerschaften. Dafür ist dieses Ressort ja richtig, weil die Antidiskriminierungsstelle bekanntlich auch in dieses Ressort fällt. „Diversitätspolitik“ würde man das jetzt modern interpretieren. Aber auch dafür wäre dieses Ressort zuständig, wenn es wirklich „diversity“ wäre, was wir haben. Schlussendlich müssen Standesämter natürlich auch Bundesgesetze erfüllen, aber auch das ist in diesem Ressort angesiedelt.

Nun haben Frau Kollegin Feldmann und Herr Kollege Ulm einen Antrag eingebracht. Ich habe ihn gelesen, und ich konnte echt nicht glauben, was ich da lesen muss! So viele Widersprüche in sich habe ich überhaupt noch nie in einem Antrag gelesen!

Gehen wir das Ganze noch einmal durch: Sie schreiben, dass das Lebenspartnerschaftsgesetz die Beziehungen von zweigeschlechtlichen Personen in einer Lebensgemeinschaft regelt. – Das stimmt. Das Lebenspartnerschaftsgesetz wurde von der Justizministerin vorgelegt und soll demnächst in den Ministerrat kommen. Die große Frage ist derzeit, ob in den Materiengesetzen auch eine Gleichstellung erfolgt und wo diese Partnerschaft eingetragen werden kann. Es war von Seiten des Ministerrats auch eine Arbeitsgruppe eingerichtet, und zwar vom Justizministerium und vom Familienministerium. Das Familienministerium obliegt ja Ihrer Partei, doch erstaunlicherweise hören wir von der zuständigen Ministerin überhaupt nichts mehr.

Ich war zufälligerweise Sprecher der Grünen in dieser Arbeitsgruppe. Die Frau Justizministerin hat allerdings die Ergebnisse der Arbeitsgruppe nicht abgewartet, sondern selbst ein Gesetz vorgelegt, obwohl das eigentlich Aufgabe der Arbeitsgruppe gewesen wäre. Nun gibt es ein LebenspartnerInnenschaftsgesetz, und dieses ist eh schon diskriminierend genug. Und jetzt kommen Sie noch daher und sagen – ich zitiere: „ Keine Ehe light. Der vorgelegte Entwurf soll grundlegend überarbeitet werden, um den Eindruck zu vermeiden, bei der Lebenspartnerschaft handle es sich um eine andere beziehungsweise besondere Form der Ehe – Klammer: Ehe light.“

Ich meine: Das, was Frau Berger vorgelegt hat, ist eh schon eine Ehe ultralight! Das ist ja keine Ehe light! In diesem Gesetz sind nur die Bereiche geregelt, die ins Justizressort fallen. Alle anderen Bereiche sind darin gar nicht enthalten, etwa Fremdenrecht, Steuerrecht, ob es eine Zeremonie auf dem Standesamt gibt oder nicht. Deswegen warten wir ja auf die Vorschläge Ihrer Ministerinnen und Minister! Aber wir hören nichts.

Dann sagen Sie, dass Diskriminierungen abgebaut werden sollen. Der Meinung bin ich auch! Deswegen gibt es ja die Überlegungen, ein Partnerschaftsgesetz zu machen. In dem Antrag sagen Sie: „Abbau von Diskriminierungen. Ziel einer neuen gesetzlichen Regelung muss der Abbau vorhandener Diskriminierungen sein. Die Beseitigungen allenfalls vorhandener Diskriminierungen ist Aufgabe des Gesetzgebers. Ein besonderes Diskriminierungsverbot für Lebenspartnerschaften ist entbehrlich.“ – Das widerspricht sich ja! Sie sprechen sich gegen Diskriminierung aus. Gleichzeitig sagen Sie, dass Sie kein Diskriminierungsverbot wollen! Ich kann das nur so interpretieren, dass die ÖVP selbst nicht weiß, was sie will!

Sie fordern explizit ein Adoptionsverbot. Wir fordern natürlich das Gegenteil. Wir wollen, dass auch gleichgeschlechtliche Paare und auch Lebensgemeinschaften überhaupt adoptieren können. Sie aber sprechen von einem expliziten gesetzlichen Adoptionsverbot. Da frage ich Sie: Wozu? Gleichgeschlechtliche Paare dürfen nicht adoptieren. Punkt. Wofür wollen Sie jetzt Verbot? Oder wollen Sie es im Verfassungsrang? Ich verstehe das nicht!

Dasselbe gilt für das Fortpflanzungsmedizingesetz. Auch hier fordern Sie ein Verbot, obwohl ohnedies leider – wie ich hinzufügen möchte – eine Insemination nicht erfolgen darf, wenn es sich um ein gleichgeschlechtliches Paar handelt. Das gilt übriges auch für Lebensgemeinschaften. Das ist in Österreich auch nach wie vor nicht zulässig, da kann Humanic noch so viel tolle Werbungen machen. Was man in der Humanic-Werbung sieht, geht in Österreich gesetzlich gar nicht!

Wenn es dann um die „Förmlichkeiten“, wie Sie das so schön nennen, geht, dann wird es überhaupt nett. – Da schreiben Sie: Förmlichkeiten der Eingehung einer Lebenspartnerschaft. Es wird in Anlehnung an die Schweizer Regelung folgendes Verfahren vorgeschlagen: Die beiden Parnter/innen reichen persönlich bei der Behörde das Gesuch um Eintragung ein. Die Behörde prüft, ob die Voraussetzungen für die Beurkundung der Lebenspartnerschaft erfüllt sind.“ – Welche Voraussetzungen meinen Sie? Das wissen wir nicht! Wird kontrolliert, ob die miteinander Sex haben? Ich weiß es wirklich nicht.

Weiter heißt es in dem Antrag: „Sind alle Voraussetzungen erfüllt, wird die Lebenspartnerschaft beurkundet und in ein neu zu schaffendes Personenstandsbuch eingetragen. Diese Beurkundung ist öffentlich. Im Gegensatz zur Ehe wird die Lebenspartnerschaft jedoch nicht durch das Ja-Wort in Anwesenheit von zwei Zeugen begründet.“ Zwei Leute dürfen nicht Ja sagen, wenn sie sich gerne haben und Rechte und Pflichten übernehmen! Sie von der ÖVP wollen, dass sie nicht einmal Ja sagen dürfen. Und dann behaupten Sie, Sie würden nicht diskriminieren? Das ist ja Diskriminierung in Reinkultur! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zudem wird vorgeschlagen, dass die Bezirksverwaltungsbehörden – also die Bezirkshauptmannschaften und in Wien die Magistrate – oder die Bezirksgerichte die zuständigen Behörden für diese Lebenspartnerschaften sein sollen. Das Standesamt darf es natürlich auf gar keinen Fall sein, denn dort könnte man ja Ja sagen! Dort könnte ja dann, wie es ein Parteikollege von Ihnen formuliert hat, die ganz schreckliche Situation eintreten, dass Heterosexuelle Homosexuelle treffen! Das ist offenbar eine ganz schreckliche Vorstellung in Augen der ÖVP! Das ist wirklich unglaublich!

Das Standesamt ist zuständig für den Familienstand. Das haben wir schon. Warum erfinden Sie dann um Himmels Willen etwas Neues? Sie wollen immer Bürokratieabbau, und jetzt vertreten Sie die Auffassung, dass neue Behörden für neue Dinge zuständig sein sollen, die es noch gar nicht gibt. Es gibt doch alle notwendigen Einrichtungen schon! Ich verstehe Sie nicht! Ich verstehe Sie wirklich nicht! Ich verstehe natürlich auch den Antrag nicht, der gestern von der Freiheitlichen Partei eingebracht wurde, aber von einer Diskriminierungspartei wie den Freiheitlichen erwarte ich mir auch nichts anderes! Leider! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ich kann Ihnen versichern: Weder die ÖVP noch Sie werden in diesem Jahr, im nächsten Jahr und in den nächsten Jahrzehnten eine Gleichstellung von lesbischen und schwulen Paare verhindern können! Das werden Sie nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Erlauben Sie mir daher, auch von Seiten meiner Grünen Fraktion einen Antrag einzubringen, der aus meiner Sicht der einzige wirklich diskriminierungsfreie Antrag in dieser Frage in diesem Haus ist. Und ich kann mir, ehrlich gesagt, nicht vorstellen, dass die Sozialdemokratie diesen Antrag ablehnen kann oder könnte! Dieser Antrag entspricht nämlich auch den Forderungen der Sozialdemokratie und der mir bekannten Organisationen innerhalb der Sozialdemokratie. 

Der Wiener Gemeinderat fordert die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung auf, gleichgeschlechtliche PartnerInnenschaften im Lebenspartnerschaftsgesetz sowie in den betroffenen Bundesgesetzen rechtlich mit der Ehe gleichzustellen. Zudem fordert der Gemeinderat den zuständigen Innenminister auf – wir wissen ja noch nicht, wer das in Zukunft sein wird –, dass eine Lebenspartnerschaft auf dem Standesamt eingegangen werden kann. – In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Erlauben Sie mir zum Schluss noch ein paar Bemerkungen. – Ich möchte sagen: Zwei Seelen wohnen in meiner Brust. Ich bin eigentlich ganz froh, dass der jetzige Innenminister Platter nicht mehr Innenminister sein wird! Aber so viel Solidarität mit Tirol habe ich schon, das ich mich auch für die Tirolerinnen und Tiroler nicht wirklich freuen kann. Allerdings ist es wirklich dringend an der Zeit, dass auch die ÖVP endlich einsieht, dass man in Bereichen wie dem Fremdenrecht oder dem Steuerrecht et cetera nicht mehr diskriminieren kann.

Sie wollen Sonderregelungen auf Minimalflamme, damit nur ja nicht der Anschein entsteht, dass es irgendetwas Legitimes sei, dass gleichgeschlechtliche Paare sich lieben. Dass Sie ihnen diese Legitimität absprechen wollen, ist unglaublich und der ÖVP nicht würdig. Das ist vor allem der Wiener ÖVP nicht würdig, die gerne so tut, als ob sie so urban und liberal wäre! Dann bringt sie jedoch solche Anträge ein, die im Übrigen den Aussagen Ihres eigenen Parteichefs Johannes Hahn widersprechen. Er hat nämlich gesagt, dass eine solche Lebenspartnerschaft auf dem Standesamt eingegangen werden soll. Somit widerspricht dieser Antrag, den sie hier einbringen, den Aussagen Ihres eigenen Chefs! Denken Sie einmal darüber nach! Offensichtlich trifft das zu, was wir einmal festgestellt haben, dass die ÖVP nämlich zwischen Realos und Fundis, zwischen Opus Dei und einer vielleicht tatsächlich vorhanden liberalen Fraktion, zerstritten ist. Wir wissen nicht, wofür die Wiener ÖVP steht, und wir fürchten, die Wiener ÖVP weiß es selbst auch nicht!

Wir wissen allerdings wofür wir stehen: Wir stehen für komplette Gleichstellungen in allen gesetzlichen Bereichen, und ich hoffe, die SPÖ wird das in diesem Haus mittragen, denn auf Bundesebene hat sie sich ja auch nicht gerade mit Ruhm bekleckert. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es wird ganz geschwind gehen. Ich ziehe jetzt den Antrag zum Thema Sexualkundeunterricht, den ich gestern eingebracht habe, zurück und bringe einen fast identischen neuen Antrag ein.

Der neue Antrag unterscheidet sich vom alten dadurch, das er nicht nur von mir ist, sondern auch von Herrn GR Heinz Vettermann, also auch von der SPÖ. Das ist eine Änderung. Die Begründung bleibt jedoch Punkt für Punkt gleich. Der Beschlussantrag ändert sich geringfügig und lautet nunmehr wie folgt: 

„Der Gemeinderat fordert Unterrichtsministerin Dr Claudia Schmied auf, den Beschluss des SchülerInnenparlamentes ernst zu nehmen, mit dem Ziel, den Sexualkundeunterricht zu verbessern. Die Wiener SchülerInnenvertretung soll in die Ausarbeitung der Grundlagen eines neuen Sexualkundeunterrichtes mit einbezogen werden.“

Nur die ganz Neugierigen werden vermutlich den Unterschied feststellen wollen. Ich meine, der Antrag kann auch so Ihre Zustimmung finden. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung aus dem Kreise der Mitglieder des Gemeinderates liegt mir nicht vor. Damit ist nunmehr Frau Amtsf StRin Frauenberger am Wort.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Danke für die sehr umfassende Debatte zu diesem Geschäftsbereich! Dieser Geschäftsbereich ist sehr umfassend. Er reicht über die Bereiche Frauen, Integration und Personal noch weit hinaus bis zu Antidiskriminierungspolitik und Tierschutzpolitik. Diese Geschäftsgruppe umfasst auch die Magistratsabteilungen 26, 62 und 63.

Der Rechnungsabschluss ist immer eine Herausforderung, weil man gerne Bilanz ziehen und zeigen möchte, was 2007 in den 13 verschiedenen Bereichen angegangen wurde, welche Projekte man zu Ende führen konnte und was sozusagen gelungen ist. Das wäre aber zu weitreichend, das ist mir klar. Den großen Umfang hat man gerade auch bei den Ausführungen von GRin Yilmaz gesehen. Ich werde jetzt jedenfalls versuchen, Teile davon abzudecken. 

Lassen Sie mich heute mit einem Bereich beginnen, der mir sehr wichtig ist, nämlich mit dem Bereich des Konsumentinnenschutzes und des Konsumentenschutzes. Worum geht es uns da? – Wir haben und ich habe in diversen Reden auch hier schon oft gesagt, dass es um eine Stärkung dieses Themas in dieser Stadt geht. Dieses Thema bewegt nämlich die Wienerinnen und die Wiener immer mehr, und es ist eine immer größere Herausforderung für die Stadt, dem auch gerecht zu werden. 

Frau VBgmin Brauner hat gestern schon die neue Mercer-Studie zitiert, nach der wir in der Europäischen Union Platz 1 und weltweit Platz 2 einnehmen. Darauf können wir natürlich sehr stolz sein. Und einer der Gründe dafür, dass uns das in dieser Stadt gelingt, ist sicherlich auch der KonsumentInnenschutz und somit die Sicherheit, die wir den KonsumentInnen und damit den Wienerinnen und Wienern geben.

Es ist eine große Aufgabe, dieser Herausforderung auch in Zukunft gerecht zu werden. Daher habe ich mich entschlossen, planend im Jahr 2007 und umsetzend im Jahr 2008, dem KonsumentInnenschutz eine neue Struktur zu geben und eine Projektleitung einzurichten. Dabei geht es letztlich nicht nur um die Sicherstellung von Lebensmittelsicherheit, sondern auch um die Frage der sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit. Auch das Thema des barrierefreien Zugangs und des Erhaltens von Nahversorgung im klassischen Sinne soll neu angegangen werden.

Damit ist diese Projektleitung befasst, und sie hat schon mit engagierter Arbeit begonnen. Die drei betroffenen Magistratsabteilungen, nämlich die Magistratsabteilung 38, 59 und 60 beziehungsweise deren MitarbeiterInnen ziehen gemeinsam an einem Strang, um Wien diesbezüglich zu positionieren und eine entsprechende Qualität zu sichern.

Die Wiener Märkte sind ein Teil in diesem komplett neuen Projekt. Alle Parteien haben hier ja gemeinsam beschlossen, dass wir ein neues Konzept unter dem Motto „Beliebt – Belebt“ erarbeiten. Das gehen wir im Jahr 2008 gemeinsam an. Wir überprüfen, was die Wiener Märkte brauchen, und sind bemüht, das zu garantieren, weshalb die Wiener Märkte so beliebt sind, dass sie nämlich den Wienerinnen und Wienern Nahversorgung gut, permanent und nach verschiedensten Themenbereichen zur Verfügung stellen. 

Sicherlich wird es auch ein Thema sein, wo wir investieren und wo wir unsere Prioritäten und Schwerpunkte setzen. Es wurde heute einmal kritisiert, dass sich nicht alle Slow Food leisten können. Das stimmt! Die Kunst wird aber sein, dass wir Slow Food genauso anbieten können wie billige saisonale und regionale Äpfel und Paradeiser auf einem Bauernmarkt. Diese Grätsche haben wir bei den Märkten permanent zu bewältigen. Damit wollen wir uns noch näher befassen, und wir wollen den Wienerinnen und Wienern nahebringen, dass sie unsere Märkte weiterhin beziehungsweise sogar noch mehr in Anspruch nehmen sollen. Dort wird nämlich das garantiert, was wir in der Ernährungstechnik und in der Ernährungslehre immer wieder einfordern, nämlich dass die Nahrungsmittel gesund und regionaler Herkunft sind, dass sie saisonal angeboten werden und auch leistbar sind. Fraglos ist auch der soziale Aspekt ganz wichtig.

Wichtig ist mir, in diesem Zusammenhang zu sagen, dass der Markt nicht zuletzt auch ein wunderbarer Ort der Begegnung ist. Der Markt ist ein wunderbares Beispiel dafür, wie gut das Zusammenleben funktionieren kann, und darauf sind wir sehr stolz.

Viele Standlerinnen und Standler haben Migrationshintergrund, andere wiederum nicht, aber sie haben alle gemeinsam auf den Märkten ein Ziel, nämlich dass der Markt gut geht, dass er beliebt ist und dass die Wienerinnen und Wiener, egal, woher sie kommen und wie lange sie schon da sind, auf den Märkten einkaufen und gut miteinander kommunizieren. Die Märkte sind also ein Ort des Dialoges, und Dialog ist selbstverständlich ein ganz wichtiger Teil unserer Integrationspolitik.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun bin ich bei einem wesentlichen Punkt: Es gibt ein Wiener Integrationskonzept. Dieses Wiener Integrationskonzept beschreiben wir in Permanenz, und das Schöne an diesem Konzept ist, dass es uns auch die Möglichkeit gibt, jedes Jahr eine Schwerpunktsetzung vorzunehmen. So können wir immer wieder ein Rädchen in Richtung unserer Integrationspolitik weiter drehen, und wir verstehen unter Integration die Herstellung von Chancengleichheit. Mit Integration soll erreicht werden, dass die Potenziale und Ressourcen bestmöglich wahrgenommen werden und die Vielfalt als Chance begriffen wird.

Wie die Wiener GRin Yilmaz heute schon kurz beschrieben hat, besteht das Wiener Integrationskonzept darin, dass wir die Zuwanderung befürworten, dass diese aber klar und transparent zu regeln und unabdingbar an Integrationsmaßnahmen zu koppeln ist. Die vier Säulen unserer Integrationspolitik sind Sprache, Arbeitsmarkt, Zusammenleben – ich habe den Dialog am Beispiel der Märkte schon beschrieben –und Messbarkeit. Auf diesen Säulen ruht ein Dach, und ich meine, dafür muss es in einer demokratischen Gesellschaft einen breiten Konsens geben, denn dieses Dach ist das gemeinsame Auftreten gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit und die Arbeit für Integration. – Diese Merkmale zeichnen die Wiener Integrationspolitik aus. (Beifall bei der SPÖ.) 
2007 haben wir daher im Rahmen dieses Integrationskonzeptes insbesondere an der Säule des Arbeitsmarktes massiv gearbeitet. Worum ist es mir dabei gegangen? – Mir ist es darum gegangen, soziale Mobilität über die Sprache hinaus zu definieren. Sprache ist fraglos ein Schlüssel zur Integration. Unter der Herstellung von sozialer Mobilität verstehe ich aber, dass ermöglicht wird, dass Qualifikationen und interkulturelle Kompetenzen insofern verwertbar sind, als Menschen hier erwerbstätig sein können und über die Erwerbstätigkeit eigenständig existenzgesichert sind. Deswegen haben wir im Jahr 2007 ein Acht-Punkte-Programm im Hinblick auf den Arbeitsmarkt verabschiedet. Und weil sich der Rechnungsabschluss hervorragend für Bilanzen eignet, möchte ich an dieser Stelle sagen: Wir haben alle acht Punkte umgesetzt, und zwar erfolgreich umgesetzt: Es gibt eine Nostrifikationsbegleitung, es gibt Orientierungsgespräche, es gibt zusätzliche Lehrstellen in den ethnischen Ökonomien. Und wir haben es auch geschafft, uns mit unseren Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen auch an die Migrantinnen und Migranten zu wenden. Mittlerweile haben 20 Prozent der AbsolventInnen von WAFF-Maßnahmen Migrationshintergrund.

An diesen Maßnahmen müssen wir permanent weiterarbeiten. Ziel dieses Acht-Punkte-Programmes ist es, wie gesagt, zusammen mit der Sprachkompetenz die soziale Mobilität herzustellen, womit eine eigenständige Existenzsicherung ermöglicht ist. Diese ist nämlich in Wirklichkeit der Schlüssel zur echten Integration. Daher ist es Hintergrund der gesamten Integrationsarbeit, dass wir mit dem sozialen Mobilitätsprogramm weiter zum sozialen Frieden in unserer Gesellschaft beitragen. Darüber besteht hier wohl Konsens. 

Betonen möchte ich, dass Integrationsarbeit natürlich ein ständiger Prozess ist, bei dem es permanent darum geht, neue Projekte zu erfinden, innovativ zu sein und gemeinsam zu arbeiten. In diesem Zusammenhang sind wir, wie ich meine, außerhalb der politischen Auseinandersetzung sehr oft einig. Das sieht man auch an der Beschlussfassung im Gemeinderatsausschuss, wenn es darum geht, gemeinsame Projekte zu machen. Ich suche diesbezüglich wirklich den Konsens, weil ich glaube, dass wir gerade die Herausforderung Integration letztlich nur gemeinsam bewältigen können. Und insofern ist für mich sozusagen der rote Faden immer, dass wir gemeinsam gegen die Fremdenfeindlichkeit auftreten und dafür sorgen, dass Menschen eigenständig und existenzgesichert sind. Und dafür schaffen wir entsprechende Programme und Konzepte.

Im Zusammenhang mit dem Zusammenleben wurden auch die MediatorInnen angesprochen, wobei kritisiert wurde, dass man sich in diesem Bereich schwer nicht auskennt. – Tatsache ist: Es gibt verschiedene Mediationsprogramme in einem Pool, und wir bieten diese über die MA 17 an. Zusätzlich habe ich mit Herrn StR Ludwig 100 MediatorInnen präsentiert, die dann zum Einsatz kommen, wenn es darum geht, Konflikte beim Zusammenwohnen zu lösen. Darüber gibt es auch eine schöne Darstellung. Wenn es diesbezüglich Fragen gibt, kann man sich entweder an die MA 17 oder direkt an mich wenden, wir werden die Probleme sicherlich lösen können. Wir haben in die Mediation sehr viel investiert, da ja die dritte Säule im Integrationsprojekt das Zusammenleben und die gute Nachbarschaft beinhaltet. 

Wir wissen, dass viele Konflikte, die es gibt, gar keine kulturellen Konflikte oder Integrationskonflikte sind, sondern sehr oft soziale Konflikte. Wenn die so genannten Modernisierungsverlierer den Zugewanderten gegenüber stehen, dann kann es Konflikte geben, und daher ist es unser Auftrag, diese Konflikte gemeinsam zu lösen, und zwar über den Dialog und nicht durch Aufhussen. Letzteres gefährdet nämlich den sozialen Frieden, und diesen wollen wir uns in dieser Stadt nicht gefährden lassen. Daher setzen wir sehr viele Maßnahmen im Integrationsbereich. (Beifall bei der SPÖ.)

Nun noch zu der Kritik, dass es keine Evaluierungen und Berichte gibt. – Ich bin wirklich darauf bedacht, den Ausschuss immer mit den neuesten Publikationen zu versorgen. Sie alle wurden über die Daten und Fakten 2007 im Bereich der Integration informiert. Es gibt einen eigenen Integrations- und Diversitätsbericht, den Sie bekommen haben. Wir haben eine „Mama lernt Deutsch“-Evaluierung vorgenommen. Ich habe versprochen, dass es einen Zwischenbericht zur Sprache geben wird. Diesen werden wir, wenn das Heften bis morgen funktioniert, morgen, also noch vor dem Sommer, austeilen können. Wir haben unser Konzept auch im Integrations- und Diversitätsbericht ganz genau beschrieben.

Im Zusammenhang mit der Integrationsarbeit wurden auch die 600 Stunden Deutschunterricht angesprochen. Das hat Nurten Yilmaz schon klargestellt, ich möchte es an dieser Stelle aber noch einmal tun: Ich hatte mit Innenminister Platter zwei Gespräche zu seinem Integrationsbericht. Ich habe ihn darauf hingewiesen, dass Wien den Weg der Niedrigschwelligkeit geht und dass es uns sehr wichtig ist, dass Sprachmaßnahmen leistbar sind. Wir sind nicht gegen ein Mehr an Sprachmaßnahmen, damit die Deutschkenntnisse verbessert werden, denn gute Deutschkenntnisse sind, wie gesagt, der Schlüssel zur Integration. Wir sind aber dafür, dass die Maßnahmen leistbar sind, und das zeichnet unsere Deutschkurse in dieser Stadt aus. Diese freiwilligen Kurse werden durchaus gut besucht, und eine Schlüsselfunktion dabei haben Niedrigschwelligkeit und Leistbarkeit. So kostet etwa bei „Mama lernt Deutsch“ eine Stunde 1 EUR, und bei der Evaluierung wurde dieser Maßnahme ein ausgezeichnetes Zeugnis ausgestellt.

Weiters wurde die Arbeitsmarktsituation der Frauen angesprochen. Eine wichtige Forderung dabei ist ein eigener Aufenthaltstitel für Frauen, denn nur so kann es für Frauen eine eigenständige Existenzsicherung geben, egal, woher sie kommen. Der Slogan in der Wiener Frauenpolitik heißt: „Frauen sollen sicherer und selbstbestimmt in dieser Stadt leben können“. Dabei verstehen wir „sicher“ im Sinne von sozialer Sicherheit, aber „sicher“ auch im Sinne von Sicherheit vor Gewalt.

Der Schwerpunkt der Frauenpolitik lag im Jahr 2007 im Bereich Gewaltschutz und im Bereich Bildung. Bei Bildung ging es natürlich auch um proaktive Arbeitsmarktpolitik und um Arbeitslosigkeitsprävention. Ich teile die Auffassung, die Monika Vana angesprochen hat, dass für den Feminismus autonome Frauenräume vonnöten sind. Ich denke, das ist der Schlüssel für feministische, innovative Frauenpolitik. Ich bin eine Verfechterin dieser Auffassung und wenn es von eurer Seite Kritik gibt, dass es in einem Verein ein Problem mit der Förderung gegeben hat, dann bitte ich um genaue Information mit Namen und Adresse, denn dann kann ich mich auch entsprechend dafür einsetzen. Es zeichnet nämlich die Förderpolitik der MA 57 aus, dass sie ganz klare Kriterien beschreibt und dass wir mit unseren Ein‑ und Dreijahresverträgen den Frauenvereinen die entsprechende Sicherheit geben, tatsächlich an der Herstellung von Selbstbestimmtheit und Sicherheit für Frauen arbeiten zu können. 

Mit 7,8 Millionen EUR ausschließlich fürs Frauenressort haben wir sehr gute Arbeit geleistet. Aber natürlich ist Frauenpolitik eine Querschnittspolitik, und sie wird auch in allen anderen Ressorts ernst genommen. Wir haben da tolle Kooperationen mit den verschiedenen anderen Bereichen.

Uns geht es darum, am Empowerment zu arbeiten, Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu setzen. Damit gehen wir in der Gleichstellungspolitik tatsächlich aktiv einen Schritt weiter. Wir haben ein Konzept zum Papa-Monat, und ich werde Heidrun Silhavy treffen und daran weiter arbeiten. Wir haben bereits ein Konzept fast fertig ausgearbeitet, wie es denn möglich wäre, die Frauenförderung an die öffentliche Auftragsvergabe zu koppeln. Das ist nämlich sicherlich ein Schritt, dass mehr Frauen in Führungspositionen kommen. Wir haben in der Stadt selbst eine Quotenregelung, und für eine solche setze ich mich auch in der Privatwirtschaft ein.

Ich meine, neben diesen klassischen frauenpolitischen Forderungen geht es auch darum, immer wieder ganz konkrete Schwerpunkte zu setzen. Wir haben im Bildungsbereich mit dem Bildungskompass, mit der Forderung, dass Bildung kein Luxus sein darf, und mit den neuen Konzepten auch im Bereich der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen des WAFF bereits wesentliche Schritte gesetzt. Wir haben einen eigenen Frauen-Power-Tag veranstaltet, an dem wir unsere Bildungsprogramme und unsere politischen Forderungen dazu präsentiert haben. Dieser wurde von den Wienerinnen phänomenal gut angenommen, und wir konnten bei dieser Gelegenheit sehr vielen Frauen direkt vor Ort und niedrigschwellig, wie es unsere Methode ist, helfen und Unterstützung anbieten. 

Zum Sicherheitsbereich: Das Jahr 2007 stand unter dem Motto „Zehn Jahre Gewaltschutzgesetz“. – Wir haben das auch in diesem Raum bereits hinlänglich diskutiert. Wichtig ist mir, dass wir uns auch im Bereich Gewaltschutz immer wieder bewusst machen, dass Partizipation und eigenständige Existenzsicherung wesentliche Präventionsmittel gegen Gewalt sind. Es geht uns aber auch darum zu erreichen, dass in diesem Zusammenhang spezifische Rechte wie eine schonendere Einvernahme sowie psychosoziale und juristische Prozessbegleitung verankert werden. Diese Forderung gilt es jetzt permanent zu wiederholen. Auch 2008 können wir bei den „16 Tagen gegen Gewalt“ diese Forderung aufstellen. 

Es ist Tatsache – und darauf können wir stolz sein –, dass wir in Wien das dichteste Gewaltschutznetz haben, das super funktioniert. Und wir sind zum Beispiel auch jetzt während der Europameisterschaft mit unseren diversen Präventionsmaßnahmen sehr erfolgreich. Wir konnten im öffentlichen Raum keinen Anstieg von Gewalt verzeichnen. Wir wissen aber auch, dass das natürlich auch im häuslichen Bereich ein Thema ist. Gerade dann, wenn Frustration und ähnliche Aspekte zusammen kommen, sind Frauen speziell von Gewalt betroffen. Aber auch diesbezüglich sind wir mit unserem Gewaltschutznetz gut gerüstet. Darauf können wir wirklich alle gemeinsam in dieser Stadt stolz sein, denn das wurde von uns Frauen gemeinsam entwickelt und angegangen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben auch über autonome Frauenbereiche gesprochen, die wesentlich dazu beitragen, dass die Geschlechtergleichstellungspolitik in dieser Stadt erfolgreich betrieben werden kann. In diesem Zusammenhang möchte ich auch erwähnen, dass wir 2007 den Frauenpreis 2007 unter anderem an Renée Schröder vergeben haben, die sehr viel für unser frauenpolitisches Ziel getan hat, dass nämlich mehr Frauen in Technik, Forschung und Entwicklung arbeiten können. Die zweite Preisträgerin, Tamar Citak, hat ebenfalls viel zur feministischen Politik und auch zur Beratung und Förderung von Frauen beigetragen. Tamar Citak hat für den Verein Orientexpress den Preis bekommen. Dieser Verein arbeitet auch massiv an Gewaltschutzmaßnahmen.

Zum Gender Budgeting möchte ich inhaltlich etwas sagen. Man kann das technisch und organisatorisch auf verschiedenen Wegen angehen. Auf jeden Fall ist es uns gelungen – und da sind wir in Europa wirklich eine Vorzeigestadt –, dass die Maßnahmen, die wir übers Budget im öffentlichen Raum in dieser Stadt setzen und die gefördert werden, auf Geschlechtergerechtigkeit abgeklopft werden. Wir zeigen mit den diversen Gender-Mainstreaming-Maßnahmen Schritt für Schritt, dass wir nicht nur in der Politik, sondern auch dann, wenn es tatsächlich ums Eingemachte geht, sehr wohl Gender-Aspekte berücksichtigen. Ich glaube, da befinden wir uns auf einem sehr guten Weg. Und ich finde es schade, wenn das jetzt madig geredet wird. Wir werden nämlich auch international eingeladen, unseren Zugang und Weg dazu zu beschreiben.

Das ist uns gelungen, und man kann in diesem Rechnungsabschluss wirklich jeden einzelnen Posten auf seine Geschlechterrelevanz überprüfen. Ich meine, das ist ganz toll! Wir haben uns seit dem Zeitpunkt, als wir ein Commitment hatten und uns in dieser Stadt zu Gender Mainstreaming bekannt haben, unglaublich entwickelt. Jetzt ist es schon fast eine Selbstverständlichkeit, dass Rechnungsabschlüsse und auch Budgets unter dem Aspekt von Gender Mainstreaming erstellt werden. 

Nun noch zu den LebenspartnerInnenschaften: Wir haben das einige Male hier diskutiert. Unsere Position ist klar. Ich möchte das jetzt eher locker behandeln, anstatt noch eine Brandrede zu halten. Ich bin auch zuständig für die „Traumhochzeiten“. Das ist ein schöner Bereich, da machen wir tolle Sachen mit der MA 35. Und ich gehe davon aus, dass wir schon bald auch Traumhochzeiten für gleichgeschlechtliche Paare anbieten werden. Dafür werde ich mich sicherlich einsetzen, da kann man sich auf mich verlassen! Diesbezüglich bin ich eine Bündnispartnerin, das habe ich auch immer wieder betont. 

Zum Personalbereich ist heute viel gesagt worden. Es gibt auch einen Antrag zur Arbeitszeitrichtlinie, die in der Europäischen Union jetzt diskutiert wurde. Dazu hat der Rat nun eine neue Empfehlung beschlossen. Diese ist noch nicht ausdiskutiert und auch noch nicht festgesetzt. Sie ist ein weiterer Beitrag in Richtung Sozialdumping. Diese Arbeitszeitrichtlinie ist aber eigentlich entstanden, um die Bediensten zu schützen, und daher kann ich versichern: Wir werden eine Arbeitszeitnovelle einbringen, diese wird aber sehr weit von dem entfernt sein, was in der Europäischen Union jetzt diskutiert wird, und zwar deshalb, weil wir soziale Standards festgelegt haben, die wir auch für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter umsetzen. Ich betone noch einmal: Die Arbeitszeitnovelle, die wir jetzt in Begutachtung schicken werden, hat nichts mit dem zu tun, was jetzt auf europäischer Ebene debattiert wird. Und ich meine, wir müssen gemeinsam dagegen auftreten, dass das auf europäischer Ebene umgesetzt wird. Daher halte ich diesen Antrag für sehr unterstützenswert.

Abschließend möchte ich mich bei all meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Dienststellen bedanken, die gerade auch jetzt während der Europameisterschaft sehr engagiert arbeiten. Letztlich sollen auch sie die Lorbeeren dafür nach Hause tragen, dass Wien eine so tolle Position in der Mercer‑Studie hat. Vielen herzlichen Dank! Ich arbeite wahnsinnig gerne mit allen zusammen, und ich denke mir, der Rechnungsabschluss meiner Geschäftsgruppe zeigt auch, wie erfolgreich diese Arbeit ist! – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Schreuder gemeldet. Drei Minuten.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ganz kurz: Es passiert mir heute zum ersten Mal, dass ich mich selbst tatsächlich berichtigen muss. Ich habe einen diskriminierungsfreien Antrag angekündigt und habe dann bei der Begründung gesagt: Wir wissen leider nicht, wer der zukünftige Innenminister sein wird.

Ich berichtige tatsächlich: Wir wissen natürlich auch nicht, wer die zukünftige Innenministerin sein wird. – Ich hoffe, das ist jetzt diskriminierungsfrei. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Zu dieser hat sich als Erster Herr GR Mahdalik gemeldet. 25 Minuten Redezeit. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werter Herr Stadtrat! Liebe Kollegen!

Um die Spannung herauszunehmen, werde ich gleich zu Beginn kundtun, dass die FPÖ auch in diesem Bereich den Rechnungsabschluss ablehnen wird. (GR Friedrich Strobl: Das hätten wir uns nicht gedacht!)

Was mir heute besonders gut gefallen hat, war die lustige Einleitung beim Kollegen Schreuder. Er hat wahre Worte gesprochen, wenn er meint, dass die SPÖ zumindest so tut, als würde sie glauben, dass sie alles in dieser Stadt, zumindest das, was positiv ist, selbst erledigt und alles würde auf ihrem Mist wachsen. Man hat den Eindruck – und der verfestigt sich in den letzten Jahren –, als würden das die SPÖ-Mandatare zum Teil wirklich selbst glauben. 

In der letzten BV-Sitzung im 22. Bezirk war auch so ein Beispiel, wie der Vorsitzende in der Bezirksvertretung in seinem Bericht erzählt hat, dass die Bezirksrätin Pelikan die Hundezone in der Aspernstraße errichtet hat. Da haben wir uns alle, die nicht SPÖ-Mandatare waren, gefragt: Hat sie den Zaun hingebaut? Hat sie das gezahlt? Schlussendlich hat sich herausgestellt, sie war beim Antrag dabei, so es überhaupt einen Antrag gegeben hat. Aber im Brustton der Überzeugung hat der Vorsitzende Taucher das so gesagt. Die Grete Pelikan, die wirklich eine bemühte Bezirksrätin ist, die ich sehr gut leiden kann, hat sich natürlich gefreut, aber die SPÖ wird mit dieser Abgehobenheit, mit diesem Selbstverständnis, das sich vielleicht durch fast 100 Jahre an der Macht in Wien entwickelt haben musste, nicht weit kommen, meine Damen und Herren. Man sieht das auch bei den aktuellen Umfragen. Ihr könnt euch gegenseitig auf die Schulter klopfen im Bezirk, im Land – auf Bundesebene wird es im Moment ein bisschen schwer sein, dass ihr euch auf die Schulter klopft –, aber die Leute draußen glauben es nicht mehr. Die Selbstbeweihräucherung, die wir hier über Tage erleben, mag vielleicht wie das Rufen im Walde sein, mit dem sich die Mandatare der SPÖ zumindest in dieser Woche gegenseitig Mut machen, es beeindruckt aber den Bürger auf der Straße herzlich wenig.

Was mir aber heute bei der Wortmeldung der Kollegin Yilmaz gefallen hat, war, dass ich zum ersten Mal überhaupt gehört habe, dass ein SPÖ-Mandatar sagt, wir haben einen Fehler gemacht. Ich habe es wirklich noch nicht gehört in Wien, im Bezirk nicht, hier nicht, die letzten zehn Jahre kein einziges Mal. Sie hat es, glaube ich, nicht für Wien zugegeben, sondern für eine Maßnahme auf Bundesebene, aber sie hat gesagt, dass ein Fehler gemacht wurde. Vielleicht solltet ihr ein bisschen mehr Fehler zugeben, ihr macht genug, denn dann kommt ihr weniger zum Streiten. Mit dem seid ihr im Moment ausgelastet, zum Regieren kommt ihr gar nicht mehr, aber auch hier ist schon ein Ende abzusehen. (GR Karl Hora: Sprichst du aus eigener Erfahrung?) 

Aus eigener Erfahrung, ja, Charlie, so ist es. Wir haben diese Durststrecke schon einmal durchwandert. Durch die Wüste Gobi war es, glaube ich. (GR Ernst Nevrivy: Das war die ÖVP!) Es war zwar nicht auf das gemünzt, aber im Nachhinein gesehen war es für uns dieser lange beschwerliche Marsch, bei dem wir einige auch verloren haben im Laufe der Zeit, was uns im Nachhinein überhaupt nicht wehtut. Man sieht es an den Umfragen, bei uns geht es bergauf. (GR Ernst Nevrivy: Warten wir die nächste Wahl ab!) Wir sind den Flugsand losgeworden, es war ein reinigendes Wüstengewitter. Ihr habt diesen steinigen Weg noch vor euch, und wenn ich mir die Farbe in euren Gesichtern ansehe, ist trotz Hochsommers eher die Blässe vorherrschend. (GRin Ingrid Schubert: Eine vornehme Blässe!) Wahrscheinlich. Ihr habt ja auch interne Umfragen, und die schauen noch weit schlechter aus als die offiziellen. 

Irgendwann einmal – der Kollege Schreuder hat es ja andiskutiert, die gute Stimmung bei der EURO ist natürlich euer Verdienst; es ist auch euer Verdienst, dass wir nicht aufgestiegen sind, aber daran ist wahrscheinlich der Hicke schuld; wurscht –, irgendwann einmal werdet ihr uns wahrscheinlich erzählen, dass ihr 1683 auch die Türken zurückgeworfen habt. Vielleicht ist das ein schlechtes Beispiel, weil es programmatisch nicht so hereinpasst, denn jetzt im Moment deutet die Politik eher darauf hin, dass ihr genau das Gegenteil probiert. Soll uns so recht sein. Auch das treibt uns die Wählerstimmen zu, wobei das nicht, wie oft von den Medien oder auch vom politischen Gegner festgestellt wird, nur Protestwähler sind, überhaupt nicht. Der Wähler ist ja nicht blöd, so wie ihr das glaubt, und sagt, jetzt wähle ich einfach den Jüngsten, den Feschesten, den, der am lautesten redet, sondern der überlegt sich ganz gut, wen er wählt, der schaut sich schon die Programme an, schaut sich die Aussagen an. Und bei uns erlebt er in den letzten Wochen und Monaten sogar programmatische Aussagen, was man bei der SPÖ eher selten feststellen kann, weil ihr ja, wie erwähnt, mit dem Streiten beschäftigt seid.

Aber vielleicht geschehen noch Zeichen und Wunder und auch ein SPÖ-Mandatar in Wien steht einmal auf und gibt einen Fehler in Wien zu. Fehler habt ihr wie Sand am Meer gemacht im Planungs- und Verkehrsbereich, obwohl ich sagen muss, bei größeren Stadtplanungsprojekten wirkt das streckenweise durchaus bemüht, und es ist wirklich nicht alles schlecht. Wir sind ja keine Schlechtredner. Beim Flugfeld Aspern beispielsweise – ich habe es schon mehrmals erwähnt – sind ja sehr viele freiheitliche Vorschläge eingeflossen, und darum hat das ganze Projekt auch Hand und Fuß. Dort gibt es auch keine Bürgerproteste, obwohl sie gar nicht so schwer zu organisieren wären, möchte ich an dieser Stelle auch einmal erwähnen. 

Also wie gesagt, bei großen Projekten darf man nicht alles kritisieren. Es geschehen durchaus Dinge, denen wir auch zustimmen können, was wir in den Ausschüssen auch gemacht haben. Anders ist das, wenn wir uns die Parkplatzsituation in Wien ansehen, die jeden Tag schlechter wird durch diverse Maßnahmen und durch den schleichenden Parkplatzraub – aber nicht erst in den letzten Monaten und Jahren, sondern seit gut zwei Jahrzehnten. Auch in der Donaustadt sind ja im Herbst zwei großangelegte Raubzüge geplant, einmal 600 Parkplätze, Kollege Nevrivy, beim Donauzentrum und 150 bei der Arbeiterstrandbadstraße, wo wir auch schon einige tausend Unterschriften gegen diesen organisierten Parkplatzraub – ganz ohne Strumpfmaske – gesammelt haben. Ich rede aber vom tagtäglichen Parkplatzraub durch unsinnige, sündteure Radwege, durch übergroße Ohrwaschln, durch Baustellen, die immer und ewig Parkplätze blockieren, durch sonstige unsinnige Maßnahmen der SPÖ. Dadurch wird die Leistung geschmälert, dafür aber wird mehr abkassiert. Das Parkpickerl ist teurer geworden, das Parkpickerl soll ausgeweitet werden. Wir haben es ja jahrelang behauptet, und die SPÖ hat es, zwar nur halbherzig, aber doch, dementiert, dass nach 2010 das Parkpickerl auf die Bezirke 12 bis 19 ausgedehnt werden wird und nach der übernächsten Wahl dann auf ganz Wien, damit auch dort abgecasht werden kann.

Den ersten Versuchsballon hat man vorige Woche schon in der Bezirksvertretung des 19. Bezirks steigen lassen. Dort wurde mit den Stimmen von ÖVP, von SPÖ und von den GRÜNEN beschlossen – zwar ein bisschen schwammig formuliert, aber es geht alles in Richtung Parkpickerl –, der StR Schicker soll Unterlagen zur Verfügung stellen, damit überprüft werden kann, ob das notwendig ist, und zwar zunächst in Oberdöbling und, und, und – der übliche Schmus. 

Es beginnt ja in allen Bezirken gleich. Bei der Stadthalle, zum Beispiel, wo es schon konkrete Pläne gibt zur Ausweitung des Pickerls. Genauso wird es für den 19. Bezirk sein. Da werden einmal zwei Bereiche oder ein größerer Bereich als Parkpickerlbereich gekennzeichnet werden. Die Leute, die Einpendler aus dem Westen Wiens werden in die umliegenden Bereiche flüchten, dann werden sich die Anrainer aufregen, und dann werden der Planungsstadtrat und der Bezirksvorsteher sagen – obwohl dem Tiller, glaube ich, schon alles wurscht ist, der will nur mehr längst dienender Bezirksvorsteher aller Zeiten, aller Länder werden –, wir müssen das Parkpickerl im 19. Bezirk einführen, und die ÖVP und die SPÖ und die GRÜNEN werden jubeln. 

Wir haben immer von den Bezirken 12 bis 19 gesprochen, vielleicht wird es halt umgekehrt gemacht, die Bezirke 19 bis 12, abkassiert wird in jedem Fall. Uns könnte es wahltaktisch recht sein. Wir werden trotzdem gegen diese unsoziale Inkassoaktion der SPÖ auftreten und werden alles daransetzen, auch morgen schon in der Gemeinderatssitzung mit einem Antrag, dass zumindest dieser erste Anschlag im 19. Bezirk vereitelt wird.

Weitere Kostproben, warum wir diesen Rechnungsabschluss in diesem Bereich auch ablehnen müssen, sind etwa die ausufernden 30er-Zonen, die kein Mensch kontrollieren kann, die auch oft in unnotwendigen Situationen geschaffen werden. Wir haben seit Jahren gesagt, 30er-Zonen sind okay, wenn sie wirklich der Verkehrssicherheit dienen, etwa vor Schulen, Kindergärten, Kindertagesheimen, Alterheimen, Spitälern und, und, und, wenn es wirklich die Situation erfordert, aber die Pläne der SPÖ sind ja noch weitergehend – von den GRÜNEN rede ich gar nicht, die hätten gerne eine Wien-weite 20er-Zone –, denn die 30er-Zonen sollen ja noch weiter und flächendeckend ausgebaut werden.

Den Fluglärm werde ich nur kurz streifen, weil mir der Kollege Valentin nicht ganz fit wirkt im Moment, den können wir vielleicht dann morgen machen, oder wir werden in den nächsten ... (GR Erich Valentin: Du kannst das ruhig sagen! Mach dir keine Sorgen um meine Gesundheit!) Ich habe jetzt deine augenblickliche Verfassung gemeint, weil du ein bisschen nachgedacht hast. Das nehme ich aber gleich wieder zurück und werde mich tatsächlich berichtigen. Ich werde das Thema heute nicht deshalb nicht streifen, weil der Kollege Valentin nicht fit ist, sondern weil ich andere Themen für heute vorbereitet habe. Der Fluglärm wird uns in den nächsten Monaten durch die UVP-Prüfung noch öfter beschäftigen. 

Das Radfahren gegen die Einbahn – ein altes Thema, von der SPÖ forciert, die Spitäler freut es nicht – ist überhaupt das Gefährlichste, was es gibt auf Gottes Erden, außer den Sachen, die der Knievel damals gemacht hat. Radfahren gegen die Einbahn ist unsinnig und dumm, es gefährdet die Radfahrer, die Autofahrer und die Fußgänger. Dagegen werden wir uns auch alle einsetzen. Die Statistiken zeigen ein klares Bild, dass das Radfahren gegen die Einbahn sehr gefährlich ist, auch wenn der Kollege Hora nachher wieder mit bunten Tabellen herauskommen wird, und mir das Gegenteil zu beweisen probieren wird, was ich ihm nicht glauben werde. 

Die Radwege habe ich schon angesprochen. Da hat es ja auch schon verhaltenen Applaus im Planungsausschuss, im Verkehrsausschuss gegeben, weil wir durchaus immer mehr oder immer öfter Radwegen zustimmen, wenn sie wirklich Sinn machen, wenn sie nicht unnötig teuer sind, wenn sie nicht über Gebühr oder keine Parkplätze vernichten und wenn nicht auf einer Straße drei Radwege sind, einer am Gehsteig, einer auf der Straße, einer am Mehrzweckstreifen, wo sich kein Schwein – entschuldigen Sie den Ausdruck, werte Frau Vorsitzende –, wo sich kein Schwein mehr auskennt. (Zwischenruf von GR Ernst Nevrivy. – GRin Karin Schrödl: Er hat eh gesagt, er entschuldigt sich!) Auch das werden wir weiter und mit vollem Engagement bekämpfen. (Beifall bei der FPÖ.)

Dann noch zu dem letzten Thema. Das wird uns zwar morgen noch länger beschäftigen, aber ich möchte es kurz streifen, weil wir beim öffentlichen Personennahverkehr sind, wo sich die SPÖ immer rühmt, dass sie alles Menschenmögliche unternimmt, um den Modal-Split zu Gunsten des ÖPNV zu verbessern und auch durchaus gute Ansätze zeigt mit den U-Bahn-Verlängerungen, die auch zum Großteil auf freiheitlichen Vorschlägen fußen, die noch vor zehn Jahren als unsinnig, zu teuer und nicht notwendig bezeichnet worden sind. (GRin Karin Schrödl: Na, unglaublich, was die FPÖ alles macht!) Aber zur gleichen Zeit geht dann die SPÖ her und streicht in unsozialer Art und Weise eine Straßenbahnlinie wegen Parallelführung, obwohl es auch anderswo in Wien hundert Mal Parallelführungen von Bussen, Straßenbahnen und, und, und gibt. Sie tut damit dem sprichwörtlichen alten Mutterl im Stuwerviertel und Umgebung nichts Gutes, nimmt ihr das Transportmittel auf dem täglichen Weg zum Arzt, zur Apotheke, zum Greißler, falls es noch einen geben sollte, oder zum Billa, nimmt es den Kindern weg und begründet das Ganze nicht einmal verschämt mit Verbesserungen oder mit sonstigen Gründen, die dahinterstehen, sondern sagt es ganz unverblümt: Soziale Gründe zählen für uns nicht. Wir müssen sparen! Es ist zu teuer, wir können uns den 21er nicht mehr leisten, wir müssen euch den wegnehmen. 

Ich freue mich schon auf die Wahlergebnisse im 2. Bezirk, aber vielleicht überlegt ihr es auch noch bis morgen, ob ihr wirklich das Protokoll des Verrates aus dem 2. Bezirk auch hier durchziehen wollt, unterfertigt von den Bezirksräten Kresimir Mladensich und Kommerzialrat Isidor Wunderlich. Und wunderlich ist wirklich der ganze Antrag, wo allerlei Nebelgranaten geworfen werden, aber die Conclusio steht ja ganz vorne, und die Leute werden schon verstehen, was damit gemeint ist: Die Bezirksvertretung Leopoldstadt beschließt die AnrainerInnenbefragung zur Wiedereinführung der Linie 21 und die damit verbundene Beauftragung von zuständigen Abteilungen nicht durchzuführen. 

Also so schnell ist überhaupt noch nie jemand umgefallen wie SPÖ und ÖVP, weil noch vor wenigen Wochen einstimmig beschlossen worden ist in der Bezirksvertretung des 2. Bezirks, diese Bürgerbefragung durchzuführen. Jetzt ist alles anders. Von der ÖVP sind wir das gewohnt, denn beim Im-Liegen-Umfallen haben Sie es zur Meisterschaft gebracht. Im Vorfeld, als die Oppositionsparteien noch untereinander konferiert haben, ohne SPÖ, und wo es darum gegangen ist, eine gemeinsame Pressekonferenz zu diesem Thema, zur Bürgerbefragung zu machen, ist unser Klubobmann mit dem schwarzen Klubobmann zusammengesessen. Er hat mir diesen Plan einer gemeinsamen Pressekonferenz zu diesem Thema geschildert – sie hätte, glaube ich, gestern stattfinden sollen –, und ich habe gefragt: Mit wem sitzt du denn zusammen? Mit dem schwarzen Klubobmann? Und halten die?, habe ich ihn gefragt. Derweil schon noch!, war die Antwort. Er kennt seine schwarzen Pappenheimer, jeder kennt sie. 

Wie lange das Ganze gehalten hat, weiß man. Also ich habe nie auch nur einen Heller darauf gewettet, dass die ÖVP sich hier rauskaufen und zwar billig rauskaufen lässt. Jetzt nicht in dem Sinne, dass Geld fließt, sondern mit diversen Zusagen oder schon als Vorleistung für die nächste Gemeinderatswahl: Schaut her, wir sind brav, wir sind billig! Wir schauen wie das Schnäuztüchl aus dem Hosensack raus. Bitte nehmt uns beim nächsten Mal! Ihr braucht sicher einen Koalitionspartner. Das dürfte eine erste Vorleistung gewesen sein. 

Wir werden auf jeden Fall an diesem Thema dranbleiben. Es sind über 10 000 Unterschriften für den Erhalt des 21ers gesammelt worden. Die SPÖ hat zugesagt, die Bürgerbefragung durchzuführen, bricht dieses Versprechen jetzt, zwar mit diversen Begründungen. Die könnt ihr uns morgen erzählen. Uns interessieren sie nicht, und die Leute da draußen interessieren sie schon gar nicht, also könnt ihr euch das Ganze eigentlich sparen. Ihr könntet in diesem Falle vielleicht einmal auf den Weg der Tugend zurückfinden und zu eurem Wort stehen. Ihr habt gesagt, die Bürger werden befragt, also befragt die Bürger. Was nachher die Konsequenzen dieser Bürgerbefragung sind, ob Ja oder Nein, und ob dann die Wiener Linien trotzdem sagen, interessiert uns nicht, machen wir nicht, das ist etwas anderes. Aber zu seinem Wort sollte man stehen, liebe Freunde von der SPÖ. 

Wenn ihr das nicht bald lernt, wird es bei der nächsten Wahl noch viel schlimmer ausschauen, als euch jetzt die Umfragen voraussagen. Ich glaube, es wird ein böses Ende für die SPÖ nehmen. Ihr schaufelt euch das Grab langsam immer tiefer. Uns kann es recht sein, aber ich hoffe, die nächste Wahl kommt bald, denn ihr begeht Fehler um Fehler, und diese Fehler geschehen auf dem Rücken der Bevölkerung. 

Die FPÖ wird probieren, das Begehen dieser Fehler, wenn geht, hintanzuhalten, oder wenn nicht, werden wir das nachher, wenn wir mit HC Strache den Wiener Bürgermeister stellen, ausbügeln, meine Damen und Herren. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich erlaube mir, die heutige Rede ein bisschen kürzer zu fassen als normalerweise, weil ich bemerke, dass der Saal nicht sehr gut gefüllt ist und weil ich auch den Eindruck habe, dass alle konstruktiven Vorschläge und Kritikpunkte abprallen wie Perlen von einem Sonnenölfläschchen. Alles ist wunderbar, und wenn man Vorschläge einbringt, ist das überhaupt nicht notwendig, dann wird die Mercer-Studie zitiert, und irgendwie ist es wirklich fraglich, ob überhaupt noch in dieser Form jemals irgendetwas an Ihrem Fläschchen hängen bleibt.

Zur Geschäftsgruppe insgesamt würde ich sagen, es ist spannend momentan in der Stadt, weil es viele Stadtentwicklungsprojekte gibt. Die Stadt wächst, es gibt zentrale Lagen, die interessant entwickelt werden können, was mir allerdings fehlt, was uns fehlt, ist eine Vision. Wenn man fragt: Wofür steht die rote Stadtplanung in Wien?, würde mir, ehrlich gesagt, nicht sehr viel einfallen. 

Es fehlen auch die dazupassenden Gestaltungsinstrumente. Selbst wenn man eine Vision hat und fragt: Wo will ich hin? Wie erreiche ich sie?, gibt es auch da seit Jahren einen Stillstand. Ansätze gibt es vielleicht mit den Zielgebieten, dass man sagt, okay, man nimmt ein Gebiet her und entwickelt dort Zielvorschläge. Allerdings sagt man nicht dazu, mit welchen Instrumenten, und dass Instrumente der Stadtplanung weiterentwickelt werden, das bemerkt man leider gar nicht. 

Es fehlt in meinen Augen auch an Vorzeigeprojekten. Beispielsweise der Zentralbahnhof in Wien könnte ja eine Visitenkarte der Stadt werden, könnte ankommende Besucher willkommen heißen mit einem besonders innovativen Ansatz. Wow! Wahnsinn! Dort gibt es eine lebendige Erdgeschoßzone, oder dort ist alles superökologisch. Aber auch in diese Richtung beschränkt man sich eher darauf, den Masterplan zu zeichnen beziehungsweise einen Wettbewerb abzuwickeln, dann den Masterplan daraus zeichnen zu lassen, die Flächenwidmungspläne abzuliefern – und das war's. 

Das ist uns zu wenig. Wir haben deswegen einen Beschluss- und Resolutionsantrag bezüglich dieses Stadtentwicklungsgebietes Hauptbahnhof vorbereitet, dass man sich hier entscheidet, ein Vorzeigeprojekt zu entwickeln, dass man neueste Standards sowohl in die Planung als auch in die Umsetzung einfließen lässt, dass man also quasi eher einen Entwicklungsprozess begleitet, dass man versucht, bei der ÖBB Partner zu finden, um gemeinsam Ziele zu erreichen. Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der gesamte geförderte Wohnbau am Areal des Stadtentwicklungsgebietes Hauptbahnhof in Passivhaus-Bauweise errichtet wird." – Dies auch, um eben die Kyoto-Ziele erreichen zu können. Jeder weiß, dass gerade im Baubereich maximale Energieeffizienz sehr viel bringt und sehr viel erreichen kann. Wir dehnen das aber aus und meinen eben nicht nur den Wohnhausbau, sondern wir wollen auch, das möglichst viele Lösungen gesucht werden, um auch im Büro- und Gewerbebau Energieeffizienz und ökologische Bauweise einzufordern und durchzusetzen. 

Ich habe diesen Antrag, als ich ihn abgegeben habe, auf sofortige Abstimmung formuliert, ich möchte ihn jetzt aber zuweisen lassen an die beiden betroffenen Ausschüsse, sowohl eben Stadtentwicklung und Verkehr als auch Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, weil ich denke, dass wir uns über diese Sache näher unterhalten sollten, diskutieren sollten. Möglicherweise finden wir doch einen Weg, um aus diesem Stadtteil einen Vorzeigestadtteil in der Stadt zu machen. 

Ein zweites Thema – abgesehen jetzt von diesem eher diffusen Gestaltungswillen, muss man freundlich so formulieren –, würde ich sagen, ist das Vergabewesen in der Stadt. Es gab im letzten Jahr doch einige Projekte, die sehr umstritten waren, etwa Bahnhof-City – wir haben das ja schon öfter diskutiert, morgen wird es auch wieder als ein Tagesordnungspunkt im Gemeinderat diskutiert werden –, der doch nicht unumstritten ist in Bezug auf das Vergabewesen und wie sich die öffentliche Hand zu Wettbewerb oder auch eben zur Gleichbehandlung von unterschiedlichen Bietern verhält. Ich denke, dass es schade ist, da von dem begonnenen Weg des Wettbewerbsleitfadens abzugehen und da jetzt Türchen aufzumachen, einmal dort einmal da, beziehungsweise dass immer wieder Pannen passieren, die in meinen Augen nicht passieren dürften. 

Es gibt neben dem angesprochenen Projekt Hauptbahnhof noch andere interessante Stücke in der Stadt, die in Diskussion stehen, in Veränderung stehen, zum Beispiel im Zuge des Neubaus Spital Nord. Daraus ergeben sich ja auch diverse andere Entwicklungen auf Flächen des Krankenanstaltenverbundes, die ja eigentlich auch stadteigene Flächen sind, nur vom Krankenanstaltenverbund verwaltet werden. Und da, muss ich sagen, ist es auch eher so, dass man das Gefühl hat, man schaut, dass man die verkauft und nichts mehr damit zu tun hat. 

Das ist von Seiten der Stadtplanung deutlich zu wenig. Ich hätte mir erwartet, beispielsweise für Steinhof, dass es da mehr Ideen gibt, als nur den Flächenwidmungsplan zu zeichnen und das jetzt gänzlich einem Wohnbauträger zu überlassen, der zwar bemüht ist – das ist ihm anzurechnen –, aber trotzdem sehe ich das doch deutlich als Aufgabe der Wiener Stadtplanung. 

Ähnliches spielt sich in Lainz ab. Da wurde das auch an ein ausgegliedertes Unternehmen übergeben. Und da stellt sich dann für mich schon langsam die Frage nach der Sinnhaftigkeit. Wenn die Stadtplanung sich nicht bald neu definiert und Instrumente entwickelt, statt nur Flächenwidmungspläne zu zeichnen, so wird das ein bisserl zu wenig sein auf die Dauer. 

Letzter Punkt. Was ich auch meine, dass es im letzten Jahr nicht wirklich gut funktioniert hat, das ist die geschäftsgruppenübergreifende Zusammenarbeit. Das Vorzeigebeispiel Riesenradplatz haben wir wirklich schon oft genug diskutiert, aber da meine ich auch, das versteht ja kein Bürger, wieso da der Planungsstadtrat nichts damit zu tun hat, wenn hier ein so ein großes Bauprojekt abgewickelt wird. In dem Ressort der Vizebürgermeisterin gibt es ja auch noch andere Bereiche wie Sportanlagen und so, wo die Dinge auch nicht ideal laufen, würde ich mal freundlich sagen, und wo ich mir auch erwarten würde, dass von Seiten der Planung da Hilfestellung gegeben wird und das Wissen, das in den Fachabteilungen vorhanden ist, auch optimal eingesetzt wird. 

Abschließend: Das waren drei große Themenbereiche, warum wir diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen werden. Wir sind aber gerne bereit, konstruktive Lösungsvorschläge und Ideen einzubringen, und hoffen auf eine bessere Zukunft. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Mag Gerstl. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Vorjahr hat die Stadt Wien die Parkraumbewirtschaftung empfindlich erweitert und verteuert. Worauf ich jetzt aber vor allem hinaus möchte, sind die Rücklagen, die die Stadt Wien damit auch zusätzlich erhalten hat. 

Wir liegen in der Zwischenzeit bei rund 100 Millionen EUR an Rücklagen, die unverbraucht im Garagentopf liegen und nicht verwendet werden. Jährlich haben wir jetzt bereits Einnahmen von rund 50 Millionen EUR, doch die Investition in den Garagenausbau schaut so aus, dass wir 2005 bei 30 Millionen Einnahmen 11 Millionen investiert haben, 2006 bei 40 Millionen an Einnahmen 11 Millionen investiert haben, und 2007 bei 45 Millionen Einnahmen 5 Millionen. Im letzten Jahr wurden also gerade einmal 10 Prozent der Summe, die eingenommen wurde, reinvestiert. Meine Damen und Herren, das zeigt, dass man hier von einem professionellen Management noch sehr, sehr weit entfernt ist. 

2006 gab es in Wien 14 Volksgaragen, in der Zwischenzeit haben wir 19 mit insgesamt 3 560 Stellplätzen, und es gibt 8 Park-and-ride-Anlagen mit 4 936 Stellplätzen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Und fast alle leer!) Das sind nun insgesamt 3 560 geförderte Garagenplätze für rund 650 000 Wiener PKW. Das bedeutet, 0,5 Prozent der Wiener Autobesitzer haben die Möglichkeit, ihr Auto in einer jetzt nunmehr so genannten Wohnsammelgarage zu geförderten Tarifen von rund 73 EUR abzustellen. Das bedeutet umgekehrt, 99,5 Prozent der Wiener PKW-Besitzer haben keine Möglichkeit, einen kostengünstigen geförderten Garagenplatz durch die Stadt Wien zu erhalten. 

Für 200 000 Pendler, die täglich nach Wien kommen und auf Parkplatzsuche sind, stehen rund 5 000 Garagenplätze zur Verfügung. Das sind zwar im Verhältnis schon etwas mehr als zuvor bei den Anrainergaragen, aber ich würde doch sagen, 2,5 Prozent, die nun einen Garagenplatz zur Verfügung haben, sind noch immer viel zu wenig. 

Dazu kommt noch, dass sich die angebotenen Park-and-ride-Anlagen meistens nicht sehr nahe an der Stadtgrenze, sondern vielmehr schon weiter im Zentrum befinden, wo der Umstieg auf den ÖV-Bereich für viele Autofahrer nicht mehr attraktiv ist. 

Wenn man nun die Rechnung weiterspinnt und sich dabei überlegt, dass sich rund – davon gehe ich mal aus – 60 Prozent der Wienerinnen und Wiener selbst den Garagenplatz besorgen, sei es in ihrem Eigenheim, wo sie sich befinden, oder sei es über eine eigene Abstellfläche, die sie selbst finanzieren, so kommen wir auf eine Summe von rund 40 Prozent, die nicht die Möglichkeit haben, sich einen eigenen Garagenplatz selbst zu finanzieren oder vorhanden zu haben. Das heißt also, dass die Stadt Wien bis jetzt immerhin 1,5 Prozent der erforderlichen Garagenplätze, nämlich für die offenen 40 Prozent von 600 000 PKW, geschaffen hat. 

Stellen wir uns nun vor, dass die Stadt Wien im selben Tempo vorwärts fährt wie in den vergangenen zehn Jahren, so brauchen wir sage und schreibe noch 600 Jahre, bis die erforderliche Stellplatzanzahl in Wien verwirklicht wird. (Zwischenruf von GRin Karin Schrödl.) Sie können sich das nicht vorstellen, aber so ist es, Frau Kollegin.

Aus den Geldern der Parkraumbewirtschaftung sollen wir aber nicht nur die Garagenplätze finanzieren, sondern wir sollen auch Investitionen in den öffentlichen Verkehr durchführen. Daher ist es umso unverständlicher, dass wir eine so geringe Investition von nicht einmal 9 Millionen EUR für den Weiterbetrieb der Linie 21 nicht dafür einsetzen bei solchen Überschüssen, die wir haben. Und die Finanzstadträtin rechtfertigt das einfach mit zu geringer Auslastung.

Hier geht es nicht um Komfort für die Wienerinnen und Wiener, sondern anscheinend um Prestigeprojekte der Wiener Linien, und da macht sich wahrscheinlich für die Wiener Finanzstadträtin eine U-Bahn-Eröffnung wesentlich besser. Aber eine Straßenbahnlinie einzustellen, während man gleichzeitig eine Europameisterschaft fordert, das ist durch nichts zu rechtfertigen, auch nicht durch eine SPÖ-Alleinregierung, meine Damen und Herren. 

In allen Millionenstädten der ganzen Welt wird heute von Autobussen auf Straßenbahnen umgestellt, nur die Stadt Wien möchte hier andere Zeichen setzen. Ich glaube, dass Sie diese Zeichen über Jahr hinweg beharrlich verweigert haben und nicht erkennen möchten. Und so ist es mir eine Freude oder eigentlich eine Traurigkeit, darüber zu berichten, was die „Neue Zürcher Zeitung" am 24.12.1997 geschrieben hat, also vor nunmehr bereits mehr als zehn Jahren: 

„Wer sich als Benutzer der Wiener Straßenbahn mit der Zuversicht beruhigen will, dass der Fahrer einen im Notfall vielleicht doch sähe, stellt fest: Die Züge der Wiener Straßenbahn haben keine Außenspiegel."

„Die Türen der Bim – so nennt der Volksmund eine Wiener Tram – sind laut offizieller Darstellung gegen vorzeitiges Schließen mehrfach gesichert: das Trittbrett mit einem Tastschalter, die Türöffnung mit einer Lichtschranke und die Umrandungen, die so genannten Türfühlerkanten, mit Druckluftsensoren. Es wäre demnach fast auszuschließen, dass sich ein Unfall wie jener" – damals wurde von einem Busunfall in Vorchdorf berichtet – „bei der Wiener Straßenbahn ereignen kann." 

Das Ganze schreibt die „Zürcher Zeitung" vor mehr als zehn Jahren. Es ist so, als würde es heute in der Zeitung stehen.

Die „Zürcher Zeitung" erläutet weiter: „Die Gewerkschaft der Bim-Fahrer" – und hier füge ich ein: die SP-Gewerkschaft der Bim-Fahrer – „ist gegen die Montage von Außenspiegeln. Ein Sprecher teilte mit, falls Spiegel vorhanden wären, hätte dies zur Folge, dass dem Fahrer die Verantwortung für Unfälle aufgebürdet würde. Es hieße dann, der Fahrer hätte die Gefahr erkennen müssen." Etwas weiter heißt es: „Die Fahrer, glaubt man der offiziellen Auskunft der Gewerkschaft, ziehen es also vor, nach hinten blind zu sein. Zur eigenen Sicherheit gegen rechtliche Ansprüche, nicht zu jener von Leib und Leben der Passagiere." So zitiere ich hier weiter. 

Nach dem Unfall einer leichtsinnigen Frau mit einem Hund, den es damals vor zehn Jahren gegeben hat, „reichten zwei Politiker der Grünen im Wiener Stadtparlament einen Antrag ein, die Straßenbahn sei bis Ende 1997 ‚mit dem bestgeeigneten Rückspiegel nachzurüsten'". – Das möchte ich Ihnen hier auch bewusst zitieren, liebe KollegInnen von Grünen, weil Sie heute, glaube ich, genau das Gegenteil beantragen wollen. – „Der Antrag fand keine Mehrheit."

Das Problem stellt sich bis heute noch immer. Das zeigt die Beharrlichkeit der SPÖ. Aus Fehlern will man nicht lernen, man verursacht weiterhin Unfälle, wie sie in den vergangenen Wochen, Monaten und Jahren leider von uns immer wieder festzustellen sind. Es ist ein sehr trauriges Sittenbild, dass eine Regierung hier am Ruder ist, die nicht aus ihren Fehlern lernen möchte. Da wäre Einsicht einzufordern, wirklich notwendig.

Meine Damen und Herren! Das führte dann sogar soweit – und das ist wirklich köstlich zu zitieren –, dass der Redakteur der „Zürcher Zeitung" – er war Korrespondent in Österreich über viele, viele Jahre –, als er im Jahr 2001 Österreich verlassen hat, seinen Abschiedsessay über Österreich übertitelte mit: „Österreich im Rückspiegel der Wiener Bim" „Wiener Straßenbahnen – die Bim; Mehrzahl: die Bimmen – haben keine Außenspiegel. Die Gewerkschaft der Fahrer ist gegen die Spiegel, also gibt es keine. Die Fahrer wollen nach hinten blind sein, weil sie sonst sehen könnten, ob jemand mitgeschleift wird, und vielleicht haftbar wären. Verantwortung gibt man hierzulande freigebig ab, ebenso Autonomie und Steuergeld. Unter solchen Umständen erstaunt es schon weniger, dass der Betriebsrat der Bank Austria" – man denke nur, was damals war – „Verfügungsgewalt über 2,6 Milliarden Franken – in Form von Aktien – erhielt, die eigentlich der öffentlichen Hand zukommen müssten, der Gemeinde Wien. Es wäre nicht Wien, würde das Geld einfach verpulvert. Die Erträge dieses Vermögens sollen Hightech und Forschung finanzieren: Investition also, nicht bloß Konsum. Der nicht wahlberechtigte ausländische Steuerzahler nimmt es hin." – Zitatende.

Meine Damen und Herren! Wir dürfen es nicht hinnehmen, wir müssen uns wehren gegen diese Art von Verpulverung von Steuergeld in Wien und Nichtbeachtung der Ziele, die wir in Wien eigentlich durchführen müssten. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Die Wiener Linien verweigern die Nachrüstung der rund 350 alten Straßenbahngarnituren mit Rückspiegeln, obwohl sich die Unfälle mit Personenschaden dramatisch häufen.

Wissen Sie, was die Investition kosten würde? Ich sage es nur noch einmal: 100 Millionen EUR liegen im Garagentopf, also in dem Topf, in den die eingenommenen Gebühren fließen und die für öffentliche Verkehrsmittel und für den Garagenbau zur Verfügung stehen. 100 Millionen EUR! Die Nachrüstung mit Außenspiegeln würde sich auf rund 250 000 EUR belaufen. 250 000 EUR – ein geringer Bruchteil, um für die Sicherheit der Wienerinnen und Wiener Vorsorge zu leisten. Doch es wird nichts gemacht. Die Wiener Linien riskieren eine Anzeige durch das Verkehrsministerium, heute geführt vom neuen Parteiobmann der Bundes-SPÖ, und die Wiener Linien wissen nichts anderes darauf zu sagen als: Da kann man halt nichts machen! Und das seit Jahren, meine Damen und Herren. 

Es gibt nun auch ein Urteil einer unabhängigen Richterin. Letzte Woche gab es eine Verhandlung über einen tödlichen Straßenbahnunfall, und über diese Richterin meldete die Austria Presseagentur: „Sie übte deutliche Kritik an den Wiener Linien, die nach wie vor veraltete E1-Garnituren zum Einsatz brächten. Diese Waggons haben keine Außenspiegel. Außerdem lassen sich trotz Türfühlerschranken und Lichtschranken die Türen schließen, wenn man von außen mit der Handfläche ins Innere langt, wie der verkehrstechnische Sachverständige Fritz Huber in einem Selbstversuch feststellen konnte.“ – Damit ist auch schon die Antwort auf den Antrag der Frau Kollegin Puller gegeben, nämlich dass ihr Antrag nicht zum Ziel führen wird

Es stellt die unabhängige Richterin auch klar das Versäumnis der Wiener Linien auf Nachrüstung mit Außenspiegeln fest, und die veralteten E1-Garnituren seien schleunigst auszurüsten beziehungsweise auszutauschen. 

Meine Damen und Herren! Die Stadt Wien verleugnet es und leugnet und leugnet. Und das alles, obwohl wir viele Öffi-Benutzer haben, die nicht, so wie viele hier in diesem Saal, körperlich unversehrt sind, sondern wir haben viele Benutzer der öffentlichen Linien, die körperlich benachteilig sind, die Benutzer der öffentlichen Verkehrsmittel setzen sich auch vielfach aus älteren Menschen und aus Familien mit Kindern zusammen, die eine einfache Einstiegsform brauchen, die vor allem Sicherheit brauchen, damit sie nicht mitgeschleift werden, damit sie nicht zu Schaden kommen. Es wäre an der Zeit, dass Sie für diese Personen, die wirklich Benachteiligten in der Stadt, endlich Barrierefreiheit schaffen würden. (Beifall bei der ÖVP.)

Ein weiterer Punkt, meine Damen und Herren, ist der der Qualitätsanforderung beim öffentlichen Personennahverkehr. Wir haben zum Beispiel das Fahrgastinformationssystem eingeführt, aber dieses Fahrgastinformationssystem ist jetzt, obwohl nun schon einige Zeit in Betrieb, noch immer nicht perfekt. Diejenigen von Ihnen, die auch öffentliche Verkehrsmittel benutzen, können immer wieder feststellen, dass sich die Zeitanzeige manchmal besonders rasch bewegt. Wenn Sie daneben mit der Uhr stehen und stoppen, glauben Sie, Ihre eigene Uhr funktioniert nicht richtig. Wenn es da heißt, in einer Minute kommt der Zug, schauen Sie lange auf die Uhr, da ist die Minute schon lange vorbei, bis man draufkommt, dass die ein intelligentes System gemacht haben, um die Kunden ein bisschen zu irritieren. Eine Minute geht bei denen nämlich immer von 1 Minute 0 Sekunden bis 1 Minute 59 Sekunden. Also wenn Sie eine Zeitanzeige mit nur mehr 1 Minute sehen, könnte es durchaus sein, dass es eigentlich 2 Minuten sind. Dann kommt noch etwas dazu: Wenn wir Betriebsausfälle haben, dann wird es überhaupt schwierig, denn dann wissen wir gar nicht, wann wirklich der nächste Zug kommt. (GRin Mag Waltraut Antonov: Auf jeden Fall später!) Und wenn da, meine Damen und Herren, auch noch ein Zug ausfällt, dann schreiben wir da auf einmal 20 Minuten, 40 Minuten. Das habe ich alles schon erlebt an Wartezeiten. Die Leute gehen verärgert weg, 2 Minuten später springt es wieder um auf 3 Minuten, 4 Minuten. 

Also ich würde sagen, genügend Gehirnschmalz ist notwendig, um hier zu investieren, und zwar nicht nur geistig zu investieren, sondern auch finanziell zu investieren. Ich sage Ihnen, Sie haben damit viel, viel zu spät begonnen, somit rächt sich jetzt auch das System, das Sie in der Zwischenzeit haben. 

Sie schießen außerdem sehr oft übers Ziel beim Einstellen von Straßenbahnlinien oder von Autobussen. Das zeigt sich auch ganz genau bei der EURO 08. Sie haben bei der EURO 08 eine Autobuslinie, nämlich die Linie 2A, eingestellt, und wenn heute jemand in der Stadt unterwegs ist, merkt er eigentlich überhaupt nicht, warum der 2A nicht fahren könnte. Er könnte wirklich ungehindert fahren, ohne Probleme. 

Ich bitte Sie daher, denken Sie nach, schauen Sie sich das an. Sie haben jetzt noch eine Woche Zeit, die Situation zu nutzen. Unterstützen Sie den öffentlichen Verkehr, führen die Buslinie 2A sofort wieder ein. Wir bringen diesbezüglich auch einen Antrag ein. (Beifall bei der ÖVP.)
Natürlich möchte ich auch noch den Antrag betreffend Nachrüstung aller Straßenbahngarnituren mit Rückspiegeln sowie auch noch einen Antrag betreffend die Einsetzung einer unabhängigen Unfallprüfungskommission bei den Wiener Linien einbringen. Sie kennen die Situation: Immer nach einem Unfall bei den Wiener Linien hören wir, das war höhere Gewalt oder Ähnliches oder gerade einmal menschliches Versagen. Es gab nie irgendeinen strategischen Grund, es gab nie irgendeinen organisatorischen Grund. Wir denken, dass hier eine Überprüfung von außerhalb der Betroffenen dringend notwendig wäre. Daher sollte in der Magistratsabteilung eine solche Überprüfungskommission eingerichtet werden, die Unfälle bei den Wiener Linien überprüft und auch dem Gemeinderat jährlich einen Bericht dazu übermittelt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wir können auch ein bisschen in die Zukunft schauen und sagen, die Parkraumbewirtschaftung wäre vielleicht einmal zu ökologisieren. Das heißt, nicht den Autoverkehr zu verhindern, sondern auch entsprechende Investitionen in den öffentlichen Verkehr zu tätigen; Verdoppelung der Anschaffungsraten der Niederflurstraßenbahnen, um gerade in Zeiten steigender Energiepreise auch die Möglichkeit des Umstieges zu haben, also sich nicht bis 2014 Zeit zu lassen, bis 300 ULF da sind, sondern Verdoppelung der Beschaffungsrate. Wir hätten dann diese 300 ULF bereits im Jahr 2010. Und wenn wir in demselben Tempo weitermachen, hätten wir die Chance, dass alle 526 Straßenbahngarnituren mit hohem Sicherheitsstandard bereits 2014 den Wienerinnen und Wienern zur Verfügung stehen könnten.

Das wäre wahrscheinlich auch notwendig, um diese flächendeckende Barrierefreiheit sicherzustellen. Wir bringen diesbezüglich auch einen Antrag betreffend Anschaffung von Niederflurstraßenbahnen ein. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! In anderen Bereichen gibt es auch noch viele Möglichkeiten, mehr zu investieren und mehr für die Wienerinnen und Wiener herauszuholen, sprich, Leistungsevaluierung, wie sie zum Beispiel in Frankfurt und in vielen anderen Städten in Deutschland gang und gäbe ist. Hier werden konkrete Dienstleistungen der Stadt ausgeschrieben in einem kontrollierten Markt, was dazu führt, dass rund 30 Prozent mehr Investitionen getätigt werden können, der öffentliche Verkehr verdichtet und erweitert werden kann. Mit solchen Optimierungen könnten wir mehr Fahrgäste bekommen und könnten damit wirklich einen Anreiz schaffen, umzusteigen. 

Wir brauchen aber auch Entscheidungsstrukturen bei der Vergabe von Leistungen im öffentlichen Verkehr, die für die Zukunft besser adaptiert werden. Derzeit schauen wir immer nur, was ist der Aufwand und was ist der konkrete Nutzen im jeweiligen System. Ich denke, wir müssen hier auch Drittfaktoren mit einbeziehen, müssen ökologische Faktoren mit einbeziehen, Umweltbelastungen mit einbeziehen, um in ein Gesamtsystem zu kommen. Es kann nicht nur darum gehen, wie gerade die Einstellung der Linie 21 gezeigt hat, dass es sich hier nur um eine einmalige Investition handelt und danach entschieden wird oder nur um die derzeitige Auslastung bei der jeweiligen Linie. Hier geht es insbesondere auch darum, die Vermeidung zu betrachten, also was man damit hätte vermeiden können, wie viel Zusatzpotenzial man damit noch bekommen könnte. Das ist in der Betrachtungsweise von der Stadt Wien vollkommen außer Acht gelassen worden.

Ein anderes System aus der Stadt Zürich zeigt uns auch, dass Lichtsignalanlagen, im Unterschied zu Wien, gemäß einem Stauvermeidungsprinzip geschaltet werden können, was dazu führt, dass die Straßenbahn nämlich nur dann auf Grün schaltet, wenn sie es gerade wirklich braucht und unmittelbar darauf wieder frei gibt. In Wien haben wir das nicht. In Wien ist die Situation immer nur, dass die eine Schaltphase auf die andere umgestellt wird und damit immer eine Verzögerung eintritt, was dazu führt, dass der Individualverkehr viel mehr beeinträchtigt wird. 

Ich sage Ihnen, es kann nicht das Ziel sein, öffentlichen Verkehr laufen zu lassen und gleichzeitig Individualverkehr zu behindern. Es ist ein Sowohl-als-auch möglich. Dafür setzen wir uns ein, und dafür sollten auch Sie sich einsetzen.

Sie sollten sich auch bei der Weiterentwicklung der Fahrzeugtechnologie einsetzen. Sie fördern im Moment nur die Erdgastechnologie. Das ist das Einzige, was Sie fördern. Sie fördern nicht die Anschaffung von alternativen Antriebssystemen und Sie unterstützen damit eigentlich auch diejenigen, die groß Geschäfte machen bei den fossilen Energieträgern. Sie unterstützen die Erdöllobby, Sie unterstützen die Erdgaslobby aus den verschiedenen Teilen der Welt, von denen wir damit immer mehr abhängig werden.

Sie sollten, wenn Sie eine vernünftige Verkehrspolitik machen wollen, das Ziel haben, eine vernünftige Mobilitätspolitik zu machen, unabhängiger zu werden und eigene Systeme zu entwickeln.

Aber wir stützen uns noch immer auf Verkehrsdaten, die jetzt bereits mehr als zehn Jahre alt sind, wir stützen uns auf Verkehrsdaten, die dazu führen, dass wir zum Beispiel bei der S1 bei Verkehrsprognoseschätzungen von den unterschiedlichen Verkehrsplanern im selben Abschnitt einmal 33 000 Autos Belastung errechnet bekommen und von einem anderen Verkehrsplaner 88 000 Autos. 

Meine Damen und Herren! Das zeigt, dass wir hier keine konzertierten Systeme haben. Das zeigt, dass hier jeder nach seinem Gutdünken handelt und dass die Zahlen aktualisiert werden sollten.

Wir brauchen Förderungen für alternative Antriebe, Förderungen von Elektroautos, von Elektromotorrädern. In diesem Sinne kann ich auch den Ansatz der GRÜNEN unterstützen, Hybridtaxis einzuführen, aber ich denke, der ausschließliche Ansatz in Richtung Hybridtaxis wäre falsch. Es geht generell um alternative Antriebssysteme, denn Hybrid wird derzeit nur von mehr oder weniger einer Autolobby auf der Welt hergestellt. Wir müssen hier einen breiteren Ansatz haben und Elektroautos generell dazunehmen, Wasserstoff betriebene Autos dazunehmen, und insofern war es auch ein Fehler, dass sich die Stadt Wien nicht an dem EU-Projekt beteiligt hat, Wasserstoff betriebene Autobusse einzusetzen.

Das Abgabensystem muss ökologisiert werden. Denken wir einmal nach über Umweltzertifikate für Autos, denken wir nach über ein CO2-Konto für alle Wienerinnen und Wiener, denken wir darüber nach, wie wir in Zukunft damit umgehen können, auch den Verkehr leichter von Schadstoffen freizuhalten. Es ist selbstverständlich, dass wir heute schon von Energieausweisen bei Häusern sprechen, es ist selbstverständlich, dass wir von Energieausweisen bei Elektrogeräten, bei Kühlgeräten sprechen, umso selbstverständlicher sollte es werden, bei Autos auch davon zu sprechen.

Meine Damen und Herren! Intelligente Verkehrsplanung beginnt aber nicht nur in der unmittelbaren Planung des örtlichen Verkehrs, sie beginnt eigentlich schon bei der Raumplanung, bei der Siedlungsplanung. Ich glaube, dass wir hier als Stadt Wien in den vergangenen Jahren viel, viel versäumt haben. Es müsste viel mehr gegen die Abwanderung ins Umland getan werden. Wir müssten Wohnen im Grünen auch in Wien möglich machen. Denken wir einmal darüber nach, wie zum Beispiel Aspern entwickelt wird. Wie wäre es, wenn wir dort noch einmal über einen verdichteten Flachbau nachdächten, damit all diejenigen, die Grün schätzen, auch in Wien eine Möglichkeit haben. Familien darf nicht die Stadtflucht als einzige Alternative zum Wohnblock bleiben. Gerade in neuen Stadterweiterungsgebieten bietet sich die Möglichkeit an, mit einem Flachbau gegenzusteuern. Wir müssen der Zersiedelung Einhalt gebieten. Dazu bedarf es nicht nur eines vernünftigen Verkehrssystems, das gebietet uns natürlich auch der Umgang mit unseren Ressourcen, die wir haben.

Ich sage Ihnen, bilden wir nicht unnötige Rücklagen wie die 100 Millionen, mit denen ich begonnen habe – um vom Anfang nun zum Ende zu kommen –, investieren wir in eine Zukunft, die wir gerne verantworten möchten. 

So wie der Straßenbahnfahrer einmal in den Rückspiegel schauen soll, bitte ich Sie: Liebe SPÖ, riskieren auch Sie einmal einen Blick in den Rückspiegel! Es zahlt sich aus, denn für eine Umkehr ist es nie zu spät. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Dipl-Ing Al-Rawi.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Mehr als die Hälfte der Menschheit lebt weltweit in Städten. Städte sind auch die Zentren von Kultur, Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilisation und Urbanität. Die Sorgen, Probleme und Herausforderungen von Städten sind weltweit sehr ähnlich. Das kommt insbesondere bei Tagungen, wie zum Beispiel beim UCLG-Kongress voriges Jahr in Korea, zum Ausdruck. Wir können wirklich von Glück sprechen, in einer Stadt zu wohnen und als Politiker zu agieren, die zu den lebenswertesten Gegenden der Welt zählt. 

Diese stellte nicht nur das Ranking der Mercer Consulting Group fest, die schon mehrmals heute und auch gestern erwähnt worden ist. Demnach ist Wien in puncto Lebensqualität an 1. Stelle aller EU-Hauptstädte. Dabei haben wir Städte wie Kopenhagen, Vancouver, Amsterdam hinter unter uns gelassen und sind weltweit auf Rang 2. Indikatoren wie medizinische Versorgung, persönliche Dienstleistungen, Konsumgüter sowie Wohn- und Freizeitmöglichkeiten waren ausschlaggebend für diese Bewertung. 

Diese tolle Bewertung war kein Zufall, sondern das Ergebnis von guter und richtiger Politik der Vergangenheit, ist aber auch eine Herausforderung für die Zukunft. Gerade unserem Ressort für Stadtplanung und Verkehr, dem Ressort der Zukunft eben, fällt die spannende Aufgabe zu, die Stadt in ihren stadtplanerischen Elementen so zu gestalten, dass sie für die nächsten Jahrzehnte fit bleibt und eine gesunde Entwicklung nehmen kann, aber auch für die wachsenden Probleme des Verkehrs und der Sicherheit der Menschen eine Lösung zu entwickeln, die der Mobilität der BewohnerInnen dieser Stadt und ihren Bedürfnissen Rechnung trägt und die Lebensqualität in puncto Umweltbelastung, Lärmentwicklung, aber auch Verkehrsreduktion und Steigerung der Sicherheit verbessert. 

Der Masterplan Verkehr 2003 verfolgt ja das Leitbild der intelligenten Mobilität. Die Nachhaltigkeit dieses Zieles wurde durch drei Säulen definiert: soziale Gerechtigkeit, zukunftsbeständige Wirtschaftssysteme und nachhaltige Nutzung der natürlichen Umwelt. 

Hauptziel dieses Masterplans Verkehr ist die nachhaltige Mobilitätsentwicklung zur Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung. Zur Vermeidung durch mobilitätssparende Stadtentwicklung und Raumordnung – dazu wird anschließend auch meine Kollegin Schrödl noch etwas sagen – wird ganz klar das Konzept der Stadt der kurzen Wege, aber auch die Verlagerung von motorisiertem Individualverkehr zum öffentlichen Verkehr, zum Rad- und zum Fußgängerverkehr festgelegt. 

Hier freut es uns ganz besonders, dass die Kfz-Verkehrsstärken im Stadtgebiet innerhalb vom Gürtel und vom Donaukanal um 2,8 Prozent abgenommen haben. Die durchschnittliche Fahrleistung der Wienerinnen und Wiener ist von 6,3 auf 6,1 km zurückgegangen; das ist immerhin eine Reduktion von 3 Prozent. Dass es trotzdem zum Wachstum der Kfz-Verkehrsstärken in anderen Bereichen gekommen ist, ist auf den Bevölkerungszuwachs zwischen 2001 und 2006 um 6,5 Prozent zurückzuführen und damit auch erklärbar. Ein weiterer Grund war die Zunahme des die Stadtgrenze überschreitenden Verkehrs. 

Bei der Verlagerung und Entwicklung des Modal-Split ist eine sehr positive Entwicklung seit 1993 zu verzeichnen. Der Anteil des motorisierten Individualverkehrs konnte von 40 Prozent auf 34 Prozent reduziert werden. Jenes Verkehrsaufkommen, das für die Umweltbelastung relevant ist, das PKW-Verkehrsaufkommen, ist in diesem Zeitraum von 30 Prozent auf 25 Prozent zurückgegangen. Dies würde bei konstanter Einwohnerzahl eine Reduktion von 16,6 Prozent bedeuten. 

Besonders möchte ich unterstreichen, dass die Bezirke, die die Parkraumbewirtschaftung eingeführt haben, also die Bezirke 1 bis 9 und der 20. Bezirk, die Ziele des Modal-Split auch erreicht haben.

In diesem Zusammenhang sei nochmals erwähnt, dass sozialer Ausgleich, Chancengleichheit und die Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebensbedingungen von Frauen und Männern, allgemein bekannt unter Gender Mainstreaming, für uns die zentralen strategischen Schwerpunkte der Stadt für den Masterplan Verkehr 2003 waren und weiterhin sind. 

Noch ein paar Gedanken zur Parkraumbewirtschaftung. Die Parkraumbewirtschaftung ist ein intelligentes und wirksames Instrument zur Verteilung der knappen Stellplätze und zur Reduktion des Autoverkehrs. 2007 wurde die Bewirtschaftungszeit in den Innenbezirken bis 22 Uhr verlängert und nach 21 Jahren die Parkgebühr angehoben. Parkgebühren erfüllen zwei Ziele: Verkehrsvermeidung einerseits, andererseits werden durch die Einnahmen mehrere Projekte zur Erhöhung der Sicherheit finanziert. In dieser Zeit wurde auch der 2-Stunden-Parkschein eingeführt. Zum Stichtag 31. Dezember 2007 waren in der MA 67 insgesamt 538 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt, davon 186 in den Referaten zur Führung der Verwaltungsstrafverfahren erster Instanz und 330 im Bereich der Überwachung.

Das Jahr 2007 war geprägt von der zeitlichen Ausweitung der Kurzparkzone auf 22 Uhr. Hier mussten in Abstimmung mit der Gewerkschaft neue Dienstzeiten sowohl für die Kontrollorgane als auch für die Führungskräfte ausgehandelt werden. Da wurde auch berücksichtigt, dass in den Nachmittags- und Abendstunden eine verstärkte Kontrolltätigkeit durchgeführt werden sollte. 

Die Beanstandungszahlen des Vorjahres konnten 2007 nicht erreicht werden. Hier hat die verstärke mediale Präsenz auf Grund der zeitlichen Ausdehnung der Kurzparkzone auf 22 Uhr auf die Bevölkerung offenbar so gewirkt, dass sie dies veranlasste, vermehrt die Parkometerabgabe rechtskonform zu entrichten. Auch die Aufstockung von Personal im Rahmen der vereinbarten Sicherheitspartnerschaft zwischen Bürgermeister Dr Michael Häupl und der Frau Innenministerin Liese Prokop auf insgesamt rund 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Parkraumüberwachungstruppe der Bundespolizeidirektion Wien zeigte signifikante Wirkung, und die Ziele der Beanstandungen in diesem Bereich konnten deutlich gesteigert werden.

Unser Ziel in puncto Verkehrssicherheit lautet: Vision Zero, keine Toten im Straßenverkehr, ein ehrgeiziges Ziel, an dessen Erreichung mit aller Kraft weitergearbeitet wird. Dass wir auf dem richtigen Weg sind, beweisen Gott sei Dank die vorhandenen Unfallzahlen. Die Überwachungsanalyse des Unfallgeschehens im Sinne der örtlichen Unfallforschung sowie die Sanierung der Unfallhäufungsstellen waren Schwerpunkt bei der Verkehrssicherheitsarbeit, insbesondere jener der Magistratsabteilung 46.

In absoluten Zahlen haben wir im Jahr 2007 um 155 weniger verletzte Personen im Straßenverkehr zu verzeichnen als im Jahr 2006. Auch wenn Wien bei den Getöteten ein sehr niedriges Niveau aufweist und mit 20 Todesfällen je einer Million Einwohner in Europa unter den Städten mit den niedrigsten Zahlen an Getöteten im Straßenverkehr liegt, müssen wir sehr bedauern, dass es trotzdem 35 Tote im Jahr 2007 gegeben hat, und jeder Tote im Verkehr ist ein Toter zuviel. Hier bleibt, wie gesagt, das Ziel von StR Schicker das Festhalten an der Vision Zero: Kein Toter im Straßenverkehr!

Auch bei den Kindern gibt es Gott sei Dank weniger Verletzte. Gemeinsam mit der AUVA konnten 30 Schulwegspläne für die Volksschulen erstellt werden. Bei der Erhebung der Wohnstandorte und Gefahrenpunkte sind die Eltern miteinbezogen worden. Besonders erfreulich ist, dass die Zahl der verletzten Kinder um 7,3 Prozent zurückgegangen ist. Hauptfokus in Zukunft wird weiterhin sein, die erfolgreiche Aktion Schulwegspläne für alle Volksschulen zu erweitern, insbesondere im 21. Bezirk, um auch in Floridsdorf das weltweit sehr niedrige Unfallniveau zu erreichen.

Zum Punkt Radfahrerinnen und Radfahrer. Mit Ende 2007 weist das Wiener Radwegenetz eine Gesamtlänge von knapp 1 100 km auf. Davon wurden 50 km Infrastruktur mehr für den Fahrradverkehr im Jahr 2007 realisiert. Die Schwerpunkte der Verkehrssicherheit und Verkehrsregeln wurden in der neu aufgelegten Radkarte für Wien näher erläutert. 

Gemeinsam mit dem ARBÖ und der Bundespolizei wurde die Aktion „Sicherer Radfahren – Radfahrprüfung schon mit zehn" durchgeführt. Kinder können bereits mit 10 Jahren die Radfahrprüfung absolvieren. 

Auch einige Bezirke forcieren das Radfahren immer mehr und mehr. Ich bin stolz, auch hier zu sagen, dass in meinem Heimatbezirk Meidling zum Beispiel im Jahr 2007 mit der Mitwirkung der Magistratsabteilung 46 eine eigene Informationsbroschüre für die Kinder des 12. Bezirks produziert wurde. 

Dies zeigt sich alles auch in der Unfallsbilanz. Im Jahr 2007 sind 2,3 Prozent weniger Radfahrer verunglückt als im Vergleichszeitraum ein Jahr davor. Die Sanierung der Unfallhäufungsstellen hat sich sehr positiv ausgewirkt. Erfolgreiche Maßnahmen reichen hier von der Umstellung der Ampelphasen, geänderten Fahrbahnmarkierungen bis hin zum Straßenumbau. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich die Aktion „Verkehrssicherheit für ältere Menschen", die ins Leben gerufen wurde, und die unter anderem eine persönliche Verkehrsberatung beinhaltet und der Tatsache Rechnung trägt, dass immer mehr Wienerinnen und Wiener auch im hohen Alter mit dem Auto unterwegs sind.

Durch die ständige Analyse und Sanierung der Unfallhäufungsstellen sind diese nicht nur entlang der Radfahranlagen deutlich zurückgegangen, es gab insgesamt auch weniger schwere Unfälle. 

Wir wollen auch deshalb möglichst alle Wohngebiete zu 30 km/h-Zonen machen. Durch eine geringere Geschwindigkeit des Fahrzeuges verkürzt sich auch der Anhalteweg. Dies kann entscheidend sein, ob kritische Verkehrssituationen glimpflich, mit Verletzungen oder gar tödlich enden. (GR Kurth-Bodo Blind: Autos abschaffen ist eine Konsequenz!) Wenn Sie das schon einmal gesehen haben und in der Welt gefahren sind und Länder gesehen haben, wo mit geringerer Geschwindigkeit gefahren wird, etwa in Vietnam, dann werden Sie sehen, dass die Verkehrssicherheit gesteigert werden kann. Es gibt nicht nur radikale Lösungen, Herr Kollege Blind, wie entweder Autos abschaffen oder 30 km/h einlösen, es gibt auch nicht nur die Lösungen, alle müssen auswandern oder es gibt keine Integrationspolitik. Das müssen Sie endlich einmal akzeptieren und ein bisschen Innovation und Hirnschmalz in Ihre Politik einbringen, und nicht mit radikalen Maßnahmen einfach alles abschaffen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth-Bodo Blind: Ich bitte Sie!) 

Aber auch die Gehsteigsvorziehungen sowie die Fahrbahnerhebungen im Kreuzungsbereich und die Gehsteigsdurchziehungen zählen zu jenen Maßnahmen, die die Verkehrssicherheit verbessern sollen. Das Zusammenspiel aller Magistratsabteilungen ist hier gefordert, um die Verkehrssicherheit noch zu steigern. Die Magistratsabteilung 28 hat im Jahr 2007 rund 1 170 Laufmeter taktile Leitsysteme installiert und als Erleichterung für eine Vielzahl von Personen 490 Gehsteigsenkungen in allen 23 Bezirken hergestellt. 

Um dem Ziel, gleiche Chancen für alle VerkehrsteilnehmerInnen gerecht zu werden, wurden Leitprojekte wie der Khleslplatz, die Bräuhausgasse, das Mariahilfer Platzl und andere durchgeführt. 

Von diesen Umsetzungen haben vor allem Frauen und Mädchen, Kinder und Jugendliche, ältere Menschen sowie geh- und sehbehinderte Personen profitiert. Wer sich das Projekt Khleslplatz anschaut, wird feststellen - dort gibt es eine Schule, dort gibt es in unmittelbarer Nähe auch ein Seniorenwohnheim -, dass dort die Gehsteige verbreitert werden und die Beleuchtungssituation erweitert wird. Das heißt, auch für die Sicherheit der Mädchen und der Frauen, die am Abend dort spazieren gehen, aber auch die Barrierefreiheit für die PensionistInnen, wurde dort eine bessere Situation herbeigeführt. 

Aber auch die Magistratsabteilung 29 hat neben der Erhaltung des anschaulichen Stadtbildes, mit ihrem Ziel des behindertenfreundlichen Planens und der Errichtung von barrierefreien Bauten sowie dem Aktionsplan Fußgänger und Radfahren auf Brücken, wesentlich zur Realisierung dieser Ziele beigetragen. Projekte wie Skywalk Spittelau, erfüllen zum Beispiel alle drei Vorgaben, aber auch die Unterführung Löwengasse, die Stadtbahnbögen, die Radwege und auch der Wiental-Highway sind hier zu nennen und exemplarisch zu erwähnen. 

Die Magistratsabteilung 33 hat mit den Vorarbeiten zur Erneuerung von 48 Verkehrslichtsignalanlagen und der Modernisierung von 540 Verkehrslichtsignalanlagen auf den neuen Stand der Informationstechnik begonnen, um den Anschluss an den neuen Verkehrsleitrechner zu ermöglichen. 

2007 ist der Magistratsabteilung 33 auch der Abschluss neuer Leistungsverträge für die Wartung, die Inspektion sowie für die Störungs- und Schadensbehebung an den 1 200 Wiener Ampeln gelungen, und die Kosten um 0,78 Millionen EUR zu reduzieren. Das entspricht immerhin einer Einsparung von 15 Prozent. Erfreulich ist, dass diese Kostenreduzierung von der Magistratsabteilung 33 auch nachhaltig für das Jahr 2008 vereinbart werden konnte, und dazu gratuliere ich ihr ganz herzlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Darüber hinaus konnten projektbezogene Einsparungen bei den Investitionsmitteln für die Errichtung beziehungsweise Erneuerung von Ampeln erzielt werden. Hier sind beachtliche Einsparungen von über 35 Prozent gelungen. 

In Vorbereitung der EURO 2008 hat die Magistratsabteilung 33 frühzeitig Handlungen zur Hebung der Funktionssicherheit der Ampeln eingeleitet und 2007 ein mehrjähriges Sanierungsprogramm gestartet. An den bereits 2006 in Betrieb genommenen neuen zentralen Verkehrssteuerrechner wurde noch 2007 ein Viertel aller bestehenden Ampeln angeschlossen. 

Auch die Überprüfung der Grünen Welle konnte 2007 vorangetrieben werden. Gemeinsam mit den Autofahrerorganisationen wurden 30 so genannten Koordinierungsbänder definiert, externe Verkehrsplaner haben dazu die Schaltprogramme von über 100 Ampeln evaluiert, und die ersten Erkenntnisse zur Optimierung der an und für sich sehr gut funktionierenden Grünen Welle wurden bereits 2007 umgesetzt.

Auch der Umweltgedanke soll nicht zu kurz kommen, weil die MA 33 die Hauptnachtschaltung der Straßenbeleuchtung in Wien bereits ab 23 Uhr einschaltet, ein Mittel, um die vorhandenen Ressourcen, ökologische und ökonomische, ohne Qualitätsreduzierung einzusetzen. Aber auch gestalterisch wurde einiges gemacht. So wurde die Errichtung einer neuen Anstrahlung der Fassaden der St Peter und Paul-Kirche in Simmering realisiert. Und ich hoffe, die Freiheitliche Partei freut sich, dass wir keine Moschee in dieses Programm zur Bestrahlung aufgenommen haben.

Meine Damen und Herren, das waren so ein paar Beispiele aus diesem sehr spannenden, zukunftsorientierten Ressort der Physiktechnologie und Innovation, für und mit den Menschen realisiert. 

Ich möchte mich an dieser Stelle bei dem zuständigen Stadtrat, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der zuständigen Magistratsdirektion, aber auch den Mitarbeiterinnen der Stadtratbüros für ihren unermüdlichen Einsatz für die Stadt und die liebenswürdigen Menschen in dieser Stadt, bedanken. Wien ist nicht zuletzt durch diesen Einsatz so lebens- und liebenswert und, wie schon gesagt, die hohen Werte in punkto Lebensqualität sind kein Zufall und kommen nicht von ungefähr. Ich bedanke mich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächsten Redner habe ich Herrn GR Mag Chorherr. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte jetzt den gesperrten Ring als Beispiel nehmen und über die unglaubliche Flexibilität des Verkehrs sprechen. Ich kann mich erinnern, wie die meisten von Ihnen auf den Vorschlag von Maria Vassilakou vor einem halben Jahr reagiert haben, (GRin Mag Maria Vassilakou: Ja, richtig!) dass man doch die Chance nützen sollte, den Ring grundsätzlich für Fußgänger und Radfahrer zu öffnen. Also, das war von der Intensität her sozusagen nahe der Kinderschändung, was da passiert ist. Ich kann mich erinnern, auch was hausintern für eine Angst bestand, da werde das totale, unglaubliche Wahnsinnsverkehrschaos ausbrechen. 

Und was ist jetzt dort? Das geht wunderbar. (GR Heinz Hufnagl: In einem Teilabschnitt!) Ein paar wollen unbedingt stauen, die sollen stauen. Ich möchte mich ein bisschen darüber aufhalten, weil wir, Herr Stadtrat, mutiger sein sollten. 

Der Verkehr ist unglaublich flexibel. (GR Kurth-Bodo Blind: Da sollten Sie die Linzer Straße nehmen!) Da sind von heute auf morgen … Also mir fallen fünf Straßen ein, wo man Ähnliches machen könnte. Bleiben wir beim Ring, fangen wir mit dem Ring einmal an. 

Ich habe mir das öfters auf der Zweierlinie angeschaut. Die Menschen sind rasend intelligent, sie stellen sich schlicht und einfach darauf ein.

Mir fällt ein zweites Beispiel ein: Ich kann mich erinnern, ich glaube, 2003 war der große Streik von Bahn und Wiener Linien am selben Tag. Sie erinnern sich, ein Tag. Vorhergesagt war die Verkehrsapokalypse. Man muss sich einmal vorstellen, wenn das alles ausfällt. Es war bis heute der Tag mit dem mit Abstand meisten Radverkehr, den Wien jemals gesehen hat, interessanterweise nicht nur an dem Tag, sondern, wie ein Pingpong-Ball, waren auch die nächsten Tage noch relativ hoch, und dann ist wieder die Normalität eingezogen. 

Also, wir werden uns sehr anstrengen müssen, Herr Stadtrat, Herr Radverkehrs-Beauftragter, dass wir jenen Wert jemals in den nächsten Jahren wieder erreichen, der an diesem einen Tag erzielt wurde. Es kommt überhaupt kein Chaos. Ich habe mit einem hochrangigen Beamten der Stadtbibliothek gesprochen, der zu Fuß vom 22. ins Büro gegangen ist. Das war für ihn echt ganz cool, einmal zu Fuß ins Büro zu gehen. 

Ich sage Ihnen ein drittes Beispiel über die Flexibilität des Verkehrs: Es wird vorhergesagt - wir spielen jetzt kurz Jänner - es wird intensivster Schneefall vorhergesagt. Die meisten Parkplätze verschwinden in einer einzigen Parkplatzvernichtungsaktion, weil dort die Schneehaufen liegen. Eigentlich müsste das Verkehrssystem zusammenbrechen. Es bricht nicht zusammen, es funktioniert. 

Lange Rede kurzer Sinn, meine Damen und Herren, wir sollten viel mutiger sein. Dem Wiener Verkehr ist unglaublich viel zumutbar, und ein großes Lob gebührt den Wiener Autofahrerinnen und Autofahrern. Die haben eine Intelligenz, eine Flexibilität, einfach zu verschwinden. Das ist wunderbar, das ist wunderbar. Jetzt haben wir dort aber eine riesige Barriere. Ich glaube, es ist nicht die Stadt Wien schuld, ich glaube, es ist die UEFA. Ich verstehe überhaupt nicht, dass man gleichzeitig jammern kann, dass keine Leute in der Fan-Zone heute sind. Du kommst auch nicht hinein, ja. Man könnte ja, sagen wir, dort mit ein paar netten Leuten jetzt auf ein Würstel oder auf ein sehr teures Bier gehen, aber ich verstehe es irgendwie, dass man 4,50 EUR zahlt, ist ja wirklich ein beachtlicher Preis, aber man muss irgendwo hineinkommen. 

Man schützt sozusagen das Nichts vor dem Nichts, es stehen einige heroische Securitys herum, ist es, dass man befürchtet, dass da jetzt ein Anschlag passiert, oder warum macht man nicht einfach auf und lässt die Leute heute hineingehen. Ein paar ganz versprengte Touristen gehen da und filmen einen vereinsamten Jazzspieler, der jetzt dort ist, und ein paar heroische Standler haben noch immer offen. 

Noch einmal: Ich muss es sagen, es ist völlig unsinnig von der Stadt Wien, weil es viele Diskussionen gegeben hat, es war aber eine richtige Entscheidung, eine richtige Entscheidung, das in der Stadt zu machen, ja. Ich verhehle nicht, ich habe mich nie kritisch geäußert, aber ich hatte meine Zweifel, ob das so eine richtige Entscheidung ist, und jetzt nützen wir den Schwung. 

Sperren wir nicht das ganze Ding ab, sondern sagen: „Bravo Autofahrer, wir öffnen das für Fußgänger, für Radfahrer, für Radfahrerinnen, für Skater, für Leute mit Kinderwagen.“ Das ist wunderbar, die Leute haben sich daran gewöhnt, warum verwirren wir, meine Damen und Herren, verwirren wir die armen Autofahrer und machen den Ring wieder auf? Das ist hergeschenkte Kapazität. 

Ernsthaft, das Verkehrssystem ist unglaublich flexibel, akzeptiert ganz viele Eingriffe, und wenn dann die Qualität steigt, nicht als abgeriegelte Gesamtsicherheitszone, sondern als fluides, urbanes Element des Gehens, wäre das wunderbar. Ich wüsste nicht ernsthaft, außer dass es nicht geplant ist, was dagegen spricht. Leider spricht heute nicht Kollege Hora. (GR Mag Alexander Neuhuber: Was machen wir mit der Universität!) 
Wenn die Stücke vom Ring, ernsthaft jetzt, wenn das Stück vom Ring gesperrt ist, kannst du trotzdem hinein. Endlich kannst du zu Fuß hinein gehen. Was ist das Problem! Ich würde ja nicht den Zaun stehen lassen, du kannst vorne reinfahren, du kannst woanders reinfahren, du kannst beim ... (GR Mag Alexander Neuhuber: Was machen wir mit dem Deutschmeisterplatz!) Ja, den Teil einmal als Versuch. Diesen Teil von Universität, Parlament, Rathaus, herrlich. 

Und übrigens, natürlich fährt die Straßenbahn dort, fährt im dichten Intervall, es wird eine urbane Sonderzone, herrlich. Wieso ist das so schlecht vorstellbar? Also, es ist nachgewiesen, dass es funktioniert. Es funktioniert sogar jetzt, obwohl es abgesperrt ist und obwohl keine Straßenbahn fährt. Dann fährt dort die Straßenbahn. 

Also, ich würde dringend empfehlen, das zu machen. Soviel zum Verkehr und zu der Zumutbarkeit. 

Ich hatte ein interessantes Erlebnis gestern. Weil jetzt der Benzinpreis für manche Leute so stark gestiegen ist und weiter steigt, hat der „Report“, sozusagen so nach dem Motto, es gibt einen Riesenwickel, mich gebeten, mit Leuten an Tankstellen zu diskutieren. Das Interessante war, dass der Tankstellenpächter gesagt hat, so wenig Umsatz wie in den letzten Wochen hat es schon lange nicht gegeben. Und wir waren in einer Tankstelle im 10. Bezirk, wo man ja nicht unbedingt an einer Tankstelle sozusagen die großen Grün-Fans erwartet. Die Leute sind unglaublich vernünftig. 

Was sagen die Leute? Natürlich sind sie nicht happy, aber „wir fahren weniger“, „wir überlegen uns, ein anderes Auto zu kaufen“, oder „was sollen wir tun.“ Da gab es keinen Einzigen, der sozusagen die Politik beschuldigt hat, wie es manche hier in dem Haus machen. Die Leute nehmen zur Kenntnis, dass es immer teurer wird, und es wird immer weniger gefahren. 

In den USA gibt es zum ersten Mal seit, was weiß ich, 45 einen Knick, einen signifikanten Knick des gefahrenen Kilometerverhaltens, und sogar der Benzinverbrauch ist zurückgegangen. Bis vor wenigen Monaten waren diese riesigen Ford F-series die LKWs Nummer 1, jetzt sind die auch weg, wir befinden uns mitten in einem Wandel. In den USA sind die Radlgeschäfte ausverkauft, und das ist erst der Anfang, das müssen wir sagen, es ist erst der Anfang. 

Das war jetzt kurz jüngste Geschichte und es wird groß geschaut, sie machen jetzt einen großen Gipfel und versprechen, sie werden den Erdölhahn aufdrehen, sie versprechen es auch. Entweder sie können nicht aufdrehen oder sie haben nichts mehr, nämlich nicht mehr, aber das wäre zu lang, das zu erklären. 

Die Erdölmärkte haben das blitzschnell kapiert. Was ist am Tag nach diesem grandiosen Erdölgipfel mit dem Ölpreis passiert? Er ist gestiegen, und er wird ordentlich weiter steigen, und wir sind gut beraten, uns darauf vorzubereiten. 

Kollege Al-Rawi, egal. Auch ohne ihn nun zum Radverkehr: Es gibt nämlich eine total interessante Untersuchung, ich glaube im Auftrag der MA 18, die uns vor einigen Wochen zugegangen ist und die das Potenzial zeigt, das wir haben. So eine Untersuchung schätze ich immer sehr, weil da lernt man Sachen dazu. Also, eine Zahl hätte ich nie geglaubt. Diese Untersuchung vergleicht ganz vieles, Verkehrsverhalten, Radverhalten in Wien und Radverhalten in Städten, die einen Radverkehrsanteil haben, der für uns anstrebenswert ist, also eh nur 8 Prozent. Wir haben, streiten wir nicht, 4 oder 5 Prozent, ja. Die jüngste Zahl (GR Heinz Hufnagl: Das ist gleichzeitig gegensätzlich!) Es war eine Pressekonferenz, ich habe nicht höhnisch nachgekeppelt, weil das tue ich nur ganz selten und schon gar nicht gegen den verehrten StR Schicker. Im Ausschuss haben wir uns ein paar Mal gematcht in der Frage. Es war lediglich eine Pressekonferenz gemeinsam mit dem VCÖ und Rudi Schicker, wo er von dem Wiener Radverkehrsanteil von 4 Komma irgendwas Prozent ausgeht. Es ist egal, ich möchte nur sagen, 8 Prozent ist für Wien eine Erhöhung. Ich sage hier nur Kopenhagen, 36 Prozent. (StR Norbert Walter, MAS: Das ist platteleben!) Ja, platteleben, also ich tu mir einmal alle ebenen Bezirke zusammen und tue die hügeligen weg, ja, dann bleibt noch immer satt die Hälfte über. 

Herr Kollege, einigen wir uns bei 18 Prozent, machen wir in Wien nur 18 Prozent. Ich bin schon ganz zufrieden. So, lassen wir das. (StR Norbert Walter, MAS: Ich bin ohnedies fürs Radfahren!) Nein, das ist ganz schlecht. Ich bin eh auch für irgendwen, ich bin eh für den Radverkehr, das ist eine Drohung. (GR Karlheinz Hora: Ja, ich fahre auch mit dem Rad!) Richtig, ja, ein großes Hoch dem Kollegen!

Nein, lassen Sie mich zu dieser Zahl etwas sagen. Es wurde in den Städten verglichen, was ist die durchschnittliche Entfernung eines Radfahrers, einer Radfahrerin in Städten mit 8 Prozent Radanteil. Ich sage Ihnen diese Zahl, es sind 3,2 km im Schnitt. Wie hoch ist in Wien der durchschnittliche Weg in die Arbeit? Jetzt würde man glauben, der ist kürzer. De facto sind es 3,8 km, das ist also deutlich höher. Es geht also nicht darum, Menschen, die in Liesing wohnen und im 21. Bezirk arbeiten, dazu zu bringen, täglich mit dem Rad zu fahren, sondern es geht darum, Zubringer zum Beispiel im 22. Bezirk zur U1, zur U2, für den Nahverkehr, fürs Einkaufen, so einzurichten, dass es hier große Kapazitäten gibt. Da haben wir ordentlich Nachholbedarf, da sollen wir uns was einfallen lassen, und da können wir uns was einfallen lassen. Nichts ist billiger, einfacher und schneller als der Radverkehr. 

Was können wir hier kurzfristig tun? Wir haben schon im Ausschuss darüber geredet, ich sage Ihnen das Allerwesentlichste: Abstellanlagen. (GR Kurth-Bodo Blind: Na, selbstverständlich!) Abstellanlagen ist eine Krise. Die eine Zahl nenne ich Ihnen jetzt. (GR Kurth-Bodo Blind: Wenn man Kinder hat, ist es schon blöd!) Wo man die Kinder hingibt? (GR Kurth-Bodo Blind: Wie denn, Radeln, was!) Ja, fahren Sie. Schauen Sie, ich gestehe eines, ich will Kollegen Blind nicht dazu bringen, Rad zu fahren. Herr Kollege Blind, fahren Sie weiter, womit Sie wollen, packen Sie Ihr Kind nicht aufs Rad, bitte, (GR Kurth-Bodo Blind: Mache ich!) nehmen Sie es auf den Arm, erzählen Sie ihm eine Geschichte, aber eine gute Geschichte, aber das wird jetzt kompliziert. Sie müssen nicht Rad fahren, auch der Kollege Madejski nicht, es geht aber. Es gibt Kinder in der Stadt, die haben hinten den Sitz, es gibt diese wunderbaren, sicheren Anhänger ... (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ungesund fürs Kreuz, Herr Kollege beim Kind!) Das ist ungesund fürs Kreuz, okay, ich fürchte, wir nähern uns einem Niveau, auf das ich nicht geraten möchte. Der Blind ist ein Wahnsinn, wirklich. Okay, die Stadt Wien umstellen, auch ohne Kollegen Blind, ich habe nur mehr zwei Minuten, ja. 

Tun wir was für Radabstellplätze. Wir haben 800 000 Fahrräder in Wien. Wie viele Stellplätze für Radfahrer haben wir im öffentlichen Raum? Kollege Schicker kennt es, 15 000 Räder sind im öffentlichen Raum abstellbar, 800 000 Radeln haben wir. Drum müssen so Leute wie ich, (GR Heinz Hufnagl: Verkehrsschilder!) ja, illegalerweise die glücklicherweise reichlich vorhandenen Verkehrsschilder, danke, benutzen. Und ich bin immer dagegen, dass man die Verkehrsschilder abbaut, weil das eine Riesenmöglichkeit ist, dass man sein Radl abstellt. Zum Glück ist es auch ein Schutz. Dieser Schutz dient ja für die Bäume, wo man sie auch abhängen könnte. Ich fürchte mich immer davor, wenn es die alle nicht mehr gibt, denn wo tue ich dann mein Radl hin. Also, wir müssen ordentlich Radabstellanlagen bauen, und da ist noch einiges zu tun. Ich orte aber aus dem letzten Ausschuss hiefür eine Bereitschaft. Das Problem ist, es ist so billig. Wenn es schon ordentlich so viel kostete wie eine Volksgarage, dann ist auch die Bauwirtschaft dahinter. Darum müssen wir auch Radfahrinvestitionen ansprechen, die entsprechend teuer sind. 

Ein Allerletztes aus Zeitgründen. Ich habe den Vorschlag bereits gemacht, ich möchte ihn auch hier einmal machen: Die Zufahrtsstrecke zum Nordwestbahnhof mitten im 20. Bezirk, verläuft auf einer sehr schönen Trasse. Der Nordwestbahnhof wird in einigen Jahren als Bahnhof stillgelegt, er wird eine hoffentlich interessante urbane gemischte Entwicklung durchmachen. Und was machen wir mit der Trasse? 

Bitte, diese Trasse widmungsgemäß erhalten. Das ist wunderbar, ich habe mich draufgestellt. Die ist 11 m breit, das ist eine wunderbare Fläche, erst habe ich es genannt so eine Nordosttangente für Radler und Skater, jetzt würde ich sie anders nennen. 

Nur, damit man sich etwas darunter vorstellen kann: Das ist also die Brigittenauer Hauptallee. Das kann man begrünen, mitten durch den 20. Bezirk geht sozusagen eine 11 m breite Hauptallee. Da kann sich jeder was darunter vorstellen, das ist eine wunderbare urbane Zone. Wir müssen nur eines tun, konservativ sein, das heißt, dieses Verkehrsband nicht für was anderes widmen. Ich orte auch im Bezirk, ich orte bei vielen Interesse dafür als Erholungszone, als Bewegungszone. Ich sage ganz bewusst nicht nur fürs Rad, sondern das ist etwas, was das eigentliche Bewegen in der Stadt ermöglicht. Was man auf der Hauptallee dann sieht, ist eine wunderbare urbane Zone, sozusagen noch aus dem Kaiserreich stammend. Machen wir es im 21. Jahrhundert, (GR Karlheinz Hora: Und autofrei!) ja selbstverständlich autofrei. (GR Karlheinz Hora: Es gibt keine Autos mehr!) Ja, wunderbar, ja das weiß ich ja, hervorragend. Also, es sind ohnedies alle dafür, machen wir es gleich, laden wir das um und schaffen wir diese großen prächtigen Zonen, die uns einen Radverkehrsanteil von 8 oder gar 16 Prozent bringen, und der Herr Blind kann gerne weiter seine Kinder im Auto fahren. Herzlichen Dank! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Herbert Madejski: Das wird die Chorherrallee!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich mit meiner Rede beginne, möchte ich nur eine Klarstellung treffen zum Kollegen Mahdalik, der als Erster gesprochen hat. Also das ist beinharte Oppositionspolitik. Wir hatten vorige Woche im Planungsausschuss zwei Plandokumente aus dem 2. Bezirk, die indirekt oder besser direkt mit dem 21er in Verbindung gestanden sind. Also, das heißt, wenn morgen - und davon gehe ich aus - das Plandokument beschlossen wird, werden in beiden Bereichen, also in beiden Gebieten, die Schienen herausgerissen. Und Kollege Mahdalik hat bei beiden Plandokumenten zugestimmt. Also, das heißt, intern im Ausschuss, im Gemeinderat, stimmt die FPÖ mit der SPÖ, und medial spielen Sie dann die Oppositionellen. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist eine glatte Unwahrheit!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte mich im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte mit den Vergaben von Architekturleistungen befassen. Es geht mir jetzt nicht in erster Linie um die Vergabe beim Prater. Ich glaube, da wird morgen genug Gelegenheit sein, das zu besprechen, außerdem betrifft das auch nicht die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Mir geht es schwerpunktmäßig um den gescheiterten Vergabewettbewerb zum Hauptbahnhof - der wird auch morgen behandelt - und um die mögliche Nichtausschreibung für den Steg des spanischen Architekten Calatrava. 

Auf den ersten Blick haben die beiden Bauvorhaben ja nichts miteinander zu tun, beim zweitem Hinsehen kann man aber schon eindeutig erkennen, dass eine Entscheidung beim Steg, oder bei der Brücke über die Triester Straße, Auswirkungen auf den Hauptbahnhof haben könnte. 

Ganz kurz zur Vorgeschichte: Die ÖBB-Immobilienmanagement GmbH hat im Herbst 2007 in der Annahme, dass sie kein öffentlicher Auftraggeber ist, einen geladenen Architekturwettbewerb zur Bahnhof-City ausgelobt. Die Stadt Wien hat da ganz eifrigst mitgetan und dann erst die Notbremse gezogen, also Notbremse bedeutet bei der Stadt, dass sie aus der Bahnhofsjury ausgeschieden ist, als klar war, dass das Ergebnis der Prüfung durch das Bundesvergabeamt der Meinung der Stadt nicht entspricht. Man hat dann ganz lässig, so nebenbei, die Problematik auf die ÖBB geschoben mit dem Ergebnis, dass der Wettbewerb nach dem Sommer dann neu ausgeschrieben oder neu ausgelobt wird. 

Wenn man aber jetzt glaubt, dass die Stadt Wien bei ihrer weiteren Vorgangsweise klüger geworden ist, irrt man gewaltig. Das Gegenteil ist der Fall, das Vorhaben des Stegs, des Calatrava-Stegs, oder der Brücke über die Triester Straße, wird erst gar nicht ausgeschrieben, man bedient sich eines Gefälligkeitsgutachtens und setzt sich über alle Regeln der anerkannten Architekturszene hinweg, wieder einmal zum Nachteil der Wiener Architekturszene. 

Warum ich das herausstreiche, sehr geehrte Damen und Herren? In diesem Gutachten wird herausgearbeitet, dass bei diesem Projekt nicht der Steg selbst, sondern der Künstler im Mittelpunkt steht. Wenn ich mich dann aber an den letzten Ausschuss, an denselben, den ich vorher gemeint habe und der vorige Woche beraten hat, erinnere, hat der Projektsleiter ausgeführt, dass die Brücke verlagert werden müsse, da man beim projektierten Standort der Brücke - der Standort war, für die Nichtkenner gesagt, stadtauswärts auf der rechten Seite, wo dieses McDonalds Restaurant ist - einen Anschluss vorgesehen hätte, wo die Brücke über die Triester Straße hätte gebaut werden müssen. Aus barrieretechnischen Gründen muss sie aber jetzt natürlich weiter südlich situiert werden. Ist es jetzt dann ein Kunstwerk oder ein Verkehrswerk, das konnte in dem Ausschuss nicht beantwortet werden. 

Aber ich will ja in diesem Fall noch weiter gehen, sehr geehrte Damen und Herren, und zwar möchte ich noch ein bisserl weiter zurückgehen: Ende 2006 gab es ein topsensationelles Urteil zum Hauptbahnhof in Berlin. Im Mittelpunkt stand damals der neue Hauptbahnhof, im konkreten Fall die Decke im Untergeschoß, die laut Plan des Architekten ein Gewölbe hätte sein sollen. Der Bauherr, die Deutsche Bahn, sah das aber anders und hat kein Gewölbe, sondern eine normale Decke eingezogen. Darauf hin ist dann der Architekt Meinhard von Gerkan vor das Landgericht Berlin gegangen, und dieses hat ihm recht gegeben. Die Richter verpflichteten den Bauherrn, also die Deutsche Bahn, in diesem überraschenden Urteil die Flachdecke im Untergeschoß des Hauptbahnhofes zu entfernen und die vom Architekten ursprünglich geplanten Gewölbedecken einzubauen. Soweit so gut, aus unserer Sicht vielleicht nicht besonders aufregend, aber trotzdem kann man Schlüsse daraus ziehen. Das ganze war ein Streit um das Urheberrecht, die Baukultur und die Freiheit der Kunst, und das Gericht hat auch gesagt, Meinhard von Gerkan ist nicht nur ein Stararchitekt, sondern auch ein Baukünstler. 

Das heißt, sehr geehrte Damen und Herren, hätte unser Planungsstadtrat Ende 2007 in New York nicht zufällig den Stararchitekt Calatrava getroffen, sondern den Architekt Meinhard von Gerkan, würden wir morgen nicht einen Grundsatzbeschluss über den Bau eines Steges fällen, sondern einen Grundsatzbeschluss über ein Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung. 

Ich habe nur eine Bitte, dass man die Planung der Bahnhof-City diskutiert, denn das wäre aus unserer Sicht dann möglich. Wenn ich dem Gutachten von Rechtsanwalt Schwarz folgen kann, steht der Künstler im Mittelpunkt. Das wäre in dem Fall dann Meinhard von Gerkan, und der könnte dann ohne öffentliche Ausschreibung diesen Hauptbahnhof bauen. Daher ist der morgige Beschluss schon richtungsweisend. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Argument, und das höre ich ja immer wieder in den letzten Tagen seitens der FPÖ, dass sich halt ein Architekt, ein Stararchitekt, das ist ja keine Frage, und außerdem ein sehr guter, und hat tolle Bauwerke, tolle Brücken errichtet, jetzt nicht an einer öffentlichen Ausschreibung beteiligt, kann man nicht so im Raum stehen lassen. Es gibt auch im Zusammenhang mit Wien einige Beispiele. Der Architekt Jean Nouvel, zum Beispiel, hat sich bei der Ausschreibung in der Leopoldauer Straße im 21. Bezirk, auch beworben. Er ist dabei gegen Jungarchitekten oder gegen Architekturstudenten, wie es immer ein bisschen abwerten in diesem Haus heißt, angetreten und hat gewonnen. 

Es gibt auch Österreicher, die als Beispiele angeführt werden können. Max Hollein hat sich bei der Frankfurter Kunsthalle auch erst in einem Verfahren bewerben müssen und hat erst dann den Zuschlag bekommen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Planungsressort hat in den letzten Jahren sicher einige Erfolge vorzuweisen, die Architekturwettbewerbe waren sicher, was den Hauptbahnhof, den Calatrava-Steg, und vor allem den Architekturwettbewerb für die neue WU und die Schule oder Bildungseinrichtung am Nordbahnhof betrifft, ein bisschen hinterfragenswert. Am Architekturwettbewerb um die neue U-Bahn-Station am Messegelände nahmen 24 Architekturteams teil, von denen keines, wie man hört, die Jury voll überzeugen konnte. Und was hat man dann gemacht? Man hat sich dann einfach nur auf einen Masterplan geeinigt. Grund war, so einige Teilnehmer, die Ungenauigkeit bei den Ausschreibungsunterlagen. 

Wir haben heute vielleicht die Möglichkeit, die Auslobungstexte klarer, transparenter, rechtlich ausgewogen und für alle Teilnehmer einschätzbar zu gestalten.

Dies passierte nicht und wenn, dann nur ungenau. Bei der Bildungseinrichtung am Nordbahnhof lehnten drei von acht Architekturbüros nach einem geladenen Bewerbungsverfahren die Teilnahme ab, nachdem sie die Einladung für dieses Verfahren erhalten hatten. Sie kamen nämlich zur Einsicht, dass die vorgegebenen Bedingungen inhaltlicher und architektonischer Qualität noch einen Wettbewerb zur weiteren Beauftragung erwarten ließen. 

Ich glaube, sehr geehrte Damen und Herren, diese Beispiele zeigen, dass beim Thema Vergabeverfahren die Planungsabteilung nicht immer auf der richtigen Seite gestanden ist. 

Und das sind so die Forderungen: Man müsste schon schauen, und gerade bei dem Nordbahnhof-Juryprojekt müsste man schauen, und es ist auch der Wunsch der teilnehmenden Architekten, dass es kompetente Juroren gibt und dass es ordentliche, nachvollziehbare Ausschreibungen und adäquate Preisgelder gibt. Sie haben das schon einmal bei einer Anfrage kurz diskutiert. Und wichtig wäre dann auch, sollte ein Architekturwettbewerb abgeschlossen werden, dass dann der Gewinner auch wirklich beauftragt wird und nicht de facto abgelehnt wird, weil man sich anders entschieden hat.

Ich denke, dass das für die Zukunft ein gangbarer Weg wäre. Wien braucht eine moderne, konstruktive Architektur und man sollte auch schauen, dass man sich viel mehr auf eine Gewinn-Architekturszene einstellt. Es gibt Förderungen, ja, die gibt es jetzt auch seitens des Planungsstadtrates, und letztendlich haben wir immer wieder das Problem, dass bei großen Projekten immer dieselben Architekten zum Zug kommen. 

Ich möchte jetzt noch abschließend zwei Beschluss - und Resolutionsanträge einbringen, die jetzt nicht ganz mit dem Thema zu tun haben. Den ersten Antrag bringe ich mit meinem Kollegen Kenesei ein, betreffend Kleines Glücksspiel: 

Beschlussantrag: Der Gemeinderat spricht sich in einer Adaptierung und Reform der landesgesetzlichen Bestimmungen, welche das Kleine Glücksspiel regeln, im obengenannten Sinn aus, also das heißt, dass wir weniger Standorte wollen, wo Kleines Glücksspiel stattfindet, dass wir überhaupt das Veranstaltungsgesetz grundsätzlich ändern wollen und vor allem die bessere Einhaltung und Überwachung der Bannmeilen gesichert werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Den zweiten Antrag bringe ich mit meinen Kollegen Parzer und Wolf ein betreffend das verstärkte Engagement der Stadt Wien im tertiären Sektor universitärer Einrichtungen. Da geht es darum, die Stadt Wien profitiert im universitären Bereich überdimensional von den Investitionen des Bundes. Die Republik finanziert beispielsweise Museen und Universitäten, Fachhochschulen und leistet damit enorm viel für den Standort Wien. 

Die Stadt Wien hat allerdings auch die Aufgabe, für die rund 150 000 Studierenden an Fachhochschulen und Universitäten sowie die rund 15 000 Lehrenden und WissenschaftlerInnen, ebenfalls einen Beitrag zu leisten. Die Stadt Wien ist gefordert, Verbesserung der universitären Infrastruktur und Dienstleistungen sowie attraktive Rahmenbedingungen für Studierende und für Wissenschaft und Forschung zu schaffen und für die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung der Stadt vorzusorgen. 

Die Gemeinderäte stellen den Beschlussantrag, der Gemeinderat der Stadt Wien möge die zuständige amtsführende Stadträtin und die Stadträte auffordern, zukünftig in den Bereich von Ausbildung und Bildung sowie Wissenschaft und Forschung im tertiären Sektor mehr zu investieren und sich verstärkt für die Qualität und ein verbessertes Angebot in diesem Bereich einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich GR Dr Madejski zu Wort gemeldet, ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Es ist ja unglaublich, mit welcher Unverfrorenheit Kollege Hoch hergeht und Unwahrheiten behauptet. Das ist unverfroren, Kollege, und mich wundert es nicht, dass mit Ihnen kaum mehr wer zusammenarbeiten will. Denn wenn man so etwas macht wie Sie, weil der Kollege Mahdalik jetzt nicht da ist, weil er einen Krankenbesuch macht, zu behaupten, dass die FPÖ dem Akt wegen des 21er zugestimmt hat, das ist eine glatte Lüge. 

Der Akt, Plandokument 7841 ist natürlich von uns und von den Grünen auch abgelehnt worden. Sie haben zugestimmt. 

7839: Gleiches Abstimmungsverhalten. Zweimal Pratersternumbau, gleiches Abstimmungsverhalten. Und Sie haben dort am 11. Juni zugestimmt, wo gleichzeitig Ihr Klubmann im 2. Bezirk mit anderen Fraktionen verhandelt, um den 21er zu retten. 

Also, das ist eine Unverfrorenheit, Herr Kollege, und ich bitte Sie, diese Lüge zurückzunehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bleiben wir vielleicht beim Begriff der Unwahrheit. (GR Dr Herbert Madejski: Geht nicht!) 

Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schrödl. Ich erteile es ihr. 

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich zu meiner Rede komme, möchte ich mich ganz herzlich bei Kollegen Chorherr bedanken, und zwar für das Lob bezüglich der Verkehrsplanung bei der Euro-Umleitungsstrecke. Wir haben eigentlich erwartet, von den Fraktionen kritisiert zu werden und sind jetzt ganz erfreut, dass hier anerkannt wird, dass das hervorragend funktioniert und gut gemacht worden ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien wächst auf Grund nationaler und internationaler Zuwanderung sowie auf Grund der steigenden Lebenserwartung. Der Rechnungsabschluss 2007 zeigt, dass Wien auf diese Entwicklungen innovativ und zukunftsorientiert reagiert. 

Frau Kollegin Gretner, Sie haben gefragt: „Wofür steht die rote Stadtplanung und welche Visionen hat sie?“ 

Diese Frage kann ich Ihnen jetzt ganz leicht mit Tatsachen beantworten. 13 Ziele der Stadtentwicklung wurden festgelegt, um den Wienerinnen und Wienern auch in Zukunft ein Leben in angenehmer Wohnumgebung zu ermöglichen. Wir haben ausgezeichnete Ideen, und wir setzen sie auch um. 

Als Donaustädter Mandatarin ist mir hier natürlich das Flugfeld Aspern ganz besonders wichtig. Im vorigen Mai haben wir den Masterplan einstimmig beschlossen. Auf dem rund 200 Hektar großen Areal des ehemaligen Flugfelds wird ein neuer Stadtteil entstehen. 

Nur zur Erinnerung: Es werden bis zu 25 000 Arbeitsplätze entstehen, zahlreiche Bildungseinrichtungen machen die mehr als 8 000 Wohnungen auch für Familien attraktiv. Landschaft und Freiräume sind Bestandteil der Stadtstruktur und nicht Restflächen der baulichen Entwicklung. Dank der positiven Zusammenarbeit mit der Bundesregierung, hier speziell natürlich mit unserem Infrastrukturminister Werner Faymann, (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Oh, oh!) liegt nun auch die definitive Zusage der Verlängerung der U2 ins Flugfeld vor. Damit wird neben der ausgezeichneten Anbindung für den Individualverkehr auch eine höchstrangige öffentliche Verkehrsinfrastruktur direkt ins Stadtentwicklungsgebiet geschaffen. 

Die Lage des neuen Stadtteils an einer der bereits bestehenden Schienenverbindungen zwischen Wien und Bratislava bietet durch den Beitritt der 10 neuen EU-Staaten und in Zusammenhang mit den Zielsetzungen der Vienna Region und CENTROPE ausgezeichnete Entwicklungschancen. 

Mit der Verlängerung der Straßenbahnlinien 25 und 26, zuerst bis zur Hausfeldstraße, in weiterer Folge bis ins Flugfeld Aspern, wird ein weiterer wichtiger Schritt zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs und natürlich zur Entlastung der Donaufelder Straße getan. 

Mit der Führung der Linie 25 durch die Tokiostraße und der Verlängerung der Linie 26 zum Hausfeld, werden neue Siedlungszentren, alte Ortskerne und Bezirkszentren sinnvoll und effizient vernetzt. 

Es wird eine optimale Verknüpfung der U-Bahn-Linien erreicht, die durch den Verkehr stark behinderte Buslinie 23A wird sinnvoll ersetzt, und es liegt eine Schnell-Tangentialverbindung nach Floridsdorf vor. Die Inbetriebnahme wird, abgestimmt mit den U-Bahn-Bau, 2013 erfolgen. 

Überhaupt ist der öffentliche Verkehr sehr wichtig. Am Beispiel der U2 lässt sich leicht skizzieren, welchen Vorteil Gebiete durch die Aufschließung mit der U-Bahn erhalten. Zum Beispiel wird im Bereich der künftigen U2-Stationen Aspernstraße und Donauspital die bereits eingeleitete Stadtentwicklung durch weitere attraktive Wohngebiete sowie durch Arbeits- und Einkaufsstätten ergänzt. 

Im Bereich Hausfeld wird ein vielfältiger Verkehrsknotenpunkt mit Anbindung der U2 an die S80 entstehen. Mit der B3d und der A23 gibt es auch eine ausgezeichnete Anbindung an den Individualverkehr. 

Die Verbindung von Aspern ins Zentrum streift natürlich auch den Praterstern. Der Bahnhof Praterstern war der erste fertiggestellte ÖBB-Bahnhof in Wien, der nicht nur barrierefrei gestaltet wurde, sondern auch lichtdurchflutet mit geräumigen Gängen und breiten Bahnsteigen ausgestattet wurde. Der Charme der 60er Jahre wurde somit abgelöst, und nach der EURO 2008 wird auch das Vorfeld so gestaltet, dass der Platz erstens zur Geltung kommt und zweitens durch das Dach ein witterungsunabhängiges bequemes Umsteigen in die Straßenbahn und die Buslinien ermöglicht wird. 

Der Praterstern ist die perfekte Verkehrsverknüpfung zwischen den Schnellbahnstammstrecken, einiger Regionallinien, der U1, der U2 derzeit bis Stadion und in Zukunft bis Aspern. Der Praterstern ist derzeit der größte Umsteigeknoten in Wien.

Vom Bahnhof Praterstern möchte ich gleich zu einem anderen Projekt kommen, das mit Sicherheit die bedeutendste Planung der letzten Jahre in unserer Stadt ist. Der Hauptbahnhof liegt in einem Gebiet mit enormem Entwicklungspotenzial und wird eine Zentrumsfunktion einnehmen, die unter anderem durch eine entsprechende Anbindung an den internationalen Verkehr signalisiert wird. 

Nach drei UVPs zur Schieneninfrastruktur, zum Städtebau und zum Straßenbau entsteht auf dem Gelände des Frachtenbahnhofes ein neuer attraktiver Stadtteil. Zwei Vorplätze und auch ein wunderschön gestalteter, in Richtung Favoriten. Durch eine unterirdische Passage, die mit Tageslicht geflutet wird, um keine Angsträume entstehen zu lassen, wird die U-Bahn auf kurzem Weg erreicht. 

Der neue Bahnhof bringt nicht nur schnellere Zugsverbindungen, mehr Reiseverkehr durch bequemes Umsteigen, er bringt auch eine Öffnung und verbesserte Durchlässigkeit zwischen den Bezirken. Nach Fertigstellung gibt es einen durchgehenden Radweg und eine optimale Anbindung an den öffentlichen Verkehr. 

Dieser Bahnhof ist von europäischer Bedeutung. Er ist eine Kreuzung europäischer Eisenbahnkorridore, eine Aufwertung der Vienna Region und, Frau Kollegin Gretner, eine attraktive und moderne Visitenkarte für Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Herr Kollege Hoch, um zum Architekturwettbewerb zurückzukommen: Sie wissen ganz genau, dass das eine Geschichte der ÖBB ist, genauso wie Sie wissen, dass die WU eine Geschichte der BIG ist. Und ich denke, es wäre gescheit, Ihre Kritik an den richtigen Stellen anzubringen und nicht hier immer die Stadt Wien negativ anzukreiden. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich auch das Zielgebiet City. Das historische und kulturelle Zentrum Wiens bietet nicht nur 20 Prozent aller Arbeitsplätze in unserer Stadt, es ist auch einer der wichtigsten touristischen Anziehungspunkte. Die City bietet mit ihren wunderschönen Grünflächen auch genügend Platz zum Erholen und Ausspannen. 

Mit dem neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan wird die City als überregionales Zentrum von nationaler und internationaler Bedeutung erhalten und forciert. 

Zwischen Donaukanal sowie neuer und alter Donau liegt das Zielgebiet Waterfront. Für die Bebauung sind Lagen am Wasser immer interessant. Ob am Donaukanal oder in der Donau-City, die Verbindung von Wohnen, Arbeiten und Erholungsgebiet in unmittelbarer Nähe steigert die Lebensqualität. 

Der Donaukanal ist zu einem neuen urbanen Raum in Wien geworden. Er liegt zentral und bietet eine große Vielfaltdichte durch die Konzentration der verschiedenen Nutzungen und Stile. Die neue U2-Station am Schottenring verbessert die gute Erreichbarkeit noch weiter. 

Die Erlebbarkeit des Wassers, in diesem Fall der Flusslandschaft im bebauten Gebiet, ist eine der Herausforderungen des Wientals. Einerseits gibt es eine großzügige landschaftsräumliche Vernetzung des Wientals zum Wienerwald, und auch eine barrierefreie Anbindung des Wegenetzes Wienerwald entlang der Zuflüsse der Wienerwaldbäche tragen zu einem positiven Erleben unserer Stadt bei. 

An aktuellen Projekten im Wiental möchte ich auch das Auhof-Center nennen. Für dieses werden neue, attraktive Nutzungen überlegt. 

Um den Pendlerinnen und Pendlern den Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel zu erleichtern, sind vor allem entlang der Westbahn Park-and-ride-Anlagen geplant. 

Die derzeit laufenden Detailplanungen sollen auch klären, ob eine Weiterführung des Wiental-Radweges in Richtung Stadtzentrum umgesetzt werden kann. 

Auch im Zielgebiet Gürtel stehen wir vor großen Herausforderungen. Der städtische Lebensraum ist auch auf Grund des überalterten Wohnungsangebotes und des negativen Image verödet. Die wichtigsten Maßnahmen, die daher gesetzt werden, sind die Verbesserung des Image durch Hebung der Wohnqualität, durch Reduktion der Lärmbelastung, durch die Verbesserung der Versorgung mit Grünflächen sowie durch die Hebung und Entwicklung der Standortpotenziale und der Nutzungsqualität. 

Ganz wichtig ist natürlich auch die Integration verschiedener Bevölkerungsgruppen. Mit der Vorstellung einer Stadtentwicklungskommission wurden auch Maßnahmen erarbeitet, um Projekte im Rahmen des Zieles regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung von der EU kofinanziert zu bekommen. 

Es gäbe noch viel zu sagen, sei es zum Donaufeld, Liesing Mitte oder Siemens Allißen. Klar ist jedoch, dass wir in Wien zukunftsorientiert und kreativ daran arbeiten, unsere wunderschöne, erfolgreiche Stadt noch besser und lebenswerter für die Wienerinnen und Wiener zu gestalten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich möchte hier auch die Gelegenheit nutzen, mich beim Stadtumlandmanagement sehr herzlich zu bedanken. Dank Ihrer Unterstützung und Vorbereitung konnten wir sehr konstruktive und, wie ich hoffe, auch erfolgreiche Gespräche über zukünftige Projekte nicht nur im Straßenbau, in den Regionen führen. Im Projekt via sum wird an einer verstärken Zusammenarbeit und einem regen Informationsaustausch bei Projekten mit gemeindeübergreifenden Auswirkungen gearbeitet. 

Es wurden regionale Plattformen zum Beispiel zu Verkehrsfragen, zum Radwegenetz oder zum Flugfeld Aspern organisiert. Ein herzliches Danke auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Planungsgemeinschaft Ost.

Im Jahr 2007 gab es einen Schwerpunkt auf die Weiterführung der Centrope Map als frei im Internet zugängliches Informationssystem der Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgenland auf die Webcard. 

Auch im Bereich Architektur und Stadtgestaltung ist viel geschehen. Nicht nur die Schutzzonendatenbank wurde weiter geführt, es wurde auch eine Evaluierungsstudie zu den Wiener Schutzzonen gestartet. Der öffentliche Raum ist die Visitenkarte einer Stadt, und um dieser Anforderung gerecht werden zu können, wurden Konzepte zur Attraktivierung des öffentlichen Raumes entwickelt. Erste Ergebnisse gibt es bereits in der Weihburggasse oder am Zimmermannplatz. Weitere, wie der Praterstern oder der Liesinger Hauptplatz, werden folgen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie sehen also, in Wien wird nicht nur erfolgreich und eifrig gearbeitet, wir arbeiten auch zukunftorientiert, kreativ und innovativ. Um diese erfolgreiche Arbeit für unsere schöne Stadt leisten zu können, brauchen wir engagierte und tüchtige Mitarbeiter. Glücklicherweise haben wir diese. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Geschäftsgruppe tun nicht nur, was nötig ist, sie tun alles, was möglich ist. 

In diesem Sinn möchte ich mich zum Abschluss im Namen meiner Fraktion sehr herzlich für diese ausgezeichnete Arbeit bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hoch zum Wort gemeldet. Drei Minuten Redezeit. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich wollte nur noch auf Kollegen Madejski zurückkommen. Ich nehme den Vorwurf zurück, obwohl ich mir ziemlich sicher war, dass die FPÖ da zugestimmt hat, aber es liegt wahrscheinlich daher, oder das rührt daher, dass ich vorher mit dem Kollegen Mahdalik gesprochen habe und wir wahrscheinlich dann während der Diskussion im Ausschuss darauf gekommen sind, oder er ist daraufgekommen, da geht es um den 21er, und daher dürfte er dann gedreht haben. Gut. Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Das war an und für sich keine tatsächliche Berichtigung, aber wenn man etwas korrigiert, ist es schon in Ordnung. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Gerstl! 

Herr Gerstl, ich habe mich nachgemeldet, ich wollte eigentlich über meinen Antrag, den ich auch einbringe, reden. Aber, Herr Gerstl, es ist unfassbar, ja unfassbar, dass Sie heute hier raus kommen, hier raus kommen und der Stadtregierung vorwerfen, dass sie den 21er einstellt. Herr Gerstl, wo waren Sie vorige Woche, waren Sie auf Urlaub, waren Sie irgendwo eingesperrt, haben Sie keine Informationen, was Ihre ÖVP-Leopoldstadt, zusammen mit den Sozialdemokraten, beschlossen hat? Wissen Sie davon? Ich denke schon. 

Wie können Sie hier heute da stehen und sich aufregen über die Einstellung des 21er, wenn Ihre ÖVP-Leopoldstadt, Ihr Herr Seidl, am Freitag den 21er zu Grabe getragen hat. Sie haben gegen die AnrainerInnenbefragung gehandelt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Seit wann kann eine Bezirksvertretung eine Straßenbahn zu Grabe tragen!)
Die AnrainerInnenbefragung wurde zusammen mit den Sozialdemokraten aufgehoben, der Beschluss wurde aufgehoben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Dass die Stadt Wien entscheidet!) Ihr, die ÖVP, habt mitgestimmt. Ist das gar so unrichtig? Sie haben Ihre ÖVP nicht unter Kontrolle, Herr Gerstl, sie haben Ihre ÖVP-Leopoldstadt nicht unter Kontrolle. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wir wollen eine Lösung!)
Weiters, ich gehe jetzt ja gar nicht auf den 21er ein, was die Sozialdemokraten eben für eine 21er-Politik gemacht haben mit versprochenen Wahlversprechen, mit Ersatzlösungen. So wie der Haider, einmal da, dann weg. 

Wahlversprechen 2005 war: Erhaltung des 21er. Dann Tod des 21er im Jahre 2008, dann wieder AnrainerInnenbefragung seitens des Herrn Kubik. Wieso macht man das alles, einmal ja, einmal nein, einmal ja, einmal nein. Es ist mehr Tumult, wie wenn Sie gleich gesagt hätten, Nein, wenn sie 2008 bekannt hätten, der 21er ist gestorben. 

Herr Gerstl, noch einmal, weil Sie zitiert haben, „da setzt er sich immer auf Schlagzeilen drauf“. Glauben Sie, dass das eine ehrliche Politik ist von Ihnen? (GR Mag Wolfgang Gerstl: Werden Sie konkreter, bitte!) 

Zum Beispiel habe ich das: Am 2.4.2008 haben Sie eine Presseaussendung gemacht, in der steht: „Das generelle Nein der Wiener SP-Stadtregierung zu einer Parallelführung von Straßenbahnen und U-Bahnen ist in vielen Fällen ganz einfach die falsche Entscheidung, im Fall der Straßenbahnlinie 21 ganz besonders, weil sie ein Neusiedlungsgebiet erschließt“, so ÖVP-Wien, Verkehrssprecher und Abgeordneter Wolfgang Gerstl, und da weisen Sie hin, dass die Straßenbahn gerade für Kinder und ältere Menschen ein unverzichtbares Verkehrsmittel zur Erschließung der unmittelbaren Wohnumgebung ist, „wobei der Verkehrssprecher darauf hinweist, dass der Abstand zwischen den Straßenbahnstationen rund 250 bis 350 m, zu einer U-Bahn aber rund 900 m betrage“, und eben mit dieser Presseaussendung haben Sie sich ganz deutlich für die Straßenbahnlinie ausgesprochen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Dafür habe ich mich sogar ausgesprochen!) Und nun hat Ihre ÖVP zu Punktlösungen mitgestimmt, und Sie haben sich da in dieser Presseaussendung sehr wohl für die Straßenbahnlinie ausgesprochen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ja, auch im letzten Gemeinderat!) Das zur Erinnerung.

Wieso geht dann Ihre ÖVP einen ganz einen anderen Weg als ihre ÖVP-Leopoldstadt? Aber das können wir vielleicht unter vier Augen besprechen, und das müssen Sie mir genauer erklären. Wie ein Schuljunge setzen Sie sich auf Themen drauf, wie ein Volksschüler, der beim Nachbarn abschreibt, genauso ist ihre Politik hier. (GR Ing Christian Meidlinger zu GR Mag Wolfgang Gerstl: Primitiver Abschreiber!)
Zu meinem Antrag betreffend Modernisierung der Sicherheitseinrichtung an den Türen der Straßenhochflurgarnituren muss ich was dazu sagen. Sie haben ja den Antrag gestellt auf Nachrüstung der alten Hochflurgarnituren mit Rückspiegeln. 

Herr Gerstl, das ist trügerisch. Warum ist das trügerisch? Weil die Spiegel an den Hochflurgarnituren leider nicht das leisten können, was sie versprechen. Darf ich da eine Darstellung machen. Und zwar, wenn Sie sich jetzt eine Hochflurgarnitur geistig vorstellen, dann haben eben diese E1 eingezogene Wagenenden. Das heißt, sie werden schmäler am Heck, und diese Verschmälerung fängt eben schon bei den letzten Türen an. 
Diese Verschmälerung fängt schon bei den letzten Türen an, bei der letzten Tür am Triebwagen und bei der letzten Tür am Beiwagen. Das heißt, es ist unmöglich, für einen Fahrer oder eine Fahrerin, die letzte Türe eines Triebwagens oder bei einem noch längeren die letzte Türe eines Beiwagens ersichtlich zu machen. Es ist nicht ersichtlich, auch wenn man einen Rückspiegel hat. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber die erste und die mittlere Türe sieht man! Das ist immerhin besser!) Setzen Sie sich in eine alte Garnitur und versuchen Sie mit einem Rückspiegel, den Sie montieren, diese Türen ersichtlich zu machen! (GR Kurth-Bodo Blind: Es ist besser als sonst nichts!)

Herr Blind, Sie fahren eher mit dem SUV als mit den Mörderstraßenbahnen, das wissen wir ohnedies! Die Unfälle passieren leider halt meistens immer nur an den letzten Türen. (GR Kurth-Bodo Blind: Ja, freilich!) Das können Sie nachfragen! Weil eben die Fahrgäste nicht reagieren, weil es zu einer Notbremsung führen kann, weil es halt erst auffällt, wenn es dann schon Verletzungen oder Todesfälle gibt! (GR Kurth-Bodo Blind: Die Mitgeschliffenen sieht man! - GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist ein Gewerkschaftsschmäh!) - Es ist jetzt kein Gewerkschaftsschmäh, Herr Gerstl!

Es sind mit den Rückspiegeln, wenn sie angebracht sind, für die Fahrerinnen und Fahrer die Türen auch nicht einsehbar, wenn die kleinste Gleiskrümmung, der kleinste Gleisbogen vorherrscht. Das trifft zum Beispiel auch beim ULF zu. Wie soll man, wenn die Straßenbahn in einer kleinen Kurve steht, die Türen ersehen? Das zeigen Sie mir, wie das geht! Vielleicht mit einem Monitor innen, den man anbringen kann. (GR Kurth-Bodo Blind: In der Rechtskurve wird man es aber doch sehen! Es kommt darauf an, ob es eine Rechtskurve oder eine Linkskurve ist!)
Fakt ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, man soll das Übel auch an der Wurzel packen. Ich habe nämlich den Gedanken, wenn Rückspiegel nachträglich an den Hochflurgarnituren angebracht werden, dass das Unternehmen, sprich, die Wiener Linien, dann sagt, es hat ohnedies eine gute Sicherheitseinrichtung zusätzlich gemacht und das Übel, das eigentlich an den Türen vorherrscht, die eben nicht mehr modernen Türfühlerkanten, nicht modernisiert wird. Darum, meine Damen und Herren, stelle ich diesbezüglich einen Antrag:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Mag Renate Brauner, wird aufgefordert, sich bei der Wiener Linien GesmbH dafür einzusetzen, dass umgehend die Sicherheitseinrichtungen Türfühlerkanten bei den Hochflurgarnituren modernisiert und durch elektrische Türfühlerkanten ersetzt beziehungsweise nachgerüstet werden."

Ich habe medial erfahren müssen, leider nicht von einer Person, sondern eben aus den Medien, dass die Wiener Linien schon bereit sind, die Türfühlerkanten zu modernisieren und durch elektrische nachzurüsten. Aber das ist halt die Oppositionsarbeit. Die Oppositionsfraktionen werden eben nicht persönlich informiert. Sie werden eher bekämpft, Macht wird ausgespielt! So wie beim 21er! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.
GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nur ganz kurz, keine Sorge, ich werde es nicht lange machen.

Volles Verständnis für Sie als Straßenbahnfahrerin, dass Sie die Meinung zu den Rückspiegeln haben, die Sie vertreten haben. Volles Verständnis dafür.

Aber bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir als Verantwortungsträger in der Politik Verantwortung für die Menschen haben, die befördert werden, und daher einen anderen Blickwinkel haben. Dass meine Ansicht, die ich hier vertreten habe, nicht allein meine ist, zeigt allein die Tatsache, dass außer in Graz und in Wien in allen 
Städten in Österreich und in Deutschland diese E1-Garnituren mit Rückspiegeln ausgestattet sind. (Beifall von GR Kurth-Bodo Blind. - GR Kurth-Bodo Blind: Bravo! Das ist genau meine Presseaussendung! Das ist gut!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Der Kollege Blind wird in den nächsten Tagen und Monaten nicht immer bei uns im Haus sitzen und es ist sicher sehr schön für den Kollegen Gerstl, wenn er da Standing Ovations vom Kollegen Blind kriegt. (GR Dr Herbert Madejski: Das war ja seine Presseaussendung!) 

Aber jetzt möchte ich noch einmal kurz darauf eingehen, was der Kollege Gerstl gesagt hat. Der Kollege Gerstl ist aufgetreten und hat gesagt, als Verantwortungsträger müssen wir sozusagen das Wohl der Passagiere im Auge haben. Da denke ich mir schon, heute in seiner Rede hat er sich vor allem mit dem 2A beschäftigt, dass der 2A eingestellt war und dann wieder nicht mehr eingestellt sein wird. Das ist eine wichtige Geschichte.

Aber noch einmal zum 21er zurück. Dazu möchte ich schon sagen, es ist doch eine Komödie, die Sie uns da vorspielen, dass Sie uns Krokodilstränen vorweinen und sagen, der 21er ist eingestellt worden! Das war doch in Wirklichkeit ganz anders! Die Oppositionsparteien wollten gemeinsam den 21er wieder haben. Die Bürgerbeteiligung war sozusagen am Wort. Im Bezirk hat es einen einstimmigen Antrag mit der SPÖ, wohl gemerkt, gegeben. Dann, eines Tages, plötzlich am Freitag, haben sich verschiedene Herren der ÖVP im Bezirk anders besonnen, haben anders abgestimmt und die Bürgerbefragung ist wieder einmal abgesagt worden. Das ist eigentlich ein ganz unüblicher Vorgang. Ein völlig unüblicher Vorgang ist das, dass so etwas passiert. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, in der EU ist das so!)
Kollege Gerstl, den Vorwurf müssen Sie sich gefallen lassen, Sie haben da in Wirklichkeit nicht die Interessen der Bürgerinnen und Bürger vertreten, sondern Sie haben in Wirklichkeit die Interessen der ÖVP vertreten! Die ÖVP hat sich in dem Fall dafür entschieden, mit der SPÖ, wenn man so will, eine Koalition im Bezirk zu machen. So war es. Wir rechnen auch damit, dass das schon Vorleistungen gewesen sind, dass nach den nächsten Wahlen, wo die SPÖ keine absolute Mehrheit mehr in Wien hat, man wiederum alles zurückzieht und brav mit der SPÖ eine Koalition eingeht.

Schauen wir uns einmal an, wie die Geschichte in anderen Bezirken abgelaufen ist, wo es Bürgerbefragungen gegeben hat. Da ist ein Modus ausgehandelt worden. Nicht zufällig mit dem Charly Hora im 5. Bezirk. Da hat es einen Modus gegeben, wie bei Bürgerbefragungen umzugehen ist, sowohl beim Bacherpark als auch beim Rohrauerpark, bei allen Dingen. (GR Karlheinz Hora: Bei der Maresch-Garage!) Bei der Maresch-Garage haben wir verloren, anderswo haben wir zweimal gewonnen. In dem Fall hätten wir eine Chance gehabt zu gewinnen. Kein Problem, aber der Modus, den du ausgehandelt hast, den hat es bei euch im Bezirk gar nicht gespielt, sondern es ist plötzlich vom Quorum die Rede gewesen. Dann war plötzlich die Rede davon, verschieben wir es doch in den Juli, weil es der PID nicht zusammenbringt, machen wir noch vier Wochen lang. Auf einmal sind sich diese vier Wochen nicht mehr ausgegangen, weil die ÖVP windelweich gewesen und eingegangen ist. Auch eine Möglichkeit, mit Bürgerbefragungen umzugehen. 

Da denke ich mir, alles andere, was Sie heute gesagt haben, Kollege Gerstl, über Ökologisierung bei den Autos, beim Verkehr, sind Sonntagsreden, glaube ich! Da kann man vielleicht Grüß Gott oder sonst etwas sagen. Aber das sind nicht einmal Sonntagsreden, das ist in Wirklichkeit Larifari! Bei dieser Geschichte kann sich die ÖVP-Verkehrspolitik einfach verabschieden! Tut mir leid!

Wenn Sie zum Beispiel hergehen und sagen, eine Verdoppelung der ULFs, dann, wenn die SPÖ vielleicht winkt, ein bisschen sagt, geht sich nicht aus, dann fangen Sie zum Verhandeln an. Am Schluss kommen dann nicht 526 Straßenbahnen, sondern vielleicht nur 112 oder 26 oder keine oder was auch immer heraus. Diesmal haben Sie in Wirklichkeit im Grunde genommen einfach kapituliert! Wunderbar, die SPÖ hat in Wirklichkeit im 2. Bezirk dank der ÖVP triumphieren können! Vielen Dank für eine so tolle Leistung, muss man echt sagen! Das ist einmal das eine.

Das Zweite ist, schauen wir uns an, die FPÖ hat auch ein bisschen in Form des Herrn Blind gemurrt. Heute ist Ihr Erstredner, Herr Mahdalik, herausgekommen und hat gesagt: „Kein Schwein kennt sich aus!" Jetzt würde ich ihn nicht als Schwein bezeichnen, das wäre eine wirkliche Gemeinheit, aber er hat von sich gesprochen. So denke ich mir, kein Schwein kennt sich aus. Letztes Mal hat er davon gesprochen, wenn man mit dem Auto im 22. Bezirk gemeinsam unter Dach wohnt, dann kann man sich erschießen. Das hat er gesagt. Ich habe das damals als gefährliche Drohung empfunden. Ich habe ja im Grunde genommen etwas gegen Selbstmord. Aber zuerst kann er sich erschießen, diesmal bezeichnet er sich als Schwein, das sich angeblich nicht auskennt. Das finde ich nicht gut. Die Diktion ist wirklich nicht gut.

Dann hat er davon gesprochen, im 19. Bezirk hätte es einen Antrag von drei Parteien gegeben, dass man sich das Parkpickerl überlegt. Er hat allerdings vergessen, dass drei Jahre zurück, als wir hier einen Antrag hatten, ich glaube, der Kollege Ekkamp war der Antragsteller, wenn ich mich nicht täusche, dass in Oberdöbling und Heiligenstadt das Parkpickerl nach der Evaluation der Probephase Stadthalle eingeführt wird. Grüne und Rote haben zugestimmt, eine Mehrheit. Dann hat der Kollege Schicker gesagt, nicht mehr in diesem Jahrzehnt. Gut, nicht mehr in diesem Jahrzehnt. 

Was mich allerdings bei der Geschichte beständig wundert, ist, und das hat auch der Kollege Al-Rawi gesagt, die Parkraumbewirtschaftung ist das Allheilmittel für alles. Damit wird in Wirklichkeit Individualverkehr in den schönen Bezirken reduziert. Aber das Problem ist, wenn das alles stimmt, und es hat eine Evaluation bei der Stadthalle gegeben, wenn das alles richtig ist, frage ich mich ganz ernsthaft, warum nicht ausgeweitet wird. Es gibt einen Beschluss im Gemeinderat. Es gibt einen Beschluss im 19. Bezirk. Andere Bezirke zeigen sich interessiert. Dann frage ich mich ganz ernsthaft, wie viel absolute Mehrheit braucht die SPÖ? Alle 100 Mandate, damit es sich ausgeht? Alle 100? Könnte sein, aber dann macht ihr wahrscheinlich eine Reduktion der Parkraumbewirtschaftung, weil man könnte dann ja vielleicht 101 Prozent brauchen. Keine Ahnung, was immer das auch sein wird.

Dann natürlich die ewige Mercer-Studie. Also die kennen wir, glaube ich, alle miteinander schon auswendig. Wien ist super, Wien ist ultra, Wien ist am allerbesten! Aber schauen wir uns einmal an, was in Wien nicht so gut ist. StR Schicker hat gesagt, innerhalb des Gürtels und am Gürtel selbst ist der Verkehr um etwas mehr als 2 Prozent zurückgegangen und der Radfahrverkehr wächst zäher, als er glaubte. Also was passiert? In Wirklichkeit sind wir von 8 Prozent beim Radverkehr weit entfernt. Davon, dass sich der Verkehr in Wien insgesamt reduziert, sind wir auch sehr weit entfernt. Ganz im Gegenteil, 200 000 Autos jeden Tag herein. Dann verlangen wir ein City-Maut-Modell, heißt es wieder, dass wir das nicht brauchen, weil wir eh die Parkraumbewirtschaftung haben. Also wenn die Parkraumbewirtschaftung innerhalb des Gürtels so sensationell gut funktioniert hat, warum weitet man sie dann nicht aus? Es weiß doch jeder, dass in Wirklichkeit der CO2-Ausstoß beim Verkehr massiv angestiegen ist. In Wirklichkeit hat die Evaluation oder die Nichtevaluation des vorhergehenden Masterplans ergeben, dass man bei der Reduktion nicht erfolgreich war. 

Jetzt feiert man ab 2 Prozent. Wirklich wahr, nicht wenig, aber von 2 Prozent kann keine Rede sein. Kyoto-Ziel: minus 13 Prozent und nicht 2 Prozent. In Österreich längst nicht erfüllt. Mittlerweile, glaube ich, sind wir weit über 30 Prozent drüber und beim Verkehr sind 2 Prozent Reduktion schön, aber viel zu wenig. 

Die Parkraumbewirtschaftung kommt nicht, kommt nicht und kommt nicht. Dann natürlich auch die ewige Lösungskompetenz mit Hilfe der Volksgaragen. Es ist jetzt Gott sei Dank ein bisschen ruhiger geworden. Laut Kollegen Gerstl haben wir sozusagen 100 Millionen EUR von der Parkraumbewirtschaftung in der Sparkasse. Er hat die Reihenfolge allerdings ein bisschen verwechselt. Er hat gesagt, da bauen wir zuerst vor allem die Öffis und dann die Garagen aus. Nein, es ist umgekehrt. Es werden zuerst immer die Garagen ausgebaut und die Öffis sind dann die Resteverwerter. Faktum ist, da könnte man massiv Geld in die Öffis, Radfahranlagen, Radabstellanlagen investieren. Das passiert aber nicht. 

Eine dieser Öffi-Geschichten, die wir schon lange brauchen, ist der Schulbus, der von Süßenbrunn nach Breitenlee fahren kann. Den gibt es nicht. Eltern, gemeinsam mit der „Kronen Zeitung", stellen sich hinaus. Nichts. Ganz im Gegenteil, sogar beim Volksanwalt waren die Eltern. Was passiert? Der Bezirksvorsteher, den ich sonst sehr schätze, Norbert Scheed, hat abgesagt, hat keine Zeit gehabt. Die Wiener Linien haben zufälligerweise auch keine Zeit gehabt. Es war so, dass in Wirklichkeit die Bürger im Stich gelassen wurden. Da wäre eine ganz einfache Lösung gewesen, man könnte zum Beispiel eines der berühmten Anrufsammeltaxis fahren lassen. (GR Karlheinz Hora: Warum wollen die genau in die Schule? Kannst du mir erklären, warum die genau in die Schule gehen wollen?) - Kannst du mir erklären, warum der Kollege Gusenbauer sein Kind ins Lycée geschickt hat? Kannst du mir das erklären, als Gegenfrage? (GR Karlheinz Hora: Warum bringen sie die dorthin?) Oder fällt dir dazu etwas ein? Nein, fällt dir nichts ein! Ich habe die Eltern nicht gefragt. Die Eltern wissen, das ist eine sehr gute Schule, sie ist im Bezirk und die Sprengeln bei den Volksschulen sind meines Wissens nach aufgelöst worden. Man muss sein Kind nicht mehr unbedingt in den Sprengel schicken. (GR Karlheinz Hora: Ja, aber in die nächste sichere Schule!) Also noch einmal, ein Anrufsammeltaxi, des Abends zum Beispiel in Süßenbrunn angewählt, bringt mich jederzeit nach Breitenlee, gar kein Problem. Ich rufe an, das Sammeltaxi kommt und bringt mich nach Breitenlee. Nur in der Früh für die Schüler geht das nicht! Das heißt, am Abend, wenn wir zwei vielleicht in Süßenbrunn sind und dann gemeinsam nach Breitenlee fahren - ich würde zwar nicht wissen, was wir dort miteinander tun würden -, dann geht das. Für die Schüler in der Früh zwei Fahrten und zu Mittag zwei Fahrten sind insgesamt vier Fahrten und die Stadt hat das Geld für vier Sammeltaxis nicht! Das kann mir niemand erzählen! Da gibt es 100 Millionen EUR in der Kassa. Ganz leicht zu erledigen! Kollege Hora, ganz einfach ist die Geschichte!

Nächster Punkt ist: Ring frei. Was zum Beispiel schön war, wir haben gesagt, die MA 46 hat recht, es wird keinen Stau geben. Es hat keinen Stau gegeben. Überhaupt keinen. Ganz im Gegenteil. Und was passiert jetzt nach der EM? Wird es in Wirklichkeit wiederum den üblichen Verkehr geben? Nein, man muss die Gelegenheit nützen und sagen: Was kann man hier tun? Da gibt es mehrere Schwerpunkte, die unbedingt zu erfüllen sind. Das Minimum ist in Wirklichkeit, dass Radwege und Fußgängerwege am Ring entflochten gehören. Wenn ihr es wirklich ernst meint, dass der Radwegeverkehr auf 8 Prozent gesteigert werden soll, verdoppelt werden soll, dann kann der Ringradweg nicht mehr so bleiben, wie er jetzt ist. Nachdem sich herausgestellt hat, dass man offensichtlich diese drei Spuren am Ring nicht braucht, kann man zumindest eine von denen als erste Maßnahme für den Radfahrverkehr öffnen. Das ist das Minimum, was wir uns erwarten können. (GR Dr Herbert Madejski: Die mittlere wäre günstig!) - Nein, nicht die mittlere. Es ist das Minimum. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das andere ist in Wirklichkeit, draußen auf der 2er Linie gibt es keinen Stau. Das sind Märchen, die die FPÖ und die ÖVP uns lange erzählt haben. Aber die ÖVP hat sich da eh nobel zurückgehalten, es war vor allem die FPÖ. Das fällt unter das Kapitel „Kein Schwein kennt sich aus". Unter das Kapitel fällt das bei euch. 

Allerletzter Punkt: Ich höre hier immer wieder Flugverkehr. Was ist mit dem Flugverkehr? Immer nachts. Es gibt ein Nachtflugverbot über Wien. So ein Märchen! Im 23. Bezirk gibt es vielleicht ein Nachtflugverbot, weil dort sind viele Leute, aber nur dann, wenn der Wind passt. Sonst gibt es ganz sicher kein Nachtflugverbot über dem 22. Bezirk. Dort kommen jedes Jahr 7 000 Landungen über Eßling herein. Da kann mir niemand sagen, es gibt in Wien ein Nachtflugverbot. 

Dann sollte man nicht vergessen, dass diese Einflugschneise über das Flugfeld Aspern hereinkommt. Ich bin richtig gespannt, wie sich die Leute freuen werden, wenn sie dann am Balkon oder bei dem wunderschönen Teich oder Park stehen und es brummt. Und zwar brummt es ab 20 Uhr ganz gewaltig. Es brummt auch um Mitternacht. Es brummt auch um 3 Uhr in der Früh.

Ich glaube, in Wirklichkeit brauchen wir endgültig einmal ein Nachtflugverbot, und zwar in ganz Wien, in allen 23 Bezirken und nicht in 22 Bezirken und im 22. Bezirk nicht! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: Der Maresch brummt!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich habe dieser Diskussion, dieser Debatte aufmerksam zugehört. Ich kann dabei feststellen, dass es ganz offensichtlich diametral unterschiedliche Auffassungen zwischen den Oppositionsparteien gibt, was den Radverkehr betrifft, was den öffentlichen Verkehr betrifft, aber auch, was die Ausprägung der einzelnen Verkehrsarten und -träger angeht. Ich schließe daraus, dass das, was wir an Verkehrspolitik in dieser Stadt machen, ganz offensichtlich geeignet ist, die Opposition zu spalten, jedenfalls bis tief hinein in die einzelnen Parteien, wenn ich daran denke, was der Kollege Gerstl hier zum 21er gesagt hat, wenn ich daran denke, was der Kollege Hoch hier zu der einen oder anderen Verkehrslösung, aber insbesondere zur Frage des 21ers oder auch zur Diskussion rund um die Calatrava-Brücke zum Besten gegeben hat. Hier stimmen offensichtlich die Abstimmungen innerhalb der Parteien nicht ganz. Selbiges kann man auch bei den anderen Oppositionsparteien feststellen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir führen gerade zur Verkehrspolitik dieser Stadt die Evaluierung des Masterplans Verkehr 2003 durch. Dabei zeigt sich in großer Deutlichkeit, dass die Zielerreichung, immer aus dem Masterplan Verkehr heraus, eine sehr hohe ist. Ich will Sie nicht mit vielen Zahlen langweilen, aber wenn der Kollege Maresch hier erwähnt, dass die Pendler über die Stadtgrenze zunehmen, so mag das in absoluten Zahlen stimmen und stimmt auch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Eine Presseaussendung!) Es ist aber jedenfalls zwischen 2001 und 2006 ein Rückgang bei den Pendlern im motorisierten Individualverkehr feststellbar. 

Es ist innerhalb des Gürtels feststellbar, dass der motorisierte Individualverkehr um nahezu 1,7 Prozent zurückgegangen ist. Das bedeutet allein am Gürtel, dass die Anzahl der tagtäglichen Fahrten - TV heißt das im Fachchinesisch - um 2 000 Autos pro Tag zurückgegangen ist. Sie können auch ÖAMTC, ARBÖ und die anderen Verkehrsklubs fragen, es gibt faktisch nur mehr einen Knoten am Gürtel, der nicht auflösbar ist. Das ist der Knoten bei der Nußdorfer Straße, weil dort tatsächlich die Häuserzeilen und die U-Bahn-Trasse zu nahe beieinander liegen. Überall sonst 2 000 Fahrzeuge pro Tag, Tag für Tag, weniger am Gürtel. Das ist die Zahl an Fahrzeugen, bei denen man schon eine Umweltverträglichkeitsprüfung für eine neue Straße durchführen muss. Also das ist eine substanzielle Verbesserung der Verkehrssituation, nämlich für die Anrainerinnen und Anrainer. 

Dasselbe betrifft den Radverkehr. Ich erwarte mir nicht, dass Wien zu einer Radverkehrsstadt wie Kopenhagen oder wie Amsterdam wird. Diese Städte haben dafür einen wesentlich schlechteren Grad beim Modal-Split, einen wesentlich schlechteren Anteil des öffentlichen Verkehrs am Modal-Split als Wien. Wenn man das betrachtet, kann man feststellen, dass überall dort, wo der öffentliche Verkehr hervorragend ausgebaut ist, überall dort, wo der Radverkehrsanteil steigen konnte, der Ausbaugrad des öffentlichen Verkehrs und der Radverkehrsanlagen schon zufriedenstellend ist und dass wir innerhalb des Gürtels einen Anteil an motorisiertem Individualverkehr am Gesamtverkehr von lediglich nur mehr 25 Prozent haben. Also in den beiden inneren Bezirken ist das Ziel des Masterplans Verkehr, nämlich 25 Prozent motorisierter Individualverkehr, nach den Erhebungen von Socialdata bereits 2006 erreicht. 

Wir haben im vergangenen Jahr erstmals seit Führung der Statistik auch einen Rückgang bei der Anmeldung von Autos in Wien erlebt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ist das etwas Positives?) - Das ist etwas Positives, Herr Gerstl! Sie sind nämlich in Ihrer Argumentation, und da geht es nicht nur darum, dass Sie manchmal mit Ihrer Fraktion nicht einer Meinung sind, auch in sich sehr geteilt, muss ich feststellen! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nehmen Sie das Beispiel Zürich her! Dort funktioniert es!) Sie argumentieren nämlich einerseits für freie Fahrt für freie Bürger und beklagen sich andererseits, dass im öffentlichen Verkehr das eine oder andere nicht funktioniert. Sie beklagen einerseits, dass es angeblich bei den Schaltungen der Ampeln für den öffentlichen Verkehr zu wenig Vorfahrt gibt und dass das alles nicht so dynamisch ist und daher der Individualverkehr wiederum beschränkt wird. Das sind sozusagen die zwei Gestalten des Herrn Gerstl. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das haben Sie nicht verstanden! Ich weiß, das haben Sie nicht verstanden! Schauen Sie sich das Beispiel Zürich und die dortigen Lösungen beim Individualverkehr an!) Das gibt es. Sie wissen nicht einmal, dass wir in Wien diese Lösungen, die Sie von Zürich erwähnen, bereits haben. Ihnen ist überhaupt nicht aufgefallen, dass wir zum Beispiel am Wienerberg die Buslinien mit der dynamischen Ampelschaltung schon seit vielen Jahren bevorzugt haben und der Autoverkehr das gar nicht merkt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nicht nach dem Prinzip der Staufreiheit!) Das ist die Lösung, die wir in Wien implementieren. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die schlechte!) 

Herr Gerstl, Sie haben in Wien auch die Situation, dass diese Millionen, die Sie erwähnt haben, nicht auf der hohen Kante liegen bleiben und dass wir nicht nur 5,5 Millionen EUR für die Verbesserung der Verkehrssicherheit, für die Verbesserung jener Verkehre, die man zum Umweltverbund zählt, aus meinem Budget ausgeben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Es geht um den Topf der Parkraumbewirtschaftung!) Wir geben nahezu genauso viel Mittel aus dem Topf der Parkraumbewirtschaftung den Wiener Linien zur Verbesserung ihrer Beschleunigungsprogramme, zur Verbesserung der Verkehrsicherheit, auch bei den Wiener Linien. Es kommt ein großer Anteil in andere Budgettöpfe hinein, wie zum Beispiel in die Unterstützung des öffentlichen Verkehrs und des Radverkehrs, die gar nicht in diesen 5,5 Millionen EUR enthalten und darunter subsumiert werden. Denn das wäre auch sinnlos, ein Budget nach der Einnahmenseite so zu gestalten, dass es in den Ausgaben genau gespiegelt ist. Das würde allen finanzwissenschaftlichen Erkenntnissen widersprechen. Daher wird es dort zugeordnet, wo man das Geld dann am sichersten und am besten für die Menschen einsetzen kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Verkehrspolitik in Wien ist in den vergangenen Monaten, im vergangenen Jahr und heuer ein großes Stück weitergekommen. Wir haben in der Stadtentwicklungskommission den Abschluss für die Verlängerung der U2 auf das Flugfeld Aspern getätigt. Wir haben ebenfalls die U1-Verlängerung in den Süden beschlossen. Und wir haben die Linie 26 für die Straßenbahn jenseits der Donau beschlossen. All das in Akkordanz mit den Zielsetzungen des Masterplans Verkehr, auch in Akkordanz mit der SUPerNOW für die Bezirke jenseits der Donau und in Abstimmung mit der Finanzierbarkeit. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben auf diesem Feld der Verkehrspolitik in dieser Stadt im vergangenen Jahr ein ganz großes Stück an Fortschritten erreicht. Ich gehe davon aus, dass das so weitergehen wird. Wir haben die Hinwendung zum öffentlichen Verkehr. Wir haben die Hinwendung zum Radverkehr. Wir haben auch die Hinwendung zum Zufußgehen. Genau das sollte uns Mut machen, sinnvolle und intelligente Lösungen im Verkehr weiterhin anzustreben. 

Hier auch ein klares Wort zur Frage der Sperre der Ringstraße: Die Sperre der Ringstraße für die Europameisterschaft ist ein ganz gewaltiges logistisches Projekt gewesen. Wir haben zur Zeit in Wien, zu Zeiten der Europameisterschaft, ein reduziertes Verkehrsaufkommen von den Wienerinnen und Wienern und den Pendlern nach Wien, weil die Informationspolitik darüber, was in Wien während der Europameisterschaft passieren wird, sehr intensiv und sehr breit war. Das ist aber nicht der Normalzustand! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das kann es werden!) Sie werden erleben, dass wir in Wien wiederum eine Steigerung des Verkehrsaufkommens in den nachfolgenden Monaten haben, weil die Normalität wiederum Einzug halten wird, die vorgezogenen Urlaube vorbei sind und die nicht stattfindenden Baustellen in der Innenstadt dann wieder geführt werden müssen. Das alles bedeutet, dass wir die Ringstraße nicht aus dem Verkehr herausnehmen können. 

Dass im Bereich der Ringstraße Verbesserungen notwendig sind, Verbesserungen gemacht werden können und in der Zukunft getätigt werden, ist zweifellos richtig und möglich. Wir werden das auch anstreben. Aber es kann nicht so sein, dass man aus einem gesonderten Ereignis, das in Wien wahrscheinlich ein einziges Mal stattfinden wird, nämlich eine Europameisterschaft im Fußball, auf eine Normalsituation schließen kann. 

Ich möchte mich aber bei der Gelegenheit bei den Wienerinnen und Wienern und bei allen Verkehrsteilnehmern in Wien bedanken, dass dieses Unterfangen, Sperre einer Hauptmagistrale in dieser Stadt, so gut über die Bühne gegangen ist! 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich auch etwas zur Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung sagen. Ich kann nicht ganz verstehen, warum auf der einen Seite im Bezirk zugestimmt wird, wenn ich an die ÖVP im 19. Bezirk denke, und dann hier dagegen geredet wird. Ich kann auch nicht verstehen, warum man das jetzt gegeneinander ausspielt, warum man sagt, wir haben es vorher schon im Gemeinderat beschlossen. Ist schon okay, ich kenne den Beschluss, ich weiß aber auch, worauf es ankommt, wo man die Parkraumbewirtschaftung einführt. 

Wir haben auch, Kollege Maresch, bei der Stadthalle zunächst den Garagenbau forciert. Wir haben die Möglichkeit geschaffen, dass einigermaßen ein Verhältnis von verfügbaren Stellplätzen zu PKWs, die dort bei den Anrainern zu finden sind, besteht. Dieses vernünftige Verhältnis ist in vielen Teilen Wiens noch nicht hergestellt. Gerade in den Gründerzeitvierteln, wo wir am dringendsten für die Wohnbevölkerung Garagenplätze und Stellplätze benötigen, ist das noch nicht geschafft. Daran arbeiten wir. (GR Mag Rüdiger Maresch: Im 19. Bezirk habt ihr Volksgaragen! Im 16. habt ihr auch zwei Volksgaragen! Im 17. habt ihr auch zwei Volksgaragen!) 
Deswegen kann ich dich nur noch einmal dazu einladen, dass wir den Widerstand, den es bei vielen gegen den Garagenbau gibt, gemeinsam überwinden und du nicht mit deiner Fraktion bei jedem Garagenbau von Haus aus dagegen Sturm läufst. Das halte ich für die falsche Strategie. Denn das geht Hand in Hand: Wohnsammelgaragen und Einführung von Parkraumbewirtschaftung sind in der zeitlichen Abfolge hintereinander gelagert. Daher Bau der Volksgaragen, Bau der Wohnsammelgaragen und dann kann man über die Einführung der Parkraumbewirtschaftung außerhalb des Gürtels weiterreden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir haben sie schon in all diesen Bezirken!) Das ist auch der Grund, Herr Kollege Maresch, warum wir angespart haben und warum wir Reserven bei der Förderung der Garagen haben. 

Es ist auch nicht so, dass nur für 2 Prozent der Bevölkerung, 2,5 Prozent der Autobesitzer, Garagenplätze zur Verfügung stehen. Sie übersehen ganz wesentlich, dass im Wohnbau eine Eins-zu-eins-Stellplatzverpflich-
tung bei nahezu allen neuen Wohnbauten eingehalten wird. Nur dort, wo wir ganz bewusst davon abweichen wollen, nämlich bei der Bike City oder bei der autofreien Stadt, wurde von diesem Prinzip abgewichen. Auch dort ist die Wohnbauförderung natürlich an der Schaffung dieser Stellplätze beteiligt.

Sehr geehrte Damen und Herren, hier gibt es einen klaren Konnex. Autobesitz soll nicht verboten werden. Autobesitz ist etwas, was Wohlstand signalisiert. Aber das Entscheidende ist, dass die Stadt nur ein intelligentes Verkehrsnetz hat und dieses intelligente Verkehrsnetz auch intelligent genutzt werden soll. Daher benötigen wir innerhalb der Grenzen dieser Stadt so viele Möglichkeiten jenseits des motorisierten Individualverkehrs, wie das nur geht, die Mithilfe der Bevölkerung, die Mithilfe aller am Verkehr Beteiligten, dass es zu weniger motorisiertem Individualverkehr kommt und die Autos ordnungsgemäß abgestellt werden können. Daher lade ich alle ein, gemeinsam daran mitzuarbeiten, dass wir bei der Schaffung von Wohnsammelgaragen schneller weiterkommen. Wie bekannt, die Mittel zur Förderung stehen zur Verfügung.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich bin sehr damit einverstanden, dass rundum anerkannt ist, dass Wien eine wunderbare und sehr schöne Stadt mit hoher Lebensqualität ist, dass auch anerkannt wird, dass wir rechtzeitig darauf reagiert haben, dass Wien wieder wächst und dass keine Diskussion mehr darüber besteht, dass eine Stadt wie Wien, wenn sie wächst, auch Flächen benötigt, an denen weitere Stadterweiterung betrieben werden kann. Ich bin sehr damit einverstanden, dass alle akzeptieren, dass der öffentliche Verkehr an diese Stadterweiterungsgebiete vorrangig hingeführt wird. Das ist auch das, was wir tun. 

Ich danke für diese Anerkennung, denn es ist ein breites Feld von Arbeit und ein breites Feld von Überzeugungsarbeit, das hier von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilungen geleistet wird. Ich darf mich bei dieser Gelegenheit für diese Leistungen bei allen bedanken und darf die Damen und Herren AbteilungsleiterInnen einladen, das auch an ihre Mitarbeiter zu kommunizieren! (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich komme damit zum Schluss und kann feststellen, dass Verkehrspolitik offensichtlich ein Feld ist, wo man über Rückspiegel, über diverse Linienführungen von Straßenbahnen und Bussen trefflich und ausführlich diskutieren kann. Es ist aber etwas, wo hohe Intelligenz und Zusammenarbeit gefordert sind, genauso wie bei der Entwicklung einer Stadt. All das versuchen wir zu tun. 

Ich darf Sie daher einladen, dem Rechnungsabschluss zu meinem Kapitel zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit der Postnummer 2, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2007, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der Fall. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. 

Ich möchte auch hier der Ordnung halber erinnern, dass die Erstredner jeder Partei 25 Minuten und die übrigen RednerInnen jeder Partei 15 Minuten zur Verfügung haben. Dies wurde in der Präsidialkonferenz so vereinbart. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Eines muss ich vorweg bekritteln, das habe ich das letzte Mal auch schon getan, gerade das Budget Soziales wird wieder als letzter Tagesordnungspunkt besprochen und abgehandelt. Das ist der größte Teil des Budgets von über 800 Millionen EUR. Es wird der letzte Punkt genommen. Ich kann Sie nicht verstehen, Frau Stadträtin! Ich kann nur sagen: Hat man hier einiges zu verbergen, dass man das so spät macht? Keine Journalisten mehr da, nur der ORF ist noch da. - Danke schön. - Aber sonst, muss man ehrlich sagen, ist fast niemand mehr da.

Ich komme jetzt zum Fonds Soziales Wien: Gestern, am späten Nachmittag, bekommt man das Budget in die Hand gedrückt. Ich habe es hier. Drei Zettel, Frau Stadträtin! Einer ist da zur Geschäftsführung, da sieht man genau, wie das Ganze sein sollte, und zwei Zettel sind eine Budgetaufstellung. Bitte, ein Budget von 835 Millionen EUR, Frau Stadträtin!

Aber lassen sie mich auch zu anderen Punkten Stellung nehmen. Ich möchte gleich einmal zum Krankenhaus Nord kommen, angepriesen als das modernste, das schönste, das beste Krankenhaus Europas. (GR Kurt Wagner: Das stimmt alles!) - Ich habe noch nichts gesagt! Ich werde auch nichts dagegen sagen! Also zuhören, Herr Kollege!

Zirka 600 Millionen EUR, höre ich, wird es kosten. Dann habe ich gehört, 650 Millionen EUR wird es kosten. Sie wissen bis heute nicht, was es zirka kosten wird. Das Einzige, was man weiß, wir wissen alle, was dort hinkommt und was nicht dort hinkommt, weil es wird zum Beispiel keine U-Bahn dort hinkommen. Wenn Sie den 21. Bezirk kennen, werden Sie wissen, dass auf der Brünner Straße jeden Tag ein Stau von Hunderten Metern, oft von Kilometern, herrscht. Sie sagen, Sie bauen das modernste, das schönste, das beste Krankenhaus, nur werden wir es nicht erreichen können, das kann ich Ihnen sagen!

Da werden sich wieder die Wiener Patienten freuen, auch die, die von auswärts kommen. Sie werden stundenlang im Stau stecken. Sie haben in diese Richtung nicht das geringste Konzept. Sie haben kein Finanzierungskonzept. Sie wissen zwar, was es kosten wird, aber ich bezweifle es. Ich sage Ihnen, Sie werden mit 900 Millionen EUR hier nicht im geringsten auskommen. Sie wissen zwar nach Ihren Ausführungen, was es kosten wird, aber Sie wissen nicht einmal, wer es bezahlen wird. Ich kann da nur an diesen Spruch von der Lotterie erinnern: „Alles ist möglich." Ich weiß nicht, was, aber sie werden es wahrscheinlich irgendwie möglich machen, vielleicht mit gewissen Erhöhungen. Dafür sind Sie ja sehr berühmt! Aber andererseits muss ich Ihnen sagen, weiß ich nicht, wer das bezahlen soll. 

Das Einzige, was Sie bei diesem Krankenhaus fixiert haben, ist, dass man es 2013 eröffnet. Also ich freue mich schon darauf. 

Kommen wir zu weiteren Kritikpunkten. (GR Heinz Vettermann: Was war jetzt die Kritik? Dass es bis 2013 fertig ist?) - Das hätten Sie schon längst bauen können! (GR Heinz Vettermann: Ach so, das!) Sie lassen sich immer bis zum Schluss Zeit, bis Sie nicht mehr wissen, wie es funktioniert, und dann kommen Sie auf die glorreichen Ideen, etwas zu machen. Also ich glaube, Ihre Kritik jetzt ist schon richtig gewesen. Sie hätten es nur früher bauen sollen! (GR Heinz Vettermann: Ich habe eine Frage gestellt! Das war keine Kritik!)

Zur Wiener Rettung: Die Wiener Rettung hat heute schon einen riesigen Personalmangel. Jetzt frage ich Sie, Frau Stadträtin, schon einiges dazu.

Es gibt hier einen Dienststellenbeschluss und daraus möchte ich Ihnen einiges vorlesen: „Nachdem sich am 16.5.2008 ein Kollege im Dienst verletzt hatte, war das Fahrzeug Arsenal 4 nicht mehr mit drei Mann besetzt und dadurch nicht einsatzbereit. Die normale Vorgehensweise wäre gewesen, das Fahrzeug mit drei Mann zu besetzen. Stattdessen hat die Leitung der Wiener Rettung in Absprache mit Hofrat Dr Kaff und StRin Wehsely entschieden, das Fahrzeug Arsenal 4 nur mit zwei Mann zu besetzen, weiterhin im Rettungsdienst auch fahren zu lassen." 

Wie Sie sich noch erinnern können, war das eine unserer größten Befürchtungen, dass die Stadt aus nicht nachvollziehbaren Gründen so Geld einsparen will. Das Fahrzeug Arsenal 4 musste trotz fehlender Besetzung auf Weisung der Leitung Rettungsdienst tun. Es gibt einen gemeinsamen Beschluss des Dienststellenausschusses, der sich gegen die Zweimannbesetzung am Rettungswagen ausspricht. Weiters gab es seitens des Dienststellenleiters keine Vorinformation an den Fahrdienst über diese Vorgehensweise. 

Frau Stadträtin, warum wurden diese Beschlüsse ignoriert?

Frau Stadträtin, zur Wiener Rettung noch Folgendes: Nach diesen neuen EU-Richtlinien, wo ein Zwölfstundendienst bei der Wiener Rettung ansteht, werden Sie wahrscheinlich überfordert sein! Weil wenn Sie bis jetzt kein Personal haben, das ausreichend zur Verfügung steht, und das ist eindeutig bewiesen, dass Sie jetzt schon teilweise mit Zweimannbesetzung fahren, wie wollen Sie das dann nach den neuen EU-Richtlinien machen, wo man nur 12 Stunden fährt und keine 
24-Stunden-Dienste mehr vorsieht? 

Sie haben jetzt zum Beispiel die „4 für Wien". Die „4 für Wien", wie Sie wissen, fahren nur untertags. Die fahren gar nicht in der Nacht. Das wird auch ein Problem sein, das auf Wien zukommen wird. Sie werden hier eine Zwölfstundenregelung, aber kein Personal haben! 

Ihre Vorgängerin, Frau StRin Brauner, hat schon vor rund zwei Jahren Riesiges versprochen. Es gibt mehr Millionen Euro für die Wiener Rettung, es wird mehr Personal geben. Was ist passiert? Nichts! Sie hat sich dann verabschiedet, ist heute die Frau Finanzstadträtin geworden und weiter ist nichts passiert! Die Wiener Rettung hat bis heute weiterhin die riesigen Probleme. Wir werden es natürlich alle noch erleben, dass es oft zu Einsätzen dieser so genannte Zweimannbesatzung kommen wird.

Lassen Sie mich, wenn wir bei der Gesundheit der Bürger sind, zu den Gesundheitsrichtlinien kommen. Worum geht es hier eigentlich, Frau Stadträtin? Da frage ich mich schon: Geht es Ihnen hier um Wirtschaftlichkeit oder um Menschlichkeit, Frau Stadträtin?

In zahlreichen Gesprächen, die wir in den letzten Tagen geführt haben, treten die Pläne immer deutlicher zum Vorschein, dass der niedergelassene Bereich ausgedünnt wird und noch mehr Leistungen in die Spitäler verlagert werden, weil dort natürlich die Länder das Defizit tragen. Da frage ich Sie, Frau Stadträtin, auch wieder, bis heute habe ich weder von Ihnen noch vom Bgm Dr Häupl irgendetwas zu diesen Gesundheitsrichtlinien vernommen.

Wenn man das noch weiter im Detail verfolgt, was auf die Wiener im niedergelassenen Bereich zukommt, sollen laut Bundesministerin Kdolsky zirka 500 Kassenfachärzteverträge abgebaut werden. Wenn man jetzt schon bedenkt, dass heute in den Arztpraxen, wo Fachärzte sind, wo Augenärzte sind, wo Hals-Nasen-Ohren-Ärzte sind, wo sich die Leute schon heute über Monate anmelden müssen, damit sie einen Termin bekommen, wenn sie zu einem Facharzt gehen müssen, frage ich Sie wieder, Frau Stadträtin: Wie werden Sie das der Wiener Bevölkerung erklären?

Wenn man bedenkt, wenn man diese 500 Facharztpraxen schließt, was bedeutet das? Es werden zirka 800 000 Patienten mehr pro Jahr in den Ambulanzen betreut werden müssen, Frau Stadträtin! Da frage ich Sie wieder: Haben Sie in den letzten Tagen irgendetwas von einer Personalaufstockung gehört? Ich muss Ihnen ehrlich sagen, ich habe gar nichts davon gehört! Wir haben in Wien, wie Sie selbst wissen, einen riesigen Personalmangel bei den Ärzten und natürlich auch im Pflegebereich. (GRin Anica Matzka-Dojder: Da haben Sie schlecht aufgepasst, Herr Kollege!)
Wenn ich da jetzt auf die Psychiatrie komme, auf das Otto-Wagner-Spital, haben Sie diesen permanenten Personalmangel dort auch schon belegt. Allein im Otto-Wagner-Spital, in der Kinder- und Jugendpsychiatrie, hat man 1998, 2004, 2007 Konzepte erstellt, die bis heute in keiner Weise umgesetzt worden sind, die eindeutig belegen, dass es einen Personalnotstand gibt. Dann frage ich Sie: Warum werden Konzepte erstellt, die man nachher wieder schubladisiert? Das ist Ihr Problem, Frau Stadträtin! Setzen Sie Konzepte um, auch wenn es von Ihren Vorgängerinnen Konzepte gibt! Das wäre einmal wichtig! 

Wenn man jetzt noch weitergeht, werden im KAV in den nächsten Jahren zum Beispiel auch Pensionierungen anstehen. Da werden Sie die nächsten Probleme haben. Sie werden wahrscheinlich, wenn Sie nicht entgegenwirken, einige Abteilungen schließen müssen. Weil wenn man sich die Facharztausbildung ansieht, dauert die in etwa acht Jahre. Allein in der Kinder- und Jugendpsychiatrie hat es voriges Jahr einen Beschluss der Bundesregierung gegeben, dass es ein eigenes Fach gibt. 

Was werden Sie in Zukunft machen? Sie können nicht acht Jahre ohne diese Ärzte auskommen! Da fehlt es wieder! Wenn Sie so etwas machen, gehört eine Übergangsregelung geschaffen. Man muss sich einmal die Strukturen anschauen. Was hat man in den Spitälern? Wo fehlt es? Nichts ist geschehen! Es wird einfach beschlossen! Das ist einfach so und damit ist der Fall erledigt! Das sind eh nur Menschen, die keine Lobby haben! Das ist egal, darum reißt sich sowieso keiner! Das sind die Antworten der Stadt. Nicht seit ein, zwei Jahren, wie wir auch gehört haben, sondern das sind Antworten, die es schon seit über 30 Jahren gibt. Das hat uns Herr Prof Dr Friedrich erklärt. Sie wissen ganz genau, dass es schon so lange diese Probleme gibt! 

Frau Stadträtin, kommen wir zu den Drogen: Das ist wirklich ein Thema, das Wien jahrzehntelang beschäftigt. Was ist in der ganzen Drogenpolitik übriggeblieben? Nichts! Es hat sich hier nichts geändert, außer dass die Süchtigen jetzt mehr geworden sind und dass man neue Drogenszenen hat. Man hat am Schottenring eine solche. Es hat heute auch einen Todesfall im 2. Bezirk gegeben. Es hat Vereine gegeben, die Sie gegründet haben. Es gibt den Verein SAM. Was soll ich sagen? Sonst hat sich in Wien überhaupt nichts geändert, auch nicht am Drogensystem, das Sie haben! 

Dieses Drogenkonzept, das habe ich schon mehrmals gesagt, ist veraltert, es gehört ein neues gemacht und es gehört der Umgebung und allem angepasst. Da muss ich Sie schon fragen, Frau Stadträtin: Wann werden Sie endlich mit diesem Schmusekurs mit den Drogendealern aufhören? Die stehen überall herum. Es gibt ununterbrochen Probleme in allen Bereichen bei den Drogendealern. Quer durch Wien, bei jeder U-Bahn haben Sie die Riesenprobleme. Sie haben die Probleme auf dem Schwedenplatz konzentriert. Sie haben sie am Schottenring. Sie haben sie am Karlsplatz und bei vielen mehr. 

Noch einmal zu den Tatsachen: Es gibt auch einen Drogenbericht „Drogenreport Österreich". Daraus möchte ich Ihnen zitieren: „,Der Polizei geht es wie den Ärzten’, warf Dr Wehrl ein. ‚So wie man von uns Ärzten alles erwartet, aber mit nichts unterstützt, wird von der Polizei erwartet, dass sie gleichzeitig bekämpft und therapiert. Das kann sie einfach nicht leisten.' Wehrl fordert ein staatliches Therapieprogramm. Diejenigen, die dafür verantwortlich wären, waren der Diskussion ferngeblieben. ‚Stattdessen vergehen sich die Politiker und die verantwortlichen Behörden in Selbstbeweihräucherungsaktionen, wie bei der Ein-Jahres-Feier von „Help U“ am Karlsplatz.', sagte Günther Zäuner. ‚Und einer ehemals zuständigen Stadträtin fällt zum jährlichen Drogenbericht ihrer Behörde nichts anderes ein, als zu sagen, es sei spannend - statt ihn alarmierend zu finden.'" 

Ich bin davon überzeugt, allein über das, was ich jetzt angesprochen habe, werden wir heute noch vieles hören. Sagen Sie mir nur einen Punkt, Frau Stadträtin, wo ich Ihnen zustimmen kann! 

Allein Ihr Rechnungsabschluss zeigt lediglich die soziale Kälte für die Menschen in dieser Wiener Stadt! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Lasar, ich kann Ihnen in einem Punkt gar nicht recht geben, dass man hier ein Gegensatzpaar zwischen Wirtschaftlichkeit und Menschlichkeit herstellen muss. (GR David Lasar: Das haben Sie falsch verstanden!) Das Gegensatzpaar ist ein konstruiertes. Es muss möglich sein, es soll künftig möglich sein und es ist hoch an der Zeit, dass es möglich ist, dass man beides für eine wirtschaftliche Gestion im Gesundheitsbereich macht, die menschlich ist. (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie sind besonders menschlich!) Das darf kein Gegensatz sein. Sie müssen sich noch nicht aufregen! Sparen Sie es sich ein bisschen auf! Wirtschaftlich zu handeln, muss der Frau Stadträtin ein Anliegen sein. Das darf man nicht in Widerspruch zur Menschlichkeit bringen. 

Ich zitiere in diesem Zusammenhang aus der heutigen Zeitung „Kurier". Dort steht: „Noch nie ist so viel Geld der Stadt in das Gesundheitswesen geflossen. Spitäler sollen künftig kein Fass ohne Boden sein." - Künftig sollen sie es nicht sein. Das unterstellt, und es unterstellt zu Recht, dass in der Vergangenheit viel zu oft und notorisch der Krankenanstaltenverbund ein Fass ohne Boden war und dass dort Geld verschwendet wurde, wo man wirtschaftlich hätte handeln müssen und dass man die Bereiche der Unterversorgung nichtsdestotrotz nicht abgedeckt hat. Also die richtige Verwendung, die sparsame, zweckmäßige, wirtschaftliche und menschliche Verwendung des Geldes soll unser Ziel sein.

Der Krankenanstaltenverbund ist leider in dieser Hinsicht nicht sorgfältig genug und schreibt selbst im Rechnungsabschluss ganz lapidar: „Wie 2006 konnte auch 2007 mit dem im Finanzierungsübereinkommen mit der Stadt festgelegten Zuschuss nicht das Auslangen gefunden werden, sodass dem Krankenanstaltenverbund zur Ausfinanzierung einerseits Zuschusserhöhungen durch die Stadt Wien gewährt und andererseits Rücklagen herangezogen werden."

Man muss wissen, wir reden hier über sehr viel Geld. Es geht in Summe für das Jahr 2007 um 1,3 Milliarden EUR Zuschuss, den die Stadt Wien den Spitälern leistet. Da soll man sich schon fragen, ob diese Gelder richtig und vor allem zielführend investiert sind. Wir GRÜNEN haben - Sie erinnern sich vielleicht noch - das Kontrollamt beauftragt, die Gebarung der Unternehmung des Krankenanstaltenverbunds hinsichtlich der Jahre 2002 bis 2006 zu überprüfen, ob man die Ziele, die man sich gesetzt hat, erreicht hat, dass man flexibler, unternehmensorientierter, verantwortlicher, selbstständiger die Gebarung abwickeln kann und ob es in der operativen Geschäftstätigkeit zu richtigen Entscheidungen geführt hat.

Das Ergebnis des Kontrollamts zu diesem Bericht für den Prüfzeitraum 2002 bis 2006 könnte nicht kritischer für den Krankenanstaltenverbund und die Stadtregierung ausfallen. Man sollte meinen, 2007 hat man da schon erste Konsequenzen gezogen. Dem ist leider nicht so, wenn man sich den Jahresabschluss anschaut. Nach wie vor ist einer der zentralen Kritikpunkte des Kontrollamts ungelöst. Der Betriebskostenzuschuss steigt weiter, die Rücklagen sind fast aufgebraucht, die Ausgabensteigerungen wurden nicht in den Bericht genommen und die Leistungsplanung weist aus, dass die LKF-Punkte nicht in dem Ausmaß lukriert werden konnten und man im Vergleich zu den privaten Gemeinnützigen zurückfällt. Die Zielvereinbarungen, die man mit den einzelnen Spitälern gemacht hat, waren im Prüfzeitraum 2002 bis 2006 zum Teil inexistent, zum Teil ohne Konsequenzen. Aus dem vorliegenden Jahresabschluss können wir nicht ersehen, dass sich das im Jahr 2007 relevant geändert hätte.

In der Debatte im Gesundheitsausschuss zur Budgetsituation und zu der Tatsache, dass man hier die Zuschüsse der Stadt Wien erhöhen muss, wurde uns lapidar beschieden, der Zuschuss seitens der Stadt, das Finanzierungsübereinkommen ist nicht etwa ein Vertrag, der bedient werden muss, sondern es wäre ein unverbindliches Übereinkommen. Das ist natürlich für den Krankenanstaltenverbund eine kommode Sache. Wenn ich mit meinem Sohn in die Taschengeldverhandlungen so eintreten würde, dass er dann sagen könnte, das sei eh unverbindlich, er kriege immer einen Nachschuss, dann würde er lernen, dass es egal ist, ob man gut haushaltet oder nicht. Ich denke, so ein wichtiges und großes Unternehmen wie der Krankenanstaltenverbund sollte Übereinkünfte ernst und nicht als unverbindlichen Richtwert nehmen müssen!

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein, in dem wir ersuchen, dass das Kontrollamt jährlich die Umsetzung der im Kontrollamtsbericht „Gebarung des Wiener Krankenanstaltenverbundes" aufgezeigten Maßnahmen zur Verbesserung der unternehmerischen Situation zu überprüfen hat und jeweils einen Bericht vorlegt. Es soll nicht mehr so sein, dass man vielleicht im Jahr 2010 oder 2012 feststellt, man hat schon wieder die gesetzten Ziele nicht erreicht.

Ich gebe, nachdem ich so viele Anträge habe, alle auf einmal zurück, weil sonst komme ich da in einen Pallawatsch. 

In dem Zusammenhang zur Unternehmung Krankenanstaltenverbund noch ein Nachtrag zu den gender-spezifischen Zielen. Das ist vielleicht ein nicht untypisches Beispiel. Man hat sich unter den gender-spezifischen Zielen die Förderung des Generaldirektors bei Managementausbildungen als Leistung in den Bericht geschrieben. Das nehmen wir nun, und das ist sozusagen vielleicht ein Sittenbild, nicht als eine besonders frauenfördernde Maßnahme. Die Förderung des Generaldirektors, die Zuarbeit ist in unseren Augen nicht eine speziell innovative Leistung hinsichtlich der Gender-Politik des Hauses.

Wir haben einen zweiten Antrag, der sich damit beschäftigt, dass wir wollen, dass im Krankenanstaltenverbund die Dinge, von denen wir wissen, dass sie im Argen liegen, endlich geändert werden. Auch da können wir auf eine Kontrollamtsüberprüfung zurückgreifen, nämlich die Nebenbeschäftigungen der Ärzteschaft in den Krankenanstalten des KAV, wo das Kontrollamt etwas feststellt, was wir hier schon wiederholt reklamiert haben, nämlich die Tatsache, dass die Kernarbeitszeit von 8 bis 13 Uhr festgelegt ist. Das ist zum Beispiel für andere Leute, wie zum Beispiel in der Untersuchungskommission Experten und Expertinnen aus Deutschland, nicht nachvollziehbar. Die haben geglaubt, sie haben sich verhört, dass man in den Wiener Spitälern nur zwischen 8 und 13 Uhr Kerndienstzeit hat. Diese Regelung, so kritisiert das Kontrollamt, ermöglicht der Ärzteschaft, am Nachmittag eine umfassende Berufstätigkeit zu entfalten. Das schlägt sich darin nieder, dass 38,1 Prozent der Ärzte der TU 1 und TU 4 immerhin 1 258 Nebenbeschäftigungen angemeldet haben.

Auf der Ebene der Führungskräfte steigt das beträchtlich. 89,7 Prozent sind in Privatordinationen oder anderswo tätig. Und mehr als 1 000 dieser Ärzte und Ärztinnen haben nicht nur eine, sondern mehrere Nebenbeschäftigungen gemeldet. – Wir meinen, es geht nicht an – und das hat auch das Kontrollamt klar kritisiert –, dass eine Flexibilisierung daran scheitert, dass man nachmittags schlicht und einfach keine Lücke in den Privatordinationszeiten findet, damit eine ausreichende Betreuung sichergestellt werden kann.

Wir beantragen daher, dass die Frau Stadträtin einen optimalen Personal- und Ressourceneinsatz im Sinne eines zukunftsfähigen Gesundheitswesens erreichen und die entsprechenden Konzepte ausarbeiten und dem Ausschuss vorlegen soll.

Das waren jetzt meine Anträge zur Gesamtsituation des Krankenanstaltenverbundes.

Jetzt möchte ich mich im Detail mit den Fragestellungen, die sich aus der Untersuchungskommission Psychiatrie ergeben, beschäftigen, und zwar im Hinblick darauf, dass wir zum jetzigen Zeitpunkt schon einige gesicherte Ergebnisse haben. Diese Ergebnisse zeigen, dass es Missstände, Zustände und Vorgangsweisen gibt, die nicht State of the Art sind, und diese können wir jetzt, da sie uns bereits bekannt sind, schon abstellen. Wir müssen nicht darauf warten, bis der Bericht der Untersuchungskommission im Februar vorgelegt wird.

Ich fange bei etwas an, das traurige Aktualität hat: Es gab, wie Sie wissen, aus Graz einen Bericht über einen Patienten, der gestorben ist, weil er, während er fixiert war, von einem anderen Patienten gefüttert wurde. Ihm wurden eine ganze Dose Leberpastete und Brot in den Rachen geschoben. Er konnte sich nicht wehren, weil er fixiert war, und ist verstorben. Das war das letzte Beispiel.

Es gibt aber leider auch Beispiele aus Wien, die wir in der Untersuchungskommission behandeln werden. Es hat schwere Brandunfälle gegeben, bei denen Menschen im Otto-Wagner-Spital ... (Zwischenruf von GR Kurt Wagner) Zwei, Herr Kollege Wagner! Es sind eine Frau und ein Mann zu Schaden gekommen. Sie wurden schwer verletzt, weil sie, während sie sediert und im Netzbett beziehungsweise mit Gurten fixiert waren, lebenslängliche Brandverletzungen erlitten haben. (GR Kurt Wagner: Haben Sie gehört, was Prof Kasper gesagt hat?)
Wir brauchen jetzt nicht über Prof Kasper reden! Reden wir über die Fakten! Und Faktum ist, dass der Krankenanstaltenverbund zuerst nichts bezahlen wollte. Jetzt wurde der Dame ein Vergleich angeboten, weil sie so schwer verletzt wurde. Man hat offensichtlich eingesehen, dass man Schuld trägt und dass man Schadenersatz leisten muss. 

Alle Experten und Expertinnen haben einhellig gesagt, dass diese gefährlichen Situationen durch eine Eins-zu-eins-Überwachung zu verhindern sind. Das heißt, dass eine Pflegeperson, vielleicht ein Medizinstudent oder eine Medizinstudentin, neben dem Patienten sitzt, während er fixiert ist. Sie müssen sich das vorstellen: Ein Mensch ist in der wehrlosesten Situation, die man sich denken kann. Er steht unter schweren Medikamenten und ist entweder im Netzbett oder durch Gurte an der Bewegung gehindert, und jemand anderer tut ihm etwas an. Stellen Sie sich einmal vor, jemand kommt mit einem Feuerzeug und sagt: Ich nehme dich mit in den Tod!, und Sie können sich nicht wehren!

Für diese hoch verletzliche Patientengruppe brauchen wir den höchsten Schutz, und wir beantragen daher das, was alle Experten und Expertinnen empfohlen haben: Dass einerseits unverzüglich eine lückenlose Eins-zu-eins-Überwachung aller fixierten PatientInnen in der stationären Psychiatrie durch entsprechende Personalmaßnahmen vorzusehen ist und dass andererseits die Entschädigungsansprüche der zu Schaden Gekommenen seitens des UKAV zu identifizieren und abzugelten sind.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Mehrheitsfraktion dazu ihre Zustimmung nicht gibt! Wenn Sie nicht zustimmen – und das sage ich jetzt ganz ernst –, dann haben Sie wider die Erkenntnis dessen, was State-of-the-Art-Medizin ist, zu verantworten, wenn Menschen zu Schaden oder gar zu Tode kommen.

Mein nächster Antrag bezieht sich auch auf eine Erkenntnis, die in der Untersuchungskommission Psychiatrie klar bestätigt wurde, dass nämlich Netzbetten als Beschränkungsmaßnahme in der Psychiatrie ins Museum gehören. Das ist die Aussage eines Experten und Mediziners aus Deutschland. Dass diese Netzbetten die Schmuddelecken der Psychiatrie darstellen, sagt ein anderer Experte. Und dass es keine medizinische Indikation dafür gibt, die nachvollziehbar wäre, ist eine dritte Aussage. Die Netzbetten sind ein Beispiel für eine überkommene, vormoderne und entwürdigende Psychiatrie, für eine Psychiatrie, bei der die Menschen das Gefühl haben, dass sie in ihrer Wehrlosigkeit zur Schau gestellt werden, dass sie in einem Käfig gehalten werden und ihrer tiefsten menschlichen Rechte beraubt sind.

Ich habe in dieser Untersuchungskommission sehr viel gelernt. Es war eindeutig und klar: Es gibt, wenn man beschränken muss – und das will ich gar nicht in Frage stellen – Alternativen. Diese kosten etwas, dafür brauchen wir mehr Personal, dafür müsste man speziell im Otto-Wagner-Spital Umbaumaßnahmen setzen. Ich schlage vor: Tun wir das! Machen wir den Schritt nach vorne, damit wir in Wien nicht nur auf die EURO stolz sein können, sondern damit wir uns auch für unseren Alltag in der Psychiatrie nicht schämen müssen!

Ich stelle daher den Antrag, dass uns hier ein Plan zur Reform der Verwendung von Beschränkungsmaßnahmen vorgelegt wird, der die vollständige Abschaffung der Netzbetten innerhalb Jahresfrist mit der entsprechenden Aufstockung der Personalressourcen zum Ziel hat, was in einem Jahr dann auch umzusetzen ist.

Eine weitere Erkenntnis aus der Untersuchungskommission Psychiatrie betrifft den Umstand, dass es unerträglich und unakzeptabel ist, dass weiterhin dauernd Kinder und Jugendliche in der Erwachsenenpsychiatrie untergebracht werden, nämlich 180 jährlich. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)
Herr Kollege Wagner! Sie haben das schon öfters gehört, weil Sie in der Kommission sitzen! Viele andere hier haben das aber noch nicht gehört. Sie müssen es jedoch hören, weil etwas geschehen soll! Es kann nicht sein, dass man die Situation hinnimmt. Stellen Sie sich vor, Sie haben einen Sohn oder eine Tochter in einer tiefen seelischen Krise, und ihr Kind kommt unter lauter Erwachsene in eine gemischtgeschlechtliche Station. So trifft dort zum Beispiel ein junges Mädchen im Waschraum Männer, die auch in einer psychischen Krise sind.

Die Mediziner haben das als Trauma bezeichnet. Prof Friedrich hat das aus seiner Kompetenz als Kinderpsychiater klar abgelehnt. Das sei für Kinder ein Schock und eine anhaltende psychische Belastung, die mit einer posttraumatischen Erlebnisreaktion verbunden sei. – Das sind klare Worte.

Es muss unser Ziel sein, diese Zustände abzuschaffen. Bis das Krankenhaus Nord errichtet ist, geht das offensichtlich nicht im nötigen Tempo. Daher ist es notwendig, für diese Übergangszeit im Otto-Wagner-Spital und in den anderen Regionalabteilungen einen abgetrennten Schonraum für Kinder und Jugendliche einzurichten, wo deren Intimsphäre und Schutz gewahrt sind.

Ich stelle einen entsprechenden Antrag heute und hier, und es wird sich weisen, ob Sie ernst nehmen, was hier State of the Art ist. Wenn das der Fall ist, dann stimmen Sie zu!

Ein weiterer Antrag bezieht sich auf den Psychiatrieplan für Wien, der überfällig ist und den wir einfordern. Es hat sich nämlich in der Untersuchungskommission auch erwiesen, dass man seit den 90er Jahren des vergangenen Jahrhunderts in Wien nur mehr auf Mangel gesetzt hat, und zwar insbesondere auf Personalmangel. Prof Friedrich hat das vorgerechnet. Er kommt auf 32,4 Personen, die allein in seinem Bereich fehlen, nämlich Erzieher, Diplompädagogen und -pädagoginnen, ErgotherapeutInnen, Psychologen und Psychologinnen und so weiter.

Es war durchaus spannend, als uns die Erkenntnisse über die Reformen der Psychiatrie von Chefarzt Dr Rudas vorgestellt wurden. Das war eindrucksvoll, allerdings leider angejahrt. Die großen Erfolge liegen 30 Jahre zurück. Man hat sich auf den Lorbeeren ausgeruht und seither die Erfolge nicht fortgesetzt, sondern abgebaut.

Jetzt sind wir nicht vorne, sondern weit hinten, und das Schlimme daran ist, dass manche Akteure und Akteurinnen in Wien das nicht merken. Eine Evaluation des Zielplans von 1979 soll daher vorgenommen und ein Psychiatrieplan unter Einbindung aller wichtiger Akteure oder Akteurinnen, inklusive Angehöriger, erstellt werden. 

Jetzt komme ich zum PSD. Es ist wirklich ein Ärgernis und ein Akt undemokratischer Mehrheitsentscheidung, dass man den PSD durch einen Trick aus der Untersuchungskommission ausklammert. Die Frau Stadträtin ist Präsidentin, wir sitzen im Vorstand, aber wir dürfen ihn nicht prüfen. 
Also reden wir hier darüber: Der PSD muss in einer integrierten Psychiatrie seinen Teil leisten. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass die Übergangspflege seit vielen Jahren nicht flächendeckend, nicht ausreichend und nicht gut organisiert angeboten wird. Ich frage seit vielen Sitzungen, wann man diesen Zustand endlich zum Thema machen und die Dinge ändern wird, ich werde aber immer wieder vertröstet, und so auch dieses Jahr. Auch im Bericht 2007 kann man lesen, dass man immer noch nicht flächendeckend allen Menschen, die aus der stationären Psychiatrie nach Hause gehen, diesen Dienst ermöglicht, sondern dass man nur zwei Regionen versorgt. – Ich stelle daher den Antrag, man möge die Übergangspflege flächendeckend, bedarfsgerecht und ausreichend zur Verfügung stellen.

Die nachgehende Betreuung in der ambulanten Psychiatrie ist auch ein Thema, das den PSD interessieren muss. Der PSD hat es im Gegensatz zu vergleichbaren Diensten in anderen europäischen Städten nicht geschafft, eine umfassende nachgehende Betreuung anzubieten. Wer erwartet, dass psychisch Kranke immer einsichtig in die Ambulatorien kommen, der verkennt, dass ein Teil der Krankheit oft darin besteht, dass man den Weg dorthin eben nicht findet. Daher müssen alle betroffenen Menschen unterstützt werden.

Wir wissen, dass es eine Frau gegeben hat, die beim PSD in Behandlung war und die einsam und unterernährt verstorben und monatelang tot in ihrer Wohnung gelegen ist. Niemand hat nachgeschaut. Sie wurde von alarmierten Angehörigen erst nach vielen Monaten gefunden. Ich meine, es geht einfach nicht an, dass die Angehörigen glauben, dass sich der PSD kümmert und tut, was vereinbart war, und dann feststellen müssen, dass nichts geschehen ist. In diesem Fall wusste man nicht, warum die Patienten nicht gekommen ist. Sie ist inzwischen gestorben.

Mein letzter Antrag gehört ins selbe Feld und betrifft den sozialpsychiatrischen Notdienst. Mir erzählen Angehörige oft, dass sie sehen, dass jemand zu Hause in eine schlimme Krise gerät und nicht mehr den Weg zu einem Arzt oder zum PSD findet. Dass eine solche Krise zur Katastrophe werden kann, hat sich bewiesen. Eine Frau hat sich das Leben genommen. Der Notdienst hat nämlich ein Fax an das zuständige Ambulatorium geschickt, statt selbst zu kommen.

Wenn ich im diesjährigen Bericht lese, was man anbietet, dann könnte man meinen, man lebe in der besten aller Welten. Da steht nämlich, dass, falls die Hilfesuchenden nicht persönlich kommen, ein mobiles Krisenteam kommt und den Patienten und Patientinnen oder den Angehörigen hilft. Es steht allerdings nicht im Bericht, in wie vielen Fällen der Notdienst nicht kommt, weil er unterbesetzt, überarbeitet oder organisatorisch zu schlecht aufgestellt ist, weil auch in den PSD seit Jahrzehnten nicht genügend investiert wurde.

Solche Verhältnisse kann man für die Zukunft nicht dulden. Ich stelle daher den Antrag, dass die Versorgung mit ambulanten Diensten an den Wochenenden, Feiertagen und in den Abend‑ und Nachtstunden zu gewährleisten ist, und zwar für alle Patienten und Patientinnen. Es darf nicht so weitergehen, dass ein Mensch in Lebensgefahr abgespeist wird, dass man Angehörige vergeblich um Hilfe flehen lässt und der Patient diese Krisensituation nicht überlebt.

Wir haben viel zu tun im Gesundheitsbereich, und wir müssen es jetzt tun!

Frau Stadträtin! Warten Sie nicht darauf, dass man am Ende der Untersuchungskommission Psychiatrie die Dinge schwarz auf weiß hat! Tun Sie schon jetzt etwas! Tun Sie es gleich! Zeigen Sie den Patienten und Patientinnen und den Angehörigen, dass Sie die Kritik ernst nehmen! Es ist sehr bedauerlich, dass die Mehrheitsfraktion verhindert, dass Angehörige und entsprechende Organisationen in der Untersuchungskommission gehört werden. Nehmen Sie diese Menschen wenigstens auf diesem Weg heute und hier ernst, indem Sie Ihrer Fraktion empfehlen, meinen Anträgen zuzustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Ich gebe hiemit alle Anträge auf einmal ab.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In den letzten zwei Tagen haben wir sehr viel Eigenlob gehört, und auch Frau VBgmin Brauner hat sich vor Lobhudelei fast überschlagen.

So negativ es ist, wenn man als Letzte drankommt, weil man merkt, dass die Wertschätzung für das größte Kapitel offenbar nicht so groß ist, so kann man aber doch zumindest ein bisschen ... (GRin Dr Claudia Laschan: Die ganze Welt lobt unser Gesundheitswesen!) Das ist die uninformierte Welt! Ansonsten kann man Sie sehr schwer loben! (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der GRÜNEN.)

Was mir allerdings vollkommen gefehlt hat, sind Visionen und Ideen. Kollegin Schrödl hat, wenn auch in einem anderen Bereich, gesagt, dass die SPÖ so viele Ideen hat. – Ich muss Ihnen sagen: Ich habe Ideen vermisst! Gerade zum letzten Kapitel gab es sehr viele Ideen von Mag Gerstl und Mag Chorherr. Solche Ideen habe ich bei Ihnen nicht festgestellt! Das ist offensichtlich Ihre ... (GR Kurt Wagner: Wenn Sie in die Stadtentwicklungskommission kommen, dann hören Sie alles im Detail!) Heute haben Ideen aber gefehlt!. Das ist ja eine Debatte, bei der Sie auch Vorschläge machen könnten! Das tun Sie aber nicht! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich möchte noch einmal zum Eigenlob kommen. Gerade bei Ihnen, Herr Kollege Wagner, hat man den Eindruck, dass Sie das, was Sie hier sagen, tatsächlich glauben. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich meine daher, dass gewisse Korrekturen angesagt sind, um Sie da wieder herunterzuholen!

Es wird natürlich jedes Jahr betont, dass es bei der Sozialhilfe eine Steigerung gegeben hat. Das stimmt! Es gibt da aber eine einfache Faustregel, die Sie aber nicht anwenden, nämlich: Eine gute Wirtschaftspolitik und eine gute Bildungspolitik sind die beste Arbeitsplatzpolitik und Sozialpolitik. So einfach wäre es, wenn Sie es machen würden! (Beifall bei der ÖVP.)
Die große Anzahl an Arbeitslosen zeigt ... (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Hören Sie doch auf! Die große Arbeitslosigkeit zeigt Ihre mangelnde Wirtschaftskompetenz. Und kommen Sie jetzt nicht mit dem Bund! Der Bund hat in den letzten 14 Jahren um 10 Prozent mehr Arbeitskräfte. Wien hat um 2 Prozent weniger, obwohl der Herr Bürgermeister 1994 Vollbeschäftigung versprochen hat. Da sage ich: Versprochen und gebrochen! (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Kollege Klubobmann Oxonitsch ist nicht da. (GR Christian Oxonitsch: Doch, ich bin da!) Herr Kollege! Ihre Nebelbombe greift auch nicht! Gestern haben Sie wieder gesagt: Wien hat 210 000 Einpendler, wir sind so tolle Arbeitgeber! – Darauf sage ich: Vergessen Sie die Auspendler nicht! Deren Zahl ist stark gestiegen und beträgt auch 90 000.

Ich habe mir das angeschaut: 1994 hat Herr Bgm Häupl vollmundig die Vollbeschäftigung zugesagt. Damals gab es, wenn ich die Zahl gleich mit den Auspendlern saldiere, 140 000 Pendler, heute, 13 Jahre später, sind es 120 000. Trotzdem kommt jedes Jahr die Nebelbombe, dass es ja so viele Einpendler gibt und Wien ein so guter Arbeitsplatz ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber 1994, wie Herr Bgm Häupl angetreten ist und gesagt hat, Vollbeschäftigung, hatten Sie nicht 90 000, sondern 110 000! Aber Sie wollen uns hier immer weismachen, wie gut Sie sind! Allein an diesem Beispiel sieht man, dass Sie in der Arbeitsplatzpolitik vollkommen versagt haben! (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Wolfgang Gerstl: Jawohl! – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Bgm Häupl: Versprochen – gebrochen. Namhafte Analysten der politischen Szene haben Bgm Häupl bereits entzaubert. Und dem ist überhaupt nichts hinzuzufügen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bgm Häupl und sein Team verwalten diese Stadt sehr teuer. Sie erhöhen die Gebühren für die Bürgerinnen und Bürger exorbitant. Das wurde in den letzten Tagen mehrmals gesagt. Sie gestalten jedoch diese Stadt nicht innovativ. Und das ist fahrlässig, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wien hat zwar dank des Geldregens des Finanzausgleiches Rekordeinnahmen. (GR Franz Ekkamp: Sie haben gesagt, dass auch beim Finanzausgleich schlecht verhandelt wurde!) Das Geld wird allerdings nicht immer dort hingelenkt, wo es notwendig wäre. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Hören Sie doch bitte zu! Ich kann zu den anderen Themen jetzt nicht so viel sagen, denn ich habe nur 25 Minuten. Lenken Sie mich jetzt nicht ab, denn ich habe noch sehr Wichtiges zum Gesundheitsbereich zu sagen. 
Meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion! Die Frau Vizebürgermeisterin hat gestern gesagt, dass es um 148 Millionen mehr für den Gesundheits- und Sozialbereich gibt. Das stimmt. So ist aber zum Beispiel die ambulante Pflege ein ganz wichtiger Bereich. Wir kennen die demographische Entwicklung, und wir wissen, dass 90 Prozent der Menschen zu Hause gepflegt werden wollen. Und da müsste man innovativ sein. Dafür gibt es aber nur eine Erhöhung um ein halbes Prozent. Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen! Und bei betreutem Wohnen und bei Behindertenarbeit ist es sogar weniger geworden. Darauf wird meine Kollegin Karin Praniess-Kastner noch eingehen. Da haben Sie verringert, nicht erhöht. Das ist eine falsche Sozialpolitik, meine Damen und Herren!. (Beifall bei der ÖVP.)

Das heißt, Sie haben zwei linke Hände bei Wirtschaft und Arbeit. Das wissen wir schon! 1970 bis 1986 haben Sie die Schulden angehäuft. Immerhin zahlen wir daran heute noch. Jeder, der in Österreich lebt, zahlt heute noch tagtäglich. Wir zahlen heute zusammen tagtäglich noch 20 Millionen an Zinsen aus dieser Politik von 1970 bis 1986. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich könnte Ihnen jetzt ein Sündenregister aufzählen, ich tu es aber nicht. Ich erinnere jetzt nur an das AKH (GR Franz Ekkamp: Hat Schüssel Schulden gemacht?) In der Zeit, als die ÖVP an der Macht war, sind Korrekturen durchgeführt worden! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Man kann man es sich nämlich nicht so einfach machen zu sagen, dass Schulden weniger wichtig sind als Arbeitsplätze. (GR Franz Ekkamp: In zweieinhalb Jahren wurden achteinhalb Milliarden Mehrschulden gemacht! – Zwischenruf von GR Kurt Wagner. – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich habe mir die Zahlen im Zusammenhang mit dem AKH-Skandal 1975 angeschaut! Das kann man fast nicht glauben! Das muss ich Ihnen wirklich sagen. 1975 hat man 44 Millionen geplant. Bei der Eröffnung 1994 waren es 3 Milliarden. Das heißt, dieser Betrag hat sich versiebzigfacht! Das ist einfach unvorstellbar! Im Hinblick darauf kann einem im Zusammenhang mit dem Krankenhaus Nord nur angst und bang werden! 

Die BAWAG haben wir jetzt quasi jeden Tag im Wohnzimmer. Auch da wurden mehr als 1,4 Milliarden vernichtet. – Meine Damen und Herren! Das sind nur ein paar Schlaglichter, die beweisen, dass Sie nicht wirtschaften können! Sie gehen mit dem Geld der Bürgerinnen und Bürger fahrlässig um. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Die kryptische Anmerkung von VBgmin Laska gestern fast zur Geisterstunde war ja auch eine gefährliche Drohung für die Geldtaschen der Bürgerinnen und Bürger!

Meine Damen und Herren! Wir haben bei Gesundheit und Soziales zweieinhalb Milliarden Euro, also einen großen Betrag. Das ist immerhin ein Viertel des Gesamtbudgets. Eine ausreichende Finanzierung durch die öffentliche Hand ist aber gerade im Bereich Gesundheit und Soziales notwendig und ist auch Ausdruck einer innergesellschaftlichen Solidarität. Dies muss natürlich immer unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit und Menschlichkeit stehen, und da sind eben innovative Modelle gefragt. Frau Stadträtin! Da besteht Handlungsbedarf! Bei diesem Rechnungsabschluss merkt man nämlich keinen Mut und keine Innovation! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GRin Dr Claudia Laschan.)

Sie kommen dann dran, Frau Kollegin Laschan! Sie können dann alles richtigstellen, was ich angeblich jetzt falsch sage! Ich werde Ihnen sehr genau zuhören! 

Der Rechnungsabschluss ist im Hinblick auf wenig Transparenz, inhaltliche Unübersichtlichkeit und fehlende Unterlagen rekordverdächtig. Und damit komme ich zum Fonds Soziales Wien. Das Sozialbudget der Stadt Wien beträgt in etwa eine Milliarde, und eine halbe Milliarde wird vom Fonds Soziales Wien verwaltet. Und hier sitzt die Opposition in einem zahnlosen Beirat. Es gibt im Bereich der Sozialpolitik überhaupt keine Mitgestaltungsmöglichkeit. Auch diesbezüglich müssen Sie mir recht geben. Unter dem Deckmantel Ausgliederung wurden die parlamentarischen Kontrollen vollkommen unterbunden. Und ein Rechnungsabschluss vom Fonds Soziales Wien ist praktisch nicht vorhanden. Kollege Lasar hat das schon erwähnt. Das, was man im Internet findet, ist nichts anderes als eine Veranschaulichung der Unternehmensgruppe. Der Rechnungsabschluss umfasst zwei Seiten. Da hat ja jeder Bienenzüchterverein umfangreichere Unterlagen als das, was Sie hergeben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist eine Zumutung und eine Frechheit! Wir halten das wirklich für ungeheuerlich. Und das ist die angeblich lebendige Demokratie der Sozialdemokraten!

Meine Damen und Herren! Es wird aber noch besser. Ich bin mir noch immer nicht im Klaren darüber, ob das ein Irrläufer oder Absicht war. Wir haben zwei Seiten Rechnungsabschluss bekommen, aber bereits am Freitag eine Grundlage zur Rechnungsabschlussrede 2007 von sieben Seiten. Das waren sieben Seiten Jubelmeldungen als Unterlage für Sie, wie ich annehme, also für die Mehrheitsfraktion, damit Sie, wenn Sie herauskommen, dementsprechend gewappnet sind und wissen, was Sie hier zu sagen haben. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir wollten Sie bei Ihrer Rede unterstützen! – Rufe und Gegenrufe bei ÖVP und SPÖ.)
Es ist nicht notwendig, dass Sie uns servicieren! Ich brauche das nicht! Ich weiß genau, was ich sage! Ich empfinde es als Armutszeugnis, wenn Abgeordnete eine Redeunterlage bekommen. Bei der Wiener ÖVP wäre so etwas undenkbar, das kann ich Ihnen nur sagen! (Beifall bei der ÖVP. – Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Vielleicht erklären Sie mir, warum wir das bekommen haben! (GR Kurt Wagner: Hat Schüssel sich alle Reden selbst geschrieben?) Ich rede jetzt von mir! Wie Sie wissen, bin ich schon sehr lange in der Politik, aber für mich hat noch nie jemand eine Rede geschrieben! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Ich sage es nicht zum ersten Mal, aber ich werde es immer wieder sagen: Das, was Sie hier gerade mit dem Fonds Soziales Wien machen, ist ein demokratiepolitischer Skandal! (Beifall bei der ÖVP.)

Sie haben längst die Selbstkontrolle verloren. Deshalb ist die Kontrolle durch die Opposition umso wichtiger. Sie aber versuchen, diese Kontrolle mit allen Mitteln zu unterbinden! Die Wiener Gesundheits- und Sozialpolitik ist ganz eindeutig von Gesinnungsethik bestimmt. Ihr Ziel ist Machterhalt ohne Rücksicht auf Konsequenzen! 

Wie Sie, meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion, die Wahrnehmung der Kontrollaufgaben verhindern wollen, zeigt natürlich sehr eindeutig die Untersuchungskommission. Ich kann das hier kurz machen, weil Kollegin Pilz es ohnedies schon sehr ausführlich gebracht hat. Es ist beschämend, wie Sie sich hier verhalten und wie Sie zeigen, dass Sie an einer Aufklärung nicht interessiert sind! Medizinische Methoden aus der Urzeit der Psychiatrie sind im Otto-Wagner-Spital nach wie vor gang und gäbe. Netzbetten, Fixieren, Niederspritzen ist die Devise. Und wenn jemand vom Personal den Mund aufmacht – wir wissen das und haben darüber genug Unterlagen – muss er oder sie sich in Acht nehmen, weil dann seine oder ihre Karriere gefährdet ist. Meine Kollegin Praniess-Kastner wird dazu auch Beispiele anführen.

Diese Fakten sind Ihnen seit Jahren bekannt. Es wurde aber immer alles schöngeredet und vertuscht. Verschleiern und Verschleppen der Probleme ist Ihr Konzept. Und nur durch den Druck der Opposition und mit Hilfe der Medien können Missstände aufgezeigt werden, und das hat zur Einsetzung der Untersuchungskommission geführt.

Nun noch ein klares Wort zur Mehrheitsfraktion: Der Skandalisierungsschrei, der laufend von Ihnen kommt, ist typisch für verfilzte Machtapparate, die etwas zu verbergen haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Untersuchungskommission arbeitet gemäß den Kompetenzen der Wiener Stadtverfassung, und die Opposition skandalisiert nicht, sondern die Opposition deckt auf. Das ist ein großer Unterschied! Lassen Sie das alte Spiel, die Opposition der Skandalisierung zu verdächtigen! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wir hören hier von Experten über veraltete Methoden wie Fixieren und Netzbetten. Ich hoffe, dass all das sehr bald der Vergangenheit angehört! Ich komme jetzt allerdings kurz auf den Bericht 2002 zu sprechen. Damals hat Frau Dr Moritz sehr klar aufgezeigt, dass die Schaffung der Funktion eines Psychiatriekoordinators sehr wichtig wäre. 2008 gibt es diesen noch immer nicht. So langsam mahlen die Mühlen bei Ihnen!

Wir bringen daher einen Antrag ein. Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit wird aufgefordert, umgehend die Funktion eines Psychiatriekoordinators zu beschaffen und zu besetzen. (Beifall bei der ÖVP.)

Allerdings werden Beweisanträge, die der Wahrheit dienlich wären, von Ihnen abgelehnt. Diesbezüglich gehen Sie sehr effizient vor, das muss ich sagen! Anderes verschlafen und verschleppen Sie, in diesem Bereich sind Sie aber sehr effizient, das muss man Ihnen lassen! Es ist unglaublich, dass Angehörige und Mitglieder von Organisationen, die Angehörige betreuen, in der Untersuchungskommission nicht als Zeugen aussagen dürfen, obwohl sie von sich aus berichten wollen. Sie werden nicht von uns dazu aufgefordert, sondern Sie wollen erzählen, was sie erlebt haben und was sie ständig noch immer erleben.

Meine Damen und Herren! Da sind wir wieder beim Demokratieverständnis: Sie glauben, Sie können alles vertuschen, Sie können aber überzeugt sein, dass Ihnen das nicht gelingen wird! – Wir wollten die Mitarbeiterin des Otto-Wagner-Spitals in die Untersuchungskommission einladen, die fürs Fehlermanagement, fürs Beschwerde‑ und Qualitätsmanagement zuständig ist. Aber sie darf nicht als Zeugin aussagen! Da frage ich Sie wirklich: Wer ist prädestinierter für eine wichtige Aussage als jene Kraft, die tagtäglich mit den Fehlern, mit den Beschwerden und mit dem Qualitätsmanagement des Spitals zu tun hat? Sie fahren jedoch mit Ihrer Mehrheit einfach drüber und lassen nicht zu, dass diese Mitarbeiterin befragt wird! Und Herr Bgm Häupl schweigt. – Meine Damen und Herren! Das ist das Sittenbild der Wiener Sozialdemokraten! 

Ich habe nur mehr 5 Minuten und möchte die anderen Bereiche kurz zusammenfassen. Zum Krankenanstaltenverbund hat Kollegin Pilz schon viel gesagt. – Der Krankenanstaltenverbund ist seit 2002 eine Unternehmung. Man wollte betriebswirtschaftlicher agieren. Seit 2001 wuchs die Führungsetage um 20 Prozent, und die Ausgaben für die Gehälter der Manager wuchsen um 50 Prozent. All das steht im aktuellen Kontrollamtsbericht. Das Ziel, die Defizite des KAV in den Griff zu bekommen, wurde trotzdem weit verfehlt. Seit 2002 explodiert das Defizit des KAV. 

Ein paar Zahlen dazu: Seit 2003 ist der Betriebskostenzuschuss der Stadt Wien für den KAV um 36 Prozent gestiegen. Aber nicht nur der vom KAV benötigte Cash-Bedarf ist gestiegen. Gleichzeitig wurden auch 87 Prozent der Rücklagen aufgelöst. Auch diesbezüglich verweise ich auf den Kontrollamtsbericht. Das ist nicht etwas, was die böse Opposition hier behauptet, sondern das brauchen Sie nur im Kontrollamtsbericht nachlesen

Wenn ich mir die sich stark vergrößernde Differenz zwischen dem Betriebskostenzuschuss im Voranschlag und dem tatsächlichen Bedarf ansehe, dann wird mir auch angst und bang. Die Differenz zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss beträgt 139 Millionen. Die Frau Finanzstadträtin ist so stolz darauf, dass Gesundheit und Soziales um 148 Millionen mehr bekommen haben. Es gehen allerdings 139 Millionen an den KAV, und es bleiben nur zerquetsche 9 Millionen für andere Bereiche übrig! So sieht es aus! Meine Damen und Herren! Da kann von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit überhaupt keine Rede sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Gerade beim Krankenanstaltenverbund fordern wir seit Jahren eine Aufschlüsselung der Ausgaben nach Spitälern, um überprüfen und Vergleiche anstellen zu können. Herr Generaldirektor Marhold – ich habe ihn schon irgendwo gesehen – hat in einer Sitzung schon vor Jahren gesagt, dass er das auch will und dass das realisiert werden wird. Herr Generaldirektor! Wir warten noch immer! Unsere Geduld ist aber auch enden wollend!

Wir bringen daher wieder einen Antrag ein: Die zuständigen Verantwortlichen der Unternehmung KAV mögen angewiesen werden, die Leistungskennzahlen und die Auslastung der Häuser und deren Abteilungen künftig gesondert und einzeln darzustellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Da fällt einem natürlich das Krankenhaus Nord ein. Ich möchte das nur ganz kurz beleuchten. Ich möchte daran erinnern, dass die damalige Frau Gesundheitsstadträtin Brauner im Februar 2005 gesagt hat: Für das Krankenhaus Nord gibt es 300 Millionen. Dann wurde ausgeschrieben, verzögert und so weiter. 2008 wurde der Zuschlag erteilt. Die Bettenanzahl ist gleich. Nun sind es aber 605 Millionen, und das ist eine Verdoppelung! Jetzt sind wir zwar noch immer bei der Planung und noch nicht bei der Realisierung. Die Kosten haben sich jedoch schon verdoppelt! Wie wird das denn dann bei der Realisierung aussehen? – Wenn ich an das SMZ-Süd denke, bei dem 40 Prozent zwischen Planung und Realisierung lagen, dann kommen wir diesfalls tatsächlich auf 900 bis 1 Milliarde, wenn wir erleben, dass dieses angeblich beste Krankenhaus eröffnet wird.

Wir wissen aus der Vergangenheit, dass zwischen Planung und Realisierung immer Welten liegen. Und das nennt man dann Effizienz und Wirtschaftlichkeit! Dieses Beispiel, Frau Stadträtin, zeigt wieder sehr deutlich, dass Sie mit den Geldern der Bürgerinnen und Bürger fahrlässig umgehen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Dass die Wiener ÖVP diesem Rechnungsabschluss ihre Zustimmung nicht gibt, ist die logische Konsequenz Ihrer fahrlässigen Politik. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Klubobmann Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Eine Geschäftsordnung beinhaltet nicht Benimm-Regeln – dazu fiele mir jetzt vieles ein –, und das soll auch nicht so sein. Es gibt aber einen Geist der Geschäftsordnung, der eingehalten werden sollte. Und dazu gehört auch, dass man als Berichterstatterin nicht Zwischenrufe macht, die eine Rednerin noch dazu herabwürdigen. Das entspricht nicht dem Geist des Hauses! Das ist höchstens ein Beitrag zur Verstärkung der Politikverdrossenheit! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Laschan ist zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Jetzt war die ÖVP-Fraktion am Wort und hat das Wort Sittenbild der SPÖ in den Mund genommen. Ich werde mir erlauben, im Laufe meiner Ausführungen ein bisschen das Sittenbild der ÖVP zu beleuchten. 

Ich bin der Meinung, dass die heutige Rechnungsabschlussdebatte der Stadt Wien angesichts der Vorgänge in der Gesundheitspolitik und vor dem Hintergrund einer sehr heftig geführten Gesundheitsdebatte nicht abgehoben geführt werden kann. 8 000 Ärztinnen und Ärzte waren auf der Straße, Ordinationen bleiben geschlossen, und Anlass dazu war die Gesundheitsfinanzierung. Manche sagen dazu auch Gesundheitsreform oder Kassensanierung. Beides trifft aber in Wirklichkeit nicht den Kern. Der Kern ist nämlich, dass die ÖVP im Gesundheitswesen sparen will. Und wir wissen aus den sechs Jahren, in denen die ÖVP an der Macht war, wie Sie es formuliert haben, Frau GRin Korosec, was es bedeutet, wenn die ÖVP im Gesundheitswesen sparen will: Das bedeutet Leistungseinschränkungen für die Patientinnen und Patienten. Schon bei den Regierungsverhandlungen hat die ÖVP verhindert, dass innovative Finanzierungsformen eingeführt werden, die gerechter gewesen wären, weil sie die Reicheren unserer Gesellschaft mehr zur Gesundheitsfinanzierung herangezogen hätten. (Beifall bei der SPÖ.)
Die ÖVP hat genüsslich zugesehen, wie die Krankenkassen sich immer schwerer getan haben, die Leistungen, welche die Patientinnen und Patienten benötigen, zu erbringen. Die ÖVP hat bei der immer größer werdenden Verschuldung der Kassen zugesehen und neues Geld für das Gesundheitswesen verweigert. Molterer, der Finanzminister, hat von den Sozialpartnern erzwungen, ein Sparprogramm zu verhandeln, und dieses liegt nun auf dem Tisch. Die ÖVP sagt stets Nein, wenn es um neues Geld für die Gesundheitsfinanzierung geht. 

Im Hintergrund der gesamten Diskussion gibt es auch einen Rechnungshofbericht, der die Oberösterreichische und die Wiener Gebietskrankenkasse zum Prüfgegenstand hatte. Dabei ist als wesentliche Botschaft herausgekommen, dass zum großen Teil die Maßnahmen der Regierung Schüssel an der Finanzmisere der Kassen verantwortlich sind, weil nämlich – und das ist auch im Rechnungshofbericht nachzulesen –, Geld der Versicherten zur Budgetsanierung verwendet wurde. Außerdem hat der Rechnungshof auch festgehalten, dass die ständig steigenden Arzneimittelkosten und die Honorarkosten für die Leistungen im niedergelassenen Bereich zu dämpfen sind.

An diesen beiden letztgenannten Punkten setzt das Gesundheitspapier an, Stichwort „Aut idem“ beziehungsweise Schaffung der Möglichkeit, Einzelverträge mit Ärztinnen und Ärzten im Falle eines vertragslosen Zustandes abzuschließen, wenn die Vertragsverhandlungen zwischen Ärztekammer und Kassa nicht erfolgreich waren.

Ich persönlich kann die Aufregung der Ärztekammer nur zum Teil verstehen. Mir gefällt nicht, dass Patientinnen und Patienten vorgeschoben werden, um standespolitische Interessen durchzusetzen. Ich teile aber die Sorge, dass auch hier der Sparstift ein wichtiges Prinzip ist und dass ökonomisches Handeln und Sparen belohnt werden sollen.

Ich finde aber richtig, dass auch im niedergelassenen Bereich Qualitätskriterien gelten sollen. Auch die Ärztekammer muss sich endlich einmal mit verschiedenen Tabus auseinandersetzen. Alles andere wäre nicht mehr zeitgemäß. Ich sage als Stichwort nur: Öffnungszeiten bis in die Abendstunden oder auch an Wochenenden. 

Das Gesundheitspapier soll Anfang Juli beschlossen werden, und damit kommt neues Geld ins Gesundheitssystem. Trotzdem sind die Finanzierung aus einer Hand und die Auflösung des Widerspruchs zwischen stationärem und niedergelassenem Bereich, obwohl es im Papier steht, in weiter Ferne, denn über diese Fragen traut sich niemand so richtig drüber.

In Wien gibt es mittlerweile eine sehr gute Kooperation zwischen stationär und ambulant, zwischen stationär und niedergelassen, zwischen Wiener Gebietskrankenkasse und Stadt. Ein gutes Beispiel dafür ist das Dialysezentrum Donaustadt. Am 13. dieses Monats fand dafür der Spatenstich statt. Auf Grund der Erkenntnis, dass es immer mehr Dialysepatienten geben wird und immer mehr Menschen diese Behandlung notwendig haben werden, wurden 2007 mittels Gemeinderatsbeschlusses die Weichen zur Gründung der Wiener Dialyse GmbH gestellt. Die Gründungspartner waren der KAV, die Wiener Gebietskrankenkasse und die Barmherzigen Brüder. Unternehmensgegenstand ist die Errichtung von Dialyseambulatorien, und ein solches Ambulatorium wird nun auf dem Gelände des Donauspitals errichtet. In diesem Dialysezentrum werden 72 neue Dialyseplätze geschaffen. In der Zwischenzeit wurden in einigen Abteilungen beziehungsweise Krankenanstalten des KAV und im Hanusch-Krankenhaus neue Plätze und neue Schichten geschaffen.

Es ist immer wieder von fehlender Innovation die Rede. – Ich werde Ihnen jetzt noch von einigen Innovationen berichten. Eine davon betrifft die Peritonialdialyse, also die Bauchfelldialyse. Das ist eine Möglichkeit, die Blutwäsche in der Nacht zu Hause durchzuführen. Das kann aber nicht ganz einfach gehandhabt werden, sondern dazu muss es natürlich eine gute fundierte fachliche Einschulung und Betreuung geben. Diese Methode ist vor allem für jüngere Patienten, die berufstätig sind, und für Patienten, die auf eine Transplantation warten, sehr geeignet; die Wartezeit ist in Wien übrigens im Vergleich sehr kurz, nämlich nur zwei Jahre. Diesbezüglich wurde auch eine Spezialambulanz im Hanusch-Krankenhaus geschaffen, die sehr gut angenommen wird. 

Ich möchte Ihnen ein weiteres Beispiel für Innovation nennen. Ich habe im „Journal für Kardiologie. Österreichische Zeitschrift für Herz-Kreislauf-Erkrankungen“ einen wunderbaren Artikel gefunden, der das Wiener Modell zur Versorgung von Herzinfarktpatientinnen und ‑patienten zum Gegenstand hat. Dieses Wiener Modell wird in diesem Journal als internationales Vorzeigemodell dargestellt. Man weiß aus Studien, dass die percutane Katheterbehandlung der Herzkrankgefäße die beste Therapie für den akuten Herzinfarkt ist. State of the Art ist der entsprechende Begriff, der für mich, seitdem ihn Kollegin Pilz sehr inflationär verwendet, ein gewisses Problem geworden ist. Die percutane Katheterbehandlung ist aber tatsächlich State of the Art, also die beste Therapie. Dabei kommt es aber auch auf die Zeitspanne zwischen dem Auftreten der Symptome des Infarktes und der Katheterbehandlung an.

In Wien wurde Anfang 2003 begonnen, die sechs tagsüber verfügbaren Herzkatheterzentren in ein Versorgungsnetzwerk für Infarktpatienten zusammenzufassen, und die Schlüsselrolle dabei spielt die Wiener Rettung, die mit dem nächstgelegenen Zentrum Kontakt aufnimmt. Wenn ein Platz frei ist, die Möglichkeit besteht und die Akutbehandlung in der vorgeschriebenen Zeitspanne durchgeführt werden kann, dann wird das gemacht. Wenn nicht, dann wird bereits im Rettungsauto eine medikamentöse Auflösung des Blutgerinnsels eingeleitet. – Für viele ist das eine Vision, danach strebt man auf der ganzen Welt. Hier ist es keine Vision, sondern für Wien ist das Realität! Mittlerweile stehen die Katheterzentren rund um die Uhr zur Verfügung. Wir wissen auch, dass Herzinfarkte oft in den sehr frühen Morgenstunden auftreten, es braucht aber nun in Wien niemand mehr Angst zu haben, dass er nicht die geeignete Behandlung bekommt. (Beifall bei der SPÖ.)
Das wird immer gefordert, und ich glaube, dass das sehr wichtig ist: All diese Maßnahmen müssen auch evaluiert werden. – Es wird bereits insofern evaluiert, als ein Register im Wílhelminenspital geführt wird, in dem alle Herzinfarktpatientinnen und ‑patienten verlaufsmäßig dokumentiert sind. Mit diesem Wiener Modell ist es gelungen, den Prozentsatz der Akuteingriffe, also die Maßnahme, die State of the Art ist, auf 70 Prozent zu erhöhen. Der österreichische Durchschnitt beträgt hingegen 30 bis 35 Prozent. Mit der Einführung der optimierten Infarkttherapien in Wien ist die Spitalssterblichkeit der Infarktpatienten, die einer Reperfusionstherapie unterzogen wurden, von 14 bis 16 Prozent im Jahr 2002 auf 6 bis 8 Prozent Ende 2006 gesunken, während der österreichische Durchschnitt Ende 2006 bei 12 bis 14 Prozent liegt. 

Das ist dokumentiert, und darauf können wir stolz sein! Diese Ergebnisse stellen nämlich auch im internationalen Vergleich einen absoluten Spitzenwert dar. Wenn Sie also sagen, es gibt keine Innovation, Frau Kollegin Korosec, dann sind Sie offensichtlich nicht informiert! (Zwischenruf von GRin Ingrid Korosec.) In Wien sind die Visionen nämlich bereits Realität geworden! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte betonen: Ich bin dafür bekannt, dass ich nichts Schlechtes schön rede. Ich rede aber auch nichts Gutes schlecht, sondern ich sage meine Meinung und lasse mir von niemandem den Mund verbieten. Und ich werde auch die Rolle der ÖVP immer und überall darstellen, wie sie ist! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme nun zu den Operationswartezeiten: In den Krankenanstalten des KAV werden jährlich 152 000 Operationen durchgeführt, das sind durchschnittlich 415 pro Tag. Es hat immer wieder Kritik an den Wartezeiten für planbare Operationen gegeben. Die Akutoperationen werden ja logischerweise, wie der Name sagt, sofort durchgeführt. 

Frau Korosec! Sie brauchen nicht glauben, dass Sie die Einzige sind, an die sich Patienten und Patientinnen wenden! Ich habe einerseits beruflich ununterbrochen Kontakt mit Patienten und Patientinnen, andererseits bin ich als Politikerin, die sich sozusagen in einem Umfeld der Realitäten bewegt, mit den Meinungen, Ängsten und Nöten der Bevölkerung befasst. Ich weiß also, dass es diese Befürchtungen betreffend Operationswartezeiten gegeben hat. Es hat immer wieder Behauptungen gegeben, dass Vorreihungen – aus welchen Gründen auch immer – stattfinden. Leider waren aber weder ein Patient noch eine Patientin bereit, obwohl ich oft die diesbezügliche Bitte geäußert habe, sich vor den Vorhang zu begeben und das öffentlich darzustellen. Auch dafür habe ich aber Verständnis, denn jeder, der eine Operation glücklich überstanden hat, ist froh, es gut hinter sich zu haben.

Daher begrüße ich sehr, dass im Jänner unsere Gesundheitsstadträtin gemeinsam mit dem Krankenanstaltenverbund ein neues ... (Zwischenruf von GRin Ingrid Korosec.) Ich habe Ihnen gesagt: Nicht nur Sie reden mit Menschen oder Menschen mit Ihnen! Die Menschen reden genauso mit uns, und ich würde behaupten: Sie reden mit uns noch viel mehr! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir können die Entwicklungen, die im Gesundheitswesen erforderlich sind, auch ohne die Zurufe der ÖVP erkennen! – Es gibt ein vollkommen transparentes EDV-Anmeldesystem, in dem nach Anmeldungszeitpunkt ein Termin entsprechend der Dringlichkeit fixiert wird, und dieser Termin kann nur durch einen Arzt oder eine Ärztin mit einer schlüssigen Begründung geändert werden. Und um die Wartezeiten zu verkürzen, wurden im Bereich der Chirurgie die Operationszeiten verlängert. Bis zum Ende des Jahres werden 50 Prozent der operierenden Einheiten bis 18 Uhr in Betrieb sein. Außerdem wird die Herz-Thorax-Chirurgie zusätzliches Intensivpflegepersonal bekommen. Das hat bereits zu einer deutlichen Reduzierung der Wartezeiten geführt und wird weiter zu einer Verkürzung führen. 

Ich möchte betonen, dass sich manche private Krankenanstalten daran ein Beispiel nehmen könnten! Frau Korosec, die sich immer so sehr für die Privaten einsetzt und oft auch als deren Anwältin auftritt, könnte sich auch dort dafür verwenden! Sie könnte zum Beispiel in einem orthopädischen Privatkrankenhaus dafür sorgen, dass die Anmeldungen dort auch transparent gestaltet werden! Ich höre nämlich auch aus diesem Bereich Klagen: Mit Zusatzversicherung sofort, ohne Zusatzversicherung eineinhalb Jahre. – In diesem privaten orthopädischen Krankenhaus in Wien besteht auch Handlungsbedarf! Von diesem glauben leider manche Patienten und Patientinnen, dass das eine Krankenanstalt des KAV ist, und sie wundern sich auch, dass sie dort ihre Medikamente selbst mitbringen müssen, was ich auch für sehr eigenartig halte! Dort bestünde wirklich auch Handlungsbedarf!

Ich möchte noch ein sehr innovatives Projekt vorstellen. Es ist dies ein rot-grünes Pilotprojekt, das ich gemeinsam mit Frau Kollegin Pilz im 15. Bezirk initiiert habe, und zwar zum Thema Vorsorgeuntersuchung für türkischsprechende Frauen. Die Ausgangslage war die Erkenntnis, dass die Lebenserwartung der Frauen im 15. Bezirk am schlechtesten in ganz Wien ist. Da allgemein bekannt ist, dass die sozioökonomische Lage direkt mit dem Gesundheitszustand eines Menschen zu tun hat, dass also, kurz gesagt, Armut krank macht, sind wir davon ausgegangen, dass vor allem Frauen mit Migrationshintergrund betroffen sind. Wir haben daher ein türkischsprachiges Angebot im Rahmen der Vorsorgeuntersuchung implementiert. Wir haben uns dazu die Vorsorgeuntersuchungsstelle der MA 15 in der Sorbaitgasse ausgesucht. Der Inhalt des Projektes war ganz einfach, aber neu: Eine türkischsprechende Ärztin begleitet die Patientin durch die gesamte Untersuchung. 

Das ist eine neue Qualität: Es ist das nicht nur ein guter Dolmetscher oder eine Dolmetscherin, sondern eine medizinisch geschulte Person. Das ist sehr hilfreich, denn das Ausfüllen der Anamnesebögen stellt auch für Menschen, die die Sprache beherrschen, eine gewisse Herausforderung dar, und vor allem auch die Befundbesprechung spielt eine wesentliche Rolle in der weiteren Kranken‑ beziehungsweise Gesundenkarriere eines Menschen.

Zusätzlich wird auf Wunsch psychosoziale Beratung angeboten, und die Nachfrage war gigantisch, sodass ab Mai 2007 ein zweiter Standort im 10. Bezirk angeboten wurde. Und ich möchte dir, Frau Stadträtin, danken, dass du da so flexibel warst und auf den Hilferuf, dass diese Stelle überfordert ist, sofort reagiert hast! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Ergebnisse: Von den 408 Teilnehmerinnen und Teilnehmern – es sind auch einige Männer gekommen, und wir wollten natürlich nicht, dass diese abgewiesen werden – waren 82 Prozent weiblich. 81 Prozent waren das erste Mal bei einer Vorsorgeuntersuchung. 100 Prozent wollen diese weiter empfehlen. Die Ergebnisse haben wir natürlich begleitend evaluiert, und es wurde in anonymisierter Form eine Statistik darüber erstellt, was über den Gesundheitszustand dieser Gruppe zu sagen ist. Im Vordergrund stehen Übergewicht und Stoffwechselstörungen und damit ein erhöhtes Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Hoher Blutdruck und insbesondere Blutarmut sind vor allem bei den Frauen relativ stark vertreten, bei beiden Geschlechtern treten auch Lungenfunktionsstörungen auf. – Dieses Ergebnis zeigt, dass dieses Angebot genau die richtige Zielgruppe trifft, sodass Risikopatienten und ‑patientinnen als solche identifiziert werden und somit möglichst früh einer entsprechenden Beratung und Behandlung zugeführt werden können.

Aus diesem Grund hat die Gesundheitsstadträtin der Stadt Wien veranlasst, dass die MA 15 dieses Projekt gemeinsam mit der Frauengesundheitsbeauftragten und dem FEM Süd in den Regelbetrieb übernimmt. Und ich möchte mich – Stichwort MA 15 – ganz besonders bei Frau Mag Pommerening-Schober für ihre Entschlossenheit bedanken, das durchzusetzen! Wie Sie sich vorstellen können, stößt ein neues Projekt dort, wo es umgesetzt werden soll, nicht immer auf Gegenliebe, und daher gilt Frau Mag Pommerening-Schober mein herzlichster Dank für ihre Durchsetzungskraft und für ihr Durchhaltevermögen. Und ich danke auch der Belegschaft in der Sorbaitgasse, die sofort mitgetan hat und so flexibel war, das umzusetzen. – Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte zum Thema stationäre Pflege noch einen Problembereich ansprechen, der sehr viele Menschen und ihre Angehörigen betrifft. Der Umbruch im Bereich der Pflege ist im vollem Gange. Es findet ein gewaltiger Bettenabbau in der Teilunternehmung 4 statt, da ja das Geriatriezentrum Wienerwald geschlossen werden wird. Parallel dazu werden private und halbprivate Pflegeeinrichtungen ins Boot geholt, sodass insgesamt genug Pflegeplätze zur Verfügung stehen. Der Anteil der städtischen Plätze wird allerdings immer kleiner. Und man glaubt es kaum: Trotz der Kampagne der diversen Oppositionsparteien gegen die so genannte medikalisierte Pflege wollen viele Menschen am liebsten einen Pflegeplatz in einer Pflegeeinrichtung der Stadt Wien haben! Sie schätzen die medikalisierte Pflege zwar, leiden aber häufig an vielen Krankheiten – multimorbid nennt man das in der Medizin –, was mit zunehmendem Alter eben oft eine Tatsache ist. Das bedenkt man in unserem medizinisch jugendlichen Alter nicht! Diese Menschen wollen eine tägliche medizinische Visite, weil ihnen das Sicherheit gibt, dass sie rechtzeitig versorgt werden, wenn es notwendig ist. Und die Menschen wissen auch, dass diese Pflegeeinrichtungen der Stadt Wien über einen riesigen Erfahrungsschatz und über ein strukturiert erarbeitetes theoretisches und praktisches Wissen im Bereich der Geriatrie verfügen, das seinesgleichen sucht und von dem die Patientinnen und Patienten profitieren.

Ich bin daher sehr froh, dass in Kooperation mit dem KAV und den Wiener Pensionistenwohnhäusern neue Wege in Form der innovativen Wohn- und Pflegehäuser beschritten werden. Dort wird der Bogen von sozialer Betreuung zur medikalisierten Pflege gespannt, und all das in einem Haus. Somit muss niemand wegen ein bisschen Flüssigkeitsmangel gleich ins nächste Spital geführt werden, sondern kann an seinem Wohnort medizinisch versorgt werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Medizin entwickelt sich rasant in Belangen der Diagnostik und der Therapie. Wir lesen jeden Tag Neuigkeiten und erfahren von Innovationen, und diese Innovationen werden binnen kürzester Zeit zur Realität. Die Gesundheitssysteme, die dafür den organisatorischen und finanziellen Rahmen zur Verfügung stellen, müssen folglich ebenfalls in einem rasanten Tempo adaptiert werden. Die Gesundheitspolitik strebt daher in Richtung Innovation und Visionen und stellt sich den neuen Herausforderungen, und ich bin überzeugt, dass wir in Wien auf einem sehr guten Weg sind! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zur Rechnungsabschlussdebatte haben wir einen dicken Ordner mit vielen Zahlen. Es geht in diesem Bereich um 835 Millionen EUR, die den FSW betreffen. Diese sind aber nicht in dem dicken Ordner, die braucht man nicht verzweifelt suchen, sondern diese haben wir – ich verwende jetzt dasselbe Wort wie mein Kollege Martin Margulies – auf ein paar Schmierblättern gestern zugeschickt bekommen, damit man sich ausführlich vorbereiten kann. Und das ist es schon!

Zuerst gibt es eine Einleitung. Diese kann man weglassen, denn darin steht nichts Besonderes. Hinten ist freundlicherweise erklärt, wie das funktioniert. Dort finden sich aber auch keine Zahlen. Somit bleiben zwei Seiten, die man locker und ohne viel Mühe auf eine bringen könnte. Fertig! Das ist es, was wir an Zahlenmaterial haben, und Sie haben auch nichts anderes, liebe Mehrheitsfraktion! Darüber sollen wir jetzt aber ausführlich reden! – Gut.

835 Millionen EUR herein und 835 Millionen EUR hinaus. Fertig. Viel genauer bekommen wir es nicht, weil der FSW ausgegliedert ist. Ähnliche Bemerkungen können Sie im letztjährigen Protokoll zur Rechnungsabschlussdebatte von allen Oppositionsparteien nachlesen. Heute tun sich das nicht mehr alle an, weil es leider ein sehr erfolgloses Unterfangen wäre, um mehr Informationen und um frühere Übermittlung derselben zu bitten. Das kann man zwar sagen, und das steht dann im Protokoll, und man kann es im nächsten Jahr nachlesen und wiederholen. Aber es kommt nicht an! Man kann sich also darüber nicht wirklich unterhalten.

Ich meine: Wer immer hier wen auch immer lobt, muss mehr wissen, als wir auf Grund dieses Plans erfahren. Ich halte es für beschämend, dass wir über die Verwendung von 835 Millionen EUR nichts anderes erhalten haben als diese Zahl, von der es quasi heißt: Das haben wir gehabt und ausgegeben. Ich hätte das aber schon gerne detailliert! Ich hätte gerne genau gewusst, wie viele Leute wo angestellt sind, wie viele Leute benötigt werden et cetera. Aber nichts davon erfahren wir!

Wir haben diese Pläne und können uns darüber unterhalten. Wir können über Armut in Wien und über Reichtum in Wien, über den Heizkostenzuschuss et cetera reden, wir wissen aber nichts Detailliertes über den FSW. Ich habe dieses Blatt gestern bekommen, und die Zeit von gestern auf heute hat gereicht, um das Blatt durchzulesen. Mehr Vorbereitungszeit brauchen wir bei so viel Information tatsächlich nicht, das können wir bewältigen! Wenn das in dieser Größenordnung einer A4-Seite bleibt, glaube ich, dass Martin Margulies, ich und alle anderen Kollegen und Kolleginnen meiner Fraktion in der Lage sind, das in dieser Zeit zu bewältigen. Das macht aber keinen Sinn!

Ich komme jetzt zu einigen Anträgen. Ein Antrag von der ÖVP wurde bis jetzt – wenn ich gut genug aufgepasst habe – noch nicht eingebracht. Er betrifft die Punks im 15. Bezirk. Ich werde nicht lange darüber reden, ich kann das aber auch nicht ganz auf sich beruhen lassen, denn es ist ein schlechter Antrag. Zu diesem Antrag wird sich, falls er noch eingebracht wird, GRin Waltraut Antonov äußern. Unsere Position ist bekannt. Sie ist völlig anders als jene der Volkspartei.

Das betrifft auch einen weiteren Antrag, der heute eingebracht wurde, nämlich den Antrag der Volkspartei im Zusammenhang mit Spielsucht. Dazu haben die GRÜNEN auch einen Antrag eingebracht. Diese Anträge unterscheiden sich allerdings wesentlich, und ich nehme daher an, dass auch das Abstimmungsverhalten entsprechend diametral sein wird. – Wir lehnen den Antrag der Volkspartei ab. Es ist ein zynischer Antrag, der mit dem Problem überhaupt nicht umgeht, und er wurde auch sehr wenig ambitioniert eingebracht. Ich hatte nicht den Eindruck, dass GR Hoch diesen selbst massiv vertreten wollte. Er hat ihn halt so eingebracht, wie von allen Fraktionen immer wieder einmal Anträge ohne persönliche Betroffenheit eingebracht werden. 

Wir fordern nach wie vor – und das gehört auch in diese Geschäftsgruppe, in deren Rahmen man auch über Armut reden muss – die Abschaffung des Kleinen Glücksspieles und nicht irgendwelche Verschönerungsmaßnahmen. Wir wollen, dass sich die Grünen, die Teile der Sozialdemokratie, die das so sehen, die Teile der Volkspartei, die das so sehen, und – wie ich glaube – der große Teil der FPÖ, der das so sieht, bundesweit gegen die Novomatic, gegen Admiral und gegen Teile der zweitgrößten Partei durchsetzen. In diesem Land sind nahezu alle, bis auf jene paar Leute, die mit den Wirtschaftsinteressen der Novomatic et cetera verwoben sind, dagegen. Aber auch kein einziger Familienverband, der der ÖVP nahe steht, ist für das Kleine Glücksspiel! Ganz im Gegenteil! – Wir wollen, dass alle so weit kommen, dass sie sagen: Wir brauchen das nicht! Das zerstört tausende Existenzen!

Fünf Bundesländer hat man bis jetzt damit in Ruhe gelassen. Nun ist eine Bundesnovelle geplant, die die Bundesländer zwingt, dass sie sich auch damit befassen. Es genügt also nicht, dass wir das Problem in Wien haben, sondern es wird auch in fünf Bundesländer exportiert, die sich bis jetzt dagegen gewehrt haben. 

Ich weiß, dass da viel Geld und ein großes Inseratenvolumen daran hängt. Es gibt auch eine Zeitung, die noch nie ein schlechtes Wort darüber geschrieben hat, und die Novomatic ist auch stolz darauf und sagt: Wir haben eine Kooperation mit einer Qualitätszeitung! Sie listet alle Artikel auf, die in diesem Qualitätsmedium in Österreich wie Werbung erscheinen. Das ist sehr schade, dass heißt aber nicht, dass Sie das so hinnehmen müssen!

Die Mehrheit der Wiener Bevölkerung will dieses Kleine Glücksspiel nicht, denn dieses macht arm, und wer Armut ernsthaft bekämpfen will, sollte sich auch beim Kleinen Glücksspiel daran erinnern, was der Bürgermeister von Salzburg, Heinz Schaden, ein Sozialdemokrat, dazu gesagt hat: „Das ist schmutziges Geld! Damit will ich nichts zu tun haben! Ich nehme mir ja auch kein Geld aus dem Drogenhandel.“ – So der SPÖ-Bürgermeister aus Salzburg. Er hat diesen Vergleich gezogen, und das ist tatsächlich ähnlich. Auch wenn die Herrschaften dort alle Anzüge und Krawatten tragen und gepflegt sprechen, unterscheiden sie sich nicht von vielen anderen, die das Suchtverhalten von Menschen ausnützen. Nichts anderes ist das! Das ist kein Spaß. Das war jetzt natürlich kein Angriff auf die Krawattenträger insgesamt, ich wollte damit nur sagen: Nur weil diese Herrschaften so ausschauen, als ob sie seriös wären, bedeutet das noch lange nicht, dass man Admiral und Novomatic entgegenkommen muss. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wenn man die Diskussion um Armutszahlen in den letzten Jahre verfolgt hat, dann fällt einem auf, dass es diese Diskussion nicht schon immer gegeben hat. Als die Armutskonferenz begann, Pressekonferenzen zum Thema Armut zu geben, haben Journalisten und Journalistinnen gesagt: Das ist kein Thema für Österreich, das gibt es da gar nicht! Sie mussten erst daran arbeiten, und man merkt das auch, wenn man die Protokolle dieses Hauses durchschaut: Vor 2000 finden wir das Wort Armut tatsächlich selten. Ab etwa 2002 wird das Thema offenbar aktueller. Zu dieser Zeit ist Armut mehr in den Blickpunkt gerückt, und dann finden wir die Befassung damit immer öfter. 

Selbstverständlich sind immer alle, die jeweils versammelt sind, dagegen. Dennoch steigen die Armutszahlen. Es werden mittlerweile auch in Österreich immer mehr Menschen, die trotz Vollzeitarbeit nicht davon leben können. Fast 70 000 Leute, die den ganzen Tag arbeiten, leben trotzdem unter der Armutsgrenze. Das Problem dabei ist: Was sollen sie denn sonst machen? Mehr als voll arbeiten können sie nicht! Die Zahl steigt jedoch, weil die Löhne entsprechend schlecht ausfallen.

Und trotz dieser Armutszahlen findet sich ein Positivbericht in den Unterlagen „Grundlage zur Rechnungsabschlussrede". Ich habe dieses Papier irgendwie in die Hand bekommen, ich habe aber keine Ahnung, wozu es eigentlich dienen soll. Ich nehme an, dass die vielen Erfolgszahlen heute noch von jemandem verlesen werden. Und wenn man liest, wie viele Leute alle möglichen Leistungen erhalten, dann stellt man natürlich fest, dass es gut ist, dass es diese Leistungen gibt. Es kommt einem aber vor allem der Gedanke, dass es schade ist, dass so viele Leute diese Leistungen brauchen.

Ich nehme als Beispiel jetzt den Heizkostenzuschuss. Man muss schon sehr arm sein, bis man den Heizkostenzuschuss bekommt. So bekommt ihn etwa eine Alleinerzieherin mit zwei Kindern, wenn sie 835 EUR netto hat, nicht. Dann ist sie zu dritt, hat aber zu viel Geld. So niedrig ist das angesetzt! Trotzdem bekommen 50 000 Haushalte einen Heizkostenzuschuss, das heißt, es leben viele noch schlechter als die Menschen, die ich gerade als Beispiel genannt habe.

Die Zahl der Armen steigt von Jahr zu Jahr. Es sind jetzt wieder mehr geworden. In Anbetracht dessen meine ich, dass man nicht sagen sollte, dass es ein Erfolg ist, dass wir so viel Geld dafür ausgeben. Ich meine, es ist müßig, über einzelne Bereiche zu reden, uns allen fehlt nämlich der große Wurf. Es wird nur herumgedoktert. 

Bei der SchulderInnenberatung gibt es zu wenig Personal, es sind zwar zwei Leute dazugekommen, das ist aber immer noch zu wenig. Es gibt lange Wartezeiten, die Mitarbeiter zerreißen sich, kommen aber mit der Arbeit nicht nach. Dann sind noch einmal zwei Leute dazu gekommen, diese sind aber genauso überarbeitet und leiden unter Burn-out. Und das ist kein Wunder, wenn man dort arbeitet! Daran sind die Leute, die dort arbeiten, nicht selbst schuld.

Genau das gleiche Problem haben die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter dieser Stadt. Nahezu alle klagen darüber, dass sie sich von ihrer Arbeit kaum erholen können. Und das ist nicht ihr Fehler, sondern der Fehler des gesamten Systems. Halten wir uns daher jetzt nicht damit auf, wie viel wir für welche Position ausgegeben haben, wie viel Personal die MA 15 gern zusätzlich hätte und wie viele Leute man dort noch brauchen würde, sondern reden wir einmal insgesamt darüber, warum wir trotz steigenden Reichtums in dieser Stadt und in diesem Land nicht in der Lage sind, die Armut in den Griff zu bekommen! Da ist die Politik gefordert, und das sind wir. 

Es wird immer nur herumgedoktert. Es wird jedem ein bisschen etwas zugeschoben, und damit hat es sich. Und die Zahlen sehen jedes Jahr schlimmer aus. Jeder Vierte, der arm ist, ist ein Kind, und jedes fünfte Kind in Österreich lebt in einem Haushalt, der manifest arm oder armutsgefährdet ist. Das ist ein Wahnsinn! Das ist eine erschreckende Zahl. Und in Wien ist sie leider noch ein bisschen höher. Hier haben wir noch mehr SozialhilfeempfängerInnen.

Der ORF bringt heute eine Schlagzeile: „77 000 Millionäre in Österreich“. In der aktuellen Ausgabe des „Trend“ ist von den „1 000 reichsten Menschen in Österreich" die Rede. Und das ist nicht der Feind! Ich meine, es ist schön für jeden und für jede, wenn er oder sie zu dieser Gruppe gehört. Es sind ein bisschen weniger Frauen, der Reichtum ist nicht gerade gender-gerecht verteilt; die Armut allerdings im umgekehrten Sinn auch nicht. Wir empfinden die Reichen nicht als Feinde, aber wir Grüne meinen, dass diese Menschen einen höheren Beitrag für die soziale Sicherheit in diesem Land leisten sollten, als es momentan der Fall ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das ist in Österreich das Verdienst der verschiedenen Bundesregierungen, und zwar nicht nur von Schwarz-Blau. So ist zum Beispiel für die Streichung der Schenkungssteuer und der Vermögenssteuer die aktuelle Bundesregierung verantwortlich. Die Stiftungsgeschenke wurden unter einer früheren großen Koalition eingeführt und jetzt unter der großen Koalition noch einmal verbessert.

Diese Geschenke für die Reichen und Superreichen müssten ein Ende haben, wenn man ernsthaft über Armutsbekämpfung reden möchte! Das kann man nicht oft genug sagen. Österreich hat die niedrigsten Vermögenssteuern in der OSZE, und Sie stellen den Bundeskanzler und haben in den letzten 20 Jahren in der Regierung relativ oft wichtige Funktionen gehabt. Seit 1970 war die Sozialdemokratie bis auf ein paar Jahre – und die Schieflage ist nicht allein in dieser Zeit entstanden – in den österreichischen Bundesregierungen vertreten und in führenden Positionen, und das trifft auch auf dieses Haus zu.

Ich sehe in diesem Bereich überhaupt keinen Mut. Es ist mir klar, dass das mit der Volkspartei nicht leicht geht. Das sehe ich schon ein. Die ÖVP ist in dieser Frage einmal mehr gegen alles. Es gibt zwischendurch zwar auch glaubwürdige Anträge betreffend Armutsbekämpfung. Das werden wir heute auch noch hören. Es gibt in dieser Partei auch Menschen mit einem sozialen Gewissen, aber das spießt sich halt in einer so großen Partei wie der Volkspartei, denn da gibt es auch die knallharten Lobbyisten für diejenigen, die nicht nur genug, sondern viel zu viel haben. Und diese Lobbyisten bestimmen leider den Kurs in der Österreichischen Volkspartei.

Reden wir einmal über die minimale Vermögenszuwachssteuer von 100, 200 oder 300 Millionen EUR. Das sind lächerliche Beträge! Nach dem Durchschnitt der OECD müssten es bei uns 5 Milliarden EUR jährlich sein! Und da wären wir noch nicht weit vorne bei den USA, Japan oder der Schweiz, sondern nur beim Durchschnitt der OECD! Ich nehme aber keine Initiative der Sozialdemokratie wahr, dass sie daran etwas ändern möchte! Es wird zwar immer wieder davon geredet, dass die Vermögenssteuer sehr gering ist. Es steht aber keine Sozialdemokratin und kein Sozialdemokrat auf und sagt: Das Problem in dieser Frage ist die Lobbyistenpartei der oberen 10 Prozent, nämlich die Volkspartei, und wir wollen jetzt etwas ändern!

Daher frage ich mich: Wollen Sie dasselbe wie die Volkspartei? Das wäre schade, denn dann müsste ich Sie auch zu den Lobbyisten rechnen! Ich glaube das aber nicht, denn irgendwo muss mir ja auch noch Hoffnung bleiben, dass es irgendwann besser wird. Aber wieso spricht das dann niemand an? Wieso höre ich das nicht? – Ich höre immer nur, dass der aktuelle Zustand verteidigt wird. Die Armut wird verwaltet. Man bemüht sich halt darum, dass man das Problem mit karitativen Mitteln noch ein bisserl eindämmt. Wenn’s aber ans Eingemachte geht, zum Beispiel beim Glücksspiel oder bei den Vermögenssteuern, dann ist die Sozialdemokratie leider sehr leise oder stumm.

Das tut mir wirklich leid, denn auf diese Weise wird den armen Menschen in Österreich und in Wien nicht geholfen. Ich möchte, dass man das Wort Armutsbekämpfung nicht nur im Mund führt und am Sonntag bei der Predigt erwähnt, sondern dass man Armutsbekämpfung engagiert angeht. Und dazu gibt es viele Möglichkeiten. Das Geld ist da. Das Land ist reich. Die Stadt ist reich. Die Leute sind reich. Man muss den Reichtum nur anders, nämlich gerecht, verteilen, um Armut effizient zu bekämpfen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Praniess-Kastner hat sich zu Wort gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Das Angenehme an der Rechnungsabschlussdebatte ist, dass, wenn man relativ spät drankommt, VorrednerInnen schon einiges vorweggenommen haben. Deswegen kann ich mich jetzt gleich auf meinen Vorredner, Herrn StR Ellensohn, beziehen – Er hat gesagt, dass die Armut verwaltet wird. Ich gehe noch einen Schritt weiter und sage: „Verwalten statt gestalten.“ scheint das Motto in dieser Stadt zu sein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Kollegin Laschan hat gemeint, wir von der ÖVP wollen im Gesundheitssystem einsparen. Frau Kollegin Laschan! Ich muss Sie enttäuschen! Sie haben unrecht! Wir wollen die vorhandenen Mittel effizienter einsetzen und nicht einsparen! Ob ein Großteil dieser Mittel effizient eingesetzt wird, entzieht sich leider unserer Kenntnis. – Da muss ich wieder an meine VorrednerInnen anschließen. Es wurde uns am Freitag um 15.01 Uhr eine Grundlage zur Rechnungsabschlussrede übermittelt. In dieser stehen aber keine Zahlen, sondern darin ist eine Jubelbotschaft an die andere gereiht, was der FSW für die SteuerzahlerInnen Gutes tut.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist das Geld der SteuerzahlerInnen, das sie hier einsetzen, und ich behaupte, dass es falsch eingesetzt wird. Ich möchte das gleich anhand einiger Beispiele klarmachen, und eigentlich bin ich sehr froh über und dankbar für diese Unterlage, denn sie gibt mir Gelegenheit, gleich daraus zu zitieren. Und ich kann Ihnen einige Beispiele nennen und Fälle aufzeigen, in denen nach meiner Meinung und nach Meinung meiner Fraktion das Geld effizienter eingesetzt werden könnte.

Meine Damen und Herren! Würde uns ein Unternehmen, das im wirtschaftlichen Wettbewerb steht, ähnliche Zahlen auf einem solchen Zettel als Grundlage für eine Jubelbotschaft wie der FSW übermitteln, dann wäre dieses Unternehmen seit Jahren konkursreif! Ich überlasse es meinen KollegInnen von der SPÖ-Mehrheitsfraktion, die nach mir noch zu Wort gemeldet sind, den angesprochenen Jubelbericht zu verlesen.

Ich möchte jetzt auf den Teil, der behinderte Menschen betrifft, näher eingehen. Es ist leider zu vermerken, dass die Politik für behinderte Menschen in dieser Stadt ideenlos ist. Visionen fehlen zur Gänze. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich muss feststellen, dass all das planlos, konzeptlos und ideenlos ist. Allerdings kommt diese Politik der SPÖ-Stadtregierung die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sehr teuer.

Ich möchte Ihnen gerne ein Beispiel dazu vorlesen und zwar aus dieser Grundlage zur Rechnungsabschlussrede. Hier heißt es zum Beispiel zum Thema Wohnen mit Behinderung: „Ziel ist es, Voraussetzungen für ein weitgehend selbstständiges und selbstbestimmtes Leben zu schaffen.“ Dann wird in diesem Papier darauf hingewiesen, wie viele voll betreute und teilbetreute Wohnplätze finanziert werden. Meine Damen und Herren! Für mich sieht ein selbstbestimmtes und selbstständiges Leben anders aus! (Zwischenruf von GRin Erika Stubenvoll.) Frau Kollegin Stubenvoll! Wir hatten schon die Gelegenheit, den Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik ausführlichst zu diskutieren. Ein Umdenken betreffend das Wohnen von behinderten Menschen ist unbedingt notwendig! (Beifall bei der ÖVP.)

Wir brauchen ein breites Spektrum an unterschiedlichen Angeboten und nicht nur zwei Angebote, wiewohl ich betonen möchte, Frau Kollegin, dass die MitarbeiterInnen der befassten Einrichtungen die aktuellen Wohnangebote sehr engagiert betreiben. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Erika Stubenvoll: Sagen Sie das, was Sie heute sagen, im Dachverband auch!)

Im Dachverband sage ich es auch! Ich möchte Ihnen aber gerne erklären, weshalb ich das Angebot als nicht ausreichend empfinde. Es ist ein Ausbau der Wohnplätze vonnöten, damit behinderte Menschen eine Wahlmöglichkeit haben. Sie müssen frei wählen können, wo sie wohnen, so wie ich und Sie das können, und die Angebote müssen vielfältiger und zukunftsweisender sein. Offenbar ist aber für innovative Projekte in dieser Stadt kein Geld vorhanden! Allein der Zustand, dass 135 Menschen mit Behinderung in einer Einrichtung wie Ybbs ... (Zwischenruf von GRin Erika Stubenvoll.) Danke, Frau Kollegin, ich habe das schon zweimal thematisiert, Sie können schon mitsprechen!

Allein die Tatsache, dass 135 Menschen in dieser Stadt in einer Einrichtung wie Ybbs leben, zeigt, dass Sie der Forderung nach einem zukunftsweisenden selbstbestimmten Leben für behinderte Menschen nicht Rechnung tragen! (Beifall bei der ÖVP.)

Übrigens: Nicht nur behinderte Menschen vertreten diese Auffassung und lehnen das Wohnen in einer Einrichtung wie Ybbs ab, sondern auch Herr Primarius Sindermann hat seiner diesbezüglichen Meinung in der Untersuchungskommission ganz klar Ausdruck verliehen. (GRin Ingrid Schubert: Sie haben aber auch seinen Brief gelesen!) Danke für den Hinweis! Ich habe den Brief von Herrn Primarius Sindermann natürlich mit. Gott sei Dank kommt dieser Zwischenruf, ich hätte diesen Brief aber ohnedies verlesen!

Auf meine Frage in der Untersuchungskommission, ob er diese Einrichtung für zeitgemäß hält, hat Primarius Sindermann ein klares und deutliches „Nein“ gesagt. Dann hat er einen Brief an die Stadträtin, an Frau Direktorin Herbeck und an Herrn Direktor Paukner geschrieben. Einige, aber nicht alle von Ihnen kennen diesen Brief, und daher möchte ich Ihnen gerne einen Teil daraus zitieren: „Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich habe im Anschluss an meine Zeugenaussage vor der Untersuchungskommission Psychiatrie den folgenden, offenbar von Frau Praniess-Kastner geschriebenen Artikel gefunden und mit großer Bestürzung, aber auch ohnmächtiger Wut gelesen. Die Zeilen der Autorin beziehen sich auf eine wenige Sekunden dauernde Sequenz in einer über drei Stunden dauernden Einvernahme.“ – Und jetzt zitiert Primarius Sindermann diese Sequenz –: „Gemeinderätin Praniess fragt: ‚Übrigens, halten Sie die Unterbringung behinderter Mensch in Großinstitutionen wie dem Therapiezentrum Ybbs noch für zeitgemäß?’“ Darauf habe er geantwortet: „Nein. Deshalb bemühen wir uns in letzter Zeit darum, im Sozialtherapeutischen Zentrum auch andere Aufgaben zu übernehmen.“ 

Die Einvernahme vom Primarius Sindermann hat übrigens nicht drei Stunden gedauert, wie er angibt. Das ist auch im Protokoll nachzulesen. Er hat nämlich zirka zwei Drittel der Zeit dafür benützt, einen Vortrag zu halten, und die Einvernahme hat nur ein Drittel der Gesamtzeit in Anspruch genommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte Ihnen aber den letzten Satz des Briefes von Primarius Sindermann nicht vorenthalten: „Sollte meine ehrliche fachliche Meinung“ – und dann schreibt er es noch einmal „- in Klammer: Großinstitutionen sind für geistig behinderte Personen nicht zeitgemäß - durch die polemisierende Verwendung in oben stehendem Artikel zu Problemen geführt haben, so bedaure ich das zutiefst.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe dieses Nein nicht polemisierend verwendet, sondern ich habe in einer Presseaussendung nur ganz klar zitiert, was Herr Primar Sindermann in der Untersuchungskommission gesagt hat! Und ich meine, dieser Entschuldigungsbrief spricht für sich: ExpertInnen in dieser Stadt müssen ihre Meinung hinter vorgehaltener Hand kundtun. Und wenn sie diese Meinung einmal öffentlich äußern, dann müssen sie zurückrudern, weil sie sonst Angst haben müssen, Schwierigkeiten zu bekommen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie werden Schwierigkeiten bekommen, nämlich mit mir als Behindertensprecherin! Und Sie werden auch Schwierigkeiten mit den Wählerinnen und Wählern bekommen. Die werden sie nämlich im Hinblick auf Ihre Behindertenpolitik abwählen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte noch ein Beispiel für Ihren Umgang mit behinderten Menschen anführen. Als ich wieder einmal das persönliche Budget gefordert habe – und das habe ich ja öfters getan – hat mir eine Kollegin Ihrer Fraktion darauf die Antwort gegeben: „Da werden aber die Einrichtungen keine Freude mit Ihnen haben!“ Meine Damen und Herren! Diese Aussage zeigt sehr klar: Die SPÖ betreibt nicht Politik für behinderte Menschen und für die Betroffenen, sondern die SPÖ betreibt ihre Behindertenpolitik für die Einrichtungen dieser Stadt! 

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, Sie merken meine Erregung. Das ist ja wirklich unglaublich! Ich könnte noch einige Beispiele aufzählen. Sie stellen nicht die Menschen dieser Stadt in den Mittelpunkt Ihrer Politik, sondern andere Interessen. Und das ist nicht nur im Sozial‑ und Gesundheitsressort der Fall, sondern das zieht sich – wie wir hören konnten – wie ein roter Faden durch die gesamte Politik dieser Stadtregierung! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Ich komme noch einmal zu der Unterlage für die Rechnungsabschlussrede und zitiere zum Thema Bildung, Beratung und Assistenz. – Hier heißt es: „Teile der finanziellen Mittel wurden verstärkt für direkte Geldleistungen statt für Sachleistungen aufgewendet.“ Die Stadt gibt ja – wie wir heute schon gehört haben, eine Summe von 894 Millionen EUR für Soziales aus. Weiter heißt es: „Für die Pflegegeldergänzungsleistung wurden 5 Millionen EUR pro Jahr veranschlagt.“ Das sind weniger als 1 Prozent an direkten Leistungen! 

Ich zitiere weiter: „Das Modellprojekt ‚Persönliche Assistenz’ bot 2007 rund 100 Menschen mit körperlichen Behinderungen die Möglichkeit, mit einer Förderung des FSW persönliche AssistentInnen anzustellen beziehungsweise zu beauftragen. Seit April 2008 wurde das Modellprojekt als Regelleistung ‚Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz’ etabliert.“ 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist unrichtig! Die Realität sieht anders aus. In das Modellprojekt haben nicht 100 Menschen Eingang gefunden, sondern 20, und es gab auch nicht für 100 Menschen die Möglichkeit, sich AssistentInnen anzustellen.

Ich erwähne meine Kritikpunkte zur Pflegegeldergänzungsleistung noch einmal kurz, weil sie hinlänglich bekannt sind: Man kann hier nicht von einer Regelleistung sprechen. Es besteht darauf kein Rechtsanspruch, und diese betrifft nur Menschen mit Körperbehinderung. Anscheinend hat man auf die Menschen mit anderen Behinderungen vollkommen vergessen. Außerdem ist die Einstufung der Pflegegelderergänzungsleistung dem FSW überlassen, und behinderte Menschen haben keine Möglichkeit, Einspruch zu erheben, wenn sie anderer Meinung sind.

Ich könnte jetzt noch auf freiwillige Leistungen wie die erhöhte monatliche Pauschale für ambulante Pflege zu sprechen kommen, bei der es keinen Rechtsanspruch auf Bescheiderstellung gibt. Behinderte Menschen haben leider schon sehr schlechte Erfahrungen mit Leistungen des FSW gemacht, weil sie keinen Rechtsanspruch darauf haben. – Ich möchte zusammenfassen: Betroffene werden im Regen stehen gelassen!

Ebenfalls erwähnen möchte ich, dass anscheinend ein Ausbau von Beschäftigungstherapie für behinderte Menschen angedacht ist. Meine Damen und Herrn! Wenn die Stadt Wien endlich ihrer Einstellverpflichtung nachkommen würde, dann müsste weniger Geld für Beschäftigungsprojekte ausgegeben werden! Dann wären die Steuermittel wesentlich besser eingesetzt! 

Zum Thema Mobilität: Freizeitfahrtendienste sind auch in der Unterlage angeführt. In diesem Zusammenhang bringen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich einen Antrag betreffend Nutzung des Freizeitfahrtendienstes für ältere Menschen ein. Wir treten für eine Staffelung des Selbstbehalts ab 1 500 EUR ein.

Ich werde die Anträge, wenn ich fertig bin, gesammelt abgeben.

Zum Bereich Soziales wurde schon sehr viel gesagt. Die Armut steigt in Wien weiter an, und das ist ein weiteres Zeichen für verfehlte Bildungs‑, Sozial‑ und Wirtschaftspolitik in dieser Stadt. Wo der Rechtsanspruch besteht, rühmt sich die Stadt, Gelder auszuzahlen, und hier wird mehr Geld ausgegeben. Die Kann-Bestimmungen betreffend Hilfe in besonderen Lebenslagen werden allerdings sehr restriktiv gehandhabt. Dafür hat die Stadt nur knapp 10 Millionen gewährt, 6 Millionen EUR wandern wieder retour ins Säckel der Stadträtin.

Ich möchte noch kurz die Vorverlegung der Frist für einen Antrag auf Heizkostenzuschuss erwähnen. Das wurde bereits thematisiert. Trotz verkürzter Frist sind um 3 000 Anträge mehr eingegangen. Die Stadt meint, dass sei ein Beleg für gut funktionierende Informationsarbeit. Meine Damen und Herren! Wir sagen: Das ist eindeutig ein Ausdruck der steigenden sozialen Bedürftigkeit! 

Dass es im sozialen roten Wien zu einer Erhöhung des Mietenselbstbehalts kommt, wurde auch bereits thematisiert.

Ich hätte noch viele Beispiele anzuführen, ich muss mich aber beeilen, um alle Anträge einbringen zu können. Leider hatte ich keine Gelegenheiten zu hören, weshalb Herr StR Ellensohn mit unserem Punk-Antrag nicht zufrieden ist! – Uns geht es, wie wir von Anfang an thematisiert haben, um ein betreutes Sozial‑, Wohn‑ und Arbeitsprojekt. Und da es dieses Arbeitsprojekt für Punks nicht gibt, funktioniert das ganze Projekt nicht. Und es ist eine Bankrotterklärung für den FSW, dass noch kein einziger Nutzungsvertrag unterschrieben wurde! (Beifall bei der ÖVP.)

Weiters bringe ich einen Antrag gemeinsam mit meiner Kollegin Claudia Smolik betreffend Barrierefreiheit für Selbstablesung der Zählerstände von Wien Energie für Menschen mit Behinderung ein.

Einen weiteren Antrag bringe ich ebenfalls gemeinsam mit meiner Kollegin Claudia Smolik betreffend gesetzliche Verankerung des Werkstätten‑ und Wohnrats in Behinderteneinrichtungen der Stadt Wien ein. 

Ganz zuletzt möchte ich noch auf den Antrag, den mein Kollege Franz Ferdinand Wolf im Kulturausschuss gestellt hat, eingehen. Er betrifft den Gratiseintritt für BegleiterInnen von behinderten Menschen in die Wiener Museen. Herr Kollege Woller hat gemeint, dass das schon im Laufen sei. Ich möchte hier auf eine Anfragebeantwortung von Herrn StR Mailath-Pokorny hinweisen, der meinte, es reiche, wenn behinderte Menschen und ihre BegleiterInnen an einem Tag pro Woche, nämlich am Montag bei Gratiseintritt, das Museum besuchen. – Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das zeigt, wie wichtig es wäre, hier in Wien eine Gleichstellungs‑Beratungsstelle zu implementieren, denn das verstehen wir zum Beispiel nicht unter Gleichstellung- und Barrierefreiheit!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme zum Ende meiner Rede und möchte Ihnen noch einmal sagen ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Danke! Das Mikrofon wurde mir nicht abgedreht so wie meinem Kollegen Dworak. Es wurde ja eine freiwillige Redezeitbeschränkung eingeführt. Ich möchte noch einen Satz sagen.

Meine Damen und Herren! Bei den nächsten Wahlen werden Sie die Rechnung präsentiert bekommen! Ich bin überzeugt, dass wir nach den nächsten Wahlen die Gelegenheit haben werden, unsere Ideen für diese Stadt umzusetzen! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Kollegin hat natürlich völlig recht, aber es gibt auch so etwas wie eine freiwillige Selbstbeschränkung.

Zu Wort gemeldet ist nunmehr zu einer tatsächlichen Berichtigung Herr GR Hoch. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wollte nur auf StR Ellensohn replizieren, weil er sich gewundert hat, dass wir dem Antrag der GRÜNEN nicht zustimmen.

Herr Kollege! Sie fordern in Wirklichkeit zum Amtsmissbrauch auf, wenn da steht: „Der Wiener Gemeinderat fordert die zuständigen Stellen der Stadt Wien auf, bis auf Weiteres keine neuen Konzessionen für Münzspielapparate, mit denen das Kleine Glücksspiel betrieben wird, zu erteilen.“ – Das ist eindeutig! Die MA 36 ist per Gesetz verpflichtet, wenn ein Konzessionsantrag gestellt wird, diesen auch zu bearbeiten. Sie könnten aber mit einem Gesetz im Landtag weiterkommen!

Zum Vorwurf, dass ich mich aus Ihrer Sicht nicht genug engagiert eingebracht habe, möchte ich festhalten: Ich habe den Antrag im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte Stadtplanung eingebracht und glaube, dass die restliche Zeit sehr gut damit ausgefüllt wurde.

Ich meine, im ÖVP-Antrag steht einiges. Er ist jedenfalls fundierter als der Antrag der GRÜNEN. Wir meinen, dass man nicht einfach mit einem Verbot jedes Problem lösen kann. Sie wissen selbst, dass mit einem Verbot das illegale Glücksspiel kommt. Ich meine, Sie sollten auch in dieser Frage noch mehr in sich gehen. Dann können wir sicherlich noch darüber diskutieren. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Hoher Gemeinderat! Meine Damen und Herren!

Zu Beginn möchte ich kurz auf meine Vorrednerinnen und Vorredner eingehen. Es hat sich heute wieder gezeigt, dass Geschmäcker sehr unterschiedlich sind. Wir haben zu einer anderen Geschäftsgruppe von Frau Kollegin Puller gehört, die ja nicht unbedingt für die U-Bahn ist, dass ihr gar nicht genug Straßenbahnlinien fahren können. Zu unserer Geschäftsgruppe hat heute Kollege Lasar erklärt, dass das neue Krankenhaus Nord in Floridsdorf mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht aufgeschlossen ist, weil es dort nicht gleich von allem Anfang an eine U-Bahn-Verbindung gibt.

Herr Kollege Lasar! Dann haben Sie noch gesagt, dass Sie die Etappenpläne nicht kennen und nicht wissen, was dort wirklich geschehen wird. – Ich möchte Zeit sparen und darf darauf verweisen, dass ich bei der Debatte vom 29. Februar dieses Jahres zwischen 10 und 11 Uhr im Prinzip alle genauen Voraussetzungen für den Neubau des Krankenhauses Nord erläutert habe. Das ist im Protokoll nachzulesen.

Ich gebe Ihnen jetzt nur kurz im Detail Auskunft: Sie erreichen das neue Krankenhaus in Floridsdorf mit den Straßenbahnlinien 30 und 31 und mit den Autobuslinien 228, 420 und 426. Ich glaube, damit habe ich Ihnen ein bisschen weitergeholfen. Sie brauchen nicht glauben, dass Sie zu Fuß dorthin gehen müssen! Und Sie müssen auch nicht mit dem eigenen Auto fahren. Es fahren öffentliche Verkehrsmittel, nämlich Straßenbahn und Autobus. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Korosec! Wenn Sie mir etwas erklären, höre ich Ihnen sehr interessiert zu, und ich möchte Ihnen heute eine Antwort geben: Natürlich glaube ich an das, was ich sage! Und ich schließe aus Ihren Wortmeldungen, dass Sie auch an das glauben, was Sie sagen. Wäre das nicht so, dann wären wir beide schlecht beraten! Dann sollten wir nicht im Wiener Gemeinderat sitzen, sondern dann wären wir besser auf eine Akademie gegangen und Schauspieler geworden!

Ich glaube an das, was ich sage, und das setze ich auch bei Ihnen voraus! Ich glaube aber, dass Sie ein gewisses Problem haben: Ihr Kurzzeitgedächtnis funktioniert einwandfrei, aber mit dem Langzeitgedächtnis hapert es offenbar bei der ÖVP-Fraktion ein bisschen! Wenn Sie uns nämlich heute erklärt haben, dass wir zu wenig tun, und betont haben, was der Bund in der Vergangenheit Glorreiches getan hat, dann darf ich Sie daran erinnern, dass Sie sechs Jahre lang Hauptverantwortung in der österreichischen Bundesregierung getragen haben und in dieser Zeit etwa die Unfallrentenbesteuerung eingeführt und die Selbstbehalte im Gesundheitsbereich erhöht haben. Weiters kam es in dieser Zeit zu einer Einführung der Ambulanzgebühr, zu mehrmaligen Erhöhungen der Rezeptgebühr und zur Einführung von Studiengebühren, die in der Öffentlichkeit jetzt noch ein Streitpunkt sind. Weiters gab es eine dreimalige Pensionsanpassung unter der Inflationsrate und eine überfallsartige Erhöhung des Pensionsantrittsalters sowie eine Kürzung des Kranken- und Arbeitslosengeldes et cetera. Ich könnte diese Liste noch fortsetzen.

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Sie haben aber immer ein Problem: Sie wollen sich nicht daran erinnern, wofür sie Verantwortung getragen haben. Das gilt auch für Wien. Das sage ich jetzt in Hinblick auf den Psychosozialen Dienst in Wien und auf das Kuratorium. Sie sind 1997 bis 2001 mit uns in Wien in einer gemeinsamen Stadtregierung gesessen. Ich kann mich noch genau erinnern, dass Sie jedem Budget des PSD von 1997 bis 2001 zugestimmt haben! Daher frage ich Sie: Wieso haben Ihre Vertreter in diesen vier Jahren nicht gegen die Budgets gestimmt, wenn sie der Meinung waren, dass etwas nicht stimmt? Ich meine, Ihr Verhalten ist unehrlich! Und ich füge hinzu: Sie wollen die politische Verantwortung nicht tragen, meine Damen und Herren! Und da stoßen Sie bei den Wählerinnen und Wählern nicht auf Gegenliebe! (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine geschätzten Damen und Herren! 15 Minuten sind natürlich viel zu wenig, um die vielfältigen Leistungen der Stadt Wien in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales aufzuzählen. Erlauben Sie mir aber, mich zu Beginn bei allen Mitarbeitern, bei den über 31 000 Beschäftigen im Wiener Krankenanstaltenverbund, bei den Mitarbeitern des Fonds Soziales Wien, bei den Mitarbeitern im Kuratorium der Psychosozialen Dienste, bei den Mitarbeitern der Wiener Rettung, bei der Magistratsabteilung 70, bei den Mitarbeitern von Michi Dressler in der Sucht- und Drogenkoordination, bei der Magistratsabteilung 15 und so weiter, recht herzlich zu bedanken! Der Rechnungsabschluss zeigt nämlich nicht nur – wie wir immer sagen – die in Zahlen gegossene politische Arbeit, die hier im Rathaus geleistet wird, sondern er zeigt vielmehr auch, was die Mitarbeiter in diesen Bereichen für die Menschen und die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt leisten. Dafür möchte ich mich namens meiner Fraktion bei allen sehr, sehr herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Zu Beginn meiner Ausführungen möchte ich mich ganz persönlich und speziell bei einer Gruppe bedanken. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieser Organisation stehen gerade in diesen Tagen sozusagen federführend zur Verfügung, um dafür zu sorgen, dass bei der Fußball-Europameisterschaft auch gesundheitlich alles funktioniert und in Ordnung ist, und das mit vielen anderen Trägerorganisationen und freiwilligen Helfern. Ich bedanke mich bei den Mitarbeitern der Wiener Berufsrettung, der MA 70!

Meine Damen und Herren! Wenn heute hier in der Diskussion gesagt wurde – ich glaube, es war Kollege Lasar, wenn ich mich recht erinnere –, dass in diesem Bereich nichts geschehen ist, es zu wenig Personal gibt und sich im Prinzip im Personalsektor nichts ereignet hat, dann möchte ich sagen: Das stimmt nicht! Wenn Sie genau nachlesen, dann können Sie feststellen, dass 24 zusätzliche Dienstposten für die Besetzung der Rettungsstation Simmering geschaffen wurden. Das sind zusätzliche Dienstposten für den Intensivbettentransport. Erkrankte Personen können samt Bett und medizinischer Ausrüstung transportiert werden, und es gibt eine ärztliche Qualitätskontrolle des Einsatzbetriebs. – Ich meine, in Anbetracht dessen kann man nicht davon reden, dass das nichts ist! 

Meine Damen und Herren! Der Einsatzbetrieb ist generell auch sehr beeindruckend. Im vergangenen Jahr wurden 179 912 Einsätze abgewickelt. Das sind um 5 000 mehr als im Jahr 2006. Die Gesamtzahl der von der Notrufstelle getätigten Fälle im Rettungsverbund betrug 230 592. Ich glaube, das ist eine sehr beeindruckende Zahl! – Auf Grund meiner geringen Redezeit darf ich es dabei belassen. Ich richte aber noch einmal meinen herzlichen Dank, lieber Herr Hofrat Fredi Kaff, an dich und deine Mitarbeiter für die geleistete Tätigkeit!

Meine Damen und Herren! Es gibt eine Fülle von Leistungen, die wir nicht nur loben, sondern Ihnen auch erklären wollen. Dazu gehören natürlich auch die Leistungen im Bereich des Fonds Soziales Wien. Ich lese Ihnen jetzt nicht die einzelnen Leistungen vor. Aber ich meine, man sollte dem Bereich der Pflege sehr wohl Beachtung schenken. Es ist nämlich meines Erachtens wirklich beeindruckend, wenn man hier herauslesen kann, dass im Jahr 2007 im Bereich der Hauskrankenpflege 1 140 114 Betreuungsstunden, also um 14,1 Pro-
zent mehr als im Jahr davor, geleistet wurden. Die im Bereich der Heimhilfe geleisteten Betreuungsstunden beliefen sich 2006 auf 3 498 415, und es erfolgte eine Steigerung von 2,3 Prozent auf 3 578 610 im Jahr 2007. Ebenso wird in den Bereichen betreutes Wohnen, Behindertenarbeit, Gesundheitsförderung und Frauengesundheit sowie bei den Mutter-Kind-Einrichtungen und beim Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser Hervorragendes für die Bürgerinnen und Bürger geleistet. Auch diese Aufzählung ließe sich noch lange fortsetzten. Diesfalls gebührt der Dank Peter Hacker und seinem Team.

Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Praniess-Kastner! Wenn Sie gesagt haben, dass wir nichts tun und auch in der Vergangenheit im Bereich der Behinderten nichts getan hätten, dann möchte ich sagen: Diese Meinung haben Ihre zwei Vorgänger, die mit mir über zwölf Jahre gemeinsam in der Arbeitsgemeinschaft Wohnplätze für behinderte Menschen gesessen sind, nämlich Ihr geschätzter Vorvorgänger, Prof Franz Karl, und Ihre Vorgängerin, Kollegin Lakatha, nicht vertreten, sondern sie haben es genauso gesehen wie wir. Wir waren 1987 das erste Land in Europa, das ein Wohnplätzeprogramm initiiert. Damals haben wir 1 000 Wohnplätze für Menschen mit besonderen Bedürfnissen geschaffen. Nach zehn Jahren wurde dieses Projekt fertiggestellt. Und unter meiner Initiative haben wir es unter Mitwirkung Ihrer Vorgänger geschafft, zusätzlich 350 Wohnplätze bis zum Jahr 2003 zu schaffen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Darüber hinaus haben wir geplant, dass das zum Regelsystemfall werden soll. Wir brauchen pro Jahr in etwa 30 bis 60 neue Wohnplätze für Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Diese Aufgabe wurde dem Fonds Soziales Wien übertragen, und er erfüllt diese. 

Frau Kollegin Praniess-Kastner! Zusätzlich haben wir – was Sie nicht wissen können, denn damals waren Sie noch nicht dabei – die 150 schwierigsten Fälle des PKH Baumgartner Höhe bei privaten Trägerorganisationen außerhalb des Spitals ambulant und nicht stationär untergebracht. – Das ist doch wahrlich ein Erfolg, meine Damen und Herren! Aber Sie dürfen das ruhig kritisieren, die Hauptsache ist, dass wir wissen, dass diese Leute heraußen gut aufgehoben sind, dass sie glücklich sind und dass sie ein Stück Lebensqualität gewonnen haben! Und das lassen wir uns von Ihnen auch nicht wegnehmen, da können Sie noch so polemisch sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wir haben in Wien vor kurzer Zeit den Mobilpass eingeführt. Es gibt 100 000 Bezugsberechtigte für den neuen Mobilpass. Wie Sie wissen, hat das auch einiges gekostet, aber wir zahlen das gerne, weil wir wissen, dass das genau jene Menschen betrifft, die diese Unterstützung auch wirklich brauchen. Das Ganze kostet 10 Millionen EUR. Das ist im Budget der Gemeinde Wien nicht wahnsinnig viel, aber ist auch nicht – wie es oft dargestellt wird – nichts! Ich glaube, diese 10 Millionen EUR sind sehr gut angelegt!

Meine Damen und Herren! Frau Kollegin! Zu Pflegegeldergänzungsleistung darf ich Ihnen sagen: Hätten Sie die Aussendung vom 28. November 2007 gelesen, dann hätte Sie alle Zahlen gefunden! 21 Personen waren im Modellprojekt. Dieses endete mit 31. März 2008. Es gibt eine pauschale Zahlung in der Höhe von 1 400 EUR als Unterstützungsleistung. Sie können in dieser Aussendung lesen, wie die neue Pflegegeldergänzungsleistung ausschaut und wie sie berechnet wird. Hätten Sie sich das angeschaut, Frau Kollegin, dann wüssten Sie, wie es geht! Auf Grund meines Zeitmangels kann ich es Ihnen jetzt nicht vorlesen, aber Sie können sich diese Aussendung ja anschauen.

Meine Damen und Herren! Zur Sucht- und Drogenkoordination: Darüber hat es erst gestern wieder Presseaussendungen gegeben, und zwar auch von meinem geschätzten Kollegen Lasar von der FPÖ, dessen Lieblingsthema halt der Karlsplatz ist. – Tatsache ist, dass die Drogenszene am Karlplatz nicht eskaliert, sondern dass sich die Situation verbessert hat. In der Vergangenheit waren dort zwischen 400 und 600 Drogensüchtige, jetzt sind es nur noch 40 bis 60, und wir kennen sie sogar persönlich. Ich glaube, das ist ein riesiger Fortschritt! Es wird dort sehr positiv gearbeitet, und ich danke Michi Dressler mit seinem „Help U“-Team, den Streetworkern und allen Mitarbeitern. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Zum Schluss meiner Rede komme ich zum Psychosozialen Dienst. Liebe Frau Kollegin Pilz! Ich höre Ihnen gerne zu und diskutiere auch gerne mit Ihnen. Ich stelle bei Ihnen aber ein ähnliches Problem fest, das auch schon eine Ihrer Vorgängerinnen im Gesundheitsbereich, Ihre leider zu früh verstorbene Kollegin Kunz, hatte. Auch sie hat immer eine persönliche Befindlichkeitsdebatte in diesem Bereich geführt, und zwar mit Patientenanwalt Kollegen Dr Viktor Pickl. Ich habe das nie verstanden! Ich glaube, zum Schluss haben sie sich versöhnt, aber die Diskussionen waren wirklich nicht sehr erbaulich.

Bei Ihnen fallen mir ähnliche Probleme auf, die Sie mit dem Chefarzt des PSD Dr Rudas haben. Glauben Sie mir: Auch das ist nicht gescheit! Es wäre viel vernünftiger, ohne den Hintergrund einer persönlichen Disharmonie objektive Diskussionen zu führen. Ich kann das aber eh nicht ändern, das ist wahrscheinlich eine persönliche Einstellung.

Ich möchte Ihnen aber sagen: Der PSD leistet großartige Arbeit, unter anderem auch Stefan Brinskele mit seiner REiNTEGRA. Man kann in dem Bericht lesen, dass bei REiNTEGRA 2007 218 psychisch kranke Menschen beschäftigt wurden. Das ist ein Erfolg bei gleichzeitiger Abnahme der finanziellen Leistungen, die an den PSD gezahlt werden müssen. Es ist ein großartiger Erfolg, dass man es geschafft hat, mehr Beschäftigung bei weniger Ausgaben in diesem Bereich zu schaffen! Dieses Geld können wir natürlich sehr gut für andere Dinge verwenden.

Es gibt im PSD auch die Hilfe rund um die Uhr. Diesbezüglich wurden heute ebenfalls Anträge eingebracht.

Meine Damen und Herren! In aller Kürze: Den Antrag der Grünen betreffend die Regelung des Heizkostenzuschusses wird meine Fraktion aus den schon erwähnten Gründen ablehnen. Den Antrag betreffend Sicherstellung der sozialpsychiatrischen Notversorgung in Wien werden wir ebenfalls ablehnen. Über die Einrichtung von Konsumräumen als Pilotprojekt haben wir schon im Drogenbeirat sehr intensiv diskutiert. Das ist nicht unser Ziel und unsere Vorgabe, daher werden wir auch diesen Antrag ablehnen.

Wir werden auch die Anträge betreffend PSD und Übergangspflege sowie nachgehende ambulante psychiatrische Betreuung ablehnen. Auch den Antrag betreffend Erweiterung des Bezieherkreises der Pflegegeldergänzungsleistung werden wir ablehnen. Betreffend bundeseinheitliche Regelung für Persönliche Assistenz haben wir Sie gebeten, dass Sie für eine Zuweisung plädieren. Das wollen Sie nicht, und den Antrag auf sofortige Abstimmung werden wir ablehnen. 

Zur ÖVP: Betreffend Ausbau der Schuldnerberatung haben Sie schon gehört, dass wir das Personal bereits verstärkt und Veränderungen vorgenommen haben. Aus diesem Grund werden wir auch diesen Antrag ablehnen. Ebenfalls werden wir den Antrag der ÖVP betreffend Erhöhung des Heizkostenzuschusses ablehnen. Ich darf Ihnen dazu sagen: Wien zahlt nicht nur die 100 EUR, sondern die Dauerleistungsbezieher haben einen Regelanspruch auf Heizkostenzuschuss. (Zwischenruf von GRin Karin Praniess‑Kastner.) Das brauchen Sie mir nicht zu sagen, Sie haben um drei Minuten länger geredet, ich bin noch nicht einmal um zwei Minuten drüber!

Auch den Antrag betreffend Nutzung des Freizeitfahrtendienstes für ältere Menschen werden wir ablehnen, weil es bereits ein umfangreiches diesbezügliches Angebot in Wien gibt.

Meine Damen und Herren. Damit bin ich am Ende und darf mich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Frau GRin Karin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vielen Dank, Herr Kollege! Ich mache es ganz kurz. Ich brauche keine drei Minuten. 

Herr Kollege Wagner, meine tatsächliche Berichtigung: Sie haben mir vorgeworfen, ich hätte gesagt, die Stadt macht nichts im Wohnen für behinderte Menschen. Ich habe gesagt, die Stadt macht teilbetreutes und vollbetreutes Wohnen, das sie unterstützt. Ich vermisse zukunftsweisende Modellprojekte, die initiiert werden sollten, um das selbstbestimmte Leben von behinderten Menschen in dieser Stadt endlich Realität werden zu lassen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Erika Stubenvoll: Teilbetreutes Wohnen ist ohnehin selbstbestimmt!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nun Frau GRin Cammerlander. Bitte schön.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Meine Vorredner haben zu Recht kritisiert, dass es vom Fonds Soziales Wien nur zwei Seiten Rechnungsabschluss gibt. Ich stelle fest, dass es von der Sucht- und Drogenkoordination nicht einmal eine halbe Seite gibt, was mit dem Geld passiert. Daher werde ich heute die Zeit nützen, ein bisschen eine inhaltliche Bilanz zu machen.

Die Frau VBgmin Brauner sagte gestern, unsere Politik ist eine Politik für alle Menschen, die in dieser Stadt leben und arbeiten. Meine Damen und Herren! Es gibt in Wien aber leider immer mehr Menschen, die hier leben und nicht arbeiten, weil sie nicht arbeiten können, weil sie krank sind.

Letzte Woche bin ich am Abend mit der U1 nach Hause gefahren, und am Stephansplatz in der U-Bahn-Station saß ein junger Mensch, dem man angesehen hat, dass er schwer krank ist. Er hatte blaue Lippen, und drei Wiener-Linien-Männer sind dabei gestanden und haben ihn aufmerksam gemacht, er soll endlich gehen, sonst rufen sie die Polizei. Wie ich hinuntergekommen bin, geht gerade eine Frau hin und sagt: Wieso rufen Sie denn die Polizei, Sie sehen doch, der Mensch ist krank, warum rufen Sie denn nicht die Rettung? Und der eine von den Wiener Linien hat gesagt: Es ist unser Auftrag. Zuerst müssen wir die Leute verweisen, sie ersuchen, den Ort zu verlassen. Wenn sie das nicht freiwillig tun, ist der zweite Schritt, die Polizei zu rufen. Die Rettung dürfen wir nur rufen, wenn jemand bewusstlos ist.

Ich bin dann hingegangen und habe gefragt, ob ich mich auf diese Bank setzen darf, und der hat mich angeschaut und hat gesagt: Natürlich! Und ich habe gefragt: Wie lange darf ich da sitzen bleiben? Ich war ein bisschen überrascht, denn er hat gemeint: So lange Sie wollen. Und auf meine Frage: Warum darf dann dieser Mensch nicht hier sitzen bleiben, er randaliert nicht, er stört nicht?, habe ich zur Antwort bekommen: Na schauen Sie einmal, wie der ausschaut! Das stört die Leute. 

Sehen Sie, und das ist es, was mich schockiert. Vertreibungspolitik. Wenn jemand nicht schön ausschaut, wenn er krank ist, werden ihm in Wien sogar seine BürgerInnenrechte abgesprochen.

Wir haben gerade von meinem Vorredner gehört, dass der Karlsplatz sich so beruhigt hat. Er bedankt sich, dass „Help U" so wunderbar funktioniert. 

Meine Damen und Herren! Seit 21. April, so lese ich in der Zeitung, wurden am Karlsplatz 5 584 Weg-
weisungen ausgesprochen. Und das ist es, was an dieser Suchtpolitik in Wien so traurig ist. Es gibt ordnungspolitische Projekte und die Leute werden durch die ganze Stadt getrieben.

Ich bringe heute einen Antrag ein, und ich sage es Ihnen ganz ehrlich, ich habe ihn fast wortidentisch von der Sozialdemokratischen Fraktion in Graz abgeschrieben, und eine Ihrer Genossinnen sagte mir, sie ist schon sehr neugierig, wie ihre Wiener GenossInnen darauf reagieren werden. 

Der Antrag lautet: Einrichtung eines Konsumraumes als Pilotprojekt in Wien. Die Grazer nennen es drogentherapeutische Anlaufstelle, das ist aber dasselbe wie ein Konsumraum, und da es europaweit üblich ist, Konsumraum zu sagen, bleibe ich bei diesem Wort.

Die Begründung dafür ist folgende: Die Europäische Union hält unter anderem in ihrer Drogenstrategie für den Zeitraum 2005 bis 2012 Folgendes fest: Ziel der Drogenstrategie ist es, das Wohl der Gesellschaft und des Einzelnen zu wahren und zu steigern, die Volksgesundheit zu schützen, der Öffentlichkeit ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten und das Drogenproblem mit einem ausgewogenen integrierten Konzept anzugehen. Die EU ist bestrebt, ein hohes Maß an Gesundheitsschutz, Wohlergehen und sozialem Zusammenhang zu garantieren, indem sie die Maßnahmen der Mitgliedsstaaten zur Vermeidung beziehungsweise Verringerung des Drogenkonsums, der Drogenabhängigkeit sowie der drogenbedingten Gesundheitsschäden und ‑risken für die Gesellschaft ergänzt.

Zusätzlich, meine Damen und Herren, zu den bereits bestehenden Beratungs- und Betreuungsangeboten in Wien gibt es als weitere Möglichkeit Konzepte zur Errichtung eines so genannten Konsumraumes. Für bestimmte und klar definierte Gruppen von Drogenabhängigen könnte auf diese Weise ein niederschwelliger Zugang zu einer medizinischen, sozialarbeiterischen und psychosozialen Betreuung erleichtert werden.

Wir haben derzeit in Europa 75 Konsumräume und selbst die Drogenkoordinatorin der EU, Dagmar Hedrich, ist nach einer Evaluierung all dieser Drogenkonsumräume eine Befürworterin. Die Errichtung einer derartigen drogentherapeutischen Anlaufstelle ist eine Möglichkeit zur Erweiterung des Drogenhilfssystems, um schwerst Abhängigen Überlebenshilfe zu geben, schadensbegrenzend zu wirken und ausstiegsfördernd tätig zu werden.

Es hat sich in anderen Ländern gezeigt, dass beispielsweise alle Beteiligten den Austausch in regelmäßigen Informationsrunden begrüßen. Die Erfahrungen von Einrichtungen in anderen Ländern zeigen auch, dass die Kooperation mit lokalen Behörden und der Polizei durchwegs positiv ist. So haben in Hannover 98 Prozent der Befragten keine negative Erfahrung mit den AnrainerInnen, 94 Prozent der NutzerInnen zudem gute Erfahrungen mit der Polizei angeführt. Die Konsumräume hätten auch zur gesellschaftlichen Integration der Süchtigen beigetragen.

Aus den Evaluationsberichten in anderen Ländern mit derartigen Einrichtungen geht hervor, dass Konsumräume nicht isoliert arbeiten sollten, sondern in eine möglichst umfassende niederschwellige Suchthilfe integriert sein sollten. Im Ganslwirt und Streetwork im Drogenbereich am Karlsplatz werden derzeit Bedürfnisse der Abhängigen rund um das Konsumgeschehen wie Spritzentausch, medizinische drogenkonsumationsbezogene und soziale Beratung abgedeckt. Der Ganslwirt bietet außerdem schon bisher niederschwellige Angebote: Spritzentausch, Ausstiegshilfen, ärztliche Hilfen, Konsumberatungen. Die MitarbeiterInnen haben bereits Erfahrungen mit dieser Zielgruppe, und auch die notwendigen Raumressourcen sind vorhanden.

Wie mir MitarbeiterInnen aus Drogeneinrichtungen in Wien berichten, rechnet man in Wien mit 15 000 intravenös konsumierenden PatientInnen. Sie können es sich ja leicht ausrechnen, wenn man einfach nur schaut, wie viele Spritzen täglich getauscht werden. Ich stelle daher den Beschlussantrag:

„Der Gemeinderat bekennt sich zur Umsetzung des Konzeptes eines Konsumraumes für eine klar definierte Gruppe von schwerst abhängigen DrogenkonsumentInnen unter folgenden Voraussetzungen:

Gewährleistung einer sofort einsatzfähigen medizinischen Notversorgung; 

medizinische Beratung und Hilfe zum Zweck der Risikominimierung beim Verbrauch der von Abhängigen mitgeführten Betäubungsmittel; 

Vermittlung von weiterführenden und ausstiegsorientierten Angeboten der Beratung und Therapie;

Zusammenarbeit mit den für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständigen örtlichen Behörden, um Straftaten einerseits zu verhindern und andererseits das gegenseitige Problembewusstsein zu verbessern; 

wissenschaftliche Begleitung des Projektes sowie Vorlage eines Berichtes an den Gemeinderat, in welchem die Arbeit des Konsumraumes nach einer einjährigen Pilotphase dokumentiert und evaluiert wird. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Einen Satz konnte ich aus dem Antrag der Grazer SPÖ nicht übernehmen. Der lautet: Es liegt nun ein sehr ambitioniertes Konzept des Drogenkoordinators der Stadt Graz vor, das hier einen weiteren Schritt setzen will. 

Es tut mir leid, wie sehr würde ich mich freuen, vom Wiener Drogenkoordinator irgendwann einmal ein ambitioniertes Konzept zu sehen. Im letzten Drogenbeirat wurde uns eine Studie vorgestellt, die drei Jahre alt ist. Und wissen Sie, wenn man so wie ich gerade von dem Suchttherapiekongress in Hamburg kommt, wo man sich überzeugen kann, was in Deutschland, in der Schweiz, in anderen europäischen Städten in einem Jahr an Pilotprojekten, wissenschaftlich begleiteten Projekten, an neuen Konzepten erarbeitet wird, dann ist es wirklich ein Trauerspiel, dass in Wien die Sucht- und Drogenpolitik steht. 

Das Einzige, was man verfolgen kann, ist: Der Herr Drogenkoordinator hat das letzte Jahr damit verbracht, eine Finanzierung für zwei ordnungspolitische Projekte auf die Füße zu stellen. Anscheinend waren die Verhandlungen mit dem REWE-Konzern so anstrengend. Aber in der Zeit, in der ich hier im Gemeinderat bin, habe ich weder ein sozialpolitisches oder drogenpolitisches Projekt noch ein in irgendeiner Weise innovatives Projekt vorgelegt bekommen. 

Ich habe ja, nachdem die Stadträtin gewechselt hat, ein bisschen die Hoffnung, dass die jetzige Stadträtin, so meine Meinung, ein größeres soziales Gewissen hat, sodass sich da ein bisschen was ändert.

Einen zweiten Antrag bringe ich noch ein, der nichts mehr mit Drogen zu tun hat. David Ellensohn, unser Stadtrat, hat schon ausführlich betreffend die Regelung für einen Heizkostenzuschuss gesprochen. 

Beschlussantrag: „Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge eine Regelung vorlegen, die sozial benachteiligten Personen einen Rechtsanspruch auf Gewährung eines Heizkostenzuschusses gewährt. Dieser Heizkostenzuschuss soll an alle Personen ausbezahlt werden, die, unabhängig von ihrer Erwerbssituation, über ein niedriges Einkommen, zum Beispiel unter der Armutsgefährdungsschwelle EU-SILC, verfügen, und in seiner Höhe einer jährlichen Indexanpassung unterliegen. 

So lange die Neukonzeption eines Heizkostenzuschusses nicht in Kraft ist, spricht sich der Wiener Gemeinderat dafür aus, die Frist für den Antrag auf Heizkostenzuschuss auf den Zeitraum 1. Oktober bis 31. März festzulegen und für eine ausreichende Kommunikation dieser Frist an die betroffenen Personengruppen zu sorgen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich auch hier die sofortige Abstimmung.“ 

Wir haben ja schon erfahren, dass der Antrag abgelehnt wird. Das ist immer das Schöne, wenn man so glaubt, es wird in einem Gemeinderat eine Diskussion geführt oder es wäre irgendwann ein Dialog möglich, aber eigentlich weiß die Mehrheitsfraktion ja schon vor diesem Rechnungsabschluss, wie sie über alle Anträge abstimmt, und es ist relativ sinnlos, sich um eine neue Meinung zu bemühen oder sich hier für einen gewissen Konsens einzusetzen. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte in dieser Geschäftsgruppe auf vier Bereiche zu sprechen kommen. 

Beginnen möchte ich mit den Jugendzahnkliniken. Es ist so, dass die Jugendzahnkliniken im 10. Bezirk, aber auch im 21. Bezirk geschlossen wurden, und es ist eigentlich nicht nachvollziehbar, warum dieser Schritt gemacht wurde, denn es gibt nach wie vor gerade in diesen Bezirken, aber auch in anderen Bezirken Menschen, vor allem auch Familien, die in einer sehr prekären finanziellen und sozialen Situation sind, die diese Jugendzahnkliniken sehr dringend bräuchten. 

Warum bei diesen sozialbedürftigen PatientInnen hier quasi gespart wurde, indem man diese Einrichtung gekürzt beziehungsweise geschlossen hat, ist nicht nur für uns nicht nachvollziehbar, sondern auch für jene, die in diesen Bereichen arbeiten, aber auch jene, die Menschen, die diese Einrichtungen besuchen, begleiten, wie vor allem Menschen mit Behinderungen, für die es unter Umständen nur dort eine zahnärztliche Behandlung gab, weil sich niedergelassene Zahnärztinnen und Zahnärzte geweigert haben, manche Eingriffe bei diesen Menschen durchzuführen, weil sie eine Narkose gebraucht hätten oder einfach ob ihrer speziellen Bedürfnisse eine andere Behandlung gebraucht hätten und dort bekommen haben. Jetzt ist es für diese Menschen umso schwieriger geworden, zu ihrer gesundheitlichen zahnärztlichen Versorgung zu kommen.

Es hat auch der Dienststellenausschuss diesbezüglich im April einen Antrag an die Frau Stadträtin eingebracht, in dem natürlich auch die Personalsituation in diesem Bereich thematisiert wurde, weil mit dem bestehenden Personal im 9. Bezirk, wo jetzt quasi all die Fälle, die aus ganz Wien in die Jugendzahnklinik kommen, versorgt werden sollen, nicht mehr versorgt werden können. Und soweit ich informiert bin, hat sich die Personalsituation dort nicht geändert. 

Ich halte es für einen gesundheitspolitischen, aber auch für einen sozialpolitischen nicht Supergau, aber sehr, sehr schweren Fehler, gerade in diesem Bereich hier einzusparen und vor allem auch in der Personalsituation zu wenig Personal zur Verfügung zu stellen, um die Ärmsten der Armen, die dort ihre Behandlung bekommen, zu versorgen. 

Es wäre schön, wenn es eine Erklärung gäbe, oder vielleicht hat sich ja was getan und zum Guten gewendet, und es gibt jetzt wieder die Zahnkliniken in den besagten Bezirken, im 10. Bezirk und im 21. Bezirk. Das würde mich sehr freuen, aber vielleicht gibt es ja eine Antwort, wie es bezüglich der Jugendzahnkliniken weitergehen kann.

Der zweite Bereich, zu dem ich sprechen möchte – er ist ja schon von meiner Vorrednerin Karin Praniess-Kastner gekommen, und auch der Kollege Kurt Wagner hat sich offensichtlich sehr echauffiert über diesen Bereich –, das ist der Bereich Menschen mit Behinderungen und hier speziell die Persönliche Assistenz.

Ja, Wien hat mit dieser Lösung der Pflegegeldergänzungsleistung einen Schritt gemacht, einen wichtigen Schritt gemacht, und wir wären froh, wenn es andere Bundesländer auch so machen würden, das gebe ich zu. Ich glaube aber, dass Wien, gerade weil es jetzt diese Lösung nach langem und zähem Ringen gibt – und Sie müssen zugeben, das war ja von vornherein nicht so klar, wie es mit den Menschen, die in diesem Pilotprojekt drinnen waren, weitergeht; es war nur durch den Einsatz der Betroffenen möglich, diese jetzige Lösung zu bekommen, und mein Dank gilt wirklich den Betroffenen, die sich gewehrt haben und auf die Füße gestellt haben, um zu dieser jetzt in Wien existierenden Pflegegeldergänzungsleistungslösung zu kommen –, ein Signal an die Bundesregierung richten sollte, dass es in diese Richtung eine bundesweite Regelung geben soll, denn es ist für Menschen mit Behinderungen nicht ganz einzusehen, warum es in Wien jetzt eine Lösung gibt, wenn ich aber in Niederösterreich lebe oder auch im Burgenland oder noch weiter weg keine derartige Lösung in Sicht ist, dass es keine Österreich-weite Regelung gibt, wie sie etwa bezüglich des Pflegegeldes besteht.

Ich möchte deswegen gemeinsam mit der Kollegin Praniess-Kastner einen Antrag betreffend eine bundeseinheitliche Regelung für die Persönliche Assistenz stellen.

„Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert den zuständigen Bundesminister auf, einen Gesetzesvorschlag für eine bundeseinheitliche Regelung für Persönliche Assistenz für Menschen mit Behinderungen unter Beteiligung der Betroffenen und der Länder zu erarbeiten. 

Hier beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (GRin Erika Stubenvoll: Da hätte es besser eine Zuweisung geben sollen, dann könnten wir darüber reden!) Sie können ja trotzdem darüber reden. Sie können jetzt einmal signalisieren, dass wir den Herrn Minister Buchinger auffordern, und dann kann man ja mit dem Minister Buchinger reden, der sich ja, wenn er mit Menschen mit Behinderungen spricht, sehr positiv äußert, dass ihm das ein Anliegen ist. Das glaube ich ihm auch. Aber warum soll man das zuweisen, damit es, wie üblich mit Anträgen, in den Ausschüssen diskutiert und dann abgelehnt wird? Ich glaube nicht, dass man die Menschen, die sich eine bundesweite Regelung erwarten, mit einem parteipolitischen Trick trösten kann, indem man sagt, wir haben es eh zugewiesen, aber dann ist es halt nicht gegangen, weil der Herr Bundesminister vielleicht jetzt andere Dinge zu tun hat. 

Ich glaube, dass Sie von der SPÖ hier bekennen müssen, ob es Ihnen ein Anliegen ist, dass es eine Österreich-weite Lösung gibt – oder auch nicht. Und dann stehen Sie dazu – oder auch nicht.

Zur schon angesprochenen Wiener Lösung der Pflegegeldergänzungsleistung. Wir haben schon immer, seit diese Lösung präsentiert wurde, kritisiert, dass es keinen Rechtsanspruch darauf gibt, und das werden wir so lange kritisieren, bis es vielleicht doch einen Rechtsanspruch gibt. Aber wir haben auch kritisiert, dass die Beschränkung auf Menschen mit Körperbehinderungen nicht nachvollziehbar ist. Es ist nicht einzusehen, dass Menschen mit einer Sehbehinderung, aber auch Menschen mit einer Lernbehinderung nicht auch auf die Persönliche Assistenz zugreifen können, denn auch diese wollen selbstbestimmt und unabhängig leben. Es ist vor allem für Menschen, die sich nicht so lautstark wie die betroffenen Menschen mit Körperbehinderungen zu Wort melden, sehr, sehr schwierig, durchzukommen, und ich glaube, dass Sie auch im Sinne jener eine Lösung finden müssen. 

Jetzt weiß ich schon, das kostet Geld, aber ich glaube, das muss es uns wert sein. Ich kann Ihnen ein Beispiel von einer sehr, sehr guten Bekannten, die erblindet, erzählen. Die hat zwei kleine Kinder, ist Alleinerzieherin, hat eine Sehleistung von, glaube ich, 1 Prozent mittlerweile, braucht Assistenz bezüglich der Organisation des ganzen Schulalltags ihrer beiden Kinder, um ihr Leben zu führen, ihren Job zu machen. Sie will auch in der Freizeit Unterstützung haben und bezahlt sich zum Teil auch selbst AssistentInnen von dem wenigen Geld, das ihr zur Verfügung steht, um zum Beispiel auf die Donauinsel Rollerskaten zu gehen oder mit ihren Kindern in ein Freibad zu gehen. 

Und diese Menschen schließen Sie aus, indem Sie sagen, nein, unsere Pflegegeldergänzungsleistung gilt nur für Menschen mit einer körperlichen Behinderung und für andere nicht. Ich stelle auch hier gemeinsam mit der Kollegin Praniess-Kastner einen Beschlussantrag. 

„Der Gemeinderat der Stadt Wien beauftragt die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales, das Modell der Pflegegeldergänzungsleistung zu überarbeiten und auf alle Menschen mit Behinderungen, die eine Persönliche Assistenz benötigen, auszudehnen. Für die dadurch entstehenden Kosten ist im Budgetvoranschlag für das Jahr 2009 Vorsorge zu treffen. 

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Der dritte Bereich, zu dem ich sprechen möchte, ist das Thema Barrierefreiheit. Immer wieder kommt es vor, dass wir in Wien neue Gebäude errichten, auch Amtsgebäude, und immer wieder müssen wir darüber diskutieren, dass jene, die neu gebaut werden, nicht barrierefrei sind. 

Wir haben einen Antrag gestellt, dass man ein Kompetenzzentrum, wie das jetzt heißt, errichtet, also eine Einrichtung in der Stadt Wien, die wirklich die Magistratsabteilungen berät, aber auch Bauträger berät, was es heißt, barrierefrei zu bauen. Wir haben hier einen echten Nachholbedarf, und es ist immer wieder erstaunlich, welchem Unwissen man bei Ortsverhandlungen begegnet, und es ist oft so, dass man argumentieren muss, dass das so nicht stimmt, was von Magistratsseite eingebracht wird. Wir brauchen hier Schulungen. Ich hoffe, dass jetzt ob dieser Einrichtung, die es ja im Ressort des StR Ludwig geben wird, auch wirklich Abhilfe geschaffen wird, sodass alle in dieser Stadt wissen, was es heißt, barrierefrei zu bauen, aber auch zu planen. 

Trotzdem kommt es immer wieder vor, dass Amtsgebäude, die neu gebaut werden, nicht barrierefrei sind, so wie das Amtshaus im 9. Bezirk. Da hören die Leitlinien für Menschen mit Sehbehinderungen beim Informations-Desk auf, und das war's. Also man kann bis zum Informations-Desk kommen, und dann muss man sich entweder Hilfe organisieren bei dem einzigen Menschen, der am Informations-Desk sitzt, der soll dann quasi die Leute herumführen. Es gibt keine akustischen Aufrufe, also Durchsagen, wer jetzt dran ist, und, und, und. 

Das ist ein Beispiel bei den Amtshäusern, aber es gibt auch die TownTown. Ich war vor zwei Wochen in der TownTown, um mit Betroffenen das anzusehen, vor allem auch mit älteren Menschen, die mittlerweile dort hingehen müssen, weil dort ja die neue MA 40 angesiedelt ist. Von denen sind sehr, sehr viele Beschwerden bei uns eingelangt, dass es unmöglich ist, als gehbehinderter Mensch von der U-Bahn bis zur MA 40 zu kommen. 

Wenn Sie vielleicht schon mal dort waren, wissen Sie, man kommt mit der U-Bahn, Station Erdberg, dorthin. Es gibt dort einen Lift. Ist der Lift nicht funktionsfähig, kommt man schon einmal nicht von der Bahnstation rauf auf die nächste Ebene. Gut, jetzt gehen wir davon aus, die Wiener Linien haben ihre Lifte so weit im Griff, dass diese auch funktionieren und dass dieser Lift immer funktioniert, wenn sich gehbehinderte Menschen dort auf den Weg zur MA 40 begeben. Dann geht man nach rechts Richtung Thomas-Klestil-Platz, dann kommt eine Unebenheit, weil dort offensichtlich die Baustelle noch nicht fertig ist, was sehr, sehr gefährlich ist für Menschen, die eine Gehbehinderung haben oder nicht sehr gut sehen. Dann steht man vor einer großen Betonwand mit einem Lift. Wenn der Lift funktioniert, ist das gut, denn dann kommt man auf die oberste Ebene von TownTown, wenn nicht, ist man spätestens dort gescheitert. Keine Rampe, keine Lösung, um dort, außer mit dem Lift, nach oben zu kommen. Und dann gibt es eine ganz, ganz weite Schlucht nach vorne. Schön. Wieder keine Blindenleitlinien, man kämpft sich dann durch, man geht, man geht, man geht. Dann kommt zuerst ein Lokal, dann kommt die Magistratsabteilung 10 – schön für jene, die mit Kindern dorthin wollen –, und dann geht es noch weiter. Es sind zirka 500 m mindestens, bis die Leute einmal vom Lift bis Richtung Orthopädie kommen, denn die kommt dann auch noch vorher, und dann kommen die MA 15 und die MA 40, also das Gebäude, wo diese beiden Magistratsabteilungen untergebracht sind. 

Wir haben, als wir dort waren, sehr, sehr viele ältere Menschen getroffen, die mit Krücken gegangen sind, gehbehinderte Menschen, die sich sehr, sehr schwer getan haben, sich mit ihren Rollatoren dorthin zu bewegen, und es ist unzumutbar für jene, so eine Planung zu machen, ohne zu überlegen, wer den näheren Anschluss an die U-Bahn braucht. Denn natürlich gibt es eine Tiefgarage, und die Tiefgarage ist auch mit einem Aufzug, der barrierefrei ist, ausgerüstet, und der ist sehr nahe an dem Gebäude der MA 40. Nur, wenn man davon ausgeht, dass ältere Menschen oder Menschen mit Behinderungen alle mit dem Auto dorthin fahren, dann irrt man sich aber gewaltig. Wie Sie wissen, bekommt man ja in der MA 40 mittlerweile auch den Mobilpass und andere Dinge, und das sind wahrlich nicht jene, die mit dem Auto dorthin fahren können. 

Dann kommt man rein. So weit, so gut. Die Beschriftung ist, wie in sehr vielen Amtgebäuden, für Menschen mit Sehbehinderungen sehr, sehr schwierig zu entziffern, es spiegelt, die Schrift ist zu dünn für manche, die nicht sehr gut sehen. Und wenn man dann endlich beim Lift ist, ist es ein ganz normaler Lift. Man kommt zwar mit einem Rollstuhl hinein, was gut und wichtig ist, aber es gibt nichts für Menschen mit Sehbehinderung, also keine Brailleschrift und auch keine akustische Ansage der Stockwerke. Man muss zum Teil bis in den dritten oder in den vierten oder in den fünften Stock, um dort seine Angelegenheiten zu erledigen. Es gibt ein Behinderten-WC, zumindest eines, das ist aber im Erdgeschoß. Das heißt, wenn ich einmal oben bin, muss ich dann wieder runter. Und so weiter und so fort. 

Das ist nicht barrierefreies Planen und Bauen! Das ist Diskriminierung für Menschen, die sich nicht so wie wir zum Glück in der Stadt relativ frei bewegen können, sondern sich nicht mehr bewegen können beziehungsweise gehbehindert sind, und ich hoffe, dass diese Planungen beziehungsweise diese Ausführungen bald ein Ende haben. Ich möchte deshalb einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen betreffend die barrierefreie Umgestaltung von TownTown. 

„Der zuständige Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, die Mängel, die in TownTown bezüglich Barrierefreiheit gegeben sind, beheben zu lassen. So ist dafür Sorge zu tragen, dass es ein Blindenleitsystem gibt, dass die Lifte mit akustischen Ansagen und Brailleschrift versehen werden sowie die Beschilderung vor allem für Menschen mit Sehbehinderungen verbessert werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich hier die Zuweisung.“ 

Ich verstehe nicht, warum man gerade in Bezug auf die Barrierefreiheit jahrelang so kurzsichtig agiert hat. Es ist mir ein Rätsel, dass man lieber im Nachhinein um viel teures Geld Umbauten vornimmt. Immer wieder müssen Lifte umgebaut werden, immer wieder kommt es dazu, dass sehr viel Geld in die Hand genommen werden muss, um nachträglich zu reparieren, was man nicht im Vorhinein bedacht hat beziehungsweise nicht einmal irgendwie angedacht hat. 

Sollte dieses magistratische Kompetenzzentrum nicht auch das erfüllen, glaube ich, dass wir noch in zehn Jahren hier stehen und die fehlende Barrierefreiheit in der Stadt kritisieren werden. Das muss geändert werden. 

Sie haben aber auch unsere Anträge abgelehnt bezüglich Etappenplan, wie alle öffentlichen Gebäude, für die die Stadt Wien zuständig ist, umgebaut werden, denn die werden gemäß dem Bundesbehindertengleichstellungsgesetz bis 2015 umgebaut werden müssen. Alles Dinge, die nachträglich geändert werden müssen, alles Dinge, die sehr, sehr teuer sind. Sie haben diesbezügliche Anträge abgelehnt. TownTown wird, wenn das wirklich nachgerüstet wird, auch sehr, sehr teuer werden. Das ist ein neuer Gebäudekomplex. 

Ich denke, die Stadt Wien könnte sich sehr, sehr viel Geld ersparen, wenn wir hier vorausschauend und im Sinne der Barrierefreiheit planen würden, und ich bin schon sehr gespannt, ob sich das ändern wird durch diese neue Einrichtung des StR Ludwig. – Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu Beginn möchte ich nur ganz kurz zu Ihnen, Frau Kollegin Praniess-Kastner, sagen, wir werden Ihrem Antrag bezüglich Punks natürlich nicht zustimmen. Sie schreiben, Betreuung auch durch ein Arbeitsprojekt für die Punks, und der Gedanke hinter Ihrem Antrag ist, dass es keine soziale Leistung ohne Gegenleistung geben soll. 

Das ist doch ein bedenklicher Gedanke. Für uns Grüne ist er absolut inakzeptabel, und vielleicht überlegen auch Sie sich das noch einmal, wenn Sie den Anspruch haben, eine christlich-soziale Partei zu sein. 

Das bringt mich aber zu dem Thema, dem ich mich heute widmen möchte.

Frau Stadträtin, ich gehe davon aus, auch Sie werden in Ihrer Rede wieder Ihren Dank an das Personal und an die MitarbeiterInnen aussprechen, und das tun Sie natürlich zu Recht. Aber bevor Sie das tun, möchte ich Sie fragen, ob Sie wissen, wie es diesem Personal überhaupt geht, und ganz speziell meine ich damit das Personal im FSW. 

Wenn ich davon ausgehe, dass die Informationen, die aus dem FSW kommen, so umfassend sind wie diese Bilanz, die auf einem Schnäuztüchl Platz hat (Die Rednerin hält ein Blatt Papier in die Höhe.) und für die ich eigentlich einen Ausdruck verwenden möchte, der mir einen Ordnungsruf einbringen würde, so empört mich das. Das ist eine Chuzpe und kein Rechnungsabschluss. (Beifall bei den GRÜNEN.) Der FSW bekommt über 800 Millionen von der Stadt Wien, und was bekommt der Gemeinderat vom Herrn Hacker? Eine Schnäuztüchl-Bilanz! 

Wenn alle Informationen so sind, Frau Stadträtin, dann wissen Sie wahrscheinlich vieles nicht. Was ist versprochen worden bei der Ausgliederung? Versprochen wurde, es wird eine flachere Hierarchie geben, und es wird ein schnelleres Arbeiten geben. Genau das Gegenteil ist im Moment der Fall. Vielleicht meint man mit der flachen Hierarchie allerdings, dass in allen neuen GmbHs, die im FSW gegründet worden sind, der Herr Hacker auch wieder der Geschäftsführer ist. Vielleicht ist das damit gemeint. Warum das so sein muss, ist eigentlich nicht einsichtig. Er ist ja als Eigentümervertreter ohnehin in den GmbHs vertreten. Warum muss er auch noch Geschäftsführer sein? Geht es ihm da um die Kontrolle? Das ist jedenfalls der Eindruck, den die MitarbeiterInnen im FSW haben. 

Was das schnellere Arbeiten betrifft: Im FSW gibt es mehr Bürokratie denn je. Immer mehr Statistiken sind auszufüllen, und das Personal wird durch diese Statistiken auch immer mehr verunsichert. Wozu dienen diese Statistiken? Warum müssen MitarbeiterInnen ausfüllen, wie viele Minuten sie für welche Arbeit verwenden? Das macht ihnen natürlich Angst, und viele haben auch Bedenken, dass dann herauskommt: Diese Kollegin braucht für die Beratung der KundInnen nur zwei Minuten, wieso brauchst du drei Minuten? Warum muss das so sein, warum muss das gerade in einem Fonds Soziales Wien so sein?

Frau Stadträtin, haben Sie schon gehört von der 360-Grad-Beurteilung im FSW? Wissen Sie, was das ist? Die 360-Grad-Beurteilung ist eigentlich ein Feedback-Instrument, das bedeutet, dass Vorgesetzte Untergebene beurteilen, dass Untergebene Vorgesetzte beurteilen und dass MitarbeiterInnen MitarbeiterInnen beurteilen. So weit, so gut. Die Frage ist: Wie wird dieses Instrument angewandt? Falls Sie es nicht wissen, kann ich es Ihnen verraten. Das wird nämlich dafür eingesetzt, um einen Teil der Prämien zu bekommen, die es im FSW gibt. Wenn Sie nicht mindestens von zwei KollegInnen beurteilt werden, dann entfallen 10 Prozent der Prämie. Möchten Sie hier im Gemeinderat haben, dass ein Teil Ihres Gehaltes davon abhängt, ob Sie von MitarbeiterInnen beurteilt werden? Ich möchte das nicht haben, und ich frage mich, warum das im FSW so sein muss.

Wie schaut eigentlich diese Beurteilung aus? Die MitarbeiterInnen müssen sich dazu zum Computer setzen. Da gibt es ein völlig neues Computersystem, für das die KollegInnen im FSW erst eingeschult werden müssen. Auch dafür geht wieder Zeit drauf. Und dann sitzt man vor dem Kastel, hat einen Raster vor sich und muss Beurteilungen über die KollegInnen abgeben. Das ist ein superfeines Bild. Wir sind aber im Bereich Soziales, wenn ich Sie daran erinnern darf. 

Es hat bezüglich der Ausgliederung des FSW einmal einen Antrag der GRe Frauenberger, Schuster, Scheed und Hundstorfer gegeben, und da hat es auch geheißen, es muss sichergestellt sein, das die zukünftigen MitarbeiterInnen nach einer einheitlichen Betriebsvereinbarung entlohnt werden, und so weiter und so fort. Was ist passiert? Faktum ist, im FSW gibt es zwei unterschiedliche Klassen von Personal. Es gibt noch immer die Privatangestellten und die Gemeindebediensteten und beide haben unterschiedliche Voraussetzungen. Wenn es für die Privatangestellten die Prämien schon gegeben hat, haben sie die Gemeindebediensteten noch nicht bekommen. Man sagt ihnen, das sei aus irgendwelchen verrechnungstechnischen Gründen. Wenn die einen die Inflationsabgeltung schon bekommen haben, haben sie die anderen noch nicht bekommen. Wo ist da die Gleichbehandlung?

Die allgemeine Stimmung beim Personal im FSW kann ich Ihnen auch schildern. Wenn man mit den Menschen redet, die im FSW arbeiten, dann sagen sie: Es ist so, als sollten wir ganz bewusst auseinanderdividiert werden, als sollten Bindungen zerstört werden und als sollten wir alle in einen Raster gepresst werden. Können sie sich vorstellen, was das für eine Stimmung hervorruft? 

Die Menschen, die im FSW arbeiten, erfahren keine Wertschätzung durch die Geschäftsführung. Sie sind überbelastet, sie fühlen sich gemobbt, und sie haben Angst vor Meinungsäußerung. Viele wollen versetzt werden. Das ist das Bild im Fonds Soziales Wien, das ist das Bild im Sozialbereich. Das ist der Bereich, für den die Stadt Wien 835 Millionen EUR hergibt und für den sie eine Schnäuztüchl-Bilanz zurückbekommt. 

Diese Arbeitsbedingungen treffen Menschen, die mit Menschen arbeiten, wofür sie eigentlich ihre gesamte Kraft und Energie brauchen würden. Sie können es nicht brauchen, dass sie mit internen Statistiken und mit internen Managementmethoden ihre Zeit verschwenden müssen. Im Gegensatz zu dem, was versprochen wurde, dass es schnellere Arbeitsabläufe geben wird, wird immer mehr Zeit für interne Abläufe verwendet, und es gibt immer weniger Zeit für die KundInnen. Es ist nur dem Einsatz der Menschen im FSW zu verdanken, das die KundInnen noch immer nicht ganz auf der Strecke bleiben. 

Wir haben Sie gewarnt vor den Folgen der Ausgliederungen, und ich meine, am Beispiel des FSW wird uns deutlich vor Augen geführt, was passieren kann. Nicht nur das Personal ist in eine Zwei-Klassen-Gesellschaft geteilt, auch wird das Ganze immer mehr der Kontrolle entzogen. Wenn Sie sagen, dass diese Bilanz oder dieser Rechnungsabschluss oder dieses FSW-Ist 2007 ausreichend ist für die Kontrolle durch den Gemeinderat, dann weiß ich auch nicht, in welcher Welt Sie leben. Ich finde das nur empörend.

Frau Stadträtin! Wenn Sie sich wirklich bei den Menschen im FSW bedanken wollen und dies nicht nur durch schöne Worte, sondern wenn Sie ihnen den Rücken stärken wollen, dann setzen durch, dass sie wieder genügend Supervision bekommen. So, wie es jetzt läuft, ist nämlich immer weniger da für Supervisionen der MitarbeiterInnen. 

Ich habe gehört von einem Team mit mehreren Menschen, die früher selbst immer zumindest vier bis fünf Supervisionseinheiten im Jahr hatten, dass es dort jetzt so ist, dass alle KollegInnen ihre Einheiten zusammenlegen, um wenigstens einem neuen Kollegen oder einer neuen Kollegin ein paar Supervisionseinheiten zukommen zu lassen. So schaut's aus!

Frau Stadträtin! Ich weiß nicht, worüber Sie vom Herrn Hacker informiert werden und worüber nicht. Ich befürchte allerdings, dass die Informationen nicht allzu ausführlich sein werden. Ich fordere Sie daher auf, nehmen Sie ihn an die kürzere Leine! Beenden Sie diese neoliberalen Managementmethoden! Und das Allerbeste wäre überhaupt, diese unsägliche Ausgliederung wieder rückgängig zu machen. 

Bevor Sie wieder Ihre Worte des Dankes an das Personal richten, Frau Stadträtin, bedenken Sie, was dort wirklich los ist. Sie haben Handlungsbedarf. Tun Sie etwas, und das schnell! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Deutsch. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zu einigen von der ÖVP und den GRÜNEN eingebrachten Anträgen, die sich auf die Tätigkeit der Untersuchungskommission beziehen, Stellung nehmen, in denen von gravierenden Missständen in der Wiener Psychiatrie die Rede ist. Ich darf dabei festhalten, dass diese Behauptungen, die Sie auch heute wieder neuerlich aufgestellt haben, den bisherigen Untersuchungen widersprechen. Im Gegenteil, Sie waren bis heute nicht in der Lage – und das trotz mehrmaligen Aufforderns –, für Ihre Behauptungen Unterlagen auf den Tisch zu legen. Sie konnten Ihre Behauptungen, die bislang unbewiesen sind, nicht beweisen. Wir haben Sie mehrfach aufgefordert, allfällige Missstände zu benennen. Das haben Sie bis heute nicht getan. Sie haben eigentlich sehr, sehr lange Zeit gehabt, nämlich zwischen drei und vier Monaten, seit der Einsetzung dieser Untersuchungskommission beziehungsweise seit der Konstituierung. Sie haben es nicht getan.

Wir hätten größtes Interesse zu wissen, wenn es einen Missstand gäbe, damit wir den nämlich sofort beheben können. Wir haben nichts zu verbergen. Wir haben von Anfang an gesagt, alles soll auf den Tisch. Aber Sie sind nicht in der Lage dazu und werden sich daher auch den Vorwurf der Skandalisierung gefallen lassen müssen, wenn Sie jetzt sogar in Kauf nehmen, dass möglicherweise Patientinnen und Patienten Angebote, derer sie bedürfen, nicht mehr in Anspruch nehmen, weil sie zutiefst verunsichert sind. 

Ich muss Ihnen sagen, ich gehe auch davon aus, dass Sie in der nächsten Zeit und in den nächsten Monaten, bis wir diese Untersuchungskommission beenden werden, auch keine Missstände auf den Tisch legen werden, weil Sie sich ansonsten die Frage beziehungsweise den Vorwurf gefallen lassen müssen, wie lange Sie bereits darüber Bescheid wissen und warum Sie wissentlich das nicht auf den Tisch gelegt haben beziehungsweise sogar in Kauf genommen haben, dass es diese Missstände, die möglicherweise hätten abgestellt werden können, weiterhin gibt. – Das ist der erste Punkt zu dem Titel Ihrer Anträge, die Sie heute hier eingebracht haben.

Betreffend den Beschlussantrag der GRÜNEN, einen umfassenden Reformprozess in der Psychiatrie in Wien in Gang zu setzen, kann ich Ihnen sagen, dieser Antrag kommt um Jahrzehnte zu spät. Es ist Jahrzehnte zu spät, dass Sie diesen Antrag eingebracht haben, denn Experten – und wir haben nationale und internationale Experten in den letzten 11 Sitzungen der Untersuchungskommission hören können – haben eindrucksvoll bestätigt, dass Wien über ein umfassendes psychiatrisches Versorgungsangebot verfügt. 

Es wurde auch betont, dass allfällig auftretende Probleme – und Fehler können überall passieren, überall, wo gearbeitet wird, passieren Fehler – im Sinne eines Beschwerdemanagements, im Sinne einer positiven Fehlerkultur aufgearbeitet werden. Wien ist Vorreiter nicht nur, was die Regionalisierung der Psychiatrie betrifft – diese Regionalisierung ist bereits abgeschlossen; die Dezentralisierung wird mit der Inbetriebnahme des Krankenhauses Nord im Jahr 2013 abgeschlossen werden –, diese nationalen und internationalen Experten haben auch klar dargelegt, dass Wien über ein Zukunftskonzept verfügt. 

Über den Antrag auf Abschaffung der Netzbetten in der stationären Psychiatrie bin ich einigermaßen erstaunt, muss ich Ihnen sagen, Frau Kollegin Pilz, dass darüber der Wiener Gemeinderat abstimmen soll. Es steht, glaube ich, außer Streit, dass freiheitsbeschränkende Maßnahmen auf Grund der Schwere der Erkrankung im Akutfall immer wieder notwendig, aber nicht der Regelfall in der Psychiatrie sind, um Selbst- und Fremdgefährdungen zu verhindern, um gegebenenfalls jemanden davon abzuhalten, etwa aus dem Fenster zu springen, aber auch jenen Menschen zu helfen, die beispielsweise auf Grund einer tragischen Biographie Angst vor dem Leben haben. 

Ich weiß, dass das Thema Netzbett zu einer Symbolfrage in den letzten Wochen und Monaten geworden ist. Experten haben uns gesagt, dass es bei diesen Beschränkungsmaßnahmen keine ausreichend gesicherte beste Maßnahme gibt, weshalb wir daher der Meinung sind, dass diese Thematik weiterhin auf fachlicher Ebene diskutiert werden soll. Denn die Behauptung, dass sich nahezu alle namhaften Experten gegen die Verwendung von Netzbetten ausgesprochen haben, ist falsch, das ist nicht richtig (GRin Dr Sigrid Pilz: Natürlich ist das so!), sondern es gibt hier unterschiedliche Aussagen. 

Auch die Schlussfolgerung, dass mit einer vollständigen Abschaffung der Netzbetten eine entsprechende Aufstockung der Personalressourcen notwendig wäre, ist falsch. Gerade das Innsbrucker Beispiel hat uns gezeigt, dass dort beispielsweise kein Netzbett in Anwendung ist, aber sogar mit deutlich weniger Personal gearbeitet wird als in Wien. Daher ist auch diese Schlussfolgerung falsch.

Ich meine, dass die Aussagen der Expertinnen und Experten nicht unterschiedlicher sein können. Manche glauben, darauf verzichten zu können, andere haben Argumente auch dafür gebracht, viele haben festgestellt, dass es eine Methode, aber keine Behandlungsmethode ist und es weder eine Ächtung noch eine Empfehlung, weder nationale noch internationale Empfehlungen, gibt. Herr Dr Zeyringer beispielsweise hat sogar darauf hingewiesen, dass er als Arzt das auch anwendet, weil für ihn Gurte beispielsweise das Symbol des Ausgeliefertseins sind, und, und, und.

Es hat, wie gesagt, hier eine Fülle von unterschiedlichen Darstellungen gegeben. Was für den einen Patienten gut ist, kann für den anderen beispielsweise schlecht sein und auch umgekehrt. Daher meine ich, dass wir diese Diskussion auch weiterhin auf fachlicher Ebene führen sollten.

Zum Antrag - ebenfalls der GRÜNEN - auf Eins-zu-eins-Überwachung von Patienten in der stationären Psychiatrie, die mittels freiheitsbeschränkender Maßnahmen untergebracht sind – weil die Frau Kollegin Pilz die tragischen Vorfälle, die auch von Seiten der Staatsanwaltschaft untersucht und niedergelegt wurden, angesprochen hat –, haben Experten darauf hingewiesen, dass solche bedauerlichen Fälle, die es nicht nur in Wien, sondern auch in andern Städten und Ländern immer wieder gegeben hat, leider nie zu verhindern sind. Gerade auch das sehr tragische Grazer Beispiel wäre umgekehrt sogar ein Beispiel dafür, dass das in einem Netzbett nicht hätte passieren können. 

Wir meinen, dass hier so viele offene Fragen sind, dass es einer Novellierung des Unterbringungsgesetzes bedarf, weil eben die gesamten Rahmenbedingungen, ob und in welchem Ausmaß während dieser Beschränkung Pflegepersonal zur Seite gestellt werden soll, nicht geregelt sind, und daher hier auch die Frau Gesundheitsministerin zum Handeln aufzufordern wäre. 

Ein ganz besonderes Anliegen ist uns – und ich glaube, in diesem Punkt sind sich ja alle Fraktionen in der Untersuchungskommission einig –, durch die öffentliche Diskussion dazu beizutragen, dass es zu einer Entstigmatisierung der Krankheit in der Bevölkerung kommt, also zu einer Gleichstellung psychisch Erkrankter mit somatisch Erkrankten, und dass Stigmabekämpfung und Prävention ganz wesentliche Ziele sind. 

Daher können wir dem Antrag auf Einsetzung eines Psychiatriekoordinators in der Form, wie er heute hier vorliegt, nicht zustimmen. Nicht nur, dass die Begründung mangelhaft ist, wird hier auch der Eindruck erweckt, man möge die Psychiatrie als Teil der Medizin möglicherweise herauslösen und sie dieser Person eines Psychiatriekoodinators zuschreiben, was eine falsche Aufgabenstellung wäre, weil Planung und Koordination natürlich nicht durch eine Einzelperson zu regeln sind, sondern durch den regionalen Strukturplan Gesundheit, der auch ausgeschrieben ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte abschließend noch einmal – obwohl wir bereits mehrfach über diese Thematik diskutiert haben – auf das Thema Befragung von Patienten und Angehörigen zu sprechen kommen, weil ich es wirklich für unerträglich halte, dass auch heute wieder die Kollegin Korosec und die Kollegin Pilz versucht haben, hier einen Anlauf zu unternehmen, betroffene kranke Menschen öffentlich vorführen zu wollen, bloßstellen zu wollen. Das ist ein Sittenbild für diese ÖVP und auch für die Grünen. 

Lassen Sie mich einen sehr drastischen Vergleich bringen, der das besonders gut beschreibt. Vor rund 200 Jahren wurden psychisch Kranke zur Volks-
belustigung auf Jahrmärkten vorgeführt. Das, was Sie heute hier vorschlagen, ist, dass Sie psychisch erkrankte Menschen öffentlich bloßstellen wollen, vorführen wollen vor dieser Untersuchungskommission. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN, insbesondere von GRin Dr Sigrid Pilz.) Das widerspricht der Würde des Menschen, das wird es mit uns nicht geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Und wir lassen die Unterstellung, dass Vorwürfe unter den Tisch fallen sollen, nicht auf uns sitzen. Sie wissen ganz genau ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie wollen es nicht hören!) Frau Pilz, hören Sie zu, damit Sie wissen, was ich meine. Wir haben hier einen ganz klaren Vorschlag gemacht, um zu verhindern, dass allfällige Missstände beziehungsweise Beschwerden unter den Tisch fallen. Dieser Vorschlag gründet sich auch auf die Expertise des Verfassungsrechtlers Prof Mayer, der gesagt hat, ein öffentliches Vorführen, so wie Sie es vorhaben, kranke Menschen dieser öffentlichen Befragung auszusetzen, sei abzulehnen. Abgesehen davon, dass wir vorher noch Gutachten zustande bringen müssten, wie die jeweilige Zurechnungsfähigkeit während der Aussage beziehungsweise zum Zeitpunkt der Wahrnehmung gegeben war. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Das wollen Sie kranken Menschen antun, doch das wird es mit uns nicht geben! (Beifall bei der SPÖ.)
Unser Vorschlag ist ein klarer, und wir haben uns hier eigentlich nie auf die Frage des Datenschutzes, die auch wichtig ist, reduzieren lassen. Unser Vorschlag war, dass zum Schutz der Patienten und Patientinnen und auch der Angehörigen – und Sie wissen genau, dass auch Angehörige Mitbetroffene sind (GRin Dr Sigrid Pilz: Jeder ist ein Betroffener!) auf Grund einer besonders schwierigen familiären Situation – diese sich an die Patientenanwaltschaft wenden sollen, eine weisungsfreie, unabhängige Institution – die Sie anscheinend auch öffentlich bekämpfen wollen –, sodass sichergestellt ist, dass jeder Beschwerde nachgegangen wird, dass nichts unter den Tisch fällt und damit der Patientenanwalt in anonymisierter Form auch in der Kommission über die einzelnen Beschwerden Auskunft geben kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Die psychiatrische Versorgung im 21. Jahrhundert beruht auf dem Vertrauen der Betroffenen und ihrer Angehörigen in die moderne Psychiatrie, ein Vertrauen, das Sie mit Skandalisierung erschüttern, aber auch missbrauchen wollen durch öffentliches Vorführen. 

Wir wissen, dass diese Psychiatrie natürlich auch einer ständigen Optimierung bedarf, und es ist selbstverständlich, dass Schritt für Schritt Reformen, Verbesserungen und Maßnahmen gesetzt werden. Dazu haben zahlreiche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Geschäftsgruppe Gesundheit im Interesse der Wienerinnen und Wiener beigetragen. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung ist Frau GRin Mag Antonov gemeldet.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Was der Kollege Deutsch hier gesagt hat, kann man so nicht stehen lassen. Er hat nämlich etwas ganz Wesentliches ausgelassen, als er davon gesprochen hat, wir würden gerne Menschen öffentlich vorführen. Er hat vergessen dazuzusagen, dass eine Sitzung der Untersuchungskommission jederzeit auch nichtöffentlich sein kann. Es war nie die Rede von öffentlich vorführen. Das war selbstverständlich nicht gemeint. (GR Heinz Hufnagl: Allein die Personenanzahl in der Kommission ist doch ausreichend! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) So, das ist das Erste.

Das Zweite, woran ich Sie auch erinnern möchte: Es ist ... (GR Harry Kopietz: Herr Vorsitzender, was soll das? Das ist ein Redebeitrag! – Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.)
Stoppen Sie bitte meine Zeit. (Zahlreiche lebhafte Zwischenrufe.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, fahren Sie bitte fort in Ihren Ausführungen. 

GRin Mag Waltraut Antonov (fortsetzend): Sorgen Sie bitte für Ruhe. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Die Kolleginnen und Kollegen ersuche ich, ein bisschen die Lautstärke zu reduzieren.

GRin Mag Waltraut Antonov (fortsetzend): Es hilft auch nichts, wenn Sie noch so laut schreien. Sie wollen es nicht hören. 

Noch einmal: Die Sitzungen können jederzeit für nichtöffentlich erklärt werden, und das hat mit einem öffentlichen Vorführen nichts, aber auch schon gar nichts zu tun. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Kurt Wagner: Vertraulich ist das aber nicht!)
Wenn Sie hier pausenlos der Kollegin Pilz unterstellen, sie wolle skandalisieren, dann ist das ein Skandal. 

Es stimmt auch nicht, dass der Verfassungsrechtler Mayer das so formuliert hat, dass wir keine PatientInnen und/oder Angehörigen vorladen könnten. Das stimmt so nicht. Lesen Sie das Protokoll nach, und vielleicht kann es Ihnen jemand erklären, der es auch versteht.

Und Sie wollen nicht nur PatientInnen nicht hören, Sie haben ja nicht einmal zugestimmt, dass wir die Angehörigenorganisation HPE einladen. Und das ist schon absolut unverständlich. (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat nunmehr die Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Kollege Lasar hat heute eingangs gesagt, man müsse entscheiden, ob man dieses Ressort wirtschaftlich oder menschlich führt. Ich bin in dieser Frage hundertprozentig eins mit der Meinung der Frau GRin Dr Pilz, dass das Oder falsch ist, sondern dass es darum geht, dieses Ressort wirtschaftlich und menschlich zu führen, und das ist genau das, was sich in diesem Rechnungsabschluss auch abbildet. 

Wenn wir uns – und ich gehe nur auf einige wenige Punkte ein – zum Beispiel den Rechnungsabschluss des Krankenanstaltenverbundes anschauen, dann sehen wir, um hier nur einen ganz wesentlichen Bereich herauszunehmen, dass es uns gelungen ist, vom Jahr 2006 auf das Jahr 2007 die Medikamentenkosten um 1,5 Prozent zu senken; zu senken in einer Situation – Frau Dr Laschan hat das ja umfassend ausgeführt –, wo der medizinische Fortschritt ein schneller ist und damit grundsätzlich auch die Medizin teuer wird. Trotzdem ist es durch kluges Wirtschaften gelungen, bei Beibehaltung und Ausweitung der Leistung hier die Kosten zu senken.

Wichtig ist natürlich auch – das ist auch ein ganz, ganz wesentlicher Punkt –, den Rechnungsabschluss mit einem Rechnungsabschluss zu vergleichen. Und wenn wir uns da anschauen, dass die Personalkosten, die nun einmal der große Teil der Leistungen des Krankenanstaltenverbundes sind, um nicht einmal 3 Prozent gestiegen sind, dann denke ich, dass das eine schöne Darstellung der Produktivität ist.

Und das, was der wesentliche Punkt ist, und ich glaube nicht, dass Sie es nicht wissen, aber ich werde es jetzt trotzdem kurz ausführen, ist, dass wir gerade im Jahr 2007 in vielen Bereichen Leistungserweiterungen und Leistungsverbesserungen vorgenommen haben, die aber nicht der Selbstzweck des KAV sind, sondern die alle direkt den Wienerinnen und Wienern und auch den 20 Prozent Menschen, die nicht in Wien leben, sondern in den Bundesländern, zugute kommen. Ob das die Dialyse ist, ob das die komplette Erneuerung der Kinder- und Jugendpsychiatrie ist, ob das die Neuschaffung von Stationen in der Akutgeriatrie ist, ob das Bereiche sind, was die Labordiagnostik betrifft, ob das in vielen anderen Fragen Maßnahmen sind, die dazu führen, dass wir höhere Leistungen erbringen wie die flexiblen Dienstzeiten, die übrigens mit Ende des letzten Jahres bereits in 38 Prozent der operativen Fächer eingeführt waren und die wir bis Ende des heurigen Jahres in 50 Prozent der operativen Fächer haben werden. Das sind alles Maßnahmen, die sich hier natürlich auch niederschlagen und wo es uns sehr gut gelungen ist, wirtschaftlich damit auch umzugehen.

Zu einigen Dingen, auf die ich konkret eingehen muss: Das Krankenhaus Wien Nord ist von mehreren Kolleginnen und Kollegen genannt worden. Ich kann mir auch nur vorstellen, gegen besseres Wissen, insbesondere Frau Kollegin Korosec. Sie haben hier gesagt, dass die Frau VBgmin Brauner dieses Projekt präsentiert hat und gesagt hat, das wird 300 Millionen EUR kosten. Tatsache ist, sie hat niemals von 300, sondern immer von 320 Millionen EUR zu dem Zeitpunkt gesprochen und es war damals ... (GRin Ingrid Korosec: Wegen 20 Millionen!) Na ja, 20 Millionen EUR haben oder nicht, die Differenz täte ich gerne Klavier spielen können, sind immerhin nahezu 10 Prozent. Aber der wesentliche Punkt ist, dass damals – und das lässt sich in allen Presseunterlagen, lässt sich in allen Protokollen der Sitzungen darstellen, dass damals noch der Plan war, der noch unter der Ägide der Frau Vizebürgermeisterin umgeplant worden ist, nur ein Spital zu erbauen mit zunächst einmal rund 400 Betten und dann eine zweite Ausbaustufe vorzunehmen (VBgmin Mag Renate Brauner: Genauso ist es!) und dann doch entschieden wurde, dass die an sich kleineren Zimmer, weil es teurer ist - das zeigt sich ja auch darin, dass wir jetzt über rund, wir werden noch sehen, 550, 600 Millionen EUR sprechen. Daher gibt es überhaupt keine Kostenexplosion, sondern es gab eine Umplanung, die jetzt einfach auch noch viel konkreter dargelegt wird.

Frau Kollegin Pilz, wenn Sie heute sagen, und ich gehe jetzt nicht auf die Anträge ein, weil das schon geschehen ist, man möge hier nicht auf das Ergebnis der Untersuchungskommission warten, ich kann Ihnen eines verraten und das wird aber jetzt keine Überraschung sein: Wir warten mit überhaupt nichts auf das Ergebnis von irgendetwas, sondern wenn Sie sich anschauen, was wir im Bereich der Psychiatrie im letzten Jahr, und Sie wissen, ich bin seit Jänner des letzten Jahres hier im Amt, gemacht haben, sei das die Kinder- und Jugendpsychiatrie, seien das Investitionen im Bereich der Baulichkeiten, seien das Personalinvestitionen, seien das die weiteren Planungen im Bereich der Dezentralisierung, dann denke ich, dass wir hier wirklich sehr, sehr gut unterwegs sind.

Zum Bereich der Jugendzahnkliniken, Frau Kollegin Smolik, die Sie angesprochen haben. Da, glaube ich, kann es sich nur um ein Missverständnis handeln, weil es hier nur eine Zentralisierung der Örtlichkeit gegeben hat. Es gab eine Außenstelle im 21. und im 10. Bezirk. Es wurde hier kein Personal in irgendeiner Art und Weise gestrichen oder eingespart, sondern es kam zu einer Zentralisierung dieses Angebots im 9. Bezirk. Es sind hier einige Dienstposten vakant, die aber jetzt gerade nachbesetzt werden. Also ich denke, dass hier die Information nicht ganz so ist, wie Sie das dargestellt haben.

Frau Kollegin Cammerlander zum Bereich der Drogen. Wir haben das schon oft diskutiert und ich möchte daher hier nur einige wenige Sätze dazu sagen, aber ich glaube, dass es schon wichtig und klar ist. FEM ist kein ordnungspolitisches Instrument, sondern FEM ist ein gemeinwesenorientiertes Arbeiten im sozialen Bereich, wo es darum geht, dass alle Menschen, die sich in dieser Stadt aufhalten, seien es Menschen, die in sozialen Randlagen leben oder in der sozialen Mitte, die Möglichkeit haben, Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zu finden. Hier geht es nicht darum, Ordnung zu schaffen, hier geht es darum, den Menschen dort zu helfen, wo sie die Hilfe auch brauchen. Dass Sie Graz als ein Beispiel der Drogenpolitik bringen - na ja also das schauen wir uns jetzt einmal an, was Grün-Schwarz in Graz zustande bringt. Graz hat 375 000 Einwohnerinnen und Einwohner, also deutlich mehr als ein Zehntel von Wien, aber deutlich unter einem Zehntel des Budgets für die Drogenarbeit. Also da ist noch einiges zu tun und vielleicht bringt es hier dann diese Regierung zusammen. So wie Sie die Situation mit den Konsumräumen darstellen, als wäre das eine ausgemachte Sache, ich bin mit den Grazern in einem engen Kontakt, ich nehme an, Sie auch, dann wissen wir es beide, dass es genauso, wie Sie es dargestellt haben, nicht ist.

Wenn Sie hier von deutschen oder Schweizer Städten sprechen und welche Maßnahmen die setzen, dann kann ich Ihnen eines sagen, und das ist etwas, was überall verbrieft und schriftlich ist: Jede, jede Millionenstadt in Europa wäre froh, glücklich und dankbar, wenn sie eine Drogensituation hätte wie es diese Stadt hat. Daher ist auch Ihre permanente Forderung nach einem Konsumraum unangebracht und ich sage Ihnen das jetzt vor allem für das Protokoll, weil wir das ausführlich im Drogenbeirat schon diskutiert haben, weil Konsumräume immer dann schlagend werden, wenn die Drogenpolitik versagt hat und wenn es eine so große offene Suchtszene gibt, dass man sich nicht mehr anders zu helfen weiß. Davon sind wir in Wien dank hervorragender Drogenpolitik und der operativen Drogenpolitik in dieser Stadt meilenweit entfernt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme jetzt in einigen Punkten zum Sozialbereich, zunächst zu Ihrer Rede, Frau Kollegin Antonov. Jetzt verstehe ich und kann nachvollziehen, ich teile es nicht, aber ich kann es nachvollziehen, wenn die Opposition sagt, da hätten wir gerne mehr. Was ich nicht ganz nachvollziehen kann, ist, wenn man der Meinung ist, man hätte gerne mehr und dann schaut man sich nicht einmal diese drei Seiten genau an, denn Sie sagen hier, und ich habe mir zunächst gedacht, das war halt einmal ein Versprecher, aber Sie haben das in Ihrer Rede dann noch ein zweites Mal gesagt, dass die Stadt dem FSW 835 Millionen EUR gibt, dann stimmt das nicht, sondern wie in der ersten Zeile auf dieser Seite zu sehen ist, waren es im Jahr 2007 537 Millionen EUR. Also da verstehe ich nicht, ist die Information zu dicht oder zu wenig? Tatsache ist, hier haben Sie das auch mehrfach falsch wiedergegeben.

Einige Punkte zu den Vorwürfen, die Sie bezüglich der Geschäftsführung des Fonds Soziales Wien gemacht haben, und auch ein paar ganz offene Worte. Na selbstverständlich bin ich informiert, weil Sie es hier so dargestellt haben, es könnte da irgendwas passieren und ich könnte zu wenig informiert sein, natürlich weiß ich, welchen Kollektivvertrag und welche Betriebsvereinbarungen es im Fonds Soziales Wien gibt. Da sowohl die Betriebsvereinbarung als auch der Kollektivvertrag Instrumente des überbetrieblichen Arbeitsrechts sind, wissen wir auch, dass sich das nicht der Geschäftsführer allein ausdenken und sagen kann, es ist so, sondern dass hier immer auf der einen Seite ein Betriebsrat, der, wie wir beide wissen, Ihrer Fraktion angehört oder die Gewerkschaft dem hier auch zustimmen muss. Und was ich überhaupt nicht teile und hier gar nicht Ihrer Meinung bin, ist, dass die Tatsache, dass eine Organisation - wie es der Fonds Soziales Wien ist - für die Umsetzung von Sozialpolitik zuständig ist, deshalb dort keine modernen Managementmethoden sein dürfen. Das teile ich nicht, weil es die Aufgabe ist, die nicht 835 Millionen EUR, weil die sind es nicht, sondern die 537 Millionen EUR effizient einzusetzen, weil das nämlich - genau das, was Sie gesagt haben - Steuergelder sind. Daher ist es selbstverständlich so, dass es Aufgabe der Geschäftsführung ist, genau darauf zu schauen, dass dieses Geld von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern effizient eingesetzt wird, was auch stattfindet. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im FSW sind hervorragende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ich habe immer wieder die Gelegenheit, mit ihnen bei Besuchen von Einrichtungen Gespräche zu führen und ich weiß, dass sie Hervorragendes leisten.

Wenn Sie hier ansprechen, dass es im FSW zwei Klassen von Personal gibt, dann informiere ich Sie darüber, dass es bei der Stadt Wien auch zwei Arten von Personal gibt, nämlich Beamte und Vertragsbedienstete. Und dass es im Bereich der Privatwirtschaft auch immer mehrere Arten von Personal gibt, nämlich zum Beispiel jene, wo ein alter Kollektivvertrag gilt, und für die, die jünger sind, ein neuer Kollektivvertrag gilt. Also ja, es stimmt, aber ja, das findet im Arbeitsleben immer und überall so statt.

Wenn Sie hier beklagen, dass interne Statistiken geführt werden, dann sage ich, dass genau das eine wichtige Grundlage für den effizienten Einsatz der Steuermittel in diesem Bereich ist, damit das genau dort hinfließt, wo es hinfließen muss, nämlich zu den Wienerinnen und Wienern. Wo Sie Ihre Informationen her haben, weiß ich nicht, aber wenn Sie sagen, es gibt kein Supervisionsbudget, dann würde ich Ihnen raten, den Kollektivvertrag zu lesen, weil das ein Kollektivvertrag ist, in dem steht, dass es hier Supervision gibt. Also ich würde eher Ihnen raten, sich zu überlegen, ob die Informationen, die Sie hier bekommen, die richtigen sind. Tatsache ist, mit Neoliberalismus hat das genau so viel zu tun wie diese Debatte jetzt hier mit dem Eislaufen, nämlich genau gar nichts, sondern es geht hier darum, effizient Steuermittel einzusetzen. 

Um auch noch eine Unklarheit aufzuklären: Die Tatsache, warum es so sein muss, dass der Herr Geschäftsführer in all diesen GesmbHs ist, ist der Grund, dass wir natürlich trachten, dass der FSW - ein wesentlicher Teil im operativen Bereich der Stadt Wien - alle In-house-Regeln der Europäischen Union einhält und wir niemals zu einer Marktsituation kommen wollen und daher muss das so sein. Das ist aber auch nichts Neues und wurde schon mehrfach diskutiert.

Frau Kollegin Praniess-Kastner, Sie haben gemeint, das Geld im FSW wäre effizienter einzusetzen. Wo das der Fall sein soll, haben Sie nicht gesagt. Wir haben auch die Frage des betreuten und teilbetreuten Wohnens schon mehrfach diskutiert. Tatsache ist, dass gerade teilbetreutes Wohnen ja ein ganz wichtiger Schritt zur Selbstbestimmung ist und ich selbstverständlich der Meinung bin, dass wir gerade diesen Bereich in Zukunft auch stärker ausbauen werden. 

Die Pflegegeldergänzungsleistung, auch das wissen Sie, wir sind hier Österreich-weit Vorbild. Es gibt kein anderes Bundesland, das eine solche Leistung in dieser Dimension hier auch anbietet. 

Und, Frau Kollegin Smolik, warum wir dem Antrag an den Minister Buchinger bezüglich der Pflegegeldergänzungsleistung in der Form nicht zustimmen, kann ich auch ganz gerne erklären. Deshalb hätte ich mich über eine Zuweisung gefreut, weil ich sehr für eine Österreich-weite Regelung bin, aber dann müssen wir auch über das Geld reden. Nur das steht eben nicht drinnen und das war genau der Grund, warum ich für eine Zuweisung war, damit man genau das noch diskutieren kann. Ich bin sofort für eine Österreich-weite Lösung, aber dann müssen wir auch gemeinsam diese Finanzierung tragen, denn sonst brauchen wir keine Österreich-weite Lösung. Und das war der Grund, warum ich dem in dieser Form hier nicht zustimmen würde.

Lassen Sie mich abschließend einige Punkte noch zur sozialen Lage sagen. Was wirklich wichtig wäre, ist, dass es endlich nach vielen, vielen Jahren zu einer Pflegegelderhöhung kommt. Das ist das, was die Menschen dringend brauchen. Und wenn jetzt hier auf Bundesebene insbesondere vom Finanzminister in Richtung Verlängerung der Amnestie zur 24-Stunden-Betreuung abgelenkt wird, dann ist das ganz genau der falsche Weg.

Kollege Ellensohn, Sie haben darüber gesprochen, dass - er ist jetzt gerade nicht da, gut -, das Thema Armut vor 2000 kein Thema war. Das ist richtig. Aber der Unterschied zwischen Wien und den anderen Bundesländern ist der, dass wir den Menschen die Leistungen geben, auf die sie auch einen Anspruch haben. Denn wenn wir uns im Vergleich dazu anschauen: Wien hat 1,6 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner und 88 000 Sozialhilfebezieher, während es in Oberösterreich mit 1,4 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern rund 6 000 Sozialhilfebezieherinnen und –bezieher gibt. Und das ist nicht deshalb der Fall, weil dort irgendwie die Milch fließt und der Honig, sondern das ist deshalb, weil dort die soziale Kontrolle eine andere ist und weil sehr, sehr viele Mechanismen eingeführt worden sind, damit die Menschen eben nicht zu ihrem Recht kommen. Daher ist die Argumentation, die Sie sozusagen hier immer bringen, was ist die Alternative, schon eine, die man grundsätzlich und wirtschaftspolitisch diskutieren kann. In der Sozialistischen Jugend hätte ich gesagt, so ist der Kapitalismus, ja. Den werden wir jetzt auf kommunaler Ebene nicht abschaffen. Aber das ist schon eine grundsätzliche Frage: Wie ist Wohlstand und wie ist Reichtum in der Gesellschaft verteilt? Aber das, was wir hier tun können, tun wir und wenn wir wissen, dass die Non-take-up-Rate bei der Sozialhilfe in Wien bei uns nicht einmal bei 10 Prozent liegt und in Vorarlberg bei 90 Prozent, dann sieht man, was der unterschiedliche Geist dieser Politik hier ist.

Lassen Sie mich abschließend einen Bereich auch noch aufklären, Frau Kollegin Praniess-Kastner. Sie haben gesagt, dass die freiwilligen Leistungen in der Sozialhilfe zurückgegangen sind. Das ist erstens falsch, weil Sie von 7,4 auf 10 Millionen gestiegen sind. Sie sind aber deshalb nicht mehr gestiegen, weil wir seit dem Jahr 2007 die Drittstaatenangehörigen mit einem Rechtsanspruch in die Sozialhilfe geholt haben und die daher vom freiwilligen Bereich in den Pflichtbereich gewandert sind.

Ich möchte mich abschließend bei den 32 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in diesem wichtigen, lebenswichtigen Bereich Gesundheit und Soziales arbeiten, ganz besonders herzlich bedanken. Wir können stolz darauf sein, in einer Stadt leben und arbeiten zu dürfen, wo alle Menschen unabhängig von ihrem Alter, von ihrer Herkunft, von ihrem Einkommen und von ihrem Geschlecht die beste medizinische Versorgung bekommen. Und wir können stolz darauf sein, dass in Wien niemand vergessen wird, dass in Wien niemand wegschaut, sondern hinschaut und das ist gut so. - Danke schön.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und zum Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich erteile der Frau VBgmin Mag Renate Brauner zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2007 das Schlusswort. Bitte schön.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich nutze eine der wenigen Chancen einer Finanzstadträtin, sich fraktionsübergreifend beliebt zu machen und werde mich bei meinem Schlusswort darauf reduzieren, Sie formell darauf hinzuweisen, dass der Rechnungsabschluss in der Zeit vom 13. bis 20. Juni zur Einsichtnahme durch die Wiener GemeindebürgerInnen aufgelegen ist, dass er gerade jetzt in den letzten beiden Tagen ausführlich erläutert und diskutiert wurde, darf Sie formell auf die Anträge gemäß Seite XXIII der Einleitung hinsichtlich des Rechnungsabschlusses sowie zum Inventar verweisen und bitte Sie um entsprechende Beschlussfassung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: So, geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Wie in der Präsidialkonferenz vereinbart, unterbrechen wir nun zur Vorbereitung auf die Abstimmung der Anträge die Sitzung und ich würde vorschlagen, zuerst einmal mit einer Viertelstunde, um damit auch das Auslangen zu finden.

(Sitzungsunterbrechung von 21.17 Uhr bis 21.34 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: So, meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf, 

Ich frage vorsichtshalber die Freiheitliche Partei, die den längsten Weg durch das Rathaus gehabt hat: Sind von der Freiheitlichen Partei alle Mandatare jetzt hier? (Allgemeine Zustimmung von der FPÖ.) Gut, damit dann nicht jemand sagt, es wurde jemand nicht berücksichtigt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Rechnungsabschluss 2007. 

Abänderungs- oder Gegenanträge wurden nicht gestellt.

Die Anträge der Berichterstatterin zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2007 sind im Rechnungsabschluss auf Seite XXIII abgedruckt. 

Ich lasse zuerst über den aus zwei Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung abstimmen und dann über den Antrag zum Inventar. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die den zwei Antragspunkten zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mit Mehrheit, nämlich mit der SPÖ so angenommen worden. 

Nun bitte ich jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zum Inventar, abgedruckt auf Seite XXIII im Rechnungsabschluss, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Auch hier mit den Stimmen der SPÖ so angenommen. Damit ist der Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2007 angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die eingebrachten Anträge zu Postnummer 1. Und damit es dann leichter ist, sage ich immer die Nummer des jeweiligen Antrags in der Reihenfolge der Einbringung, sage den Antragsteller dazu, den Betreff und von wem er eingebracht wurde.

Der Antrag Nummer 1, eingebracht von der FPÖ, betrifft Gebührenerhöhungsstopp und es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 2, eingebracht von der ÖVP, betrifft Vorberatung des Voranschlags und des Rechnungsabschlusses. Es wurde die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Es ist hiermit einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 3, eingebracht von der ÖVP, betrifft transparente und informationsreichere Darstellung des Rechnungsabschlusses und des Voranschlags. Es ist die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist somit einstimmig angenommen.

Antrag Nummer 4, eingebracht von der FPÖ, betrifft Neuverhandlung eines Grundlagenvertrags für die EU. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 5, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Gender Budgeting. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und den GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Antrag Nummer 6, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die EU-Arbeitszeitrichtlinie. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 7, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 8, eingebracht von der ÖVP, ist die Ausweisung der Ressortbudgetsummen im Voranschlag und im Rechnungsabschluss. Es wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Finanzen verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 9, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines mittelfristigen Budgets inklusive Finanz- und Investitionsplans. Es wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Und dieser Antrag wird einstimmig angenommen.

Antrag Nummer 10, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 11, eingebracht von der ÖVP, kostenloser Eintritt für Begleiter von behinderten Menschen in die Museen der Stadt Wien. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 12, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Novelle des Universitätsorganisationsgesetzes. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 13, eingebracht von den GRÜNEN, Novelle des Universitätsgesetzes, Freigabe der Studiengebühren für Studierende aus Drittländern. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 14, eingebracht von der FPÖ, betrifft Vermittlung von Umweltthemen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 15, eingebracht von den GRÜNEN, Strategische Lärmkarten ist der Betreff und die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 16, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Tierschutz für Fiakerpferde. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 17, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft tierschutzgerechte Taubenreduktion in Wien. Die Zuweisung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von allen Parteien unterstützt und hat damit natürlich die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 18, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Verkauf von Wildabschüssen der Stadt Wien an private Hobbyjäger. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 19, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Ablehnung der Homo-Ehe. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 20, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Erhöhung der Chancengleichheit für Kinder aus sozioökonomisch schwachen Familien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 21 wurde eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Errichtung von Schulsozialarbeit an den Wiener Pflichtschulen. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.

Antrag Nummer 22, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Bestellung von Direktorinnen und Direktoren an Schulen Wiens. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den GRÜNEN und der FPÖ unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 23 wurde zurückgezogen. 

Daher kommen wir zum Antrag Nummer 24, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft raumakustische Sanierung an Wiener Pflichtschulen. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 25, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Änderung der Baurichtlinien zur Verbesserung der Raumakustik an Wiener Pflichtschulen. Hier wurde die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Bildung und Jugend verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen worden.

Der Antrag Nummer 26, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Gratis-Kindergarten. Es wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Bildung und Jugend verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 27, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft mehr Ressourcen für Jugendwohlfahrt. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 28, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Automatenglücksspiele in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antragsteller unterstützt diesen Antrag, damit ist nicht die ausreichende Mehrheit gegeben.

Der Antrag Nummer 29, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Ausbau der Schuldnerberatung, verstärkte Fokussierung auf die Probleme von Jugendlichen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 30, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Schaffung eines verbindlichen Kriterienkatalogs zur Sicherstellung der Barrierefreiheit in Wiener Stadien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 31, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Förderung von Fernwärme. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 32, eingebracht von der FPÖ, betrifft Wohnprojekt „Pankahyttn“. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 33, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft eine bessere soziale und sprachlich kulturelle Durchmischung in Gemeinde- und Genossenschaftsbauten. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird ausschließlich vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 34, eingebracht von der FPÖ, betrifft Wiener Fiakerpferde. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 35, eingebracht von der ÖVP, betrifft Maßnahmen gegen Frauenarbeitslosigkeit. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 36, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Schaffung einer Stabsstelle für Frauenpolitik. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 37, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Entwurf eines Lebenspartnerschaftsgesetzes, keine Gleichstellung mit der Ehe. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 38, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Ausarbeitung und den Beschluss eines ganzheitlichen Integrationsmasterplans für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 39, eingebracht von der ÖVP, betrifft die soziale Durchmischung in Gemeindebauten. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Wohnen und die Geschäftsgruppe Integration wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 40, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher PartnerInnenschaften mit der Ehe. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 41, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Verbesserung des Sexualkundeunterrichts. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 42, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die ökologische Bauweise im Stadtentwicklungsgebiet. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung, Verkehr und die Geschäftsgruppe Wohnen wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.

Der Antrag Nummer 43, eingebracht von der ÖVP, betrifft Nachrüstung aller Straßenbahngarnituren mit Rückspiegeln. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Teilen der GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 44, eingebracht von der ÖVP, betrifft Betrieb der Buslinie 2A. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 45, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einsetzung einer unabhängigen Unfallprüfungskommission bei den Wiener Linien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 46, eingebracht von der ÖVP, betrifft die rasche Anschaffung von Niederflurstraßenbahnen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Und der Antrag Nummer 47, eingebracht von der ÖVP, betrifft das Kleine Glücksspiel. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Umwelt, Finanzen und Kultur wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wird von ÖVP, SPÖ unterstützt, GRÜNE nicht und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 48, eingebracht von der ÖVP, betrifft verstärktes Engagement der Stadt Wien im tertiären Sektor universitärer Einrichtungen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 49, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Modernisierung der Sicherheitseinrichtungen an den Türen der Straßenbahn-Hochflur-
garnituren. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 52, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft nachgehende Betreuung an der ambulanten Psychiatrie. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 53, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft das Angebot des PSD an Übergangspflege. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 54, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Psychiatrieplan für Wien, Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 58, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Sicherstellung der sozialpsychiatrischen Notdienstversorgung in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 59, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einsetzung einer Psychiatriekoordinatorin für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 61, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Nutzung des Freizeitfahrtendienstes für ältere Menschen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 62, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erhöhung des Heizkostenzuschusses in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 63, eingebracht von der ÖVP, betrifft Punks in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der ÖVP unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 64, eingebracht von der ÖVP, betrifft Barrierefreiheit der Selbstablesung der Zählerstände – Klammer: Wien Energie für Menschen mit Behinderung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 65, eingebracht von der ÖVP, betrifft die gesetzliche Verankerung des Werkstätten- und Wohnrates in allen Behinderteneinrichtungen in Wien. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales wird verlangt. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.

Der Antrag Nummer 66, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Einrichtung eines Konsumraumes als Pilotprojekt in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antragsteller unterstützt diesen Antrag und damit ist die ausreichende Mehrheit nicht gegeben.

Der Antrag Nummer 67, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Regelung für einen Heizkostenzuschuss. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 68, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft bundeseinheitliche Regelung für Persönliche Assistenz. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 69, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Erweiterung des Bezieherkreises der Pflegegeldergänzungsleistung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 70, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die barrierefreie Umgestaltung von TownTown. Ein Zuweisungsantrag. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Die Postnummer 2 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2007. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Bei der Postnummer 2 gibt es auch einige Beschluss- und Resolutionsanträge und zwar der Antrag Nummer 50, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Nebenbeschäftigung von ÄrztInnen in den Krankenanstalten und Pflegeheimen des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 51, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Gebarung Unternehmen Wiener Krankenanstaltenverbund. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 55, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Schutzraum für minderjährige PsychiatriepatientInnen in der stationären Erwachsenenpsychiatrie. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 56, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Abschaffung der Netzbetten in der stationären Psychiatrie in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 57, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft eine Eins-zu-eins-Überwachung von fixierten PatientInnen in der stationären Psychiatrie. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Und der Antrag Nummer 60, eingebracht von der ÖVP, betrifft Quartalsberichte der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Die Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das Jahr 2007. 

Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt.

Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. - Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichts des Kontrollamtes der Stadt Wien über das Geschäftsjahr 2007. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Kenesei, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günter Kenesei: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Leider, wie immer, am Ende des Rechnungsabschlusses, zu sehr später Stunde kommen wir zur Vorlage des Tätigkeitsberichts des Kontrollamtes über das Geschäftsjahr 2007. Es hat insgesamt 140 Beiträge gegeben, die in insgesamt sechs Sitzungen behandelt worden sind.

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte, wobei ich darauf hinweisen möchte, dass jeder Debattenbeitrag mit maximal 25 Minuten Redezeit vorgesehen ist.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm. (GR Mag Dietbert Kowarik: Gewechselt! Herr Vorsitzender, ich habe bekannt gegeben, wir haben gewechselt! Ich habe es dem Vorsitz bekannt gegeben!) - Entschuldigung, ich habe das total übersehen.

Zum Wort gemeldet ist also Herr GR Mag Kowarik. Ich bitte um Entschuldigung.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Die Diskussion über die Tätigkeit des Kontrollamtes würde es sich natürlich auch verdienen, zu einer prominenteren Zeit verhandelt zu werden. Es ist leider nicht so. 

Nichtsdestotrotz stehen wir nicht an, uns zuallererst einmal bei den Mitarbeitern des Kontrollamtes zu bedanken. Ich glaube, das ist eine einhellige Meinung des Hauses, dass hier wirklich hervorragende Arbeit geleistet wird. Wir haben den Bericht vorliegen. Es gibt 127 Prüfberichte, wirklich teilweise akribisch gearbeitet, sehr genau gearbeitet. Wie gesagt, von Seiten der Freiheitlichen ein herzlicher Dank an den Kontrollamtsdirektor und seine Mitarbeiter! (Beifall bei der FPÖ, von GR Dr Kurt Stürzenbecher, GR Erich Valentin und GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.)
Dass das Kontrollamt wichtige Arbeit leistet, ist, wie gesagt, selbstverständlich einhellige Meinung unseres Hauses. Man kann generell sagen, Institutionen wie der Rechnungshof und das Kontrollamt sind ganz wichtige Stellen und ganz wichtige Einrichtungen. Wir wissen, jede größere Organisationseinheit hat heutzutage schon eine dementsprechende Kontrolleinrichtung. Es sei auch angemerkt, sowohl Kontrollamt als auch Rechnungshof sind natürlich für die Opposition ganz wichtig, sind Verbündete der Opposition, weil das, was wir eben nur teilweise anreißen können, ganz genau und mit den Unterlagen vor Ort nachgeprüft werden kann. Da kann sich dann herausstellen, dass das, was die Opposition sagt, womöglich nicht stimmt. Auch das soll vorkommen. Es ist ja nicht alles schlecht, was hier passiert. Aber im Gegenteil kann es eben auch passieren, dass das, was die Opposition vorbringt, sehr wohl bestätigt wird.

Das Ergebnis der Arbeit des Kontrollamtes ist natürlich auch für die Stadt Wien ganz wichtig. Es dient und trägt bei zur Optimierung der Arbeit von Magistratsdienststellen und ist aus diesem Blickwinkel, glaube ich, sehr begrüßenswert.

Wir wissen grundsätzlich, dass es noch viele Verbesserungsvorschläge für das Kontrollamt und für die Arbeit des Kontrollamtes gibt. Ich erinnere da an den gemeinsamen Antrag der drei Oppositionsparteien, wo wir einige Verbesserungsvorschläge vorgebracht und uns gewünscht hätten. Leider Gottes ist das mit der Stimmenmehrheit der Sozialdemokraten damals nicht angenommen worden. Es wäre aber trotzdem ganz wichtig, dass solche Einrichtungen in ihrer Wertigkeit emporgehoben werden.

Ganz kurz nur die einen oder anderen Sachen: Es ist interessant, und zwar ist es Tatsache, dass die Veröffentlichung der Berichte erst nach Beschlussfassung geschehen darf. Teilweise hören wir es auch, dass die Herrschaften von der Mehrheitsfraktion - zu Recht, muss man ehrlicherweise sagen - sagen, daraus darf man jetzt noch nicht zitieren, weil es noch keine Beschlussfassung gibt. Das ist so kurios, dass ich hier und jetzt noch gar nicht darüber diskutieren dürfte, nein, darüber diskutieren schon, aber noch nicht daraus zitieren oder daraus vorlesen dürfte, weil Beschlussfassung haben wir ja noch nicht. Die kommt nämlich erst nach den vier Rednern und dann können wir erst den Beschluss fassen.

Das allein zeigt schon, dass das eigentlich nicht wirklich gut zu handhaben ist und dass das geändert gehört. Sobald ein Bericht da ist, glaube ich auch, wäre es an der Zeit, dass er in die Öffentlichkeit kommt, und zwar offiziell. Wie man in den Zeitungen liest, geschieht es trotzdem, warum auch immer, aber ich glaube, da würde man sich nichts vertun. Die Beschlussfassung ist in Wirklichkeit ein rein formales Abstimmungsergebnis. Es wäre selbstverständlich, wenn man das schon vorher veröffentlichen würde.

Natürlich wäre auch eine verpflichtende Nachprüfung, zumindest in den wichtigen Bestandteilen, wichtig, dass automatisch das Ergebnis des Kontrollamtes oder der Bericht des Kontrollamtes evaluiert wird, dass dann nachträglich noch einmal nachgeschaut wird, ob das, was an Vorschlägen vorgebracht wurde, auch wirklich umgesetzt wurde. Wir wissen, es wäre wichtig, auch die Stellung des Kontrollamtsdirektors zu verbessern.

Also es gäbe einige Sachen. Ich möchte jetzt auf Grund der fortgeschrittenen Zeit nicht alles noch einmal ausführen. Sie wissen das und wir von der Opposition hoffen, dass sich auch die Mehrheitsfraktion irgendwann einmal durchringen kann und uns diesbezüglich entgegenkommt. Wie gesagt, es ist auch im Sinne der Stadt.

Ich werde es mir trotzdem nicht nehmen lassen, vielleicht den einen oder anderen Bericht kurz noch in Erinnerung zu rufen. Es gibt, auch das habe ich schon gesagt, sicher sehr viele Berichte des Kontrollamtes, wo festgestellt wird, dass die Arbeit der Magistratsdienststellen sehr gut und in Ordnung ist. Das ist erfreulich. Es gibt aber doch auch einige Berichte, wo genau das Gegenteil der Fall ist. Ich möchte da nur zwei, drei anführen.

Zum Beispiel die Prüfung der MA 28, Prüfung der Umgestaltung des Dornerplatzes: Das war ein Highlight, wenn man es so sagen darf, in den Berichten des Kontrollamtes. Da geht es um die Tiefgarage am Dornerplatz, wo der Platz in drei Abschnitten neu gestaltet wurde, und zwar zuerst 2001 und in weiterer Folge 2005 und 2006 wurden weitere Umgestaltungsmaßnahmen vorgenommen und da wurde das, was 2001 schon hergestellt wurde, leider Gottes wieder abgebrochen. Das wird hier gut berichtet und gut dargelegt, dass das vielleicht nicht die glücklichste Planung ist, um es vorsichtig auszudrücken. 

Natürlich ist in diesem Zusammenhang auch die Klangellipse ein weiterer Höhepunkt, wo festgestellt wird, dass damals die Klangellipse am Dornerplatz als das größte Klangkunstwerk Europas bezeichnet wurde. Da wurden dann alle möglichen Sachen vorgenommen. Was war das in Wirklichkeit? Das steht auch drinnen: „Aus jedem der 14 Klangmonolithe ..." - was auch immer Klangmonolithe sind – „... konnte man entweder das Originalsignal verschiedener Sender oder einen Sinuston beziehungsweise ein Rauschen hören." Interessant dazu auch die nüchterne Feststellung des Kontrollamtes. Jedenfalls fand das Kunstwerk bei der Bevölkerung keinen Anklang. Nicht weiter überraschend. Anfänglich traten sogar Beschwerden auf, da die Nachtruhe gestört wurde. Das ist eine Sache.

Die andere Sache ist natürlich bei solchen Projekten immer, was es kostet. Wir wissen ja, wer das zahlt. Das zahlt der Steuerzahler. Diese Umbauarbeiten sind eine Sache mit 1,97 Millionen EUR und die Aufwendungen allein für die Klangellipse sind 422 000 EUR. Das ist doch ein sehr stolzer Preis für eine Sache, die in Wirklichkeit keiner braucht und auch keiner will! Die laufenden Wartungskosten wurden mit 10 500 EUR im Jahr angegeben. Also ein Beispiel, wie man es nicht machen sollte!

Ein anderer Prüfbericht im Zusammenhang mit der MA 28, Straßenbauvorhaben Landstraße: Auch das ist kurios. Es geht um Umbauarbeiten in der Arndtstraße im 12. Bezirk, unter anderem um die Errichtung von Radfahranlagen. Da ist die Stadt Wien immer besonders stolz darauf, dass da sehr viel gemacht wird. Wir sind leider Gottes nicht immer ganz glücklich. Zu dem, was das Kontrollamt festgestellt hat, muss ich dazusagen, das Kontrollamt ist immer um eine feine Formulierung bemüht. Das adelt das Kontrollamt natürlich auch. Man weiß dann schon, welche Worte was bedeuten, wenn man sich länger damit befasst. Geschrieben steht: „Zwischen den Magistratsabteilungen 28 und 46 fand im Zuge der Planung eine nur sehr eingeschränkte Koordination statt." - Leute, die öfters Kontrollamtsberichte lesen, wissen, was damit gemeint ist. Es gibt erhebliche Mängel in der Planung. Leider Gottes wurden unnötigerweise, wie das Kontrollamt feststellt, Parkplätze vernichtet. Ganz interessant auch bei den Radfahranlagen, die dort gebaut wurden, unter anderem ein Einrichtungsradweg, der mit einer Breite von 2,40 m vorgesehen war. Interessante Feststellung des Kontrollamtes, dass in den Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen für einen Radweg mit Einrichtungsverkehr eine Regelbreite von 1,60 m bis 2 m vorgesehen ist und in dieser Richtlinie für einen Einrichtungsradweg mit der Breite von 2,40 m eine Leistungsfähigkeit von 2 400 RadfahrerInnen pro Stunde gegeben ist. Das schaue ich mir an, ob das in der Arndtstraße tatsächlich der Fall ist, dass es dort wirklich notwendig ist, dass man so einen breiten Radweg baut. 2 400 Radfahrer werden dort in der Stunde wohl kaum vorbeifahren. 

Logische Folge, auch das wird natürlich im Kontrollamtsbericht angemerkt, die Errichtung des Radfahrstreifens und des überdimensionierten Einrichtungsradwegs führt dort zwangsweise zur Verringerung der Parkstreifen- und Fahrbahnstreifenbreiten. Also auch das ist nicht ganz glücklich. Wieder ein Beispiel, wie es nicht sein soll! Es wird dann noch angemerkt, die Rede ist von widersprüchlichen Plandokumenten in der Planung und so weiter und so fort.

Auch ein Bericht, der sehr interessant war, bezüglich der International Theatre BetriebsGesmbH. Sie wissen, auch das war interessant. Da wurden bei der Erfassung der Einnahmen erhebliche Mängel festgestellt. Es wurden auch wiederholt die behördlich genehmigten Besucherinnenkapazitäten oder Besucherkapazitäten bis zum Dreifachen überschritten. Auch das hat für große Aufregung gesorgt. Auch das ist ein Beispiel, wie wichtig die Arbeit des Kontrollamtes ist, dass das hier nachgewiesen und, wie gesagt, in akribischer und genauer Arbeit dann tatsächlich dargelegt wurde, wem man dann besser keine Förderungen zukommen lassen sollte.

Das Letzte, wir haben es im Zuge des Rechnungsabschlusses schon öfters angesprochen, die Prüfungen der Stadt Wien - Wiener Wohnen beziehungsweise der HausbetreuungsGesmbH: Auch da darf ich nur noch kurz auf den Kontrollamtsbericht selbst verweisen. Auch akribisch aufgelistet, wie es eigentlich nicht geschehen soll, insbesondere bei der Anschaffung von Dienstwagen und wieder ein Beispiel für die höfliche Ausdrucksweise des Kontrollamtes. Das lese ich noch vor: „Bei den Ausschreibungen des Fuhrparks und der Reinigungsmittel wurde aus Sicht des Kontrollamtes der Wettbewerb nicht in den Vordergrund gerückt." - Also fein umschrieben. Wir wissen, was damit gemeint ist. 

Wir danken, wie gesagt, noch einmal, auch zu später Stunde dem Kontrollamt für die Arbeit und hoffen auf weitere gute Zusammenarbeit! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Natürlich möchte auch ich im Namen der Grünen Fraktion zunächst einmal dem Kontrollamt, dem Direktor und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die umfassende Arbeit, die sie im Laufe des letzten Jahres abgeliefert haben, danken! 140 Geschäftsstücke mit, ich weiß gar nicht, wie vielen Seiten und 140 Geschäftsstücke, mit denen wir uns eigentlich im Detail wirklich mit jeder Seite befassen müssten. Nicht nur, weil viel Kritik und viele Empfehlungen, sondern auch weil viel Wissenswertes darin ist. Wenn Sie so einen Bericht des Kontrollamtes lesen, bekommen Sie gleichzeitig auch einen hervorragenden Überblick über die Dienststellen der Stadt Wien. Allein deswegen wäre es schon wert, hier alle Berichte genauestens zu lesen und nicht spät am Abend abzuhandeln. 

Aber es ist in der Präsidiale vereinbart worden, dass wir uns heute nicht beschweren, dass das Kontrollamt zu so einem späten Zeitpunkt behandelt wird. Der Kollege Schuster hat mehr oder minder angedeutet, dass ab dem nächsten Jahr das Kontrollamt der erste Tagesordnungspunkt vor dem Rechnungsabschluss sein wird. Das finde ich hervorragend und deswegen schimpfe ich heute auch nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Nur dieser Hinweis, Entschuldigung, das stimmt jetzt nicht. Ich habe es nicht angedeutet. Es liegt nicht in meiner Möglichkeit.

GRin Mag Waltraut Antonov (fortsetzend): O je, habe ich Sie falsch verstanden! Aber das hängt vielleicht damit zusammen, dass die SPÖ ein bisschen ein Problem mit Kritik hat. Ich habe mir nach dem Rechnungsabschluss auch überlegt, was da jetzt der Unterschied ist. Sie werden sich auch beim Kontrollamt bedanken. Der Herr Reindl wird wieder herauskommen und sich beim Kontrollamt für die hervorragende Mitarbeit und für die Kritik und für die Empfehlungen bedanken. 

Nach zwei Tagen Rechnungsabschluss, wo wir von der Opposition eigentlich nur gehört haben, in Wien ist alles ganz super, es gibt überhaupt keine Fehler, das gibt es nicht und unsere Kritik ist sowieso unberechtigt, wundere ich mich. Wie kann man da auf der einen Seite danken? Weil wenn es keine Fehler gibt, dann könnte das Kontrollamt eigentlich auch keine Fehler finden. Oder sind das irgendwie virtuelle Fehler? Oder hat sich das Kontrollamt das ausgedacht? Was ist das dann eigentlich? Da verstehe ich dann natürlich Ihr Problem. Sie müssen jetzt für etwas danken, was es gar nicht gibt! Ist das jetzt ein virtueller Dank oder ein tatsächlicher Dank? Ich weiß es eigentlich nicht! 

Die Berichte, die wir heuer bekommen haben, waren wieder sehr aussagekräftig. Es waren Berichte darunter, die meines Erachtens nach wirklich ernsthafte Konsequenzen fordern, und es waren Berichte darunter, wo man sagen kann, da ist ein Bedarf, etwas nachzubessern oder etwas zu verändern. Das ist soweit gut und schön. 

Aber was machen Sie mit diesen Berichten? Meines Erachtens nach machen Sie damit genau gar nichts! Sie von der SPÖ nehmen die Berichte zur Kenntnis, lassen das über sich ergehen, Augen zu und durch und es passiert nichts! Meistens ist es sogar so, dass Sie sich nicht einmal im Kontrollausschuss wirklich an einer Debatte beteiligen! (GRin Barbara Novak: Wie bitte? - GR Heinz Vettermann: Das stimmt doch nicht!) Nein, Entschuldigung, heuer hat es eine Ausnahme gegeben! Heuer haben Sie mich überrascht. Heuer haben Sie mich tatsächlich überrascht, liebe KollegInnen von der SPÖ, und zwar, als es um die Hausbetreuung gegangen ist. Da war ich gerade schockiert, als sich der Kollege Harwanegg zum Wort gemeldet und dort eine Wortmeldung gemacht hat, wo ich gedacht habe: Wieso hat er meine Vorbereitung? Das war kritisch, als wäre es von der Opposition gewesen. Es ist um die Hausbetreuung gegangen, wo ziemlich viel im Argen gelegen ist. Man konnte beobachten, als der Vertreter dort seine Stellungnahme abgegeben hat, habe ich das Gefühl gehabt, den halten die Kollegen von der SPÖ an der ausgestreckten Hand. Dann hat er seine Meldung gemacht und nach dieser Meldung hat die SPÖ noch die Hand aufgemacht und ihn bildlich gesprochen fallengelassen. (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt doch gar nicht!) 
Was ist dann weiter passiert? Ja, das frage ich Sie, Herr Reindl! Vielleicht kommen Sie dann heraus und erklären uns, was wirklich passiert ist! Da hat es massive Vorwürfe gegeben. Da haben Sie selbst heftige Kritik an dieser ganzen HausbetreuungsGesmbH und an der Geschäftsführung geübt. Und was ist passiert? Welche Empfehlungen des Kontrollamtes sind umgesetzt worden? Wir wissen es nicht! Ich hoffe, Sie wissen es wenigstens! Wenn Sie es wissen, kommen Sie bitte heraus und erzählen Sie uns davon! Das ist nämlich schon sehr interessant! (GR Mag Thomas Reindl: Ich bin nicht der Wohnbaustadtrat!)
Vielleicht kann dazu der Herr Wohnbaustadtrat Stellung nehmen. Das ist überhaupt so eine Sache mit den Stadträten und mit den Stadträtinnen. Da bekommen die Stadträte und Stadträtinnen Berichte vorgelegt, die sie zur Kenntnis nehmen und dann passiert wieder nichts! (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Das stimmt nicht!) Wenn nicht zufällig irgendwelche Äußerungen an das Kontrollamt kommen, dann wissen wir auch nichts. Dann können wir wieder einmal anfragen, ob sich etwas geändert hat oder doch nichts geändert hat. In den meisten Fällen ändert sich eh nichts! Das verstehe ich wieder in der SPÖ-Logik. Wo es keine Fehler gibt, kann man auch nichts verbessern! Das hat natürlich schon eine durchgehende Logik! (GR Heinz Vettermann: Das sagt ja niemand!) Nur stimmt sie leider nicht! Das ist falsch! 

Eigentlich müsste es schon längst eine Berichtspflicht für die StadträtInnen geben. Das wäre etwas, wo man wirklich sagen kann, die Kontrolle hat Hand und Fuß. Wenn es einen Bericht gibt und darin Empfehlungen stehen, die meistens sehr konkret sind, dann müssten von mir aus nach Ablauf eines Jahres, oder sollen es 18 Monate sein, was auch immer, nach Ablauf einer bestimmten Frist, die StadträtInnen verpflichtet sein, zu berichten, welche Empfehlungen umgesetzt worden sind, welche nicht umgesetzt worden sind und warum nicht. Da würde ich dann sagen, das ist eine Kontrolle, die wirklich Biss hat und die auch etwas bewirkt. 

Auch sehr sinnvoll würde ich finden, wenn wir zumindest im Kontrollausschuss, wenn schon nicht im Gemeinderat, wirklich über Empfehlungen diskutieren würden, wenn wir nicht einfach nur Meinungen austauschen, sondern wenn wir sagen würden, da ist folgender Fehler aufgedeckt worden, das Kontrollamt gibt dazu eine Empfehlung ab, schauen wir uns diese Empfehlung an, ob das eine Empfehlung ist, der wir uns in dieser Form anschließen wollen, können, sollen, wie auch immer, oder ob das eine Empfehlung ist, die wir aus unterschiedlichen Überlegungen nicht umsetzen wollen. Das wäre in meinen Augen eine inhaltliche Auseinandersetzung mit Kontrollberichten. Da würde die Kontrolle dann Sinn machen. Da würde die Sisyphusarbeit des Kontrollamtes Sinn machen. Das, was Sie mit der Kontrolle machen, ist eigentlich eine Verhöhnung der Arbeit des Kontrollamtes! Tut mir leid, ich muss das jetzt so formulieren! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die Veröffentlichung der Berichte: 140 Geschäftsstücke. Es ist völlig klar, dass man heute und hier nicht 140 Geschäftsstücke besprechen kann. Nicht bei 25 Minuten Redezeit. Ich fürchte, es würde auch nicht gelingen, wenn der Kollege Schuster einschläft und ich zwei Minuten länger reden kann. Ich würde es nicht schaffen. Aber es wäre wichtig, sie ausführlich zu diskutieren. 

Mein Vorredner hat es auch schon gesagt: Warum wird das nicht so gestaltet, wenn ein Kontrollbericht erscheint, kommt er in den Kontrollausschuss und sofort in eine Gemeinderatssitzung? Dann hätten wir immer nur ein paar Berichte auf einmal und könnten auch wirklich darüber diskutieren. Das würde gar nicht schaden. Warum werden die Berichte nicht veröffentlicht? 

Vor genau einem Jahr, am 26. Juni 2007, hat der Kollege Reindl hier gesagt: „Es ist richtig, dass wir uns bei der Veröffentlichung der Berichte nicht wünschen, dass die Berichte erst heute mit der Kenntnisnahme öffentlich werden, sondern dass wir uns das schon wünschen würden, wenn die Prüfungen in den Kontrollausschuss kommen beziehungsweise den Fraktionen zugehen." - Das war am 26. Juni 2007. Das ist ein Jahr her. Jetzt frage ich mich: Wenn die Mehrheitsfraktion sich wünscht, dass die Berichte veröffentlicht werden und ein Jahr später ist noch immer nichts passiert, was ist denn das, bitte? Warum geht da nichts weiter? 

Von den ominösen Gesprächen auf Klubebene hören wir schon lange. Jetzt haben schon erste Gespräche stattgefunden. Man hat sich schon gegenseitig gefragt: Was würdest denn du gern besprechen und was hättest du einzubringen und welche Änderungen schweben euch vor? Ich weiß nicht genau, wann es da weitergeht. Wenn es mit diesem rasanten Tempo weitergeht, dann muss ich mich noch mindestens vier Mal in den Gemeinderat wählen lassen, damit ich die Umsetzung dieser Forderungen erlebe! (GR Mag Thomas Reindl: Keine Drohungen, bitte!) Das ist aber kein Zustand. Das bedeutet nicht, dass Sie die Kontrolle ernst nehmen. Viele Anregungen und Forderungen, die wir betreffend die Reform der Kontrolle gemeinsam mit allen Oppositionsparteien hier gestellt haben, haben Sie im Gemeinderat abgelehnt, haben Sie im Landtag abgelehnt, haben Sie im Sonderlandtag abgelehnt und haben immer wieder auf diese Gespräche auf Klubebene verwiesen. Die haben zumindest angefangen und ich hoffe, dass sie auch irgendwann beendet werden, und zwar mit einem Resultat. 

Sie haben die Möglichkeit zu zeigen, dass Sie die Kontrolle ernst nehmen, dass es nicht virtuelle Berichte sind, das es keine virtuelle Kritik ist. Es ist eine Möglichkeit zu zeigen, dass Sie Fehler erkennen können, nämlich Fehler, die im System liegen, und dass Sie auch fähig sind, Fehler zu verbessern. Leider gibt es oft nichts, was erkennen lässt, dass diese Fähigkeit da ist! Das würde ich mir eigentlich wünschen. So, wie die Kontrolle jetzt gestaltet ist, ist es eigentlich wirklich nur das zahnlose Krokodil, das immer wieder einmal auftauchen darf und dann sagt der Kasperl: „Danke!", und geht wieder. Das kann es nicht sein! 

Ich hoffe, das wir nächstes Jahr als ersten Tagesordnungspunkt, noch vor dem Rechnungsabschluss, die Kontrollamtsberichte diskutieren werden. Ich hoffe, dass es nächstes Jahr eine Reform der Kontrolle gegeben haben wird und dass wir uns nächstes Jahr bei der Mehrheitsfraktion bedanken können, dass sie dieser Reform zugestimmt hat! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes: Ich habe mir vorhin eigentlich gedacht, dass die Bezeichnung „Kontrollamt" für das Kontrollamt gar nicht die richtige ist. Das „Amt" klingt ein bisschen muffig, klingt ein bisschen nach Ärmelschonern, verstaubt. Ich glaube, es müsste besser heißen „Controllingdepartment", weil das Kontrollamt der Stadt Wien ist durchaus etwas Modernes, etwas, glaube ich, das sehr dynamisch ist und das genauso in der Privatwirtschaft seinen Mann stellen würde. Man kann Dr Hechtner und seinem Team für die tiefgründige Berichterstattung und die großartige Arbeit mit 140 Berichten im Namen der Stadt Wien wirklich nur danken! Danke schön, Herr Doktor! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Trotzdem müssen wir noch über das Kontrollamt reden, meine Damen und Herren. Es ist ein unglaublich interessanter Ausschuss, darf ich nach einigen Jahren in diesem Haus sagen, weil es breit gefächert ist, weil man sehr viel lernt. Man lernt quasi die Höhen und Tiefen der Verwaltung aus den verschiedensten Blickwinkeln und die dazugehörige politische Verantwortung oder Nichtverantwortung kennen. Die Berichte des Kontrollamtes sind teilweise wirklich sehr spannend zu lesen. Die Art mit der feinen Klinge, was wir schon gehört haben, stimmt. Manchmal würde ich es mir aber trotzdem wünschen, dass es eine um eine Spur schärfere und prägnantere, nicht so sehr verklausulierte Klinge ist. Aber eine feine ist es auf jeden Fall, meine Damen und Herren! 

Was waren sozusagen die Thriller der letzten Saison? Einige haben wir heute schon gehört. Ich darf nur an weitere erinnern. Man kann bei 140 um diese Nachtzeit sowieso nur mehr ein paar aufzählen: 

Da war etwa der Bericht über die Monopolstellung einer Firma Gewista in Bezug auf die Werbeflächen der Stadt Wien. Das war in manchen Punkten durchaus nicht ganz unkabarettistisch zu sehen. 

Da war die Prüfung der Generalsanierung der Hauptfeuerwache Döbling. 

Da war die Prüfung der Vereinigten Bühnen Wien GesmbH. 

Da war die Prüfung der Überwachung der Einhaltung der Kontrollmaßnahmen nach dem Parkometergesetz. 

Da war die Prüfung des International Theatre.

Da war die heute schon erwähnte Hausbetreuung mit dem geradezu Outing eines Kollegen von der SPÖ. 

Also da passiert schon einiges im Kontrollamtsausschuss. Das ist enorm spannend. Ich kann dem einen oder anderen für den Urlaub empfehlen, das vielleicht an Stelle eines Thrillers einmal zur Hand zu nehmen. 

Einziges Problem ist, Bestseller werden es letzten Endes nie, weil die rechtzeitige Veröffentlichung fehlt. Jahre danach ist das beste Buch quasi zum Vergessen verurteilt. Ich möchte das heute gar nicht mehr allzu sehr ausführen. Das ist von den Kollegen und Kolleginnen davor schon gekommen. 

22.30 Uhr, wir sind übrigens heute eine halbe Stunde später dran, als vor einem Jahr. Weil da hat, wie ich im Protokoll nachgelesen habe, der Kollege Kenesei genau um die Zeit begonnen. Jetzt ist es noch einmal um eine halbe Stunde nach hinten gerückt. Da kann nun wirklich keiner in diesem Haus meinen, dass das noch eine besonders aufregende Diskussion wird und man in 25 Minuten über 140 Kontrollamtsberichte drübergeht! Das schaffen wir nicht einmal im Vorlesen! 

Ich glaube, das ist etwas, Kollege Reindl, das durchaus zu diskutieren ist. Selten ist die Opposition so einmütig einer Meinung, was die Reformierung verschiedener Dinge, was das Kontrollamt betrifft. 

Ich sage auch noch einmal Stichwort „Veröffentlichung der Berichte", Stichwort „Konsequenzen". Es ist wirklich schade, im Sinne dessen, was ich anfangs über die Leistungen des Kontrollamtes gesagt habe, wenn die Konsequenzen zum Teil versickern. Da bin ich nicht ganz der Meinung von der Kollegin Antonov, dass alles unter den Tisch gekehrt wird und gar keine Konsequenzen gezogen werden. Das ist von Ressort zu Ressort sehr unterschiedlich. Kollege Kenesei hat das vorletztes Jahr so formuliert, es gibt auf der einen Seite Stadträte, wo einiges umgesetzt wird, es gibt Stadträte, die zumindest so tun, als würden sie Anregungen des Kontrollamtes umsetzen und es gibt die dritte Kategorie, die das schlicht und einfach negieren und quasi schon fast als persönliche Beleidigung betrachten, wenn das Kontrollamt kritisiert. Also man kann es nicht über einen Kamm scheren und sagen, es wird gar nichts umgesetzt. Es ist durchaus eine Menge, was umgesetzt wird.

Es gibt dann auch immer die Nachprüfungen und die Nachschau des Kontrollamtes. Da sieht man dann, was herauskommt. Aber natürlich würden wir uns eine stärkere Verbindlichkeit der Berichte und der Konsequenzen, vielleicht verbunden mit einer Berichterstattung der zuständigen Ressortleiter, wünschen. Ich denke, da ist noch einiger Besserungs- und Verbesserungsbedarf für die Zukunft und vor allem für die Verhandlungen über die Geschäftsordnung da. Es wäre natürlich ideal, wenn wir es noch in diesem Jahr oder zumindest bis zum Rechnungsabschluss nächsten Jahres schaffen würden, dass das alles bereits seine Gültigkeit hat. 

In einem zweiten Punkt bin ich nicht ganz hundertprozentig der Meinung der Kollegin Antonov gewesen. Ich sehe schon, gerade im letzten Jahr, ein bisschen Bewegung bei der SPÖ, durchaus wohlwollend und positiv von mir geäußert. Ich glaube, dass man sich stärker mit den Berichten beschäftigt, dass man durchaus bereit ist, selbst etwas aufzunehmen oder zu kritisieren. So sollte es letztendlich auch sein. Ich habe es hier schon einmal an dieser Stelle gesagt, die Kontrollamtsberichte sind keine Pflichtübungen, sondern ganz im Gegenteil, das sind sehr wertvolle Anleitungen zur Führung der Verwaltung der Stadt Wien. Dazu würde aber auch gehören, dass wir, wie gesagt, aus den Berichten tatsächliche Konsequenzen ziehen.

Meine Konsequenz des späten Beginns der Diskussion ist, dass ich Sie sozusagen nicht mehr länger belästige. Jetzt steht nur mehr der Kollege Reindl zwischen Ihnen und der Nachtruhe, meine Damen und Herren! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN. - Allgemeine Heiterkeit.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Womit schon angekündigt wurde, als Nächster zum Wort gemeldet ist Kollege Reindl. Aber es gibt noch ein Schlusswort vom Kollegen Kenesei, auf das wir auch alle warten werden. 

Kollege Reindl hat das Wort.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Danke für den Steilpass. Ich habe ihn erlaufen und ich hoffe, ich werde ihn auch einnetzen. 

Die jetzige Berichtsperiode war bereits wie die letztjährige Berichtsperiode mit 140 Berichten sehr umfassend. Ich habe einmal kurz überschlagsmäßig gerechnet, wir haben uns wahrscheinlich, plus/minus ein paar Stunden, rund 30 Stunden über die Berichte im Kontrollausschuss unterhalten, gemeinsam mit den Stadträten beziehungsweise auch miteinander. Ich glaube also, dass man hier durchaus nicht sagen kann, wie die Kritik vor allem von grüner Seite gekommen ist, dass wir uns die Berichte nicht ansehen und sie nicht diskutieren, sondern im Gegenteil, ich finde, im Ausschuss haben wir, auch über alle Parteigrenzen hinweg, ein sehr gutes Klima. Es geht manchmal auch ein bisschen härter zu, das liegt aber in der Natur der Sache. Ich finde das aber auch okay, dass man halt zu verschiedensten Berichten auch unterschiedliche Auffassungen hat.

Ich stimme mit meinen Vorrednern überein, dass der Kontrollausschuss die beste Schule ist, um den Magistrat kennenzulernen, sowohl von der sehr positiven Seite, weil natürlich sehr viele Berichte sehr positiv sind und der Magistratsverwaltung ein ausgezeichnetes Zeugnis ausstellen, aber dass halt dort, wo Menschen arbeiten, auch Fehler passieren und natürlich entsprechende Konsequenzen gesetzt werden. Frau Antonov, ich kann mich nicht erinnern, dass von meiner Fraktion jemals gesagt wurde, es gibt in der Arbeit hier im Hause keine Fehler!

Wer keine Fehler macht, lernt nicht! Das ist ein Grundsatz, den schon die Kinder verstehen. Das gilt auch für uns Erwachsene. Ich bin schon der Meinung, dass Fehler erlaubt sein müssen. Nur wenn in der täglichen Arbeit Fehler passieren, entwickelt man sich weiter. Wenn man keine Fehler mehr macht, ist man ein Computer und das, glaube ich, wollen wir auch nicht haben. Der Unterschied, der uns vielleicht trennt, ist, dass Sie in Fehlern prinzipiell etwas Negatives sehen, was ich nicht mache, weil ich anerkenne, dass es bei 80 000 Beschäftigten im Hause bei einer komplizierten Rechtsgebung, bei komplizierten Verfahrensabläufen auch dazu kommen kann, dass Fehler passieren. Aber wichtig ist, dass wir die Fehler aufnehmen, das passiert auch, und dass die Fehler verbessert beziehungsweise korrigiert werden. 

Ich möchte auch zurückweisen, dass unsere Stadträte die Kontrollamtsberichte nicht ernst oder nicht für voll nehmen. Das Gegenteil ist der Fall. Unsere Stadträte setzen sich intensiv und genau mit den Kontrollamtsberichten auseinander. Sie können sicher sein, dass jeder Bericht auch ein entsprechendes Schwergewicht in der Geschäftsgruppe hat, wenn es um Umsetzungen geht.

Ich bin ein bisschen darüber erstaunt, Frau Antonov, dass Sie sagen, wir hätten jemanden im Kontrollausschuss fallengelassen. Wir sind nicht in der Position, jemanden zu halten oder fallen zu lassen (GRin Mag Waltraut Antonov: Na ja! Na ja!), sondern wir haben dort Kritik geübt, wo wir Kritik für gerecht finden! Das haben wir gesagt. Das haben wir gemacht. Dass wir keine Freude mit dem Bericht zur HausbetreuungsGesmbH gehabt haben, haben Sie auch mitbekommen. Es war ja nicht zu übersehen. Die notwendigen Schritte, die dort gesetzt werden, sind eingeleitet. Es wird ein Umsetzungsprogramm geben. Wir werden sehen, was dann in der Zukunft Weiteres passiert. 

Auch was die Verbesserung betrifft, haben wir uns darauf verständigt, dass wir eine Verfassungsänderung abwarten wollen. Dazu stehe ich auch. Dazu sind wir aber auch immer zu Vorgesprächen bereit. Ich kann halt nur an die Klubobleute appellieren, dass man hier ein entsprechendes Tempo an den Tag legt, dass nämlich die Wünsche, die wir haben, und da stehe ich schon auch zur Veröffentlichung, umgesetzt werden. Ich würde es lieber auf der Homepage des Kontrollamtes lesen, bevor ich es auf der Homepage von den GRÜNEN lese, wo Sie eigentlich - wie soll ich sagen? - ein bisschen einen sehr lockeren Umgang mit der Stadtverfassung haben und die Berichte veröffentlichen. Aber das haben wir eh schon hunderte Male diskutiert, das will ich nicht noch einmal diskutieren.

Eine wesentliche Funktion des Kontrollamtes, meine Damen und Herren, ist aber nicht nur die Überprüfung, sondern auch die Beratung. Wenn ich mir den Prüfbericht des KAV über die Periode 2000 bis 2006 ansehe, muss ich sagen, ein Unternehmensberater hätte es nicht besser machen können - da waren wir, glaube ich, im Ausschuss auch einer Meinung -, nur mit dem Unterschied, dass bei diesem KAV-Bericht das Kontrollamt mit seinen Mitarbeitern - unter Anführungszeichen - unentgeltlich zur Verfügung gestanden ist und so dem KAV hunderttausende Euro an Geld erspart hat, die für diese Beratung bezahlt hätten werden müssen. Bereits während der Berichterstellung und der Fertigfassung des Berichtes, bis er in den Kontrollausschuss gekommen ist, wurden unendlich viele Maßnahmen umgesetzt und unendlich viele Maßnahmen gesetzt, damit die kritisierten Punkte der Vergangenheit in der Zukunft nicht mehr passieren.

Ich glaube, insgesamt gesehen können wir stolz auf unser Kontrollamt sein. Auch der Herr Rechnungshofpräsident lobt bei jeder Gelegenheit das Kontrollamt als eine Institution in Österreich, die vorbildlich ist. Es ist die größte neben dem Rechnungshof existierende Prüforganisation. Ich glaube, wir können auch als Gemeinderat stolz darauf sein, dass Herr Dr Hechtner als Direktor mit 

einem hervorragenden Expertinnen- und Expertenteam hier eine sehr gute Arbeit im Interesse von uns allen, aber auch im Interesse von allen Wienerinnen und Wienern und den Steuerzahlern leistet! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Zum Abschluss möchte ich noch ein bisschen auf ein, zwei Punkte hinweisen, wo die Diskussion ist, ob diese Empfehlungen, die vom Kontrollamt getätigt werden, umgesetzt werden oder nicht. Einerseits haben wir heuer sehr viele Berichte gehabt, nämlich Nachprüfungsberichte, wo das Kontrollamt bewusst Berichte, die gelegt wurden, eine gewisse Zeit später, ein Jahr oder auch zwei Jahre später, überprüft hat, was mit dem Bericht passiert ist. Die haben wir auch alle diskutiert. Das Weitere ist, dass es auch die Dreimonatsstellungnahmen der geprüften Abteilungen gibt, wo ganz klar darauf hingewiesen wird, was umgesetzt wurde beziehungsweise, was nicht umgesetzt wurde und warum es nicht umgesetzt wurde.

Abschließend nochmals Danke allen, die im Kontrollausschuss sehr aktiv mitarbeiten, Dank dem Kontrollamt für die tolle Arbeit! Wir haben im Herbst die nächsten Sitzungen und ich bin mir sicher, wird werden wieder sehr viele Berichte, gute wie auch sehr gute, zu lesen bekommen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter, der Vorsitzende des Kontrollausschusses, hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günter Kenesei: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Auch ich von meiner Position her, als Vorsitzender in der jetzigen Phase, möchte mich beim Kontrollamtsdirektor bedanken. Es ist eine wichtige und wesentliche Einrichtung in der Stadt, die hier gegeben ist. 

Nur als kurze Anmerkung, es wäre schön, wenn alle Anregungen und Hinweise auch umgesetzt werden. Das haben wir in den Debattenbeiträgen schon gehört. Leider gibt es einige Geschäftsgruppen, die das nicht so sehen. Nichtsdestotrotz bin ich optimistisch, dass auch diese diesen Lernprozess noch erfolgreich abschließen werden. 

In diesem Sinne danke ich für alle Debattenbeiträge und ersuche um Zustimmung zum Tätigkeitsbericht. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und von GR Mag Dietbert Kowarik.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Ich schließe die 35. Sitzung des Gemeinderats und freue mich, dass wir uns morgen wiedersehen werden. 

(Schluss um 22.44 Uhr.)
